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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der neu gefassten Bankenrichtlinie
 und der neu gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie

 A.  Problem und Ziel

 In  ihrem  Finanzdienstleistungsaktionsplan  aus  dem  Jahr  1999  nennt  die  Kom-
 mission  der  Europäischen  Gemeinschaften  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  zur
 Vollendung  des  Binnenmarktes  für  Finanzdienstleistungen  erforderlich  sind.
 Darin  wird  im  Hinblick  auf  die  Überarbeitung  der  Eigenkapitalvorschriften  im
 Baseler  Ausschuss  für  Bankenaufsicht  und  die  für  2004  zu  erwartenden  Ergeb-
 nisse  eine  Richtlinie  mit  neuen  Eigenkapitalvorschriften  für  Kreditinstitute  und
 Wertpapierhäuser angekündigt.

 B.  Lösung

 Dem  Gesetzentwurf  liegt  die  neu  gefasste  Richtlinie  2000/12/EG  des  Europäi-
 schen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  März  2000  über  die  Aufnahme  und
 Ausübung  der  Tätigkeit  der  Kreditinstitute  (Bankenrichtlinie)  und  die  neu  ge-
 fasste  Richtlinie  93/6/EWG  des  Rates  vom  15.  März  1993  über  die  angemessene
 Eigenkapitalausstattung  von  Wertpapierfirmen  und  Kreditinstituten  (Kapital-
 adäquanzrichtlinie)  zugrunde.  Gegenstand  des  Gesetzentwurfs  ist  die  Erfassung
 von  Risiken,  die  Banken  und  Wertpapierhäuser  bei  der  Kreditvergabe  und  ihren
 sonstigen Geschäften eingehen. Die neuen Regelungen sehen vor:

 –  die  nach  den  jeweiligen  Risiken  differenzierten  Kredite  und  anderen  Ge-
 schäfte zu erfassen,

 –  eine  individuelle  Risikoeinstufung  der  Kreditnehmer  und  Vertragspartner  zu
 ermöglichen,

 –  Risikomesssysteme zu entwickeln und entsprechend einzusetzen,

 –  von  diesen  Kriterien  den  erforderlichen  Grad  der  Unterlegung  mit  Eigen-
 kapital abhängig zu machen,

 –  Anreize  zu  geben,  Risikomanagementsysteme  kontinuierlich  weiterzuent-
 wickeln,

 –  durch  erhöhte  Offenlegungspflichten  für  mehr  Transparenz  und  Marktinfor-
 mationen zu sorgen und

 –  damit zu einer größeren Stabilität an den Finanzmärkten beizutragen.
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C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Zusätzliche  Haushaltsausgaben  sind  infolge  der  Durchführung  des  Gesetzes
 nicht zu erwarten.

 2. Vollzugsaufwand

 Infolge  der  Umsetzung  des  Gesetzes  entsteht  beim  Bund  kein  Vollzugsaufwand.

 E.  Sonstige Kosten

 Bund,  Länder  und  Gemeinden  werden  durch  das  Gesetz  nicht  mit  Kosten  belas-
 tet.

 Im  Rahmen  der  Finanzierung  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsauf-
 sicht  (BaFin)  werden  den  über  die  Umlage  zur  Finanzierung  herangezogenen
 Unternehmen  der  Finanzbranche  infolge  zusätzlicher  Aufsichtsmaßnahmen  zur
 Sicherstellung  der  Implementierung  der  Risikomessverfahren  und  durch  die  Er-
 stattung  der  Prüfungskosten  für  die  aufsichtliche  Abnahme  der  institutsinternen
 Risikomessverfahren  zusätzliche  Kosten  über  eine  Erhöhung  der  genannten
 Umlage  entstehen.  Weiter  werden  den  Unternehmen  der  Finanzbranche  Kosten
 für  die  Einführung  der  zur  Durchführung  der  Risikomessverfahren  erforderli-
 chen  Datenverarbeitungssysteme  entstehen.  Diese  Kosten  dürften  aber  mittel-
 bis  langfristig  Entlastungen  bei  den  bankaufsichtsrechtlichen  Eigenkapitalanfor-
 derungen gegenüberstehen.

 Bei  anderen  Wirtschaftsunternehmen,  insbesondere  bei  nicht  der  Finanzbranche
 angehörenden  mittelständischen  Unternehmen  und  bei  Verbrauchern,  können
 nach  Beurteilung  ihrer  Kreditwürdigkeit  und  der  gestellten  Kreditsicherheiten
 im  Einzelfall  niedrigere  oder  aber  höhere  Zinsbelastungen  anfallen.  Bei  sozialen
 Sicherungssystemen  entstehen  keine  zusätzlichen  Kosten.  Geringfügige  kosten-
 induzierte  Erhöhungen  von  Einzelpreisen,  die  nicht  quantifizierbar  sind,  lassen
 sich  nicht  ausschließen.  Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Preisniveau,  insbe-
 sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind jedoch nicht zu erwarten.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der neu gefassten Bankenrichtlinie
 und der neu gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie1)
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 Artikel  1  Änderung des Kreditwesengesetzes

 Artikel  2  Änderung  des  Gesetzes  über  die  Angelegenhei-
 ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

 Artikel  3  Änderung des Handelsgesetzbuchs

 Artikel  4  Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes

 Artikel  5  Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Artikel  6  Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

 Artikel  7  Änderung  des  Finanzdienstleistungsaufsichts-
 gesetzes

 Artikel  8  Änderung des Investmentgesetzes

 Artikel  9  Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

 Artikel 10  Neufassung des Kreditwesengesetzes

 Artikel 11  Inkrafttreten

 Artikel 1

 Änderung des Kreditwesengesetzes

 Das  Kreditwesengesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2776),  zuletzt
 geändert  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I
 S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Der Erste Abschnitt wird wie folgt geändert:

 aa)  Nach  der  Angabe  zu  §  1  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  1a  Handelsbuch und Anlagebuch“.

 bb)  Die  Angaben  zu  den  §§  2a  bis  2c  werden  durch
 folgende Angaben ersetzt:

 „§  2a  Ausnahmen  für  gruppenangehörige  Insti-
 tute

 §  2b  Rechtsform

 §  2c  Inhaber bedeutender Beteiligungen

 §  2d  Leitungsorgane  von  Finanzholding-Ge-
 sellschaften  und  gemischten  Finanzhol-
 ding-Gesellschaften“.

 cc)  Die  Angaben  zu  den  §§  8a  bis  8c  werden  durch
 folgende Angaben ersetzt:

 „§  8a  Besondere  Aufgaben  bei  der  Aufsicht  auf
 zusammengefasster Basis

 §  8b  Zusammenarbeit  bei  der  Beaufsichtigung
 von Finanzkonglomeraten

 §  8c  Übertragung  der  Zuständigkeit  für  die
 Aufsicht  über  Institutsgruppen,  Finanz-
 holding-Gruppen  und  gruppenangehöri-
 ge Institute

 §  8d  Zuständigkeit  für  die  zusätzliche  Beauf-
 sichtigung auf Konglomeratsebene“.

 b)  Der Zweite Abschnitt wird wie folgt geändert:

 aa)  Die Angabe zu §  10 wird wie folgt gefasst:

 „§  10  Anforderungen  an  die  Eigenmittelaus-
 stattung  von  Instituten,  Institutsgruppen
 und Finanzholding-Gruppen“.

 bb)  Die Angabe zu §  10a wird wie folgt gefasst:

 „§  10a  Ermittlung  der  Eigenmittelausstattung
 von  Institutsgruppen  und  Finanzhol-
 ding-Gruppen“.

 cc)  Nach  der  Angabe  zu  §  10b  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  10c  Nullgewichtung  von  Intergruppenforde-
 rungen“.

 dd)  Die Angabe zu §  19 wird wie folgt gefasst:

 „§  19  Begriff  des  Kredits  für  die  §§  13  bis  13b
 und 14 und des Kreditnehmers“.

 ee)  Die Angabe zu §  20 wird wie folgt gefasst:

 „§  20  Ausnahmen  von  den  Verpflichtungen
 nach den §§  13 bis 13b und 14“.

 ff)  Nach  der  Angabe  zu  §  20  werden  folgende  Anga-
 ben eingefügt:

 „§  20a  Gedeckte Schuldverschreibungen

 §  20b  Anerkennung  von  Sicherungsinstru-
 menten  als  anzeige-  und  anrechnungs-
 entlastend

 §  20c  Befreiung  von  den  Verpflichtungen
 nach  §  13  Abs.  3,  §  13a  Abs.  3  bis  5  und
 §  13b Abs.  1“.

 gg)  Nach  der  Angabe  zu  §  26  werden  folgende  Anga-
 ben eingefügt:

 „5b. Offenlegung

 §  26a  Offenlegung durch die Institute“.

 hh)  Die Angabe zu §  30 wird wie folgt gefasst:

 „§  30  Bestimmung von Prüfungsinhalten“.

 1)  Dieses  Gesetz  dient  der  Umsetzung  der  Richtlinien  2006/…/EG  und

 2006/…/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  …

 (ABl.  EU  Nr.  …  S.  …)  und  vom  …  (ABl.  EU  Nr.  …  S.  …)  über  die

 Aufnahme  und  Ausübung  der  Tätigkeit  der  Kreditinstitute  und  über

 die  angemessene  Eigenkapitalausstattung  von  Wertpapierfirmen  und

 Kreditinstituten.
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c)  Der Dritte Abschnitt wird wie folgt geändert:

 aa)  In  der  Angabe  zu  §  44  werden  die  Wörter  „Unter-
 nehmen  mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch
 die  Wörter  „Anbietern  von  Nebendienstleistun-
 gen“ ersetzt.

 bb)  Nach  der  Angabe  zu  §  45a  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  45b  Maßnahmen  bei  organisatorischen  Män-
 geln“.

 d)  Der Siebente Abschnitt wird wie folgt geändert:

 aa)  Die  Angaben  zu  den  §§  64a  und  64c  werden  ge-
 strichen.

 bb)  Nach  der  Angabe  zu  §  64f  werden  folgende  An-
 gaben eingefügt:

 „§  64g  Übergangsvorschriften  zum  Finanzkon-
 glomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz

 §  64h  Übergangsvorschriften  zum  Gesetz  zur
 Umsetzung  der  neu  gefassten  Banken-
 richtlinie  und  der  neu  gefassten  Kapi-
 taladäquanzrichtlinie“.

 2.  §  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  2  Nr.  11  werden  der  Punkt  am  Ende
 durch  ein  Komma  ersetzt  und  folgende  Nummer  12
 angefügt:

 „12.  die  Tätigkeit  als  zentraler  Kontrahent  im  Sinne
 von Absatz 31.“

 b)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  nach  An-
 hörung  der  Deutschen  Bundesbank  durch  Rechtsver-
 ordnung  weitere  Unternehmen  als  Finanzunterneh-
 men  bezeichnen,  deren  Haupttätigkeit  in  einer
 Tätigkeit  besteht,  um  welche  die  Liste  im  Anhang  I
 der  Richtlinie  2006/…/EG  vom  …  über  die  Aufnah-
 me  und  Ausübung  der  Tätigkeit  der  Kreditinstitute
 (ABl.  EU  Nr.  L  …  S.  …)  (Bankenrichtlinie)  erweitert
 wird.“

 c)  Absatz 3c wird wie folgt gefasst:

 „(3c)  Anbieter  von  Nebendienstleistungen  sind  Un-
 ternehmen,  die  keine  Institute  oder  Finanzunterneh-
 men  sind  und  deren  Haupttätigkeit  darin  besteht,  Im-
 mobilien  zu  verwalten,  Rechenzentren  zu  betreiben
 oder  ähnliche  Tätigkeiten  auszuführen,  die  Nebentä-
 tigkeiten  im  Verhältnis  zur  Haupttätigkeit  eines  oder
 mehrerer Institute sind.“

 d)  Absatz 3e wird wie folgt gefasst:

 „(3e)  Wertpapier-  oder  Terminbörsen  im  Sinne  die-
 ses  Gesetzes  sind  Wertpapier-  oder  Terminmärkte,  die
 von  den  zuständigen  staatlichen  Stellen  geregelt  und
 überwacht  werden,  regelmäßig  stattfinden  und  für  das
 Publikum  unmittelbar  oder  mittelbar  zugänglich  sind,
 einschließlich

 1.  ihrer  Betreiber,  wenn  deren  Haupttätigkeit  im  Be-
 treiben  von  Wertpapier-  oder  Terminmärkten  be-
 steht, und

 2.  ihrer  Systeme  zur  Sicherung  der  Erfüllung  der  Ge-
 schäfte  an  diesen  Märkten  (Clearingstellen),  die

 von  den  zuständigen  staatlichen  Stellen  geregelt
 und überwacht werden.“

 e)  Absatz 5b wird aufgehoben.

 f)  Nach  Absatz  7  werden  folgende  Absätze  7a  bis  7d
 eingefügt:

 „(7a)  Mutterinstitute  in  einem  Mitgliedstaat  sind
 Institute  mit  Sitz  in  einem  Staat  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums,  denen  ein  Institut  im  Sinne  von
 §  10a  Abs.  1  Satz  2  oder  Abs.  4  nachgeordnet  ist  und
 die  selbst  weder  einem  Institut  noch  einer  Finanzhol-
 ding-Gesellschaft  mit  Sitz  im  gleichen  Staat  des  Euro-
 päischen Wirtschaftsraums nachgeordnet sind.

 (7b)  Mutterfinanzholding-Gesellschaften  in  einem
 Mitgliedstaat  sind  Finanzholding-Gesellschaften,  die
 selbst  weder  Tochterunternehmen  eines  Instituts  noch
 einer  Finanzholding-Gesellschaft  mit  Sitz  im  gleichen
 Staat des Europäischen Wirtschaftsraums sind.

 (7c)  EU-Mutterinstitute  sind  Mutterinstitute  in
 einem  Mitgliedstaat,  die  selbst  weder  einem  Institut
 noch  einer  Finanzholding-Gesellschaft  mit  Sitz  in
 einem  Staat  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  im
 Sinne  von  §  10a  Abs.  1  Satz  2  oder  Abs.  4  nachgeord-
 net sind.

 (7d)  EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaften  sind
 Mutterfinanzholding-Gesellschaften  in  einem  Mit-
 gliedstaat,  die  selbst  weder  Tochterunternehmen  eines
 Instituts  noch  einer  Finanzholding-Gesellschaft  mit
 Sitz  in  einem  Staat  des  Europäischen  Wirtschafts-
 raums sind.“

 g)  In  Absatz  11  Satz  1  werden  die  Wörter  „im  Sinne  die-
 ses  Gesetzes“  durch  die  Angabe  „im  Sinne  der  Absät-
 ze  1  bis  3“  ersetzt  und  nach  dem  Wort  „sind“  die  An-
 gabe „abweichend von §  1a Abs.  3“ eingefügt.

 h)  Absatz 12 wird aufgehoben.

 i)  Absatz 17 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Finanzsicherheiten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind
 Barguthaben,  Geldbeträge,  Wertpapiere,  Geldmarkt-
 instrumente  sowie  sonstige  Schuldscheindarlehen
 einschließlich  jeglicher  damit  in  Zusammenhang  ste-
 hender  Rechte  oder  Ansprüche,  die  als  Sicherheit  in
 Form  eines  beschränkten  dinglichen  Sicherungsrechts
 oder  im  Wege  der  Überweisung  oder  Vollrechtsüber-
 tragung  auf  Grund  einer  Vereinbarung  zwischen
 einem  Sicherungsnehmer  und  einem  Sicherungsge-
 ber,  die  einer  der  in  Artikel  1  Abs.  2  Buchstabe  a  bis  e
 der  Richtlinie  2002/47/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  6.  Juni  2002  über  Finanz-
 sicherheiten  (ABl.  EG  Nr.  L  168  S.  43)  aufgeführten
 Kategorien angehören, bereitgestellt werden.“

 j)  In  Absatz  18  werden  die  Wörter  „das  Hypotheken-
 bankgesetz“  durch  die  Wörter  „das  Pfandbriefgesetz“
 ersetzt.

 k)  In  Absatz  19  Nr.  1  werden  die  Angabe  „Satz  2  Nr.  1
 bis  4“  gestrichen  und  die  Wörter  „Unternehmen  mit
 bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die  Wörter  „An-
 bieter von Nebendienstleistungen“ ersetzt.
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l)  Nach  Absatz  26  werden  folgende  Absätze  27  bis  31
 angefügt:

 „(27)  Multilaterale  Entwicklungsbanken  im  Sinne
 dieses Gesetzes sind:

 1.  Internationale  Bank  für  Wiederaufbau  und  Ent-
 wicklung,

 2.  Internationale Finanz-Corporation,

 3.  Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur,

 4.  Interamerikanische Entwicklungsbank,

 5.  Afrikanische Entwicklungsbank,

 6.  Asiatische Entwicklungsbank,

 7.  Karibische Entwicklungsbank,

 8.  Nordische Investitionsbank,

 9.  Entwicklungsbank des Europarates,

 10.  Europäische  Bank  für  Wiederaufbau  und  Ent-
 wicklung,

 11.  Europäische Investitionsbank,

 12.  Europäischer Investitionsfonds,

 13.  Interamerikanische Investitionsgesellschaft,

 14.  Schwarzmeer-Handels-  und  Entwicklungsbank
 und

 15.  Zentralamerikanische  Bank  für  wirtschaftliche
 Integration.

 (28)  Internationale  Organisationen  im  Sinne  dieses
 Gesetzes sind:

 1.  Europäische Gemeinschaft,

 2.  Internationaler Währungsfonds und

 3.  Bank für Internationalen Zahlungsausgleich.

 (29)  Anerkannte  Wertpapierhandelsunternehmen
 aus  Drittstaaten  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Wert-
 papierhandelsunternehmen,  die  in  einem  Drittstaat
 zugelassen  sind  und  einem  Aufsichtssystem  unterlie-
 gen,  das  dem  Aufsichtssystem  für  Handelsbuchinsti-
 tute  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gleich-
 wertig  ist.  Satz  1  gilt  nicht  für  Anlageberater  und
 Anlagevermittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich  bei  der
 Erbringung  von  Finanzdienstleistungen  Eigentum
 oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kun-
 den  zu  verschaffen,  und  die  nicht  auf  eigene  Rech-
 nung mit Finanzinstrumenten handeln.

 (30)  Einrichtungen  des  öffentlichen  Bereichs  im
 Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Verwaltungseinrichtun-
 gen,  die  keine  Erwerbszwecke  verfolgen  und  aus-
 schließlich  Zentralregierungen,  Regionalregierungen
 oder  örtlichen  Gebietskörperschaften  unterstehen  und
 deren  Aufgaben  wahrnehmen.  Zu  den  Einrichtungen
 des  öffentlichen  Bereichs  zählen  auch  nicht  wettbe-
 werbswirtschaftlich  tätige,  rechtlich  selbständige  För-
 derinstitute  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes,  die
 auch  von  einer  inländischen  Gebietskörperschaft  ge-
 tragen  werden  und  für  deren  sämtliche  Zahlungsver-
 pflichtungen  mindestens  eine  inländische  Gebietskör-
 perschaft die Haftung übernommen hat.

 (31)  Ein  zentraler  Kontrahent  ist  ein  Unternehmen,
 das  bei  Kaufverträgen  innerhalb  eines  oder  mehrerer
 Finanzmärkte  zwischen  den  Käufer  und  den  Verkäu-
 fer  geschaltet  wird,  um  als  Vertragspartner  für  jeden
 der  beiden  zu  dienen,  und  dessen  Forderungen  aus
 Kontrahentenausfallrisiken  gegenüber  allen  Teilneh-
 mern  an  seinen  Systemen  auf  Tagesbasis  hinreichend
 besichert sind.“

 3.  Nach §  1 wird folgender §  1a eingefügt:

 „§  1a
 Handelsbuch und Anlagebuch

 (1)  Dem  Handelsbuch  eines  Instituts  im  Sinne  dieses
 Gesetzes  sind  zum  Zweck  der  Ermittlung  und  der  An-
 rechnung  von  Handelsbuch-Risikopositionen  folgende
 Positionen (Handelsbuchpositionen) zuzurechnen:

 1.  Finanzinstrumente  im  Sinne  des  Absatzes  3  und  Wa-
 ren,  die  das  Institut  zum  Zweck  des  kurzfristigen  Wie-
 derverkaufs  im  Eigenbestand  hält  oder  die  von  dem
 Institut  übernommen  werden,  um  bestehende  oder  er-
 wartete  Unterschiede  zwischen  den  Kauf-  und  Ver-
 kaufspreisen  oder  Schwankungen  von  Marktkursen,
 -preisen,  -werten  oder  -zinssätzen  kurzfristig  zu  nut-
 zen,  damit  ein  Eigenhandelserfolg  erzielt  wird  (Han-
 delsabsicht),

 2.  Finanzinstrumente  im  Sinne  des  Absatzes  3  sowie
 Waren  zur  Absicherung  von  Marktrisiken  des  Han-
 delsbuchs  und  damit  im  Zusammenhang  stehende  Re-
 finanzierungsgeschäfte,

 3.  Pensions-,  Darlehens-  und  vergleichbare  Geschäfte
 auf  Positionen  des  Handelsbuchs,  sofern  diese  Ge-
 schäfte mit Handelsabsicht getätigt werden,

 4.  Aufgabegeschäfte sowie

 5.  Forderungen  in  Form  von  Gebühren,  Provisionen,
 Zinsen,  Dividenden  und  Einschüssen,  die  mit  den
 Positionen  des  Handelsbuchs  unmittelbar  verknüpft
 sind.

 Finanzinstrumente  und  Waren,  die  nach  Satz  1  Nr.  1  oder
 nach  Satz  1  Nr.  2  dem  Handelsbuch  zugerechnet  werden,
 dürfen  entweder  keinerlei  einschränkenden  Bestimmun-
 gen  in  Bezug  auf  ihre  Handelbarkeit  unterliegen  oder
 müssen ihrerseits absicherbar sein.

 (2)  Das  Anlagebuch  bilden  alle  Geschäfte  eines  Insti-
 tuts, die nicht dem Handelsbuch zuzurechnen sind.

 (3)  Finanzinstrumente  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind,
 vorbehaltlich  §  1  Abs.  11,  alle  Verträge,  die  für  eine  der
 beteiligten  Seiten  einen  finanziellen  Vermögenswert  und
 für  die  andere  Seite  eine  finanzielle  Verbindlichkeit  oder
 ein Eigenkapitalinstrument schaffen.

 (4)  Die  Einbeziehung  in  das  Handelsbuch  hat  nach  in-
 stitutsintern  festgelegten  nachprüfbaren  Kriterien  zu  er-
 folgen,  die  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundes-
 bank  mitzuteilen  sind;  Änderungen  der  Kriterien  sind  der
 Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  unverzüg-
 lich  unter  Darlegung  der  Gründe  anzuzeigen.  Die  Institute
 haben  die  Einhaltung  dieser  Kriterien  regelmäßig  zu  über-
 wachen  sowie  vollständig  und  nachvollziehbar  in  ihren
 Unterlagen  zu  dokumentieren.  Eine  Umwidmung  von
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Positionen  des  Handelsbuchs  in  das  Anlagebuch  oder  von
 Positionen  des  Anlagebuchs  in  das  Handelsbuch  ist  vor-
 zunehmen,  wenn  die  Voraussetzungen  für  eine  Zurech-
 nung  der  entsprechenden  Position  zum  Handelsbuch  oder
 zum  Anlagebuch  entfallen  sind.  Ansonsten  darf  eine  Um-
 widmung  von  Positionen  des  Handelsbuchs  in  das  Anla-
 gebuch  oder  von  Positionen  des  Anlagebuchs  in  das  Han-
 delsbuch  nur  dann  erfolgen,  wenn  für  die  Umwidmung  ein
 schlüssiger  Grund  vorliegt.  Die  Umwidmung  ist  in  den
 Unterlagen  des  Instituts  vollständig  zu  dokumentieren  so-
 wie nachvollziehbar und hinreichend zu begründen.

 (5)  Die  Institute  müssen  über  klar  formulierte  Konzep-
 te  und  Verfahrensweisen  zur  Führung  und  Verwaltung
 ihres  Handelsbuchs  verfügen,  die  ausdrücklich  auch  auf
 die  Einschätzung  der  Institute  zur  Handelbarkeit  und
 Absicherbarkeit  der  von  ihnen  gehaltenen  verschiedenen
 Arten  von  Handelsbuchpositionen  eingehen.  Insbeson-
 dere  haben  die  Institute  geeignete  Kontrollprozesse  ein-
 zurichten  und  ständig  fortzuführen,  anhand  derer  sie
 tatsächliche  und  rechtliche  Beschränkungen  der  Handel-
 barkeit  und  der  Absicherbarkeit  ihrer  Handelsbuchposi-
 tionen  verlässlich  feststellen  und  die  Zuverlässigkeit  der
 Bewertung  ihrer  Handelsbuchpositionen  angemessen  be-
 urteilen können.

 (6)  Für  den  Nachweis  der  Handelsabsicht  bei  Handels-
 buchpositionen  müssen  sowohl  eine  klar  dokumentierte
 und  von  der  Geschäftsleitung  genehmigte  Handelsstrategie
 als  auch  eindeutig  verfasste  Verfahrensweisen  zur  aktiven
 Steuerung  und  zur  Überwachung  der  Handelsbuchpositio-
 nen  des  Instituts  auf  Übereinstimmung  mit  der  Handelsstra-
 tegie  des  Instituts  vorliegen  und  nachvollziehbar  in  den
 Unterlagen  des  Instituts  dokumentiert  werden.  Dabei  sind
 die  in  Anhang  VII  Teil  A  der  Richtlinie  2006/…/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  …  über  die
 angemessene  Eigenkapitalausstattung  von  Wertpapierfir-
 men  und  Kreditinstituten  (ABl.  EU  Nr.  L  …  S.  …)  (Kapi-
 taladäquanzrichtlinie)  niedergelegten  Anforderungen  zu
 erfüllen.  Anhand  der  dokumentierten  Handelsstrategie  des
 Instituts  und  der  institutsinternen  Vorschriften  zur  Steue-
 rung  und  Überwachung  der  Handelsbuchpositionen  auf
 Übereinstimmung  mit  der  Handelsstrategie  muss  klar  er-
 kennbar  sein,  welche  Positionen  des  Handelsbuchs  mit
 Handelsabsicht gehalten werden.

 (7)  Institutsinterne  Sicherungsgeschäfte  sind  Geschäf-
 te,  die  der  wesentlichen  oder  vollständigen  Absicherung
 einer  oder  mehrerer  Anlagebuchpositionen  dienen.  Sie
 dürfen  nur  dann  dem  Handelsbuch  zugerechnet  werden,
 wenn  sie  zu  Marktbedingungen  durchgeführt  sowie  kon-
 sistent  für  die  Absicherung  von  Anlagebuchpositionen
 des  Instituts  eingesetzt  werden  und  das  Institut  sie  ebenso
 wie  vergleichbare  Handelsbuchpositionen,  die  keine  in-
 stitutsinternen  Sicherungsgeschäfte  sind,  in  die  Steuerung
 und  Überwachung  seiner  Handelsbuchpositionen  einbe-
 zieht.  Die  Absätze  4,  5  und  8  gelten  entsprechend.  Des
 Weiteren  setzt  die  Zurechnung  derartiger  Sicherungs-
 geschäfte  zum  Handelsbuch  voraus,  dass  diese  Siche-
 rungsgeschäfte  gemäß  den  Vorgaben,  die  die  obere  Lei-
 tungsebene  des  Instituts  für  die  Vornahme  derartiger
 Sicherungsgeschäfte  genehmigt  hat,  getätigt  und  ständig
 durch  hierfür  eingerichtete,  institutsinterne  Kontrollver-
 fahren  überwacht  werden.  Die  Einbeziehung  institutsin-

 terner  Sicherungsgeschäfte  in  das  Handelsbuch  ist  in  den
 Unterlagen  des  Instituts  nachvollziehbar  zu  dokumentie-
 ren.  Die  Zurechnung  institutsinterner  Sicherungsgeschäf-
 te  zum  Handelsbuch  lässt  die  Zurechnung  der  durch  diese
 Sicherungsgeschäfte  abgesicherten  Anlagebuchpositio-
 nen  zum  Anlagebuch  sowie  die  auf  Grund  dessen  für  diese
 Anlagebuchpositionen  geltenden  Eigenkapitalanforde-
 rungen  unberührt.  Demgegenüber  kann  ein  Institut  unter
 den  Voraussetzungen  und  in  der  Weise,  die  die  Rechtsver-
 ordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9  vorsieht,  ein  Kreditderi-
 vat,  das  es  von  einem  Dritten  erworben  hat  und  zur  Absi-
 cherung  einer  Anlagebuchposition  einsetzt,  selbst  dann
 für  die  Ermittlung  der  Eigenkapitalanforderungen  in  Be-
 zug  auf  diese  Anlagebuchposition  berücksichtigen,  wenn
 es  dieses  Kreditderivat  dem  Handelsbuch  zuordnet.  Dabei
 darf  das  Institut  dieses  Kreditderivat  aber  nur  insoweit  be-
 rücksichtigen,  wie  es  dieses  Kreditderivat  durch  ein  inter-
 nes Sicherungsgeschäft in das Anlagebuch durchleitet.

 (8)  Die  Institute  haben  Handelsbuchpositionen  täglich
 zu  Marktpreisen  zu  bewerten,  die  aus  unabhängigen  Quel-
 len  bezogen  werden.  Ist  eine  solche  direkte  Bewertung  zu
 Marktpreisen  nicht  möglich,  darf  das  Institut  den  Markt-
 wert  der  Handelsbuchpositionen  mit  Hilfe  von  Bewer-
 tungsmodellen  schätzen,  die  sich  auf  am  Markt  beobach-
 tete  Referenzpreise  stützen.  Für  die  Bewertung  von
 Handelsbuchpositionen  haben  die  Institute  geeignete  Sys-
 teme  und  Kontrollprozesse  einzurichten  und  ständig  fort-
 zuführen.  Diese  Systeme  und  Kontrollprozesse  müssen
 über  schriftlich  niedergelegte  Vorgaben  und  Verfahrens-
 weisen  für  den  Bewertungsprozess  der  Handelsbuchposi-
 tionen  verfügen  und  gewährleisten,  dass  die  Handelsbuch-
 positionen  vorsichtig  und  zuverlässig  bewertet  werden.
 Bei  der  Bewertung  ihrer  Handelsbuchpositionen  haben
 die  Institute  insbesondere  das  Risiko  zu  berücksichtigen,
 dass  im  Falle  einer  kurzfristigen  Veräußerung  oder  Absi-
 cherung  dieser  Handelsbuchpositionen  nicht  ihr  zuletzt
 beobachteter  Marktpreis  oder  Schätzwert,  sondern  ledig-
 lich ein ungünstigerer Wert erzielt wird.

 (9)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  er-
 mächtigt,  durch  Rechtsverordnung  im  Benehmen  mit  der
 Deutschen  Bundesbank  nähere  Bestimmungen  zur  Zu-
 sammensetzung,  Führung  und  Verwaltung  des  Handels-
 buchs  der  Institute  sowie  zur  Anwendung  von  Vorschrif-
 ten  über  das  Handelsbuch  in  Institutsgruppen  und
 Finanzholding-Gruppen  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  1  bis  5
 zu erlassen, insbesondere

 1.  zur  Zuordnung  von  weiteren  handelbaren  Positionen
 zum Handelsbuch,

 2.  zum  Ausschluss  von  Positionen  von  der  Zurechnung
 zum Handelsbuch,

 3.  zur  Abgrenzung  der  Handelsbuchinstitute  von  Nicht-
 handelsbuchinstituten,

 4.  zu  den  Anforderungen  an  das  Handelsbuch  und  die
 darin einbezogenen Positionen,

 5.  zur  Steuerung  der  Handelsbuchpositionen  und  der  Ri-
 siken des Handelsbuchs sowie

 6.  zur  Bewertung  von  Handelsbuchpositionen  und  zu
 den  Anforderungen  an  die  hierfür  institutsintern  vor-
 zuhaltenden Systeme und Kontrollprozesse.
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Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  die  Ermäch-
 tigung  durch  Rechtsverordnung  auf  die  Bundesanstalt
 mit  der  Maßgabe  übertragen,  dass  die  Rechtsverordnung
 im  Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  ergeht.
 Vor  Erlass  der  Rechtsverordnung  sind  die  Spitzenverbän-
 de der Institute anzuhören.“

 4.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  den  Absätzen  4  und  5  wird  jeweils  die  Angabe
 „§§  2b,“ durch die Angabe „§§  2c,“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  7  wird  die  Angabe  „24  Abs.  1  Nr.  10“  durch
 die  Angabe  „24  Abs.  1  Nr.  9“  und  in  den  Absätzen  7
 und  8  wird  jeweils  die  Angabe  „§  2a  Abs.  2“  durch  die
 Angabe „§  2b Abs. 2“ ersetzt.

 c)  Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 8a eingefügt:

 „(8a)  Die  Anforderungen  des  §  10  gelten,  vorbehalt-
 lich  des  §  64h  Abs.  7,  nicht  für  Institute,  deren  Haupt-
 tätigkeit  ausschließlich  im  Betreiben  von  Bankge-
 schäften  oder  der  Erbringung  von  Finanzdienstleistun-
 gen  im  Zusammenhang  mit  Warenderivaten  nach  §  1
 Abs. 11 Satz 4 Nr. 5 besteht.“

 d)  In  Absatz  11  wird  Satz  2  durch  folgende  Sätze  ersetzt:

 „Zur  Bestimmung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und
 außerbilanzmäßigen  Geschäfte  sowie  zur  Bestim-
 mung  des  Anteils  des  Handelsbuchs  sind  Aktien  mit
 ihrem  Marktpreis,  Derivate  entsprechend  dem  Markt-
 preis  der  ihnen  zugrunde  liegenden  Instrumente,  falls
 ein  solcher  existiert  und  dieser  über  deren  Nominal-
 wert  liegt,  sonst  entsprechend  dem  Nominalwert  der
 ihnen  zugrunde  liegenden  Instrumente,  und  die  übri-
 gen  Finanzinstrumente  mit  ihrem  Marktpreis,  falls  ein
 solcher  existiert  und  dieser  über  dem  Nennwert  dieser
 Finanzinstrumente  liegt,  sonst  mit  ihrem  Nennwert
 anzusetzen.  Kauf-  und  Verkaufspositionen  werden
 ungeachtet ihres Vorzeichens addiert.“

 5.  Nach § 2 wird folgender §  2a eingefügt:

 „§  2a

 Ausnahmen für gruppenangehörige Institute

 (1)  Ein  Institut  mit  Sitz  im  Inland,  das  nachgeordnetes
 Unternehmen  einer  Institutsgruppe  nach  §  10a  Abs.  1
 oder  2  ist,  kann  davon  absehen,  die  Vorschriften  der
 §§  10,  13  und  13a  sowie  des  §  25a  Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  zur
 Errichtung  eines  internen  Kontrollsystems  anzuwenden,
 wenn

 1.  das  übergeordnete  Institut  über  50  vom  Hundert  der
 mit  den  Anteilen  des  nachgeordneten  Instituts  verbun-
 denen  Stimmrechte  hält  oder  zur  Bestellung  und/oder
 Abberufung  der  Mehrheit  der  Mitglieder  des  Lei-
 tungsorgans  des  nachgeordneten  Instituts  berechtigt
 ist,

 2.  die  aufsichtsrechtliche  Führung  des  nachgeordneten
 Instituts  durch  das  übergeordnete  Institut  den  Anfor-
 derungen der Bundesanstalt genügt,

 3.  die  Risikobewertungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren
 des  übergeordneten  Instituts  das  nachgeordnete  Insti-
 tut einschließen,

 4.  weder  ein  rechtliches  noch  ein  bedeutendes  tatsäch-
 liches  Hindernis  für  die  unverzügliche  Übertragung

 von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung  von  Verbind-
 lichkeiten  durch  das  übergeordnete  Institut  vorhanden
 oder abzusehen ist und

 5.  das  übergeordnete  Institut  mit  Zustimmung  der  Bun-
 desanstalt  verbindlich  erklärt  hat,  dass  es  für  die  von
 dem  nachgeordneten  Institut  eingegangenen  beste-
 henden  und  künftigen  Verpflichtungen  einsteht,  oder
 wenn  die  durch  das  nachgeordnete  Institut  verursach-
 ten Risiken von untergeordneter Bedeutung sind.

 (2)  Das  Institut  zeigt  der  Bundesanstalt  und  der  Deut-
 schen  Bundesbank  unverzüglich  an,  dass  und  in  welchem
 Umfang  es  von  der  Ausnahme  nach  Absatz  1  Gebrauch
 macht.  Das  Institut  weist  der  Bundesanstalt  und  der  Deut-
 schen  Bundesbank  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen
 nach Absatz 1 durch geeignete Unterlagen nach.

 (3)  Das  Institut  überprüft  anlassbezogen,  ob  die  Vor-
 aussetzungen  nach  Absatz  1  noch  vorliegen  und  doku-
 mentiert  das  Ergebnis  schriftlich.  Die  Dokumentation  ist
 der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  auf
 Anforderung vorzulegen.

 (4)  Wird  das  Vorliegen  der  Voraussetzung  nach
 Absatz  1  nicht  nachgewiesen,  kann  die  Bundesanstalt  das
 Institut  oder  das  übergeordnete  Unternehmen  auffordern,
 die  erforderlichen  Nachweise  vorzulegen  oder  Vorkeh-
 rungen  zu  treffen,  die  geeignet  und  erforderlich  sind,  die
 bestehenden  Mängel  zu  beseitigen;  die  Bundesanstalt
 kann  dafür  eine  angemessene  Frist  bestimmen.  Werden
 die  Nachweise  nicht  oder  nicht  fristgerecht  vorgelegt
 oder  werden  die  Mängel  nicht  oder  nicht  fristgerecht  be-
 hoben,  kann  die  Bundesanstalt  anordnen,  dass  das  Institut
 die  Vorschriften  der  §§  10,  13  und  13a  sowie  des  §  25a
 Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  zur  Errichtung  eines  internen  Kon-
 trollsystems wieder anzuwenden hat.

 (5)  Die  Absätze  1  bis  4  gelten  entsprechend  für  Institu-
 te  mit  Sitz  im  Inland,  die  nachgeordnetes  Unternehmen
 einer  Finanzholding-Gruppe  nach  §  10a  Abs.  3  sind,
 wenn  die  Finanzholding-Gesellschaft  ihren  Sitz  ebenfalls
 im Inland hat.

 (6)  Ein  übergeordnetes  Unternehmen  im  Sinne  des
 §  10a  Abs.  1  oder  2  mit  Sitz  im  Inland  kann  davon  abse-
 hen,  die  Vorschriften  der  §§  10,  13  und  13a  sowie  des
 §  25a  Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  zur  Errichtung  eines  internen
 Kontrollsystems anzuwenden, wenn

 1.  weder  ein  rechtliches  noch  ein  bedeutendes  tatsächli-
 ches  Hindernis  für  die  unverzügliche  Übertragung
 von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung  von  Verbind-
 lichkeiten  an  das  übergeordnete  Institut  vorhanden
 oder abzusehen ist und

 2.  das  übergeordnete  Unternehmen  in  die  für  eine  Beauf-
 sichtigung  auf  zusammengefasster  Basis  genutzten
 Risikobewertungs-,  -mess-  und  - kontrollverfahren
 einbezogen ist.

 Die  Absätze  2  bis  4  gelten  entsprechend.  Macht  ein  über-
 geordnetes  Unternehmen  von  der  Ausnahme  nach  Satz  1
 Gebrauch,  unterrichtet  die  Bundesanstalt  die  zuständigen
 Stellen  in  den  anderen  Staaten  des  Europäischen  Wirt-
 schaftsraums hierüber.“

 6.  Die bisherigen §§ 2a bis 2c werden zu den §§ 2b bis 2d.
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7.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Die  Bundesanstalt  und,  soweit  sie  im  Rahmen
 dieses  Gesetzes  tätig  wird,  die  Deutsche  Bundesbank
 arbeiten  bei  der  Aufsicht  über  Institute,  die  in  einem
 anderen  Staat  des  Europäischen  Wirtschaftsraums
 Bankgeschäfte  betreiben  oder  Finanzdienstleistungen
 erbringen,  sowie  bei  der  Aufsicht  über  Institutsgrup-
 pen  oder  Finanzholding-Gruppen  im  Sinne  des  §  10a
 Abs.  1  bis  5  mit  den  zuständigen  Stellen  im  Europäi-
 schen  Wirtschaftsraum  zusammen.  Vorbehaltlich  des
 §  4b  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  15  Abs.  1  des  Bun-
 desdatenschutzgesetzes  tauschen  sie  mit  ihnen  alle
 zweckdienlichen  und  grundlegenden  Informationen
 aus,  die  für  die  Durchführung  der  Aufsicht  erforder-
 lich  sind.  Grundlegende  Informationen  können  auch
 ohne  entsprechende  Anfrage  der  zuständigen  Stelle
 weitergegeben  werden.  Als  grundlegend  in  diesem
 Sinne  gelten  alle  Informationen,  die  Einfluss  auf  die
 Beurteilung  der  Finanzlage  eines  Instituts  in  dem  be-
 treffenden  Staat  des  Europäischen  Wirtschaftsraums
 haben können. Hierzu gehören insbesondere:

 1.  Ermittlung  der  Gruppenstruktur  unter  Einbezie-
 hung  aller  wesentlichen  Institute  der  Gruppe  sowie
 der jeweils für die Aufsicht zuständigen Stellen,

 2.  Verfahren  für  die  Sammlung  und  Überprüfung  von
 Informationen  von  gruppenangehörigen  Instituten,

 3.  nachteilige  Entwicklungen  bei  Instituten  oder  an-
 deren  Unternehmen  einer  Gruppe,  die  die  Institute
 ernsthaft beeinträchtigen könnten, und

 4.  schwerwiegende  oder  außergewöhnliche  bankauf-
 sichtliche  Maßnahmen,  die  die  Bundesanstalt  nach
 Maßgabe  dieses  Gesetzes  oder  der  zu  seiner  Durch-
 führung  erlassenen  Rechtsverordnungen  ergriffen
 hat.“

 b)  Nach  Absatz  3  werden  folgende  Absätze  4  bis  7  ein-
 gefügt:

 „(4)  In  den  Fällen,  in  denen  die  Bundesanstalt  für
 die  Aufsicht  über  EU-Mutterinstitute  oder  Institute,
 die  von  einer  EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft
 kontrolliert  werden,  zuständig  ist,  übermittelt  sie  den
 zuständigen  Stellen  in  den  anderen  Staaten  des  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraums,  die  für  die  Aufsicht  über
 Tochterunternehmen  dieser  Institute  zuständig  sind,
 auf  Anfrage  alle  zweckdienlichen  Informationen.  Als
 zweckdienlich  in  diesem  Sinne  gelten  alle  Informa-
 tionen,  die  die  Beurteilung  der  finanziellen  Solidität
 eines  Instituts  in  einem  anderen  Staat  des  Europäi-
 schen  Wirtschaftsraums  wesentlich  beeinflussen  kön-
 nen.  Der  Umfang  der  Informationspflicht  richtet  sich
 insbesondere  nach  der  Bedeutung  des  Tochterunter-
 nehmens  für  das  Finanzsystem  des  betreffenden  Staa-
 tes.

 (5)  Mitteilungen  der  zuständigen  Stellen  eines  an-
 deren  Staates  dürfen  nur  für  folgende  Zwecke  ver-
 wendet werden:

 1.  zur  Prüfung  der  Zulassung  zum  Geschäftsbetrieb
 eines Instituts,

 2.  zur  Überwachung  der  Tätigkeit  der  Institute  auf
 Einzelbasis oder auf zusammengefasster Basis,

 3.  für  Anordnungen  der  Bundesanstalt  sowie  zur
 Verfolgung  und  Ahndung  von  Ordnungswidrig-
 keiten durch die Bundesanstalt,

 4.  im  Rahmen  eines  Verwaltungsverfahrens  über
 Rechtsbehelfe  gegen  eine  Entscheidung  der  Bun-
 desanstalt oder

 5.  im  Rahmen  von  Verfahren  vor  Verwaltungsge-
 richten,  Insolvenzgerichten,  Staatsanwaltschaften
 oder  für  Straf-  und  Bußgeldsachen  zuständigen
 Gerichten.

 (6)  Vor  der  Entscheidung  über  folgende  Sachver-
 halte  hört  die  Bundesanstalt  regelmäßig  die  zustän-
 digen  Stellen  im  Europäischen  Wirtschaftsraum  an,
 sofern  die  Entscheidung  von  Bedeutung  für  deren
 Aufsichtstätigkeit ist:

 1.  Änderungen  in  der  Struktur  der  Inhaber,  der  Orga-
 nisation  oder  der  Geschäftsleitung  gruppenange-
 höriger  Institute,  die  der  Zustimmung  der  Bundes-
 anstalt bedürfen,

 2.  schwerwiegende  oder  außergewöhnliche  bank-
 aufsichtliche  Maßnahmen.  In  diesen  Fällen  ist
 stets  zumindest  die  für  die  Aufsicht  auf  zusam-
 mengefasster  Basis  zuständige  Stelle  anzuhören,
 sofern  diese  Zuständigkeit  nicht  bei  der  Bundes-
 anstalt liegt.

 Die  Bundesanstalt  kann  bei  Gefahr  im  Verzug  von
 einer  vorherigen  Anhörung  der  zuständigen  Stellen
 absehen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  vorherige  An-
 hörung  die  Wirksamkeit  der  Maßnahme  gefährden
 könnte;  in  diesen  Fällen  informiert  die  Bundesanstalt
 die  zuständigen  Stellen  unverzüglich  nach  Erlass  oder
 Durchführung der Maßnahme.

 (7)  Ist  die  Bundesanstalt  für  die  Aufsicht  über  eine
 Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  auf  zu-
 sammengefasster  Basis  zuständig  und  tritt  in  der
 Gruppe  eine  Krisensituation  auf,  die  eine  Gefahr  für
 das  Finanzsystem  eines  Staates  innerhalb  des  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraums  darstellt,  in  dem  eines  der
 gruppenangehörigen  Unternehmen  seinen  Sitz  hat,
 unterrichtet  die  Bundesanstalt  unverzüglich  das  Bun-
 desministerium  der  Finanzen  sowie  die  Deutsche
 Bundesbank. §  9 bleibt unberührt.“

 c)  Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 8.

 8.  Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:

 „§ 8a

 Besondere Aufgaben bei der Aufsicht auf
 zusammengefasster Basis

 (1)  Ist  die  Bundesanstalt  für  die  Aufsicht  auf  zusam-
 mengefasster  Basis  über  eine  Institutsgruppe  oder  eine
 Finanzholding-Gruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis  5
 zuständig,  an  deren  Spitze  ein  EU-Mutterinstitut  oder
 eine  EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft  steht,  oblie-
 gen  ihr  neben  den  sonstigen,  sich  aus  diesem  Gesetz  er-
 gebenden Aufgaben folgende Aufgaben:
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1.  Koordinierung  der  Sammlung  und  Verbreitung
 zweckdienlicher  und  grundlegender  Informationen
 nach  §  8  Abs.  3  im  Rahmen  der  laufenden  Aufsicht
 sowie in Krisensituationen und

 2.  Planung  und  Koordinierung  der  Aufsichtstätigkei-
 ten  im  Rahmen  der  laufenden  Aufsicht  sowie  in  Kri-
 sensituationen.  Die  Bundesanstalt  und,  soweit  sie  im
 Rahmen  dieses  Gesetzes  tätig  wird,  die  Deutsche
 Bundesbank  arbeiten  hierbei  soweit  erforderlich  mit
 den  jeweils  zuständigen  Stellen  der  anderen  Staaten
 des  Europäischen  Wirtschaftsraums  zusammen.
 Dies  gilt  insbesondere  bei  der  laufenden  Überwa-
 chung  des  Risikomanagements  der  Institute  sowie
 bei grenzüberschreitenden Prüfungen.

 (2)  Die  Bundesanstalt  und  die  zuständigen  Stellen  im
 Europäischen  Wirtschaftsraum  können  in  Kooperati-
 onsvereinbarungen  die  näheren  Bestimmungen  für  die
 Beaufsichtigung  von  Institutsgruppen  oder  Finanzhol-
 ding-Gruppen  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  1  bis  5  regeln.
 In  diesen  Vereinbarungen  können  der  jeweils  für  die
 Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  zuständigen
 Stelle  weitere  Aufgaben  übertragen  und  Verfahren  für
 die  Beschlussfassung  und  die  Zusammenarbeit  mit  an-
 deren zuständigen Behörden festgelegt werden.“

 9.  Der  bisherige  §  8a  wird  zu  §  8b  und  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Teilsatz  2  wird  die  Angabe  „§  8
 Abs.  3  Satz  2“  durch  die  Angabe  „§  8  Abs.  5“  er-
 setzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  3  Nr.  2  Buchstabe  b  wird  die  An-
 gabe  „§  31  Abs.  3“  durch  die  Angabe  „§  31  Abs.  5“
 ersetzt.

 10.  Der  bisherige  §  8b  wird  zu  §  8c  und  wird  wie  folgt  neu
 gefasst:

 „§ 8c

 Übertragung der Zuständigkeit für die Aufsicht über
 Institutsgruppen,  Finanzholding-Gruppen und

 gruppenangehörige Institute

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  von  der  Beaufsichtigung
 einer  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  im
 Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis  5  absehen  und  die  Aufsicht
 auf  zusammengefasster  Basis  widerruflich  auf  eine  an-
 dere  zuständige  Stelle  innerhalb  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums  übertragen,  wenn  die  Beaufsichti-
 gung  durch  die  Bundesanstalt  im  Hinblick  auf  die  be-
 treffenden  Institute  und  die  Bedeutung  ihrer  Geschäfts-
 tätigkeit  in  dem  anderen  Staat  unangemessen  wäre  und
 wenn  bei

 1.  Institutsgruppen  das  übergeordnete  Unternehmen
 der  Gruppe  Tochterunternehmen  eines  Einlagen-
 kreditinstituts  oder  eines  Wertpapierhandelsunter-
 nehmens  mit  Sitz  in  dem  anderen  Staat  des  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraums  und  dort  in  die  Be-
 aufsichtigung  auf  zusammengefasster  Basis  gemäß
 der Bankenrichtlinie einbezogen ist oder

 2.  Finanzholding-Gruppen  diese  von  den  zuständigen
 Stellen  des  anderen  Staates  des  Europäischen  Wirt-
 schaftsraums  auf  zusammengefasster  Basis  gemäß
 der Bankenrichtlinie beaufsichtigt werden.

 Die  Bundesanstalt  stellt  in  diesen  Fällen  das  übergeord-
 nete  Unternehmen  widerruflich  von  den  Vorschriften
 dieses  Gesetzes  über  die  Beaufsichtigung  auf  zusam-
 mengefasster  Basis  frei.  Vor  der  Freistellung  und  der
 Übertragung  der  Zuständigkeit  ist  das  übergeordnete
 Unternehmen  anzuhören.  Die  Kommission  der  Euro-
 päischen  Gemeinschaften  ist  über  das  Bestehen  und  den
 Inhalt dieser Vereinbarungen zu unterrichten.

 (2)  Übernimmt  die  Bundesanstalt  auf  Grund  einer
 Übereinkunft  mit  einer  zuständigen  Stelle  innerhalb  des
 Europäischen  Wirtschaftsraums  die  Aufsicht  auf  zu-
 sammengefasster  Basis  über  eine  Institutsgruppe  oder
 eine  Finanzholding-Gruppe,  kann  sie  ein  Institut  der
 Gruppe  mit  Sitz  im  Inland  als  übergeordnetes  Unter-
 nehmen bestimmen. § 10a gilt entsprechend.

 (3)  Die  Bundesanstalt  kann  die  Zuständigkeit  für  die
 Beaufsichtigung  eines  Instituts,  für  dessen  Zulassung
 sie  zuständig  ist,  widerruflich  auf  eine  andere  zuständi-
 ge  Stelle  innerhalb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums
 übertragen,  wenn  das  Institut  Tochterunternehmen
 eines  Instituts  ist,  für  dessen  Zulassung  und  Beaufsich-
 tigung  diese  zuständige  Stelle  nach  Maßgabe  der  Ban-
 kenrichtlinie  zuständig  ist.  Vor  der  Übertragung  der
 Zuständigkeit  ist  dieses  Institut  anzuhören.  Die  Kom-
 mission  der  Europäischen  Gemeinschaften  ist  über  das
 Bestehen  und  den  Inhalt  dieser  Vereinbarungen  zu  un-
 terrichten.“

 11.  Der bisherige § 8c wird zu § 8d.

 12.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 10

 Anforderungen an die Eigenmittelausstattung
 von Instituten, Institutsgruppen und

 Finanzholding-Gruppen“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Die  Institute  sowie  die  Institutsgruppen  und
 Finanzholding-Gruppen  nach  §  10a  Abs.  1  bis  5
 müssen  im  Interesse  der  Erfüllung  ihrer  Verpflich-
 tungen  gegenüber  ihren  Gläubigern,  insbesondere
 im  Interesse  der  Sicherheit  der  ihnen  anvertrauten
 Vermögenswerte,  angemessene  Eigenmittel  haben.
 Institute  sowie  Institutsgruppen  und  Finanzhol-
 ding-Gruppen  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  1  bis  5
 dürfen  mit  vorheriger  Zulassung  durch  die  Bundes-
 anstalt  interne  Risikomessverfahren,  insbesondere
 interne  Ratingsysteme  für  die  Schätzung  von  Risi-
 koparametern  des  Adressenausfallrisikos,  interne
 Marktrisikomodelle  sowie  interne  Schätzverfahren
 zur  Bestimmung  des  operationellen  Risikos,  zur  Be-
 urteilung  der  Angemessenheit  ihrer  Eigenmittelaus-
 stattung  verwenden.  Institute  dürfen  personenbezo-
 gene  Daten  ihrer  Kunden,  von  Personen,  mit  denen
 sie  Vertragsverhandlungen  über  Adressenausfall-
 risiken  begründende  Geschäfte  aufnehmen,  sowie
 von  Personen,  die  für  die  Erfüllung  eines  Adressen-
 ausfallrisikos  einstehen  sollen,  erheben  und  verwen-
 den, soweit diese Daten

 1.  unter  Zugrundelegung  eines  wissenschaftlich
 anerkannten  mathematisch-statistischen  Verfah-
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rens  nachweisbar  für  die  Bestimmung  und  Be-
 rücksichtigung  von  Adressenausfallrisiken  er-
 heblich und

 2.  zum  Aufbau  und  Betrieb  einschließlich  der  Ent-
 wicklung  und  Weiterentwicklung  von  internen
 Ratingsystemen  für  die  Schätzung  von  Risikopa-
 rametern  des  Adressenausfallrisikos  des  Instituts
 erforderlich sind

 und  es  sich  nicht  um  Angaben  zur  Staatsangehörig-
 keit  oder  Daten  nach  §  3  Abs.  9  des  Bundesdaten-
 schutzgesetzes  handelt.  Betriebs-  und  Geschäftsge-
 heimnisse  stehen  personenbezogenen  Daten  gleich.
 Zur  Entwicklung  und  Weiterentwicklung  der  Ra-
 tingsysteme  dürfen  abweichend  von  Satz  3  Nr.  1
 auch  Daten  erhoben  und  verwendet  werden,  die  bei
 nachvollziehbarer  wirtschaftlicher  Betrachtungs-
 weise  für  die  Bestimmung  und  Berücksichtigung
 von  Adressenausfallrisiken  erheblich  sein  können.
 Für  die  Bestimmung  und  Berücksichtigung  von
 Adressenausfallrisiken  können  insbesondere  Daten
 erheblich  sein,  die  den  folgenden  Kategorien  ange-
 hören  oder  aus  Daten  der  folgenden  Kategorien  ge-
 wonnen worden sind:

 1.  Einkommens-,  Vermögens-  und  Beschäftigungs-
 verhältnisse des Betroffenen,

 2.  Zahlungsverhalten  und  Vertragstreue  des  Betrof-
 fenen,

 3.  vollstreckbare  Forderungen  sowie  Zwangsvoll-
 streckungsverfahren  und  - maßnahmen  gegen  den
 Betroffenen,

 4.  Insolvenzverfahren  über  das  Vermögen  des  Be-
 troffenen,  sofern  diese  eröffnet  worden  sind  oder
 die Eröffnung beantragt worden ist.

 Diese Daten dürfen erhoben werden

 1.  beim Betroffenen,

 2.  bei  Instituten,  die  derselben  Institutsgruppe  ange-
 hören,

 3.  bei Ratingagenturen und Auskunfteien und

 4.  aus allgemein zugänglichen Quellen.

 Die  Institute  dürfen  anderen  Instituten  derselben  In-
 stitutsgruppe  und  in  pseudonymisierter  Form  auch
 von  ihnen  mit  dem  Aufbau  und  Betrieb  einschließ-
 lich  der  Entwicklung  und  Weiterentwicklung  von
 Ratingsystemen  beauftragten  Dienstleistern  nach
 Satz  3  erhobene  personenbezogene  Daten  übermit-
 teln,  soweit  dies  zum  Aufbau  und  Betrieb  ein-
 schließlich  der  Entwicklung  und  Weiterentwicklung
 von  internen  Ratingsystemen  für  die  Schätzung  von
 Risikoparametern  des  Adressenausfallrisikos  erfor-
 derlich  ist.  Das  Bundesministerium  der  Finanzen
 wird  ermächtigt,  durch  Rechtsverordnung  im  Be-
 nehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  nähere
 Bestimmungen  über  die  angemessene  Eigenmittel-
 ausstattung  (Solvabilität)  der  Institute  sowie  der  In-
 stitutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen  zu  er-
 lassen, insbesondere über

 1.  die  Bestimmung  der  für  Adressenausfallrisiken,
 einschließlich  Beteiligungs-  und  Veritätsrisiken,
 und  Marktrisiken  (insbesondere  Fremdwäh-

 rungsrisiken,  Rohwarenrisiken  und  Positionsrisi-
 ken  des  Handelsbuchs)  anrechnungspflichtigen
 Geschäfte und ihrer Risikoparameter;

 2.  den  Gegenstand  und  die  Verfahren  zur  Ermittlung
 von  Eigenkapitalanforderungen  für  das  operatio-
 nelle Risiko;

 3.  die  Berechnungsmethoden  für  die  Eigenkapi-
 talanforderung  und  die  dafür  erforderlichen  tech-
 nischen Grundsätze;

 4.  die  näheren  Einzelheiten  der  Erhebung  und  Ver-
 wendung  personenbezogener  Daten  zur  Bestim-
 mung  und  Berücksichtigung  von  Adressen-
 ausfallrisiken;  in  der  Rechtsverordnung  sind
 Höchstfristen  für  die  Löschung  oder  Anonymi-
 sierung der Daten zu bestimmen;

 5.  die  Zulassungsvoraussetzungen  für  die  Verwen-
 dung  interner  Risikomessverfahren,  insbesonde-
 re  interner  Ratingsysteme  für  die  Schätzung  von
 Risikoparametern  des  Adressenausfallrisikos,  in-
 terner  Marktrisikomodelle  sowie  interner  Schätz-
 verfahren  zur  Bestimmung  des  operationellen  Ri-
 sikos,  das  Zulassungsverfahren  und  die  Durch-
 führung  von  Prüfungen  nach  §  44  Abs.  1  Satz  2
 zur Zulassung interner Risikomessverfahren;

 6.  Inhalt,  Art,  Umfang  und  Form  der  nach  Absatz  1e
 zum  Nachweis  der  angemessenen  Eigenmittel-
 ausstattung  erforderlichen  Angaben  und  über  die
 für  die  Datenübermittlung  zulässigen  Datenträ-
 ger, Übertragungswege und Datenformate;

 7.  die  Pflicht  der  Institute  zur  Offenlegung  von  zum
 Nachweis  angemessener  Eigenmittel  zugrunde
 gelegten  Informationen  nach  Maßgabe  des  §  26a
 Abs.  1  und  2,  einschließlich  des  Gegenstands  der
 Offenlegungsanforderung,  sowie  des  Mediums
 und der Häufigkeit der Offenlegung;

 8.  die  Berechnungsmethoden  zur  Ermittlung  der
 Positionen  nach  Absatz  2b  Satz  1  Nr.  9  und  Ab-
 satz 6a und

 9.  die  Anforderungen  an  eine  Ratingagentur,  um  de-
 ren  Ratings  für  Risikogewichtungszwecke  aner-
 kennen  zu  können,  und  die  Anforderungen  an  das
 Rating.

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  die  Er-
 mächtigung  durch  Rechtsverordnung  auf  die  Bun-
 desanstalt  mit  der  Maßgabe  übertragen,  dass  die
 Rechtsverordnung  im  Einvernehmen  mit  der  Deut-
 schen  Bundesbank  ergeht.  Vor  Erlass  der  Rechtsver-
 ordnung  sind  die  Spitzenverbände  der  Institute  zu
 hören.“

 c)  Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

 „(1a)  Beabsichtigen  die  Institute  einer  grenzüber-
 schreitenden  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-
 Gruppe,  für  deren  Aufsicht  auf  zusammengefasster
 Basis  nach  Maßgabe  des  §  10a  Abs.  1  bis  5  die  Bun-
 desanstalt  zuständig  ist,  erstmalig  ein  internes  Risi-
 komessverfahren  zur  Berechnung  ihrer  Eigenmit-
 telanforderungen  für  Adressenausfallrisiken  oder
 das  operationelle  Risiko  oder  ein  internes  Markt-
 risikomodell  auf  zusammengefasster  Basis  nach
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Absatz  1  Satz  2  zu  nutzen,  hat  das  übergeordnete
 Unternehmen  den  Zulassungsantrag  bei  der  Bundes-
 anstalt  einzureichen.  Eine  grenzüberschreitende  In-
 stitutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  im  Sinne
 dieser  Vorschrift  liegt  vor,  wenn  die  Unternehmen
 dieser  Gruppe  ihren  jeweiligen  Sitz  in  mindestens
 zwei  verschiedenen  Staaten  des  Europäischen  Wirt-
 schaftsraums  haben.  Nach  Eingang  des  vollstän-
 digen  Antrags  leitet  die  Bundesanstalt  ihn  unver-
 züglich  an  die  zuständigen  Stellen  innerhalb  des
 Europäischen  Wirtschaftsraums,  denen  die  Aufsicht
 über  die  vom  Antrag  umfassten  Unternehmen  nach
 Maßgabe  der  Bankenrichtlinie  obliegt,  weiter.  Die
 zuständigen  Stellen  sollen  innerhalb  von  sechs
 Monaten  nach  Eingang  des  vollständigen  Antrags
 bei  der  Bundesanstalt  eine  gemeinsame  Entschei-
 dung  über  den  Antrag  treffen.  Kommt  in  dieser  Zeit
 keine  gemeinsame  Entscheidung  zustande,  ent-
 scheidet  die  Bundesanstalt  allein.  Sobald  eine  Ent-
 scheidung  nach  Satz  4  oder  Satz  5  vorliegt,  unter-
 richtet  die  Bundesanstalt  das  übergeordnete
 Unternehmen  der  Gruppe  schriftlich  und  unter  An-
 gabe  der  maßgeblichen  Gründe  sowie  unter  Hinweis
 auf  die  der  Entscheidung  zugrunde  liegenden
 Rechtsgrundlagen  über  deren  Inhalt.  Im  Falle  einer
 Entscheidung  nach  Satz  5  unterrichtet  sie  außerdem
 die  weiteren  betroffenen  zuständigen  Stellen;  bei
 der  Angabe  der  maßgeblichen  Gründe  ist  in  diesem
 Fall  auch  auf  die  von  diesen  Stellen  geltend  gemach-
 ten  Vorbehalte  einzugehen.  Den  Zulassungsbe-
 scheid  zur  Verwendung  des  internen  Risikomessver-
 fahrens  auf  zusammengefasster  Basis  sowie  auf
 Einzelebene  erlässt  die  Bundesanstalt,  wenn  die
 vom  Antrag  erfassten  Unternehmen  auf  Einzelebene
 ihrer  Aufsicht  unterliegen.  Satz  8  gilt  entsprechend
 für  die  Zulassungsbescheide  gegenüber  Instituten,
 die  einer  grenzüberschreitenden  Gruppe  im  Sinne
 von  Satz  2  angehören,  aber  nur  auf  Einzelebene  der
 Aufsicht der Bundesanstalt unterliegen.“

 d)  Absatz 1c wird aufgehoben.

 e)  Absatz 1d wird wie folgt gefasst:

 „(1d)  Der  Berechnung  der  Angemessenheit  der
 Eigenmittel  nach  der  Rechtsverordnung  nach  Ab-
 satz  1  Satz  9  ist  das  modifizierte  verfügbare  Eigen-
 kapital  zugrunde  zu  legen.  Zur  Bestimmung  des
 modifizierten  verfügbaren  Eigenkapitals  werden  die
 Beträge,  die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes
 zur  Unterlegung  von  Positionen  mit  haftendem
 Eigenkapital  benötigt  werden,  und  die  Positionen
 des  Absatzes  6a  vom  haftenden  Eigenkapital  nach
 Absatz  2  Satz  2  abgezogen  und  der  zurechenbare
 Anteil  der  Position  des  Absatzes  2b  Satz  1  Nr.  9
 hinzugerechnet.  Bei  der  Berechnung  des  haftenden
 Eigenkapitals  nach  Absatz  2  Satz  2  für  Zwecke  der
 §§  12,  13  und  13a  bleiben  die  Positionen  des  Absat-
 zes  6a  sowie  der  zurechenbare  Anteil  der  Position
 des  Absatzes  2b  Satz  1  Nr.  9  unberücksichtigt.  Glei-
 ches  gilt  für  die  Beträge,  die  nach  den  Vorschriften
 dieses  Gesetzes  zur  Unterlegung  von  Positionen  mit
 haftendem Eigenkapital benötigt werden.“

 f)  Nach  Absatz  1d  wird  folgender  Absatz  1e  eingefügt:

 „(1e)  Die  Institute  sowie  die  übergeordneten
 Unternehmen  einer  Institutsgruppe  oder  Finanz-
 holding-Gruppe  nach  §  10a  Abs.  1  bis  3  haben  der
 Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  vier-
 teljährlich  die  für  die  Überprüfung  der  angemes-
 senen  Eigenkapitalausstattung  erforderlichen  An-
 gaben  einzureichen.  Die  Rechtsverordnung  nach
 Absatz  1  Satz  9  Nr.  6  kann  in  besonderen  Fällen
 einen längeren Meldezeitraum vorsehen.“

 g)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Die  Eigenmittel  bestehen  aus  dem  haftenden
 Eigenkapital  und  den  Drittrangmitteln.  Das  haftende
 Eigenkapital  ist  die  Summe  aus  Kernkapital  und  Er-
 gänzungskapital  abzüglich  der  Positionen  des  Ab-
 satzes  6  Satz  1.  Bei  der  Berechnung  des  haftenden
 Eigenkapitals  kann  Ergänzungskapital  nur  bis  zur
 Höhe  des  Kernkapitals  berücksichtigt  werden.  Da-
 bei  darf  das  berücksichtigte  Ergänzungskapital  nur
 bis  zu  50  vom  Hundert  des  Kernkapitals  aus  länger-
 fristigen  nachrangigen  Verbindlichkeiten  und  dem
 Haftsummenzuschlag  bestehen.  Von  Dritten  zur
 Verfügung  gestellte  Eigenmittel  können  nur  berück-
 sichtigt  werden,  wenn  sie  dem  Institut  tatsächlich
 zugeflossen  sind.  Der  Erwerb  von  Eigenmitteln  des
 Instituts  durch  einen  für  Rechnung  des  Instituts  han-
 delnden  Dritten,  durch  ein  Tochterunternehmen  des
 Instituts  oder  durch  einen  Dritten,  der  für  Rechnung
 des  Tochterunternehmens  des  Instituts  handelt,  steht
 für  ihre  Berücksichtigung  einem  Erwerb  durch  das
 Institut  gleich,  es  sei  denn,  das  Institut  weist  nach,
 dass  ihm  die  Eigenmittel  tatsächlich  zugeflossen
 sind. Dem Erwerb steht die Inpfandnahme gleich.“

 h)  Absatz 2a wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  Nr.  3  werden  das  Wort  „Genossen“
 durch  das  Wort  „Mitgliedern“  und  die  Wörter
 „Gesetzes  betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirt-
 schaftsgenossenschaften“  durch  das  Wort  „Ge-
 nossenschaftsgesetzes“ ersetzt.

 bb)  Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  der  Bilanzverlust  sowie  Verluste  aus  der
 Bewertung  von  Handelsbuchpositionen
 gemäß  §  1a  Abs.  7,  wenn  sie  im  laufenden
 Geschäftsjahr erheblich sind,“.

 cc)  In  Satz  2  werden  am  Ende  von  Nummer  4  das
 Wort  „und“  gestrichen,  am  Ende  von  Num-
 mer  5  der  Punkt  durch  ein  Komma  ersetzt  so-
 wie  die  folgenden  Nummern  6  und  7  angefügt:

 „6.  mindestens  die  jeweils  hälftigen  Beträge
 der  in  Absatz  6a  genannten  Positionen  und

 7.  der  negative  Ergänzungskapitalsaldo,  der
 sich  ergibt,  wenn  die  Summe  der  jeweils
 höchstens  hälftigen  Beträge  der  Positionen
 nach  Absatz  6  Satz  1  und  Absatz  6a  sowie
 der  nach  §  12  Abs.  1  Satz  4,  §  13  oder
 §  13a  mit  haftendem  Eigenkapital  zu  un-
 terlegenden  Positionen  das  berücksich-
 tigungsfähige  Ergänzungskapital  nach
 Absatz 2 Satz 3 übersteigt.“
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i)  Absatz 2b wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  Nr.  1  wird  vor  dem  Wort  „Vorsorgere-
 serven“ das Wort „ungebundenen“ eingefügt.

 bb)  In  Satz  1  Nr.  7  wird  die  Angabe  „in  Höhe  von
 35  vom  Hundert“  durch  die  Angabe  „in
 Höhe  von  45  vom  Hundert“  ersetzt  und  in
 Buchstabe  c  wird  am  Ende  das  Wort  „und“  ge-
 strichen.

 cc)  In  Satz  1  Nr.  8  werden  das  Wort  „Genossen“
 durch  das  Wort  „Mitglieder“  ersetzt,  der  Punkt
 am  Ende  durch  ein  Semikolon  ersetzt  und  fol-
 gender Teilsatz angefügt:

 „das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann
 diese  Ermächtigung  durch  Rechtsverordnung
 auf die Bundesanstalt übertragen,“.

 dd)  Nach  Nummer  8  wird  die  folgende  Nummer  9
 angefügt:

 „9.  dem  berücksichtigungsfähigen  Wertbe-
 richtigungsüberschuss,  der  sich  bei  einem
 Institut,  das  bei  der  Ermittlung  der  Ange-
 messenheit  der  Eigenmittel  nach  Absatz  1
 Adressrisikopositionen  nach  dem  auf
 internen  Ratings  basierenden  Ansatz
 (IRBA)  berücksichtigen  darf  (IRBA-Insti-
 tut),  bei  der  Berechnung  der  Differenz
 zwischen  den  Wertberichtigungen  und
 Rückstellungen,  die  für  alle  IRBA-Positio-
 nen  der  Forderungsklassen  Zentralregie-
 rungen,  Institute,  Unternehmen  und
 Mengengeschäft  gebildet  wurden  und  den
 erwarteten  Verlustbeträgen  für  diese
 IRBA-Positionen  ergibt;  der  Wertberichti-
 gungsüberschuss  wird  bis  zu  0,6  vom
 Hundert  der  Summe  der  risikogewichteten
 IRBA-Positionswerte  für  sämtliche
 IRBA-Positionen,  die  keine  IRBA-Ver-
 briefungspositionen  sind  und  die  ein  Risi-
 kogewicht  von  1  250  vom  Hundert  haben,
 anerkannt.“

 ee)  Die  Sätze  2  bis  4  werden  durch  folgenden  Satz
 ersetzt:

 „Als  Abzugspositionen  gelten  auch  die  jeweils
 höchstens  hälftigen  Beträge  der  Positionen
 nach  Absatz  6  Satz  1,  Absatz  6a  und  der  nach
 §  12  Abs.  1  Satz  4,  §  13  oder  §  13a  mit  haften-
 dem Eigenkapital zu unterlegenden Beträge.“

 j)  Absatz 2c wird wie folgt gefasst:

 „(2c) Drittrangmittel sind

 1.  der  anteilige  Gewinn,  der  bei  einer  Glattstellung
 aller  Handelsbuchpositionen  entstünde,  abzüg-
 lich  aller  vorhersehbaren  Aufwendungen  und
 Ausschüttungen  sowie  der  bei  einer  Liquidation
 des  Unternehmens  voraussichtlich  entstehende
 Verlust  aus  dem  Anlagebuch,  soweit  dieser  nicht
 bereits  in  den  Korrekturposten  nach  Absatz  3b
 berücksichtigt wird (Nettogewinn),

 2.  die  kurzfristigen  nachrangigen  Verbindlichkei-
 ten im Sinne des Absatzes  7 und

 3.  Positionen,  die  allein  wegen  einer  Kappung  nach
 Absatz  2  Satz  3  und  4  nicht  als  Ergänzungskapi-
 tal berücksichtigt werden können.

 Die  vorstehend  genannten  Positionen  können  nur
 bis  zu  einem  Betrag  als  Drittrangmittel  berücksich-
 tigt  werden,  der  zusammen  mit  dem  Ergänzungska-
 pital,  das  unter  Außerachtlassung  der  Beträge  nach
 Absatz  2b  Satz  1  Nr.  9  sowie  Absatz  6a  Nr.  1  und  2
 nicht  zur  Unterlegung  der  Risiken  aus  dem  Anlage-
 buch  nach  den  Vorgaben  dieses  Gesetzes  benötigt
 wird  (freies  Ergänzungskapital),  250  vom  Hundert
 des  Kernkapitals,  das  nicht  zur  Unterlegung  der
 Risiken  aus  dem  Anlagebuch  nach  den  Vorgaben
 dieses  Gesetzes  benötigt  wird  (freies  Kernkapital),
 nicht  übersteigt  (anrechenbare  Drittrangmittel).  Bei
 Wertpapierhandelsunternehmen  beträgt  die  in
 Satz  2  bezeichnete  Grenze  200  vom  Hundert  des
 freien  Kernkapitals,  es  sei  denn,  von  den  Drittrang-
 mitteln  werden  die  schwer  realisierbaren  Aktiva  im
 Sinne  des  Satzes  4,  soweit  diese  nicht  nach  Absatz  6
 Satz  1  Nr.  1  vom  haftenden  Eigenkapital  abgezogen
 werden,  sowie  die  Verluste  ihrer  Tochterunterneh-
 men abgezogen. Schwer realisierbare Aktiva sind

 1.  Sachanlagen,

 2.  Anteile  und  Forderungen  aus  Vermögensein-
 lagen  als  stiller  Gesellschafter,  Genussrechten
 oder  nachrangigen  Verbindlichkeiten,  soweit  sie
 nicht  in  Wertpapieren,  die  zum  Handel  an  einer
 Wertpapierbörse  zugelassen  sind,  verbrieft  und
 nicht Teil des Handelsbuchs sind,

 3.  Darlehen  und  nicht  marktgängige  Schuldtitel  mit
 einer Restlaufzeit von mehr als 90 Tagen und

 4.  Bestände  in  Waren,  soweit  diese  nicht  gemäß  der
 Rechtsverordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  mit
 Eigenmitteln zu unterlegen sind.

 Einschüsse  auf  Termingeschäfte,  die  an  einer  Wert-
 papier-  oder  Terminbörse  abgeschlossen  werden,
 gelten  nicht  als  schwer  realisierbare  Aktiva.  Von  den
 Drittrangmitteln  sind  die  durch  die  Bewertung  von
 Handelsbuchpositionen  nach  §  1a  Abs.  7  entstehen-
 den  Verluste  abzuziehen,  sofern  diese  im  laufenden
 Geschäftsjahr nicht erheblich sind.“

 k)  Nach  Absatz  2c  werden  folgende  Absätze  2d  und  2e
 eingefügt:

 „(2d)  Bei  der  Berechnung  der  Angemessenheit  der
 Eigenmittel  nach  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz
 1  Satz  9  haben  Handelsbuchinstitute  die  Drittrang-
 mittel  nach  Absatz  2c  vermindert  um  die  Überschrei-
 tungsbeträge  von  Großkreditüberschreitungen  aus
 kreditnehmerbezogenen  Handelsbuch-  oder  Ge-
 samtbuchpositionen  gemäß  §  13a  Abs.  4  und  5  zu-
 grunde  zu  legen,  soweit  diese  Überschreitungsbeträ-
 ge  mit  Drittrangmitteln  unterlegt  werden  (verfügbare
 Drittrangmittel).  Verfügbare  Drittrangmittel  dürfen
 nur  zur  Unterlegung  der  Anrechnungsbeträge  für
 Marktrisiken verwendet werden.

 (2e)  Abweichend  von  Absatz  2d  können
 IRBA-Institute,  die  Handelsbuchinstitute  sind,  Dritt-
 rangmittel  bei  der  Berechnung  der  Angemessenheit
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der  Eigenmittel  nach  der  Rechtsverordnung  nach
 Absatz  1  Satz  9  nur  bis  zu  einem  Betrag  berücksich-
 tigen,  der  zusammen  mit  dem  Ergänzungskapital,
 das  unter  Einbeziehung  des  Betrages  nach  Absatz  2b
 Satz  1  Nr.  9  sowie  der  hälftigen  Beträge  nach  Ab-
 satz  6a  Nr.  1  und  2  nicht  zur  Unterlegung  der  Risiken
 aus  dem  Anlagebuch  nach  den  Vorgaben  dieses  Ge-
 setzes  benötigt  wird  (erweitertes  freies  Ergänzungs-
 kapital),  250  vom  Hundert  des  Kernkapitals,  das  un-
 ter  Einbeziehung  der  hälftigen  Beträge  nach  Absatz
 6a  Nr.  1  und  2  nicht  zur  Unterlegung  der  Risiken  aus
 dem  Anlagebuch  nach  den  Vorgaben  dieses  Gesetzes
 benötigt  wird  (erweitertes  freies  Kernkapital),  nicht
 übersteigt  (erweiterte  anrechenbare  Drittrangmittel).
 Von  dem  so  ermittelten  Betrag  sind  für  die  Beur-
 teilung  der  Verfügbarkeit  für  Zwecke  der  Rechts-
 verordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  die  Überschrei-
 tungsbeträge  von  Großkreditüberschreitungen  aus
 kreditnehmerbezogenen  Handelsbuch-  oder  Ge-
 samtbuchpositionen  gemäß  §  13a  Abs.  4  und  5  ab-
 zuziehen,  soweit  diese  Überschreitungsbeträge  mit
 Drittrangmitteln  unterlegt  werden.  Ein  nach  Abzug
 dieser  Beträge  verbleibender  positiver  Betrag  an
 erweiterten  anrechenbaren  Drittrangmitteln  ist  bei
 der  Berechnung  der  Eigenmittel  nach  der  Rechtsver-
 ordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  zugrunde  zu  legen
 (verfügbare  Drittrangmittel  des  IRBA-Instituts);  Ab-
 satz 2d Satz 2 gilt entsprechend.“

 l)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Erstellt  ein  Institut  Zwischenabschlüsse,  die
 den  für  den  Jahresabschluss  geltenden  Anforderun-
 gen  entsprechen,  gilt  für  die  Zwecke  dieser  Vor-
 schrift  der  Zwischenabschluss  als  Jahresabschluss,
 wobei  Gewinne  des  Zwischenabschlusses  dem
 Kernkapital  zugerechnet  werden,  soweit  sie  nicht
 für  voraussichtliche  Gewinnausschüttungen  oder
 Steueraufwendungen  gebunden  sind.  Verluste,  die
 sich  aus  Zwischenabschlüssen  ergeben,  sind  vom
 Kernkapital  abzuziehen.  Ein  Institut,  das  erstmals
 Gewinne  des  Zwischenabschlusses  dem  Kern-
 kapital  zurechnet,  muss  anschließend  Zwischen-
 abschlüsse  mindestens  fünf  Jahre  hintereinander
 erstellen.  Gibt  ein  Institut  das  Verfahren  auf,
 Zwischenabschlüsse  zu  erstellen,  dürfen  Gewinne
 des  Zwischenabschlusses  dem  Kernkapital  frühes-
 tens  wieder  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  zugerech-
 net  werden.  Das  Institut  hat  den  Zwischenabschluss
 der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank
 jeweils  unverzüglich  einzureichen.  Der  Abschluss-
 prüfer  hat  einen  Bericht  über  die  Prüfung  des
 Zwischenabschlusses  (Zwischenprüfungsbericht)
 unverzüglich  nach  Beendigung  der  prüferischen
 Durchsicht  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank  einzureichen.  Ein  im  Zuge  der  Ver-
 schmelzung  erstellter  unterjähriger  Jahresabschluss
 gilt  nicht  als  Zwischenabschluss  im  Sinne  dieses
 Absatzes.“

 m)  Dem Absatz 3a wird folgender Satz 4 angefügt:

 „Bei  einem  Institut,  das  Originator  einer  Verbrie-
 fungstransaktion  ist,  gelten  die  Nettogewinne  aus
 der  Kapitalisierung  der  künftigen  Erträge  der  ver-

 brieften  Forderungen,  die  die  Bonität  von  Verbrie-
 fungspositionen  verbessern,  nicht  als  Rücklagen  im
 Sinne von Absatz 2a Satz 1.“

 n)  Absatz 3b wird wie folgt gefasst:

 „(3b)  Die  Bundesanstalt  kann  auf  das  haftende  Ei-
 genkapital  einen  Korrekturposten  festsetzen.  Wird
 der  Korrekturposten  festgesetzt,  um  noch  nicht  bi-
 lanzwirksam  gewordene  Kapitalveränderungen  zu
 berücksichtigen,  wird  die  Festsetzung  mit  der  Fest-
 stellung  des  nächsten  für  den  Schluss  eines  Ge-
 schäftsjahres  aufgestellten  Jahresabschlusses  gegen-
 standslos.  Die  Bundesanstalt  hat  die  Festsetzung  auf
 Antrag  des  Instituts  aufzuheben,  soweit  die  Voraus-
 setzung für die Festsetzung wegfällt.“

 o)  In  Absatz  4  Satz  1  werden  die  Wörter  „dem  haften-
 den  Eigenkapital“  durch  die  Wörter  „dem  Kernkapi-
 tal“ ersetzt.

 p)  Absatz 4a wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Nicht  realisierte  Reserven  können  dem  haften-
 den  Eigenkapital  nur  zugerechnet  werden,
 wenn  das  Kernkapital  mindestens  4,4  vom
 Hundert  des  12,5fachen  des  Gesamtanrech-
 nungsbetrags  für  Adressrisiken  beträgt;  die
 nicht  realisierten  Reserven  können  dem  haften-
 den  Eigenkapital  nur  bis  zu  1,4  vom  Hundert
 dieses Betrags zugerechnet werden.“

 bb)  Satz 4 wird wie folgt gefasst:

 „Auf  Verlangen  der  Bundesanstalt  sind  dieser
 und  der  Deutschen  Bundesbank  die  Berechnung
 der  nicht  realisierten  Reserven  unter  Angabe  der
 maßgeblichen Wertansätze offen zu legen.“

 q)  Absatz 4c wird wie folgt gefasst:

 „(4c)  Der  Kurswert  der  Wertpapiere  nach  Absatz
 2b  Satz  1  Nr.  7  Buchstabe  a  bestimmt  sich  nach  dem
 Kurs  am  Meldestichtag.  Liegt  an  einem  Meldestich-
 tag  kein  Kurs  vor,  so  ist  der  letzte  vor  dem  Melde-
 stichtag  festgestellte  Kurs  maßgebend.  Wird  von  der
 Behandlung  von  Wertpapieren  nach  den  Grundsät-
 zen  für  das  Anlagevermögen  Gebrauch  gemacht,
 sind  die  nicht  realisierten  Reserven  um  den  Unter-
 schiedsbetrag  zwischen  dem  maßgeblichen  Kurs-
 wert  und  dem  höheren  Buchwert  zu  ermäßigen.
 Führen  Wertverluste  dazu,  dass  der  Unterschiedsbe-
 trag  nach  Satz  3  den  Betrag  der  bislang  berücksich-
 tigten  nicht  realisierten  Reserven  übersteigt  und  ent-
 steht  hierdurch  ein  negativer  Saldo,  so  ist  dieser
 unmittelbar  vom  Kernkapital  abzuziehen.  Auf  die
 Ermittlung  des  Wertes  der  Wertpapiere  nach  Absatz
 2b  Satz  1  Nr.  7  Buchstabe  b  nach  §  11  Abs.  2  des
 Bewertungsgesetzes  und  des  Rücknahmepreises
 von  Anteilen  an  einem  Sondervermögen  ist  das  Ver-
 fahren  der  Sätze  1  bis  4  entsprechend  anzuwenden.“

 r)  In  Absatz  5  Satz  1  werden  die  Wörter  „ist  dem  haf-
 tenden  Eigenkapital  zuzurechnen“  durch  die  Wörter
 „ist  dem  Ergänzungskapital  nur  dann  zuzurechnen“
 ersetzt.
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s)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 „(6)  Jeweils  hälftig  von  Kern-  und  Ergänzungs-
 kapital sind abzuziehen:

 1.  unmittelbare  Beteiligungen  an  Instituten,  aus-
 genommen  Kapitalanlagegesellschaften,  und  Fi-
 nanzunternehmen  in  Höhe  von  mehr  als  10  vom
 Hundert des Kapitals dieser Unternehmen;

 2.  Forderungen  aus  nachrangigen  Verbindlichkei-
 ten  im  Sinne  des  Absatzes  5a  und  Forderungen
 aus  Genussrechten  an  Instituten,  ausgenommen
 Kapitalanlagegesellschaften,  und  Finanzunter-
 nehmen,  an  denen  das  Institut  unmittelbar  zu
 mehr  als  10  vom  Hundert  des  Kapitals  dieser  Un-
 ternehmen beteiligt ist;

 3.  Vermögenseinlagen  als  stiller  Gesellschafter  bei
 Instituten,  ausgenommen  Kapitalanlagegesell-
 schaften,  und  Finanzunternehmen,  an  denen  das
 Institut  unmittelbar  zu  mehr  als  10  vom  Hundert
 des Kapitals dieser Unternehmen beteiligt ist;

 4.  der  Gesamtbetrag  der  folgenden  Positionen,  so-
 weit  er  10  vom  Hundert  des  haftenden  Eigenka-
 pitals  des  Instituts  vor  Abzug  der  Beträge  nach
 den  Nummern  1  bis  3,  5  und  6  und  nach  dieser
 Nummer übersteigt:

 a)  unmittelbare  Beteiligungen  an  Instituten,  aus-
 genommen  Kapitalanlagegesellschaften  und
 Finanzunternehmen  bis  zu  höchstens  10  vom
 Hundert des Kapitals dieser Unternehmen;

 b)  Forderungen  aus  nachrangigen  Verbindlich-
 keiten  im  Sinne  des  Absatzes  5a  und  Forde-
 rungen  aus  Genussrechten  an  Instituten,  aus-
 genommen  Kapitalanlagegesellschaften,  und
 Finanzunternehmen,  an  denen  das  Institut
 nicht  oder  bis  zu  höchstens  10  vom  Hundert
 des  Kapitals  dieser  Unternehmen  unmittelbar
 beteiligt ist;

 c)  Vermögenseinlagen  als  stiller  Gesellschafter
 bei  Instituten,  ausgenommen  Kapitalanlage-
 gesellschaften,  und  Finanzunternehmen,  an
 denen  das  Institut  nicht  oder  bis  zu  höchstens
 10  vom  Hundert  des  Kapitals  dieser  Unterneh-
 men unmittelbar beteiligt ist;

 5.  Beteiligungen  im  Sinne  des  §  271  Abs.  1  Satz  1
 des  Handelsgesetzbuchs  oder  eine  unmittelbare
 oder  mittelbare  Beteiligung  in  Höhe  von  min-
 destens  20  vom  Hundert  des  Kapitals  oder  der
 Stimmrechte  an  Erstversicherungsunternehmen,
 Rückversicherungsunternehmen  und  Versiche-
 rungs-Holdinggesellschaften und

 6.  Forderungen  aus  Genussrechten  im  Sinne  des
 §  53c  Abs.  3  Satz  1  Nr.  3a  in  Verbindung  mit
 Abs.  3a  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  und
 Forderungen  aus  nachrangigen  Verbindlichkeiten
 im  Sinne  des  §  53c  Abs.  3  Satz  1  Nr.  3b  in
 Verbindung  mit  Abs.  3b  des  Versicherungsauf-
 sichtsgesetzes  an  Erstversicherungsunternehmen,
 Rückversicherungsunternehmen  und  Versiche-
 rungs-Holdinggesellschaften,  an  denen  das  Insti-
 tut  eine  Beteiligung  im  Sinne  der  Nummer  5  hält.

 Die  Bundesanstalt  kann  auf  Antrag  des  Instituts  in  Be-
 zug  auf  die  Abzugspositionen  nach  Satz  1  Nr.  1  bis  6
 Ausnahmen  zulassen,  wenn  das  Institut  Anteile  eines
 anderen  Instituts,  Finanzunternehmens,  Erstversiche-
 rungsunternehmens  oder  Rückversicherungsunter-
 nehmens  oder  einer  Versicherungs-Holdinggesell-
 schaft  vorübergehend  besitzt,  um  das  betreffende
 Unternehmen  zwecks  Sanierung  und  Rettung  fi-
 nanziell  zu  stützen.  Anteile  eines  anderen  Instituts,
 Finanzunternehmens,  Erstversicherungsunterneh-
 mens  oder  Rückversicherungsunternehmens  oder
 einer  Versicherungs-Holdinggesellschaft,  die  ein  In-
 stitut  nur  vorübergehend  hält,  um  an  den  Finanzmärk-
 ten  auf  kontinuierlicher  Basis  durch  den  An-  und  Ver-
 kauf  dieser  Anteile  unter  Einsatz  des  eigenen  Kapitals
 Handel  für  eigene  Rechnung  zu  von  ihm  gestellten
 Kursen  zu  betreiben,  sind  dann  nicht  vom  Kern-  und
 Ergänzungskapital  abzuziehen,  wenn  das  Institut  das
 Betreiben  dieser  Tätigkeit  der  Bundesanstalt  und  der
 Deutschen  Bundesbank  angezeigt  hat  und  über  ange-
 messene  Systeme  und  Kontrollen  für  den  Handel  mit
 diesen  Anteilen  verfügt.  Ein  Institut  braucht  Positio-
 nen  nach  Satz  1  Nr.  1  bis  4,  die  es  selbst  oder  das  ihm
 übergeordnete  Unternehmen  pflichtgemäß  oder  frei-
 willig  in  die  Zusammenfassung  nach  den  §§  10a,  13b
 Abs.  3  Satz  1  und  nach  §  12  Abs.  2  Satz  1  und  2  ein-
 bezieht,  nicht  von  seinem  haftenden  Eigenkapital
 abzuziehen.  Gehört  ein  Institut  einer  branchenüber-
 greifend  tätigen  Unternehmensgruppe  an,  die  kein
 Finanzkonglomerat  ist,  braucht  es  Positionen  nach
 Satz  1  Nr.  5  und  6  nicht  von  seinem  haftenden  Eigen-
 kapital  abzuziehen,  wenn  diese  Unternehmensgruppe
 mit  Zustimmung  der  Bundesanstalt  eine  Berechnung
 der  Eigenkapitalausstattung  nach  Maßgabe  einer  der
 in  der  Rechtsverordnung  nach  §  10b  Abs.  1  Satz  2  nä-
 her  bestimmten  Berechnungsmethoden  zusätzlich
 durchführt  und  das  Institut  und  die  betreffenden  Un-
 ternehmen  in  entsprechender  Anwendung  der  Krite-
 rien  des  §  10b  Abs.  3  Satz  5  bis  8  oder  Abs.  4  als  nach-
 geordnete  oder  übergeordnetes  Unternehmen  in  diese
 Berechnung  einbezogen  werden;  eine  Berechnung
 nach  der  Berechnungsmethode  1  darf  nur  dann  erfol-
 gen,  wenn  und  soweit  Umfang  und  Niveau  des  inte-
 grierten  Managements  und  der  internen  Kontrollen  in
 Bezug  auf  die  in  den  Konsolidierungskreis  einbezo-
 genen  Unternehmen  angemessen  sind.  Die  Wahlmög-
 lichkeit  nach  Satz  5  ist  von  dem  Unternehmen  zu  be-
 antragen,  das  in  entsprechender  Anwendung  der
 Kriterien  des  §  10b  Abs.  3  Satz  6  bis  8  oder  Abs.  4
 übergeordnetes  Unternehmen  der  Gruppe  ist;  die
 gewählte  Berechnungsmethode  ist  auf  Dauer  einheit-
 lich  anzuwenden.  Ein  Institut,  das  einem  Finanzkon-
 glomerat  angehört,  braucht  die  Positionen  nach  Satz  1
 Nr.  1  bis  6  nicht  von  seinem  haftenden  Eigenkapital
 abzuziehen,  wenn  es  selbst  und  die  betreffenden  Un-
 ternehmen  in  die  Berechnung  der  Eigenmittel  dieses
 Finanzkonglomerats  auf  Konglomeratsebene  nach
 §  10b einbezogen werden.“

 t)  Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt:

 „(6a)  Bei  der  Ermittlung  des  modifizierten  verfüg-
 baren  Eigenkapitals  im  Sinne  von  Absatz  1d  Satz  2
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sind  jeweils  hälftig  von  Kern-  und  Ergänzungskapi-
 tal abzuziehen:

 1.  Wertberichtigungsfehlbeträge,  die  sich  bei
 einem  IRBA-Institut  bei  der  Berechnung  der
 Differenz  zwischen  der  Summe  der  erwarteten
 Verlustbeträge  für  alle  IRBA-Positionen  der  For-
 derungsklassen  Zentralregierungen,  Institute,
 Unternehmen  und  Mengengeschäft  und  der
 Wertberichtigungen  und  Rückstellungen,  die  für
 diese  IRBA-Positionen  gebildet  wurde,  ergeben;

 2.  erwartete  Verlustbeträge  für  unter  Berücksichti-
 gung  der  Ausfallwahrscheinlichkeit  gesteuerte
 IRBA-Beteiligungspositionen  und  IRBA-Betei-
 ligungspositionen,  die  mit  dem  einfachen
 IRBA-Risikogewicht  für  Beteiligungen  bewertet
 werden;

 3.  Verbriefungspositionen,  soweit  auf  sie  in  An-
 wendung  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  1
 Satz  9  ein  Risikogewicht  von  1  250  vom  Hundert
 Anwendung  findet  und  das  Institut  sie  bei  der  Er-
 mittlung  der  risikogewichteten  Positionswerte
 für Verbriefungen unberücksichtigt lässt und

 4.  der  Betrag  des  übertragenen  Wertes  zuzüglich  et-
 waiger  Wiederbeschaffungskosten  bei  Vorleis-
 tungen  im  Rahmen  von  Wertpapiergeschäften
 des  Handelsbuchs,  solange  die  Gegenleistung
 fünf  Geschäftstage  nach  deren  Fälligkeit  noch
 nicht  wirksam  erbracht  worden  ist;  durch
 systemweite  Ausfälle  eines  Abwicklungs-  und
 Verrechnungssystems  entstandene  Vorleistungen
 können  mit  Zustimmung  der  Bundesanstalt  bis
 zur  Wiederherstellung  der  Funktionsfähigkeit
 der Systeme unberücksichtigt bleiben.“

 u)  Absatz 9 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Finanzportfolioverwalter,  die  nicht  befugt
 sind,  sich  bei  der  Erbringung  von  Finanzdienst-
 leistungen  Eigentum  oder  Besitz  an  Geldern
 oder  Wertpapieren  von  Kunden  zu  verschaffen
 und  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  mit  Finanz-
 instrumenten  handeln,  müssen  Eigenmittel  auf-
 weisen,  die  mindestens  25  vom  Hundert  ihrer
 Kosten  entsprechen,  die  in  der  Gewinn-  und
 Verlustrechnung  des  letzten  Jahresabschlusses
 unter  den  allgemeinen  Verwaltungsaufwendun-
 gen,  den  Abschreibungen  und  Wertberichtigun-
 gen  auf  immaterielle  Anlagewerte  und  Sach-
 anlagen ausgewiesen sind.“

 bb)  Satz 5 wird durch folgende Sätze ersetzt:

 „Finanzportfolioverwalter,  die  nicht  befugt
 sind,  sich  bei  der  Erbringung  von  Finanzdienst-
 leistungen  Eigentum  oder  Besitz  an  Geldern
 oder  Wertpapieren  von  Kunden  zu  verschaffen
 und  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  mit  Finanz-
 instrumenten  handeln,  haben  der  Bundesanstalt
 und  der  Deutschen  Bundesbank  die  für  die

 Überprüfung  der  Relation  und  der  Einhaltung
 der  Anforderungen  nach  den  Sätzen  1  und  3  er-
 forderlichen  Angaben  und  Nachweise  einzurei-
 chen.  Das  Bundesministerium  der  Finanzen
 wird  ermächtigt,  durch  Rechtsverordnung  im
 Benehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  nä-
 here  Bestimmungen  zu  erlassen  über  Inhalt,
 Art,  Umfang,  Zeitpunkt  und  Form  der  Angaben
 sowie  die  zulässigen  Datenträger,  Übertra-
 gungswege  und  Datenformate.  Das  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  kann  diese  Ermäch-
 tigung  durch  Rechtsverordnung  auf  die
 Bundesanstalt  mit  der  Maßgabe  übertragen,
 dass  Rechtsverordnungen  der  Bundesanstalt  im
 Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank
 ergehen.“

 v)  In  Absatz  10  Satz  5  wird  die  Angabe  „Absatz  9
 Satz  5“  durch  die  Angabe  „Absatz  9  Satz  5  bis  7“
 ersetzt.

 w)  Nach  Absatz  10  wird  folgender  Absatz  11  angefügt:

 „(11)  Die  Bundesanstalt  kann  einem  Institut  nach
 §  1  Abs.  7a  oder  Abs.  7c  auf  Antrag  gestatten,  bei
 der  Ermittlung  seiner  Eigenmittelausstattung  auf
 Einzelebene  die  entsprechenden  Positionen  von
 Tochterunternehmen einzubeziehen, wenn

 1.  das  Tochterunternehmen  in  die  Risikobewer-
 tungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren  des  Insti-
 tuts einbezogen ist,

 2.  das  Institut  über  50  vom  Hundert  der  mit  den  An-
 teilen  oder  Aktien  des  Tochterunternehmens  ver-
 bundenen  Stimmrechte  hält  oder  zur  Bestellung
 oder  Abberufung  der  Mehrheit  der  Mitglieder
 des  Leitungsorgans  des  Tochterunternehmens
 berechtigt ist,

 3.  die  wesentlichen  Forderungen  oder  Verbindlich-
 keiten  des  Tochterunternehmens  gegenüber  dem
 Institut bestehen und

 4.  weder  ein  rechtliches  noch  ein  bedeutendes  tat-
 sächliches  Hindernis  für  die  jederzeitige  und  un-
 verzügliche  Übertragung  von  Eigenmitteln  oder
 die  Begleichung  von  Verbindlichkeiten  des
 Tochterunternehmens  durch  das  Institut  besteht
 noch ein solches abzusehen ist.

 Das  Institut  hat  der  Bundesanstalt  in  seinem  Antrag
 in  vollem  Umfang  die  für  das  Vorliegen  der  Voraus-
 setzung  nach  Satz  1  Nr.  4  erforderlichen  Umstände
 und  Vorkehrungen,  einschließlich  rechtlich  wirksa-
 mer  Vereinbarungen,  offen  zu  legen.  Die  Bundes-
 anstalt  unterrichtet  die  zuständigen  Stellen  im  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraum  regelmäßig,  mindestens
 aber  einmal  jährlich,  über  nach  Satz  1  erteilte  Ge-
 nehmigungen  sowie  über  die  Umstände  und  Vorkeh-
 rungen  nach  Satz  1  Nr.  4.  Hat  das  Tochterunterneh-
 men  seinen  Sitz  in  einem  Drittstaat,  so  unterrichtet
 die  Bundesanstalt  die  zuständige  Behörde  des  be-
 treffenden Drittstaats entsprechend.“
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13.  §  10a wird wie folgt gefasst:

 „§  10a

 Ermittlung der Eigenmittelausstattung
 von Institutsgruppen und Finanzholding-Gruppen

 (1)  Eine  Institutsgruppe  im  Sinne  dieses  Gesetzes  be-
 steht  aus  einem  Institut  im  Sinne  von  §  1  Abs.  7a  oder
 Abs.  7c  mit  Sitz  im  Inland  (übergeordnetes  Unterneh-
 men)  und  den  nachgeordneten  Unternehmen  (gruppen-
 angehörige  Unternehmen).  Nachgeordnete  Unterneh-
 men  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind  die  Tochterunter-
 nehmen  eines  Instituts,  die  selbst  Institute,  Finanzunter-
 nehmen  oder  Anbieter  von  Nebendienstleistungen  sind.
 Erfüllt  bei  wechselseitigen  Beteiligungen  kein  Institut
 der  Institutsgruppe  die  Voraussetzungen  des  §  1  Abs.  7a
 oder  Abs.  7c,  bestimmt  die  Bundesanstalt  das  überge-
 ordnete  Unternehmen  der  Gruppe.  Sind  einem  Institut
 ausschließlich  Anbieter  von  Nebendienstleistungen
 nachgeordnet, besteht keine Institutsgruppe.

 (2)  Eine  Institutsgruppe  im  Sinne  dieses  Gesetzes  be-
 steht  auch  dann,  wenn  ein  Institut  mit  anderen  Unter-
 nehmen  der  Banken-  und  Wertpapierdienstleistungs-
 branche  eine  horizontale  Unternehmensgruppe  bildet.
 Bei  einer  solchen  Institutsgruppe  gilt  als  übergeordne-
 tes  Unternehmen  dasjenige  gruppenangehörige  Einla-
 genkreditinstitut,  E-Geld-Institut  oder  Wertpapierhan-
 delsunternehmen  mit  Sitz  im  Inland  mit  der  höchsten
 Bilanzsumme;  bei  gleich  hoher  Bilanzsumme  bestimmt
 die Bundesanstalt das übergeordnete Unternehmen.

 (3)  Eine  Finanzholding-Gruppe  im  Sinne  dieses
 Gesetzes  besteht,  wenn  einer  Finanzholding-Gesell-
 schaft  im  Sinne  von  §  1  Abs.  7b  oder  Abs.  7d  mit  Sitz
 im  Inland  Unternehmen  im  Sinne  des  Absatzes  1  Satz  2
 nachgeordnet  sind,  von  denen  mindestens  ein  Einlagen-
 kreditinstitut,  E-Geld-Institut  oder  Wertpapierhandels-
 unternehmen  mit  Sitz  im  Inland  der  Finanzholding-
 Gesellschaft  als  Tochterunternehmen  nachgeordnet  ist.
 Satz  1  findet  keine  Anwendung  auf  Finanzholding-
 Gesellschaften  im  Sinne  von  §  1  Abs.  7b,  die  ihrerseits
 einem  Einlagenkreditinstitut,  einem  E-Geld-Institut
 oder  einem  Wertpapierhandelsunternehmen  mit  Sitz  in
 einem  anderen  Staat  des  Europäischen  Wirtschafts-
 raums  als  Tochterunternehmen  nachgeordnet  sind.  Hat
 die  Finanzholding-Gesellschaft  im  Sinne  von  §  1
 Abs.  7b  oder  Abs.  7d  ihren  Sitz  in  einem  anderen  Staat
 des  Europäischen  Wirtschaftsraums,  besteht  eine  Fi-
 nanzholding-Gruppe, wenn

 1.  der  Finanzholding-Gesellschaft  mindestens  ein  Ein-
 lagenkreditinstitut,  ein  E- Geld-Institut  oder  ein
 Wertpapierhandelsunternehmen  mit  Sitz  im  Inland
 und  weder  ein  Einlagenkreditinstitut  noch  ein
 E-Geld-Institut  oder  ein  Wertpapierhandelsunter-
 nehmen  mit  Sitz  in  ihrem  Sitzstaat  als  Tochterunter-
 nehmen nachgeordnet ist und

 2.  das  Einlagenkreditinstitut,  das  E-Geld-Institut  oder
 das  Wertpapierhandelsunternehmen  mit  Sitz  im  In-
 land  eine  höhere  Bilanzsumme  hat  als  jedes  andere
 der  Finanzholding-Gesellschaft  als  Tochterunter-
 nehmen  nachgeordnete  Einlagenkreditinstitut,
 E-Geld-Institut  oder  Wertpapierhandelsunterneh-
 men  mit  Sitz  in  einem  anderen  Staat  des  Europäi-

 schen  Wirtschaftsraums;  bei  gleich  hoher  Bilanz-
 summe  ist  der  frühere  Zulassungszeitpunkt  maßgeb-
 lich.

 Bei  einer  Finanzholding-Gruppe  gilt  als  übergeordnetes
 Unternehmen  dasjenige  gruppenangehörige  Einlagen-
 kreditinstitut,  E-Geld-Institut  oder  Wertpapierhandels-
 unternehmen  mit  Sitz  im  Inland,  das  selbst  keinem  an-
 deren  gruppenangehörigen  Institut  mit  Sitz  im  Inland
 nachgeordnet  ist.  Erfüllen  mehrere  Einlagenkreditinsti-
 tute,  E-Geld-Institute  oder  Wertpapierhandelsunterneh-
 men  mit  Sitz  im  Inland  oder  bei  wechselseitigen  Be-
 teiligungen  kein  Institut  mit  Sitz  im  Inland  diese
 Voraussetzungen,  gilt  als  übergeordnetes  Unternehmen
 regelmäßig  das  Einlagenkreditinstitut  oder  E-Geld-Ins-
 titut  mit  der  höchsten  Bilanzsumme;  auf  Antrag  oder
 bei  gleich  hoher  Bilanzsumme  bestimmt  die  Bundesan-
 stalt das übergeordnete Unternehmen.

 (4)  Als  nachgeordnete  Unternehmen  gelten  auch  In-
 stitute,  Finanzunternehmen  oder  Anbieter  von  Neben-
 dienstleistungen  mit  Sitz  im  Inland  oder  Ausland,  wenn
 ein  gruppenangehöriges  Unternehmen  mindestens
 20  vom  Hundert  der  Kapitalanteile  unmittelbar  oder
 mittelbar  hält,  die  Institute  oder  Unternehmen  gemein-
 sam  mit  anderen  Unternehmen  leitet  und  für  die  Ver-
 bindlichkeiten  dieser  Institute  oder  Unternehmen  auf
 ihre  Kapitalanteile  beschränkt  haftet  (qualifizierte  Min-
 derheitsbeteiligung).  Unmittelbar  oder  mittelbar  gehal-
 tene  Kapitalanteile  sowie  Kapitalanteile,  die  von  einem
 anderen  für  Rechnung  eines  gruppenangehörigen  Un-
 ternehmens  gehalten  werden,  sind  zusammenzurech-
 nen.  Mittelbar  gehaltene  Kapitalanteile  sind  nicht  zu
 berücksichtigen,  wenn  sie  durch  ein  Unternehmen  ver-
 mittelt  werden,  das  nicht  Tochterunternehmen  des  über-
 geordneten  Instituts  oder  der  Finanzholding-Gesell-
 schaft  ist.  Dies  gilt  entsprechend  für  mittelbar  gehaltene
 Kapitalanteile,  die  durch  mehr  als  ein  Unternehmen
 vermittelt  werden.  Kapitalanteilen  stehen  Stimmrechte
 gleich.  §  16  Abs.  2  und  3  des  Aktiengesetzes  gilt  ent-
 sprechend.

 (5)  Als  nachgeordnete  Unternehmen  gelten  auch  Un-
 ternehmen,  die  nach  §  10  Abs.  6  Satz  4  freiwillig  in  die
 Zusammenfassung  nach  dieser  Vorschrift  sowie  nach
 §  13b  Abs.  3  Satz  1  und  §  12  Abs.  2  Satz  1  und  2  einbe-
 zogen werden.

 (6)  Ob  gruppenangehörige  Unternehmen  insgesamt
 angemessene  Eigenmittel  haben,  ist  anhand  einer  Zu-
 sammenfassung  ihrer  Eigenmittel  einschließlich  der
 Anteile  anderer  Gesellschafter  und  der  im  Rahmen  der
 Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9  maßgebli-
 chen  Risikopositionen  zu  beurteilen;  bei  gruppenange-
 hörigen  Unternehmen  gelten  als  Eigenmittel  die  Be-
 standteile,  die  den  nach  §  10  anerkannten  Bestandteilen
 entsprechen.  Für  die  Zusammenfassung  hat  das  überge-
 ordnete  Unternehmen  seine  maßgeblichen  Positionen
 mit  denen  der  anderen  gruppenangehörigen  Unterneh-
 men  zusammenzufassen.  Von  den  gemäß  Satz  2  zusam-
 menzufassenden Eigenmitteln sind abzuziehen:

 1.  die  bei  dem  übergeordneten  Unternehmen  und  den
 anderen  Unternehmen  der  Institutsgruppe  oder  Fi-
 nanzholding-Gruppe  ausgewiesenen,  auf  die  grup-
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penangehörigen  Unternehmen  entfallenden  Buch-
 werte

 a)  der Kapitalanteile,

 b)  der  Vermögenseinlagen  als  stiller  Gesellschafter
 nach §  10 Abs. 4 Satz 1,

 c)  der Genussrechte nach §  10 Abs. 5 Satz 1,

 d)  der  längerfristigen  nachrangigen  Verbindlichkei-
 ten nach §  10 Abs. 5a Satz 1 und

 e)  der  kurzfristigen  nachrangigen  Verbindlichkei-
 ten nach §  10 Abs. 7 Satz 1 sowie

 2.  die  bei  dem  übergeordneten  Unternehmen  oder
 einem  anderen  Unternehmen  der  Institutsgruppe
 oder  Finanzholding-Gruppe  berücksichtigten  nicht
 realisierten  Reserven  nach  §  10  Abs.  2b  Satz  1  Nr.  6
 und  7,  soweit  sie  auf  gruppenangehörige  Unterneh-
 men entfallen.

 Kapitalanteile,  vorbehaltlich  der  Regelung  für  den  akti-
 vischen  Unterschiedsbetrag  nach  den  Sätzen  9  und  10,
 und  Vermögenseinlagen  stiller  Gesellschafter  sind  vom
 Kernkapital  abzuziehen.  Längerfristige  nachrangige
 Verbindlichkeiten  sind  von  den  Bestandteilen  des  Er-
 gänzungskapitals  gemäß  §  10  Abs.  2b  Satz  3  abzu-
 ziehen.  Genussrechtsverbindlichkeiten  und  die  nicht
 realisierten  Reserven  sind  vom  Ergänzungskapital  ins-
 gesamt,  jeweils  vor  der  in  §  10  Abs.  2b  Satz  2  und  3
 vorgesehenen  Kappung,  abzuziehen.  Kurzfristige  nach-
 rangige  Verbindlichkeiten  sind  von  den  Drittrangmit-
 teln  gemäß  §  10  Abs.  2c  Satz  1  vor  der  in  §  10  Abs.  2c
 Satz  2  und  4  vorgesehenen  Kappung  abzuziehen.  Bei
 Beteiligungen,  die  über  nicht  gruppenangehörige  Un-
 ternehmen  vermittelt  werden,  sind  solche  Buchwerte
 und  nicht  realisierte  Reserven  jeweils  quotal  in  Höhe
 desjenigen  Anteils  abzuziehen,  welcher  der  durchge-
 rechneten  Kapitalbeteiligung  entspricht.  Ist  der  Buch-
 wert  einer  Beteiligung  höher  als  der  nach  Satz  2  zusam-
 menzufassende  Teil  des  Kapitals  und  der  Rücklagen  des
 nachgeordneten  Unternehmens,  hat  das  übergeordnete
 Unternehmen  den  Unterschiedsbetrag  zu  gleichen  Tei-
 len  vom  Kern-  und  Ergänzungskapital  der  Instituts-
 gruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  abzuziehen.  Dabei
 kann  der  aktivische  Unterschiedsbetrag  mit  einem  jähr-
 lich  um  mindestens  ein  Zehntel  abnehmenden  Betrag
 wie  eine  Beteiligung  an  einem  gruppenfremden  Unter-
 nehmen  behandelt  werden.  Die  Adressenausfallpositio-
 nen,  die  sich  aus  Rechtsverhältnissen  zwischen  grup-
 penangehörigen  Unternehmen  ergeben,  sind  nicht  zu
 berücksichtigen.  Marktrisikobehaftete  Positionen  ver-
 schiedener  gruppenangehöriger  Unternehmen  können
 nicht  miteinander  verrechnet  werden,  es  sei  denn,  die
 Unternehmen  sind  in  die  zentrale  Risikosteuerung  des
 übergeordneten  Unternehmens  einbezogen,  die  Eigen-
 mittel  sind  in  der  Institutsgruppe  oder  Finanzhol-
 ding-Gruppe  angemessen  verteilt  und  es  ist  bei  nach-
 geordneten  Unternehmen  mit  Sitz  in  Drittstaaten
 gewährleistet,  dass  die  örtlichen  Rechts-  und  Verwal-
 tungsvorschriften  den  freien  Kapitaltransfer  zu  anderen
 gruppenangehörigen Unternehmen nicht behindern.

 (7)  Ist  das  übergeordnete  Unternehmen  einer  Insti-
 tutsgruppe  verpflichtet,  nach  den  Vorschriften  des  Han-

 delsgesetzbuchs  einen  Konzernabschluss  aufzustellen
 oder  ist  es  nach  Artikel  4  der  Verordnung  (EG)  Nr.
 1606/2002  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
 vom  19.  Juli  2002  betreffend  die  Anwendung  internati-
 onaler  Rechnungslegungsstandards  (ABl.  EG  Nr.  L  243
 S.  1)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  oder  nach  Maß-
 gabe  von  §  315a  Abs.  2  des  Handelsgesetzbuchs  ver-
 pflichtet,  bei  der  Aufstellung  des  Konzernabschlusses
 die  nach  den  Artikeln  3  und  6  der  genannten  Ver-
 ordnung  übernommenen  internationalen  Rechnungs-
 legungsstandards  anzuwenden,  hat  es  spätestens  nach
 Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  Entstehen  dieser  Ver-
 pflichtung  bei  der  Ermittlung  der  zusammengefassten
 Eigenmittel  sowie  der  zusammengefassten  Risikoposi-
 tionen  nach  Maßgabe  der  Rechtsverordnung  nach  §  10
 Abs.1  Satz  9  den  Konzernabschluss  zugrunde  zu  legen;
 als  Eigenmittel  gelten  die  Bestandteile,  die  den  nach
 §  10  anerkannten  Bestandteilen  entsprechen.  §  64h
 Abs.  3  und  4  bleibt  unberührt.  Wendet  das  übergeord-
 nete  Unternehmen  einer  Institutsgruppe  die  genannten
 internationalen  Rechnungslegungsstandards  nach  Maß-
 gabe  von  §  315a  Abs.  3  des  Handelsgesetzbuchs  an,
 finden  die  Sätze  1  und  2  entsprechende  Anwendung;  an
 die  Stelle  des  Entstehens  der  Verpflichtung  tritt  die  erst-
 malige  Anwendung  der  internationalen  Rechnungs-
 legungsstandards.  Absatz  6  findet  in  den  Fällen  der  Sät-
 ze  1  bis  3  vorbehaltlich  des  Satzes  6  keine  Anwendung.
 Hierbei  bleiben  die  Eigenmittel  und  sonstigen  maßgeb-
 lichen  Risikopositionen  in  den  Konzernabschluss  ein-
 bezogener  Unternehmen,  die  keine  gruppenangehöri-
 gen  Unternehmen  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind,
 unberücksichtigt.  Eigenmittel  und  sonstige  maßgebli-
 che  Risikopositionen  nicht  in  den  Konzernabschluss
 einbezogener  Unternehmen,  die  gruppenangehörige
 Unternehmen  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind,  sind  hin-
 zuzurechnen,  wobei  das  Verfahren  nach  Absatz  6  an-
 gewendet  werden  darf.  Die  Sätze  1  bis  5  gelten  ent-
 sprechend  für  das  übergeordnete  Unternehmen  einer
 Finanzholding-Gruppe,  wenn  die  Finanzholding-Ge-
 sellschaft  nach  den  genannten  Vorschriften  verpflichtet
 ist,  einen  Konzernabschluss  aufzustellen  oder  nach
 §  315a  Abs.  3  des  Handelsgesetzbuchs  einen  Konzern-
 abschluss  nach  den  genannten  internationalen  Rech-
 nungslegungsstandards aufstellt.

 (8)  Eine  Institutsgruppe  oder  eine  Finanzhol-
 ding-Gruppe,  die  nach  Absatz  7  bei  der  Ermittlung  der
 zusammengefassten  Eigenmittel  sowie  der  zusammen-
 gefassten  Risikopositionen  den  Konzernabschluss  zu-
 grunde  zu  legen  hat,  darf  mit  Zustimmung  der  Bundes-
 anstalt  für  diese  Zwecke  das  Verfahren  nach  Absatz  6
 nutzen,  wenn  die  Heranziehung  des  Konzernabschlus-
 ses  im  Einzelfall  ungeeignet  ist.  Das  übergeordnete
 Unternehmen  der  Institutsgruppe  oder  der  Finanzhol-
 ding-Gruppe  muss  das  Verfahren  nach  Absatz  6  in  die-
 sem  Fall  in  mindestens  fünf  aufeinander  folgenden  Jah-
 ren anwenden.

 (9)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  er-
 mächtigt,  durch  Rechtsverordnung  im  Benehmen  mit
 der  Deutschen  Bundesbank  nähere  Bestimmungen  über
 die  Ermittlung  der  Eigenmittelausstattung  von  Instituts-
 gruppen  und  Finanzholding-Gruppen  zu  erlassen,  ins-
 besondere über
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1.  die  Überleitung  von  Angaben  aus  dem  Konzernab-
 schluss  in  die  Ermittlung  der  zusammengefassten
 Eigenmittelausstattung  bei  Anwendung  des  Verfah-
 rens nach Absatz  7,

 2.  die  Behandlung  der  nach  der  Äquivalenzmethode
 bewerteten  Beteiligungen  bei  Anwendung  des  Ver-
 fahrens nach Absatz 7.

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  die  Er-
 mächtigung  durch  Rechtsverordnung  auf  die  Bundes-
 anstalt  mit  der  Maßgabe  übertragen,  dass  die  Rechts-
 verordnung  im  Einvernehmen  mit  der  Deutschen
 Bundesbank  ergeht.  Vor  Erlass  der  Rechtsverordnung
 sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.

 (10)  Ermittelt  eine  Institutsgruppe  oder  Finanzhol-
 ding-Gruppe  die  Angemessenheit  ihrer  Eigenmittelaus-
 stattung  nach  Maßgabe  des  Absatzes  7  und  erstellt  das
 übergeordnete  Unternehmen  einer  Institutsgruppe  oder
 einer  Finanzholding-Gruppe  Zwischenabschlüsse,  die
 den  für  den  Jahresabschluss  geltenden  Anforderungen
 entsprechen,  gilt  für  die  Zwecke  dieser  Vorschrift  der
 Zwischenabschluss  als  Konzernabschluss,  wobei  Ge-
 winne  des  Zwischenabschlusses  dem  Kernkapital  zuge-
 rechnet  werden,  soweit  sie  nicht  für  voraussichtliche
 Gewinnausschüttungen  oder  Steueraufwendungen  ge-
 bunden  sind.  Verluste,  die  sich  aus  Zwischenabschlüs-
 sen  ergeben,  sind  vom  Kernkapital  abzuziehen.  Ein
 übergeordnetes  Unternehmen,  das  erstmals  Gewinne
 des  Zwischenabschlusses  dem  Kernkapital  zurechnet,
 muss  anschließend  Zwischenabschlüsse  mindestens
 fünf  Jahre  hintereinander  erstellen.  Gibt  ein  überge-
 ordnetes  Unternehmen  das  Verfahren  auf,  Zwischen-
 abschlüsse  zu  erstellen,  dürfen  Gewinne  des  Zwischen-
 abschlusses  dem  Kernkapital  frühestens  wieder  nach
 Ablauf  von  fünf  Jahren  zugerechnet  werden.  Das  über-
 geordnete  Unternehmen  hat  den  Zwischenabschluss  der
 Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  jeweils
 unverzüglich  einzureichen.  Der  Abschlussprüfer  hat
 einen  Bericht  über  die  Prüfung  des  Zwischenabschlus-
 ses  (Zwischenprüfungsbericht)  unverzüglich  nach  Be-
 endigung  der  prüferischen  Durchsicht  der  Bundesan-
 stalt und der Deutschen Bundesbank einzureichen.

 (11)  Bei  nachgeordneten  Unternehmen,  die  keine
 Tochterunternehmen  sind,  hat  das  übergeordnete  Unter-
 nehmen  seine  Eigenmittel  und  die  im  Rahmen  der
 Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9  maßgebli-
 chen  Risikopositionen  mit  den  Eigenmitteln  und  den
 maßgeblichen  Risikopositionen  der  nachgeordneten
 Unternehmen  jeweils  quotal  in  Höhe  desjenigen  Anteils
 zusammenzufassen,  der  seiner  Kapitalbeteiligung  an
 dem  nachgeordneten  Unternehmen  entspricht.  Im  Übri-
 gen  gelten  die  Absätze  6  und  7,  jeweils  auch  in  Verbin-
 dung mit der Rechtsverordnung nach Absatz 9.

 (12)  Das  übergeordnete  Unternehmen  ist  für  eine  an-
 gemessene  Eigenmittelausstattung  der  Institutsgruppe
 oder  Finanzholding-Gruppe  verantwortlich.  Es  darf  je-
 doch  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  nach  Satz  1
 auf  die  gruppenangehörigen  Unternehmen  nur  einwir-
 ken,  soweit  dem  das  allgemein  geltende  Gesellschafts-
 recht nicht entgegensteht.

 (13)  Die  gruppenangehörigen  Unternehmen  haben
 zur  Sicherstellung  der  ordnungsgemäßen  Aufbereitung
 und  Weiterleitung  der  für  die  Zusammenfassung  gemäß
 den  Absätzen  6,  7  und  11  erforderlichen  Angaben  eine
 ordnungsgemäße  Organisation  und  angemessene  inter-
 ne  Kontrollverfahren  einzurichten.  Sie  sind  verpflich-
 tet,  dem  übergeordneten  Unternehmen  die  für  die
 Zusammenfassung  erforderlichen  Angaben  zu  übermit-
 teln.  Kann  ein  übergeordnetes  Unternehmen  für  einzel-
 ne  gruppenangehörige  Unternehmen  die  erforderlichen
 Angaben  nicht  beschaffen,  sind  die  auf  das  gruppenan-
 gehörige  Unternehmen  entfallenden,  in  Absatz  6  Satz  3
 genannten  Buchwerte  von  den  Eigenmitteln  des  über-
 geordneten Unternehmens abzuziehen.

 (14)  Auf  ein  Institut  mit  Sitz  im  Inland,  dem  mindes-
 tens  ein  Institut  mit  Sitz  in  einem  Drittstaat  nachgeord-
 net  ist,  finden,  unabhängig  davon,  ob  es  selbst  nachge-
 ordnetes  Unternehmen  einer  Institutsgruppe  oder
 Finanzholding-Gruppe  nach  den  Absätzen  1  bis  5  ist,
 die  Absätze  6  bis  13  dieser  Vorschrift  sowie  §  10  Abs.  1
 Satz 1 Anwendung.“

 14.  § 10b Abs. 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

 „Nachgeordnete  Finanzkonglomeratsunternehmen  im
 Sinne  dieses  Gesetzes  sind  die  konglomeratsangehöri-
 gen  gemischten  Finanzholding-Gesellschaften,  Kredit-
 institute,  Finanzdienstleistungsinstitute,  Finanzunter-
 nehmen,  Anbieter  von  Nebendienstleistungen,  Erstver-
 sicherungsunternehmen,  Rückversicherungsunterneh-
 men  und  Versicherungsholding-Gesellschaften,  die
 nicht  übergeordnetes  Finanzkonglomeratsunternehmen
 sind.“

 15.  Nach § 10b wird folgender § 10c eingefügt:

 „§10c

 Nullgewichtung von Intergruppenforderungen

 (1)  Für  eine  Kreditrisiko-Standardansatz-Position
 (KSA-Position)  eines  Instituts,  das  gruppenangehöriges
 Unternehmen  einer  Institutsgruppe  nach  §  10a  Abs.  1
 oder  2  oder  Finanzholding-Gruppe  nach  §  10a  Abs.  3
 ist,  die  nicht  den  Eigenmitteln  des  Schuldners  der
 KSA-Position  zugerechnet  wird,  darf  ein  KSA-Risiko-
 gewicht  von  null  vom  Hundert  verwendet  werden,  so-
 fern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

 1.  der  Schuldner  der  KSA-Position  ist  das  übergeord-
 nete  Unternehmen  der  Institutsgruppe  oder  Finanz-
 holding-Gruppe,  ein  nachgeordnetes  Unternehmen
 der  gleichen  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-
 Gruppe  oder  die  Finanzholding-Gesellschaft  an  der
 Spitze der Finanzholding-Gruppe,

 2.  sowohl  das  Institut  als  auch  der  Schuldner  sind  in
 die Vollkonsolidierung einbezogen,

 3.  das  Institut  und  der  Schuldner  der  KSA-Position
 haben ihren Sitz im Inland,

 4.  beim  Schuldner  der  KSA-Position  kommen  die  glei-
 chen Risikobewertungs- ,  - mess-  und - kontrollverfah-
 ren zur Anwendung wie beim Institut und

 5.  es  ist  weder  ein  rechtliches  noch  ein  bedeutendes
 tatsächliches  Hindernis  für  die  unverzügliche  Über-
 tragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung  von
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Verbindlichkeiten  an  das  Institut  durch  den  Schuld-
 ner der KSA-Position vorhanden oder abzusehen.

 Das  Institut  hat  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  an-
 gemessen  zu  dokumentieren.  Nähere  Bestimmungen
 zur  Ermittlung  der  KSA-Position  regelt  die  Rechtsver-
 ordnung nach §  10 Abs.  1 Satz 9.

 (2)  Für  eine  KSA-Position,  deren  Erfüllung  von  ei-
 nem  Unternehmen  geschuldet  wird,  das  Mitglied  des-
 selben  institutsbezogenen  Sicherungssystems  ist  wie
 das  Institut,  und  die  nicht  den  Eigenmitteln  des  Schuld-
 ners  der  KSA-Position  zugerechnet  wird,  darf  ein
 KSA-Risikogewicht  von  null  vom  Hundert  verwendet
 werden,  sofern  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt
 sind:

 1.  der  Schuldner  der  KSA-Position  ist  ein  Institut,  eine
 Finanzholding-Gesellschaft,  ein  Finanzunterneh-
 men  oder  ein  Anbieter  von  Nebendienstleistungen
 und  er  unterliegt  entweder  der  Aufsicht  nach  diesem
 Gesetz  oder  die  Bundesanstalt  hat  ihm  gegenüber
 Prüfungsrechte und Anordnungsbefugnisse,

 2.  das  Institut  und  der  Schuldner  der  KSA-Position
 haben ihren Sitz im Inland,

 3.  es  ist  weder  ein  rechtliches  noch  ein  bedeutendes
 tatsächliches  Hindernis  für  die  unverzügliche  Über-
 tragung  von  Eigenmitteln  oder  die  Rückzahlung  von
 Verbindlichkeiten  an  das  Institut  durch  den  Schuld-
 ner der KSA-Position vorhanden oder abzusehen,

 4.  das  Institut  und  der  Schuldner  der  KSA-Position
 haben  eine  vertragliche  oder  satzungsmäßige  Haf-
 tungsabrede  geschlossen,  die  sie  absichert  und  ins-
 besondere  bei  Bedarf  ihre  Liquidität  und  Solvabilität
 zur Vermeidung der Insolvenz sicherstellt,

 5.  die  getroffenen  Vorkehrungen  stellen  sicher,  dass
 das  institutsbezogene  Sicherungssystem  im  Rahmen
 seiner  Verpflichtung  die  notwendige  Unterstützung
 aus sofort verfügbaren Mitteln gewähren kann,

 6.  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  verfügt
 über  geeignete  und  einheitlich  geregelte  Systeme  für
 die  Überwachung  und  Einstufung  der  Risiken,  die
 einen  vollständigen  Überblick  über  die  Risikositua-
 tionen  der  einzelnen  Mitglieder  und  das  instituts-
 bezogene  Sicherungssystem  insgesamt  liefert,  mit
 entsprechenden  Möglichkeiten  der  Einflussnahme;
 diese  Systeme  stellen  eine  angemessene  Überwa-
 chung von Forderungsausfällen sicher,

 7.  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  führt  eine
 eigene  Risikobewertung  durch,  die  den  einzelnen
 Mitgliedern mitgeteilt wird,

 8.  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  veröffent-
 licht  mindestens  einmal  jährlich  entweder  einen
 zusammengefassten  Bericht  mit  einer  Vermögens-
 übersicht,  einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung,
 einem  Lagebericht  und  einem  Risikobericht  über
 das  institutionelle  Sicherungssystem  insgesamt  oder
 einen  Bericht  mit  einer  zusammenfassenden  Vermö-
 gensübersicht,  einer  zusammenfassenden  Gewinn-
 und  Verlustrechnung,  einem  Lagebericht  und  einem
 Risikobericht  zum  institutionellen  Sicherungssys-
 tem insgesamt,

 9.  die  Mitglieder  des  institutsbezogenen  Sicherungs-
 systems  sind  verpflichtet,  ihre  Absicht,  aus  dem
 System  auszuscheiden,  mindestens  24  Monate  im
 Voraus anzuzeigen,

 10.  es  findet  weder  eine  mehrfache  Belegung  von  Be-
 standteilen,  die  als  Eigenmittel  berücksichtigungs-
 fähig  sind,  noch  eine  unangemessene  Bildung  von
 Eigenmitteln  zwischen  den  Mitgliedern  des  insti-
 tutsbezogenen Sicherungssystems statt,

 11.  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  verfügt
 über  hinreichend  viele  Mitgliedsinstitute  mit  ei-
 nem  im  Wesentlichen  gleichartigen  Geschäftspro-
 fil,  um  einen  wirksamen  Risikoausgleich  zu  ge-
 währleisten, und

 12.  die  Angemessenheit  der  Systeme  nach  Nummer  6
 wurde  von  der  Bundesanstalt  bestätigt  und  wird  in
 regelmäßigen Abständen überprüft.

 Das  Institut  hat  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  an-
 gemessen  zu  dokumentieren.  Nähere  Bestimmungen
 zur  Ermittlung  der  KSA-Position  regelt  die  Rechtsver-
 ordnung nach § 10 Abs.  1 Satz 9.

 (3)  Ein  IRBA-Institut  darf  Adressenausfallpositio-
 nen, die als KSA-Positionen

 1.  die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 oder

 2.  die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 12

 genannten  Anforderungen  erfüllen  würden,  dauerhaft
 von  der  Anwendung  des  IRBA  ausnehmen  und  als
 KSA-Positionen behandeln.“

 16.  § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Die  Institute  müssen  ihre  Mittel  so  anlegen,  dass
 jederzeit  eine  ausreichende  Zahlungsbereitschaft  (Li-
 quidität)  gewährleistet  ist.  Das  Bundesministerium  der
 Finanzen  wird  ermächtigt,  durch  Rechtsverordnung  im
 Benehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  nähere  An-
 forderungen  an  die  ausreichende  Liquidität  zu  bestim-
 men, insbesondere über die

 1.  Methoden  zur  Beurteilung  der  ausreichenden  Liqui-
 dität  und  die  dafür  erforderlichen  technischen
 Grundsätze,

 2.  als  Zahlungsmittel  und  Zahlungsverpflichtungen  zu
 berücksichtigenden  Geschäfte  einschließlich  ihrer
 Bemessungsgrundlagen sowie

 3.  Pflicht  der  Institute  zur  Übermittlung  der  zum  Nach-
 weis  der  ausreichenden  Liquidität  erforderlichen
 Angaben  an  die  Bundesanstalt  und  die  Deutsche
 Bundesbank,  einschließlich  Bestimmungen  zu  In-
 halt,  Art,  Umfang  und  Form  der  Angaben,  zu  der
 Häufigkeit  ihrer  Übermittlung  und  über  die  zulässi-
 gen  Datenträger,  Übertragungswege  und  Datenfor-
 mate.

 In  der  Rechtsverordnung  ist  an  die  Definition  der  Spar-
 einlagen  aus  §  21  Abs.  4  der  Kreditinstituts-Rechnungs-
 legungsverordnung  anzuknüpfen.  Das  Bundesministe-
 rium  der  Finanzen  kann  die  Ermächtigung  durch
 Rechtsverordnung  auf  die  Bundesanstalt  mit  der  Maß-
 gabe  übertragen,  dass  die  Rechtsverordnung  im  Einver-
 nehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  ergeht.  Vor  Er-



Drucksache 16/1335 – 22 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
lass  der  Rechtsverordnung  sind  die  Spitzenverbände
 der Institute zu hören.“

 17.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „Unterneh-
 men  mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die
 Wörter  „Anbieter  von  Nebendienstleistungen“  er-
 setzt.

 b)  In  Absatz  2  wird  nach  Satz  4  folgender  Satz  ange-
 fügt:

 „Die  Sätze  1  bis  4  gelten  entsprechend  für  Institute
 im Sinne von § 10a Abs.  14.“

 18.  §  12a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  die  Angabe  „des  §  10a  Abs.  2
 bis  4“  durch  die  Angabe  „des  §  10a  Abs.  1
 bis  5“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „gemäß  §  10a  Abs.  9
 Satz  3“  durch  die  Angabe  „gemäß  §  10a  Abs.  13
 Satz 3“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  1  werden  nach  den  Wörtern  „das
 übergeordnete  Unternehmen“  die  Wörter  „oder  das
 Institut im Sinne von § 10a Abs. 14“ eingefügt.

 19.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  24  Abs.  4
 Satz 1“ durch die Angabe „§ 22“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  5  und  8  wird  jeweils  vor  dem  Wort
 „anzuzeigen“ das Wort „unverzüglich“ eingefügt.

 20.  In  §  13a  Abs.  1  Satz  1  und  Abs.  3  Satz  2  und  6  wird  je-
 weils  vor  dem  Wort  „anzuzeigen“  das  Wort  „unverzüg-
 lich“ eingefügt.

 21.  § 13b wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  wird  die  Angabe  „§  10a  Abs.  2  bis  4“
 durch  die  Angabe  „§  10a  Abs.  1  bis  5  und  14“  er-
 setzt.

 b)  Absatz  3 Satz  2 wird wie folgt gefasst:

 „§  10a  Abs.  6  Satz  2  bis  11  und  Abs.  7  bis  11  gilt
 entsprechend.“

 c)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

 „(5) § 10a Abs. 13 und 14 gilt entsprechend.“

 22.  § 13c Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „§  10a  Abs.  12  und  13  Satz  1  und  2  sowie  §  25a  Abs.  1
 Satz 2 gelten entsprechend.“

 23.  § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  3  werden  am  Ende  der  Punkt  gestrichen  und
 die  Wörter  „oder  nach  §  2  Abs.  4,  5,  7  oder  8  von  der
 Anzeigepflicht  befreit  oder  ausgenommen  sind.“  an-
 gefügt.

 b)  Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 angefügt:

 „Die  Bundesanstalt  kann  Kreditinstitute,  die  aus-
 schließlich  Bankgeschäfte  nach  §  1  Abs.  1  Satz  2
 Nr.  12  mit  Unternehmen  der  Finanzbranche  betrei-
 ben,  auf  Antrag  von  der  Verpflichtung  nach  Satz  1
 befreien.“

 24.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  3  Nr.  2  wird  die  Angabe  „Absatz  1  Satz  1
 Nr.  6  bis  12“  durch  die  Angabe  „Absatz  1  Satz  1
 Nr.  6 bis 11“ ersetzt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  4  wird  die  Angabe  „Absatz  1  Satz  1
 Nr.  6  bis  12“  durch  die  Angabe  „Absatz  1
 Satz  1 Nr. 6 bis 11“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  6  wird  die  Angabe  „Absatz  1  Satz  1
 Nr.  1  bis  5  und  Absatz  2“  durch  die  Angabe
 „Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und 12“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  5  wird  nach  dem  Wort  „Kreditgewäh-
 rung“ das Wort „unverzüglich“ eingefügt.

 25.  In  §  18  Satz  4  wird  die  Angabe  „§  20  Abs.  2  Nr.  1
 Buchstabe  b  bis  d“  durch  die  Angabe  „§  20  Abs.  2  Nr.  1
 Buchstabe a bis c“ ersetzt.

 26.  § 19 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  sowie  in  Absatz  1  Satz  1  wird  je-
 weils  die  Angabe  „§§  13  bis  14“  durch  die  Angabe
 „§§  13 bis 13b und 14“ ersetzt.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „Stillhalterpositio-
 nen  von  Optionsgeschäften“  durch  die  Wörter
 „Stillhalterverpflichtungen  aus  Kaufoptionen“
 ersetzt.

 bb)  Satz 3 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Nummer  13  werden  die  Wörter  „welche
 eine  Ursprungslaufzeit  von  mehr  als  einem
 Jahr  haben  und  nicht  jederzeit  fristlos  und
 vorbehaltlos  von  dem  Institut  gekündigt
 werden können,“ gestrichen.

 bbb)  Nummer 14 wird wie folgt gefasst:

 „14. Kreditderivate und“.

 c)  Nach  Absatz  1  wird  folgender  Absatz  1a  eingefügt:

 „(1a)  Derivate  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind  ab-
 weichend  von  §  1  Abs.  11  Satz  4  als  Kauf,  Tausch
 oder  durch  anderweitigen  Bezug  auf  einen  Basis-
 wert  ausgestaltete  Festgeschäfte  oder  Optionsge-
 schäfte,  deren  Wert  durch  den  Basiswert  bestimmt
 wird  und  deren  Wert  sich  infolge  eines  für  wenigs-
 tens  einen  Vertragspartner  zeitlich  hinausgescho-
 benen  Erfüllungszeitpunkts  künftig  ändern  kann,
 einschließlich  finanzieller  Differenzgeschäfte.  Ba-
 siswert  im  Sinne  von  Satz  1  kann  auch  ein  Derivat
 sein.“

 27.  § 20 wird wie folgt gefasst:

 ,§ 20

 Ausnahmen von den Verpflichtungen nach den
 §§ 13 bis 13b und 14

 (1)  Als  Kredite  im  Sinne  der  §§  13  bis  13b  gelten
 nicht:

 1.  Kredite  bei  Wechselkursgeschäften,  die  im  Rahmen
 des  üblichen  Abrechnungsverfahrens  innerhalb  von
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zwei  Geschäftstagen  ab  Vorleistung  abgewickelt
 werden,  jedoch  vorbehaltlich  anderer  Bestimmun-
 gen  der  Rechtsverordnung  nach  §  22  für  kreditneh-
 merbezogene  Vorleistungsrisiken  im  Rahmen  der
 Handelsbuch-Gesamtposition  eines  Handelsbuch-
 instituts,

 2.  Kredite  bei  Wertpapiergeschäften,  die  im  Rahmen
 des  üblichen  Abrechnungsverfahrens  innerhalb  von
 fünf  Geschäftstagen  ab  Vorleistung  abgewickelt
 werden,  jedoch  vorbehaltlich  anderer  Bestimmun-
 gen  der  Rechtsverordnung  nach  §  22  für  kreditneh-
 merbezogene  Vorleistungsrisiken  im  Rahmen  der
 Handelsbuch-Gesamtposition  eines  Handelsbuch-
 instituts,

 3.  Bilanzaktiva,  die  nach  §  10  Abs.  2a  Satz  2  Nr.  4  und
 5,  Abs.  6  Satz  1  Nr.  1  bis  3,  5  und  6,  §  10a  Abs.  13
 Satz  3  oder  §  13b  Abs.  5  von  dem  haftenden  Eigen-
 kapital abgezogen werden und

 4.  abgeschriebene Kredite.

 (2)  Bei  den  Anzeigen  nach  §  13  Abs.  1,  §  13a  Abs.  1
 und § 13b Abs. 1 sind nicht zu berücksichtigen:

 1.  Kredite an

 a)  Zentralregierungen  oder  Zentralnotenbanken  im
 Ausland,  den  Bund,  die  Deutsche  Bundesbank
 oder  ein  rechtlich  unselbständiges  Sondervermö-
 gen  des  Bundes,  wenn  sie  ungesichert  ein  Kredit-
 risiko-Standardansatz-Risikogewicht  (KSA-Ri-
 sikogewicht)  von  null  vom  Hundert  erhalten
 würden,

 b)  multilaterale  Entwicklungsbanken  oder  interna-
 tionale  Organisationen,  wenn  sie  ungesichert  ein
 KSA-Risikogewicht  von  null  vom  Hundert  er-
 halten würden,

 c)  Regionalregierungen  oder  örtliche  Gebietskör-
 perschaften  im  Ausland,  ein  Land,  eine  Gemein-
 de,  einen  Gemeindeverband,  ein  rechtlich  un-
 selbständiges  Sondervermögen  eines  Landes,
 einer  Gemeinde  oder  eines  Gemeindeverbandes
 oder  Einrichtungen  des  öffentlichen  Bereichs,
 wenn  sie  ungesichert  ein  KSA-Risikogewicht
 von null vom Hundert erhalten würden, sowie

 d)  andere  Kreditnehmer,  soweit  die  Kredite  vorbe-
 haltlich  der  Regelungen  in  §  20b  durch  eine  in
 den  Buchstaben  a  bis  c  genannte  Stelle  ausdrück-
 lich  gewährleistet  werden  und  wenn  Kredite  an
 diese  Stelle  ungesichert  ein  KSA-Risikogewicht
 von null vom Hundert erhalten würden,

 2.  Kredite,  soweit  sie  vorbehaltlich  der  Regelungen  in
 § 20b gedeckt sind durch Sicherheiten in Form von

 a)  Schuldverschreibungen,  die  von  einem  der  in
 Nummer  1  genannten  Emittenten  ausgegeben
 worden  sind,  wenn  ungesicherte  Forderungen
 gegenüber  dem  Emittenten  ein  KSA-Risiko-
 gewicht von null vom Hundert erhalten würden,

 b)  Bareinlagen  bei  dem  kreditgewährenden  Institut
 oder  bei  einem  Drittinstitut,  das  Mutter-  oder
 Tochterunternehmen  des  kreditgewährenden  In-

 stituts  ist,  oder  Barmitteln,  die  das  Institut  im
 Rahmen  der  Emission  einer  Credit  Linked  Note
 erhält, oder

 c)  Einlagenzertifikaten  oder  ähnlichen  Papieren,
 die  von  dem  kreditgewährenden  Institut  oder  ei-
 nem  Drittinstitut,  das  Mutter-  oder  Tochterunter-
 nehmen  des  kreditgewährenden  Instituts  ist,  aus-
 gegeben  wurden  und  bei  diesen  hinterlegt  sind,
 und

 3.  Pensions-  oder  Leihgeschäfte,  die  sich  auf  Wertpa-
 piere  oder  Waren  beziehen  und  die  Bestandteil  der
 kreditnehmerbezogenen  Handelsbuch-Gesamtposi-
 tion  sind,  soweit  sie  durch  Finanzinstrumente  nach
 §  1a  Abs.  3  oder  Waren,  die  nach  §  1a  Abs.  1  dem
 Handelsbuch  zurechenbar  sind,  gedeckt  sind,  jedoch
 vorbehaltlich der Regelungen in § 20b.

 Sofern  ein  Kredit  ohne  die  Beträge,  die  nach  Satz  1
 nicht  zu  berücksichtigen  sind,  die  Großkreditdefini-
 tionsgrenze  nach  §  13  Abs.  1  Satz  1,  auch  in  Verbin-
 dung  mit  §  13b  Abs.  1,  nicht  mehr  erreichen  würde,  ent-
 fällt  die  Anzeigepflicht.  Die  Sätze  1  und  2  gelten  nicht,
 soweit  die  Bundesanstalt  einem  Institut  auf  Antrag
 widerruflich  gestattet  hat,  die  Besicherungswirkungen
 von  Finanzsicherheiten  bei  der  Ermittlung  der  Kredit-
 beträge  nach  den  §§  13  bis  13b  zu  berücksichtigen.
 Nähere  Bestimmungen  zur  Ermittlung  des  KSA-
 Risikogewichts  kann  die  Rechtsverordnung  nach  §  10
 Abs.1 Satz 9 treffen.

 (3)  Bei  der  Berechnung  der  Auslastung  der  Ober-
 grenzen  nach  §  13  Abs.  3  und  §  13a  Abs.  3  bis  5,  auch
 in  Verbindung  mit  §  13b  Abs.  1,  sind  Kredite  im  Sinne
 des  Absatzes  2  nicht  zu  berücksichtigen.  Nicht  zu  be-
 rücksichtigen sind außerdem

 1.  Kredite  an  eine  Zentralregierung  oder  Zentralnoten-
 bank,  die  nicht  von  Absatz  2  Satz  1  Nr.  1  Buch-
 stabe  a  erfasst  sind,  sofern  die  Kredite  auf  die  Wäh-
 rung  des  jeweiligen  Schuldners  oder  Emittenten
 lauten und in dieser finanziert sind,

 2.  Kredite mit Restlaufzeiten bis zu einem Jahr an

 a)  Kreditinstitute mit Sitz im Inland,

 b)  Wertpapierhandelsunternehmen  mit  Sitz  im  In-
 land,  mit  Ausnahme  der  Anlageberater  und  An-
 lagevermittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich  bei  der
 Erbringung  von  Finanzdienstleistungen  Eigen-
 tum  oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren
 von  Kunden  zu  verschaffen  und  die  nicht  auf
 eigene  Rechnung  mit  Finanzinstrumenten  han-
 deln,

 c)  Einlagenkreditinstitute,  E-Geld-Institute  oder
 Wertpapierhandelsunternehmen,  mit  Ausnahme
 der  Anlageberater  und  Anlagevermittler,  die
 nicht  befugt  sind,  sich  bei  der  Erbringung  von
 Finanzdienstleistungen  Eigentum  oder  Besitz  an
 Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kunden  zu  ver-
 schaffen  und  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  mit
 Finanzinstrumenten  handeln,  mit  Sitz  in  einem
 anderen  Staat  des  Europäischen  Wirtschafts-
 raums,
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d)  Einlagenkreditinstitute  oder  E-Geld-Institute  mit
 Sitz  in  einem  Drittstaat,  die  in  diesem  Drittstaat
 zugelassen  sind  und  einem  Aufsichtssystem  un-
 terliegen,  das  materiell  demjenigen  dieses  Geset-
 zes gleichwertig ist,

 e)  anerkannte  Wertpapierhandelsunternehmen  aus
 Drittstaaten im Sinne von § 1 Abs.  29,

 f)  zentrale  Kontrahenten  im  Sinne  von  §  1  Abs.  31
 oder

 g)  Wertpapier-  oder  Terminbörsen  im  Sinne  von  §  1
 Abs. 3e,

 sofern  die  Kredite  nicht  den  Eigenmitteln  zugerech-
 net  werden;  Forderungen  eingetragener  Genossen-
 schaften  an  ihre  Zentralbanken,  von  Sparkassen  an
 ihre  Girozentralen  sowie  von  Zentralbanken  und
 Girozentralen  an  ihre  Zentralkreditinstitute,  die  dem
 Liquiditätsausgleich  im  Verbund  dienen,  können
 eine längere Laufzeit haben:

 3.  gedeckte  Schuldverschreibungen  nach  §  20a  und
 Forderungen  nach  §  4  Abs.  3  des  Pfandbriefgeset-
 zes,

 4.  Kredite  mit  Restlaufzeiten  bis  zu  einem  Jahr,  für  die

 a)  ein Kreditinstitut mit Sitz im Inland,

 b)  ein  Wertpapierhandelsunternehmen  mit  Sitz  im
 Inland,  mit  Ausnahme  der  Anlageberater  und
 Anlagevermittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich  bei
 der  Erbringung  von  Finanzdienstleistungen  Ei-
 gentum  oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapie-
 ren  von  Kunden  zu  verschaffen  und  die  nicht  auf
 eigene  Rechnung  mit  Finanzinstrumenten  han-
 deln,

 c)  ein  Einlagenkreditinstitut,  ein  E-Geld-Institut
 oder  ein  Wertpapierhandelsunternehmen,  mit
 Ausnahme  der  Anlageberater  und  Anlagever-
 mittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich  bei  der  Erbrin-
 gung  von  Finanzdienstleistungen  Eigentum  oder
 Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kun-
 den  zu  verschaffen  und  die  nicht  auf  eigene
 Rechnung  mit  Finanzinstrumenten  handeln,  mit
 Sitz  in  einem  anderen  Staat  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums,

 d)  ein  Einlagenkreditinstitut  oder  ein  E-Geld-Insti-
 tut  mit  Sitz  in  einem  Drittstaat,  das  in  diesem
 Drittstaat  zugelassen  ist  und  einem  Aufsichtssys-
 tem  unterliegt,  das  materiell  demjenigen  dieses
 Gesetzes gleichwertig ist,

 e)  ein  anerkanntes  Wertpapierhandelsunternehmen
 aus einem Drittstaat im Sinne von § 1 Abs. 29,

 f)  ein  zentraler  Kontrahent  im  Sinne  von  §  1
 Abs.  31 oder

 g)  Wertpapier-  oder  Terminbörsen  im  Sinne  von  §  1
 Abs. 3e,

 vorbehaltlich  der  Regelungen  in  §  20b  selbstschuld-
 nerisch haftet und

 5.  Positionen,  die  nach  §  10  Abs.  6a  Nr.  4  vom  haften-
 den Eigenkapital abgezogen werden.

 Rechtlich  selbständige  Förderinstitute  des  Bundes  und
 der  Länder  im  Sinne  des  §  5  Abs.  1  Nr.  2  des  Körper-
 schaftsteuergesetzes  können  abweichend  von  Satz  2
 Nr.  2  Kredite,  deren  Erfüllung  von  anderen  Kreditinsti-
 tuten  mit  Sitz  im  Inland  geschuldet  wird,  unabhängig
 von  deren  Laufzeit  bei  der  Berechnung  der  Auslastung
 der  Obergrenze  für  Großkredite  nach  §  13  Abs.  3  und
 §  13a  Abs.  3  bis  5  mit  einem  Gewicht  von  20  vom  Hun-
 dert  berücksichtigen,  wenn  die  Kredite  nicht  den  Eigen-
 mitteln  zugerechnet  werden.  Das  Förderinstitut  hat  die
 Inanspruchnahme  dieses  Anrechnungsverfahrens  der
 Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  anzuzei-
 gen  und  für  einen  Zeitraum  von  mindestens  fünf  Jahren
 ab  Eingang  der  Anzeige  bei  der  Bundesanstalt  beizube-
 halten.

 (4)  Bei  der  Berechnung  der  Auslastung  der  Großkre-
 ditgesamtobergrenze  nach  §  13  Abs.  3  Satz  5  und  §  13a
 Abs.  3  Satz  5,  der  erweiterten  Großkreditgesamtober-
 grenze  nach  §  13a  Abs.  4  Satz  5,  bei  der  Berechnung
 der  kreditnehmerbezogenen  Handelsbuch-Gesamtposi-
 tion  nach  §  13a  Abs.  5  Satz  1  und  bei  der  Berechnung
 der  Gesamt-Überschreitungsposition  nach  §  13a  Abs.  5
 Satz  3  sind  die  Kredite  nach  den  Absätzen  2  und  3
 Satz  2 nicht zu berücksichtigen.

 (5)  §  13  Abs.  2  und  4  sowie  §  13a  Abs.  2  und  6  über
 Großkreditbeschlüsse  gelten  nicht  für  Kredite  nach  den
 Absätzen 2 und 3 Satz 2 Nr. 2 und 3.

 (6) Als Kredite im Sinne des § 14 gelten nicht:

 1.  Kredite nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4,

 2.  Kredite an

 a)  den  Bund,  die  Deutsche  Bundesbank,  ein  recht-
 lich  unselbständiges  Sondervermögen  des  Bun-
 des  oder  eines  Landes,  ein  Land,  eine  Gemeinde
 oder einen Gemeindeverband,

 b)  die Europäischen Gemeinschaften,

 c)  die Europäische Investitionsbank,

 d)  Kreditnehmer,  für  deren  Verbindlichkeiten  der
 Bund kraft Gesetzes selbstschuldnerisch haftet,

 3.  Kreditzusagen,

 4.  Anteile  an  anderen  Unternehmen  unabhängig  von
 ihrem  Bilanzausweis  und  Bilanzaktiva,  die  nach
 §  10a  Abs.  13  Satz  3  vom  haftenden  Eigenkapital
 abgezogen werden,

 5.  Wertpapiere des Handelsbestandes und

 6.  Verfügungen  über  gutgeschriebene  Beträge  aus  dem
 Lastschrifteinzugsverfahren,  die  mit  dem  Vermerk
 „Eingang vorbehalten“ versehen werden.‘

 28.  Nach § 20 werden folgende §§ 20a bis 20c eingefügt:

 „§ 20a

 Gedeckte Schuldverschreibungen

 (1) Gedeckte Schuldverschreibungen sind:

 1.  Pfandbriefe  im  Sinne  des  §  1  Abs.  3  des  Pfandbrief-
 gesetzes,
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2.  Schuldverschreibungen  gemäß  Artikel  22  Abs.  4
 der  Investmentrichtlinie,  die  vor  dem  31.  Dezember
 2007 ausgegeben wurden, oder

 3.  Schuldverschreibungen  gemäß  Artikel  22  Abs.  4
 der  Investmentrichtlinie,  die  ausschließlich  durch
 die  folgenden  Vermögensgegenstände  gedeckt  sind:

 a)  Forderungen, deren Erfüllung von einer

 aa)  Zentralregierung  oder  Zentralnotenbank
 eines  Staates  des  Europäischen  Wirtschafts-
 raums oder

 bb)  Zentralregierung  oder  Zentralnotenbank  ei-
 nes  Drittstaates,  einer  multilateralen  Ent-
 wicklungsbank  oder  internationalen  Organi-
 sation,  deren  KSA-Risikogewicht  null  vom
 Hundert beträgt,

 geschuldet  oder  ausdrücklich  gewährleistet  wird,

 b)  Forderungen, deren Erfüllung von einer

 aa)  Regionalregierung,  örtlichen  Gebietskör-
 perschaft  oder  Einrichtung  des  öffentlichen
 Bereichs  eines  Staates  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums,

 bb)  Regionalregierung  oder  örtlichen  Gebiets-
 körperschaft  eines  Drittstaates,  die  das
 KSA-Risikogewicht  der  Zentralregierung
 erhält,  zu  deren  Hoheitsgebiet  der  Schuldner
 gehört  und  deren  KSA-Risikogewicht  null
 vom Hundert beträgt, oder

 cc)  Regionalregierung,  örtlichen  Gebietskör-
 perschaft  oder  Einrichtung  des  öffentlichen
 Bereichs  eines  Drittstaates,  die  das  KSA-Ri-
 sikogewicht  für  Institute  erhält  und  deren
 KSA-Risikogewicht  20  vom  Hundert  be-
 trägt,

 geschuldet  oder  ausdrücklich  gewährleistet  wird,

 c)  Forderungen, deren Erfüllung von  einer

 aa)  Zentralregierung,  Zentralnotenbank,  Ein-
 richtung  des  öffentlichen  Bereichs,  Regio-
 nalregierung  oder  einer  örtlichen  Gebiets-
 körperschaft eines Drittstaates oder

 bb)  multilateralen  Entwicklungsbank  oder  inter-
 nationalen Organisation

 geschuldet  oder  ausdrücklich  gewährleistet  wird,
 wenn  sie  insgesamt  20  vom  Hundert  des  Ge-
 samtnennwerts  der  ausstehenden  gedeckten
 Schuldverschreibungen  des  emittierenden  Kre-
 ditinstituts  nicht  übersteigen  und  der  Schuldner
 oder  Gewährleistungsgeber  keiner  höheren  Bo-
 nitätsstufe als 2 zugeordnet ist,

 d)  Forderungen, deren Erfüllung von

 aa)  einem Kreditinstitut mit Sitz im Inland,

 bb)  einem  Wertpapierhandelsunternehmen  mit
 Sitz  im  Inland,  mit  Ausnahme  der  Anlage-
 berater  und  Anlagevermittler,  die  nicht  be-
 fugt  sind,  sich  bei  der  Erbringung  von  Fi-
 nanzdienstleistungen  Eigentum  oder  Besitz
 an  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kunden

 zu  verschaffen  und  die  nicht  auf  eigene
 Rechnung  mit  Finanzinstrumenten  handeln,

 cc)  einem  Einlagenkreditinstitut,  E-Geld-Insti-
 tut  oder  Wertpapierhandelsunternehmen,
 mit  Ausnahme  der  Anlageberater  und  Anla-
 gevermittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich  bei
 der  Erbringung  von  Finanzdienstleistungen
 Eigentum  oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wert-
 papieren  von  Kunden  zu  verschaffen  und  die
 nicht  auf  eigene  Rechnung  mit  Finanzinstru-
 menten  handeln,  mit  Sitz  in  einem  anderen
 Staat des Europäischen Wirtschaftsraums,

 dd)  einem  Einlagenkreditinstitut  oder  einem
 E-Geld-Institut  mit  Sitz  in  einem  Drittstaat,
 das  in  diesem  Drittstaat  zugelassen  ist  und
 einem  Aufsichtssystem  unterliegt,  das  mate-
 riell  demjenigen  dieses  Gesetzes  gleichwer-
 tig ist,

 ee)  einem  anerkannten  Wertpapierhandelsunter-
 nehmen  aus  Drittstaaten  im  Sinne  von  §  1
 Abs. 29,

 ff)  einem  zentralen  Kontrahenten  im  Sinne  von
 § 1 Abs. 31 oder

 gg)  einer  Wertpapier-  oder  Terminbörse  im
 Sinne von § 1 Abs. 3e

 geschuldet  wird  und  deren  KSA-Risikogewicht
 20  vom  Hundert  beträgt,  vorbehaltlich  der  Rege-
 lungen in Absatz 2,

 e)  Forderungen,  die  durch  Grundpfandrechte  auf
 Wohnimmobilien  besichert  sind,  soweit  der  Wert
 des  Grundpfandrechts  zusammen  mit  allen  nicht
 nachrangigen  Grundpfandrechten  80  vom  Hun-
 dert  des  Werts  der  belasteten  Wohnimmobilie
 nicht übersteigt,

 f)  Forderungen,  die  durch  Grundpfandrechte  auf
 Gewerbeimmobilien  besichert  sind,  soweit  der
 Wert  des  Grundpfandrechts  zusammen  mit  allen
 nicht  nachrangigen  Grundpfandrechten  60  vom
 Hundert  des  Werts  der  belasteten  Gewerbe-
 immobilie nicht übersteigt, und

 g)  Forderungen,  die  durch  eingetragene  Schiffs-
 pfandrechte  besichert  sind,  soweit  der  Wert  des
 Schiffspfandrechts  zusammen  mit  allen  nicht
 nachrangigen  Schiffspfandrechten  60  vom  Hun-
 dert  des  Werts  des  verpfändeten  Schiffes  nicht
 übersteigt.

 Nähere  Bestimmungen  zur  Ermittlung  des  KSA-Risi-
 kogewichts,  zu  den  KSA-Positionen  und  Forderungs-
 klassen  und  zu  den  Bonitätsstufen  kann  die  Rechtsver-
 ordnung nach § 10 Abs.1 Satz 9 treffen.

 (2)  Deckungswerte  der  gedeckten  Schuldverschrei-
 bung  gemäß  Absatz  1  Satz  1  Nr.  3  Buchstabe  d  dürfen
 einen  Anteil  von  15  vom  Hundert  am  Gesamtnennwert
 aller  von  diesem  Kreditinstitut  emittierten  gedeckten
 Schuldverschreibungen  nicht  übersteigen.  Forderun-
 gen,  die  durch  die  Übermittlung  und  Verwaltung  von
 Zahlungen  der  Schuldner  oder  des  Liquidationserlöses
 von  durch  Immobilien  besicherten  Forderungen  an  die
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Inhaber  gedeckter  Schuldverschreibungen  entstehen,
 werden  bei  der  Grenze  von  15  vom  Hundert  nicht  be-
 rücksichtigt.  Bei  Forderungen,  die  eine  Restlaufzeit  von
 bis  zu  100  Tagen  haben,  darf  das  KSA-Risikogewicht
 des Schuldners nicht höher als 50 vom Hundert sein.

 (3)  Sind  Deckungswerte  der  gedeckten  Schuldver-
 schreibung  Forderungen,  die  gemäß  Absatz  1  Satz  1
 Nr.  3  Buchstabe  e  bis  g  durch  Grundpfandrechte  oder
 Schiffspfandrechte  besichert  sind,  muss  der  Emittent
 der  gedeckten  Schuldverschreibungen  die  Vorgaben  der
 Absätze  4  bis  8  erfüllen.  Für  Schiffspfandrechte  gelten
 die  Bestimmungen  für  Grundpfandrechte  auf  Gewerbe-
 immobilien entsprechend.

 (4)  Das  Grundpfandrecht  muss  rechtlich  durchsetz-
 bar  sein;  dies  ist  zu  dokumentieren.  Das  Institut  muss  in
 der  Lage  sein,  bei  Eintritt  des  Sicherungsfalles  den  Wert
 des  Grundpfandrechts  in  angemessener  Zeit  realisieren
 zu können.

 (5)  Um  eine  Immobilie  als  Sicherheit  berücksichtigen
 zu  dürfen,  muss  sie  von  einem  unabhängigen  Sachver-
 ständigen  bewertet  werden,  und  die  Immobilie  darf
 höchstens  zu  ihrem  Marktwert  nach  §  16  Abs.  2  Satz  4
 des  Pfandbriefgesetzes  bewertet  werden.  Gelten  in  einem
 Staat  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  in  Rechts-  oder
 Verwaltungsvorschriften  strenge  Vorgaben  für  die  Be-
 messung  eines  Beleihungswerts,  kann  die  Immobilie
 statt  zu  ihrem  Marktwert  nach  Wahl  des  Instituts  zu  ihrem
 Beleihungswert  nach  §  16  Abs.  2  Satz  1  bis  3  des  Pfand-
 briefgesetzes  bewertet  werden.  Der  Immobilienwert
 muss transparent und klar dokumentiert werden.

 (6)  Der  Wert  der  belasteten  Immobilie  muss  in  regel-
 mäßigen  Abständen  überwacht  werden.  Dieser  Abstand
 darf  für  Gewerbeimmobilien  nicht  größer  als  ein  Jahr
 und  für  Wohnimmobilien  nicht  größer  als  drei  Jahre  sein.
 Die  Überwachung  muss  häufiger  vorgenommen  wer-
 den,  wenn  der  Markt  für  die  belastete  Immobilie  starken
 Wertschwankungen  ausgesetzt  ist.  Institute  können  sta-
 tistische  Methoden  verwenden,  um  diejenigen  Immobi-
 lien  zu  bestimmen,  die  einer  Neubewertung  bedürfen
 und  um  den  Wert  der  belasteten  Immobilie  zu  überwa-
 chen.  Wird  eine  Immobilie  zum  Beleihungswert  bewer-
 tet,  gelten  die  Sätze  1  bis  4  für  die  Grundlagen  der  Wert-
 ermittlung.  Die  Bewertung  der  belasteten  Immobilie
 muss  durch  einen  unabhängigen  Sachverständigen  über-
 prüft  werden,  sobald  dem  Institut  Informationen  vorlie-
 gen,  dass  der  Wert  der  belasteten  Immobilie  gegenüber
 dem  allgemeinen  Marktwert  für  vergleichbare  Immobi-
 lien  wesentlich  gesunken  sein  könnte.  Für  durch  Grund-
 pfandrechte  besicherte  Forderungen,  bei  denen  die  Be-
 messungsgrundlage  des  Kredits  und  der  Wert  der
 belasteten  Immobilie  das  kleinere  von  drei  Millionen
 Euro  oder  fünf  vom  Hundert  des  haftenden  Eigenkapi-
 tals  nach  §  10  Abs.  2  Satz  2  des  Instituts  übersteigt,  ist
 die  Bewertung  der  belasteten  Immobilie  zumindest  alle
 drei  Jahre  durch  einen  unabhängigen  Sachverständigen
 zu  überprüfen.  §  16  Abs.  1  des  Pfandbriefgesetzes  gilt
 entsprechend.  Ergibt  die  Überprüfung  des  Werts  der  be-
 lasteten  Immobilie  die  Notwendigkeit  eines  Wertab-
 schlags,  so  ist  der  Wert  entsprechend  zu  verringern;  vor-
 rangige  Belastungen  sind  bei  der  Bestimmung  des  Werts
 des Grundpfandrechts in Abzug zu bringen.

 (7)  Ein  Institut  muss  schriftliche  Anweisungen  zur
 Kreditvergabe  gegen  grundpfandrechtliche  Besiche-
 rung,  insbesondere  zu  den  Arten  von  Wohnimmobilien
 und  Gewerbeimmobilien  besitzen,  bei  denen  Grund-
 pfandrechte als Sicherheit  akzeptiert werden.

 (8)  Ein  Institut  muss  sichergestellt  haben,  dass  die
 als  Sicherheit  dienende  Immobilie  angemessen  gegen
 Schäden versichert ist.

 § 20b

 Anerkennung von Sicherungsinstrumenten als
 anzeige- und anrechnungsentlastend

 Die  folgenden  Sicherungsinstrumente  werden  als  an-
 zeige-  und  anrechnungsentlastend  anerkannt,  wenn  sie
 die  näheren  Bestimmungen  der  Rechtsverordnung  nach
 § 22 zur Kreditrisikominderung erfüllen:

 1.  ausdrückliche  Gewährleistungen  gemäß  §  20  Abs.  2
 Satz  1  Nr.  1  Buchstabe  d  oder  selbstschuldnerische
 Haftungen gemäß § 20 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4,

 2.  Schuldverschreibungen  gemäß  §  20  Abs.  2  Satz  1
 Nr. 2 Buchstabe a,

 3.  Bareinlagen  oder  Barmittel  gemäß  §  20  Abs.  2
 Satz  1 Nr.  2 Buchstabe b,

 4.  Einlagenzertifikate  oder  ähnliche  Papiere  gemäß
 §  20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe  c,

 5.  Finanzinstrumente  oder  Waren  gemäß  §  20  Abs.  2
 Satz 1 Nr. 3 und

 6.  Deckungswerte gemäß § 20a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3.

 § 20c

 Befreiung von den Verpflichtungen
 nach §  13 Abs. 3, § 13a Abs. 3 bis 5 und § 13b Abs. 1

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  Wertpapierhandelsunter-
 nehmen  mit  Sitz  im  Inland,  mit  Ausnahme  der  Anlage-
 berater  und  Anlagevermittler,  die  nicht  befugt  sind,  sich
 bei  der  Erbringung  von  Finanzdienstleistungen  Eigen-
 tum  oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren  von
 Kunden  zu  verschaffen  und  die  nicht  auf  eigene  Rech-
 nung  mit  Finanzinstrumenten  handeln,  auf  Antrag  wi-
 derruflich gestatten, dass

 1.  Kredite  die  Großkreditobergrenzen  nach  §  13  Abs.  3
 und  §  13a  Abs.  3  bis  5,  auch  in  Verbindung  mit  §  13b
 Abs.  1,  ohne  Zustimmung  der  Bundesanstalt  über-
 schreiten  dürfen,  wenn  die  Kredite  ausschließlich
 entstehen

 a)  durch  Finanzinstrumente  im  Sinne  des  Absatzes
 2  Nr.  1  in  Bezug  auf  Waren  oder  Basiswerte  nach
 Absatz  2  Nr.  1  Buchstabe  e,  für  die  ein  Kredit-
 äquivalenzbetrag  nach  den  Bestimmungen  der
 Rechtsverordnung  nach  §  22  zu  ermitteln  ist,
 oder

 b)  auf  Grund  von  Verträgen,  die  die  Lieferung  von
 Waren  oder  die  Übertragung  von  Emissionsrech-
 ten betreffen, und

 2.  der  Betrag,  um  den  ein  Kredit  im  Sinne  der  Num-
 mer  1  eine  Großkreditobergrenze  nach  §  13  Abs.  3
 und  §  13a  Abs.  3  bis  5,  auch  in  Verbindung  mit
 §  13b  Abs.  1,  überschreitet,  nicht  mit  haftendem
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Eigenkapital  oder  mit  Eigenmitteln  unterlegt  wer-
 den muss.

 (2)  Dem  Antrag  nach  Absatz  1  kann  nur  stattgegeben
 werden, wenn das Institut

 1.  Bankgeschäfte  und  Finanzdienstleistungen  im  Zu-
 sammenhang  mit  den  folgenden  Finanzinstrumen-
 ten erbringt:

 a)  Optionen,  Terminkontrakte,  Swaps,  Terminge-
 schäfte  und  andere  Derivatkontrakte  in  Bezug
 auf  Waren,  die  durch  Barausgleich  erfüllt  werden
 müssen  oder  auf  Wunsch  einer  der  Parteien,  so-
 fern  dies  nicht  durch  Ausfall  oder  ein  anderes
 Beendigungsereignis  begründet  ist,  durch  Bar-
 ausgleich erfüllt werden können,

 b)  Optionen,  Terminkontrakte,  Swaps  und  andere
 Derivatkontrakte  in  Bezug  auf  Waren,  die  durch
 effektive  Lieferung  erfüllt  werden  können,  wenn
 diese  an  einem  geregelten  Markt  oder  über  ein
 multilaterales  elektronisches  Handelssystem  ge-
 handelt werden,

 c)  Optionen,  Terminkontrakte,  Swaps,  Terminge-
 schäfte  und  andere  Derivatkontrakte  in  Bezug
 auf  Waren,  die  durch  effektive  Lieferung  erfüllt
 werden  können,  die  nicht  in  Buchstabe  b  genannt
 sind,  nicht  kommerziellen  Zwecken  dienen  und
 die  die  Merkmale  anderer  derivativer  Finanzin-
 strumente  aufweisen,  insbesondere  dass  Clearing
 und  Abrechnung  über  zentrale  Kontrahenten  im
 Sinne von § 1 Abs. 31 erfolgen,

 d)  finanzielle Differenzgeschäfte oder

 e)  Optionen,  Terminkontrakte,  Swaps,  Terminge-
 schäfte  und  andere  Derivatkontrakte  in  Bezug
 auf  Klimavariablen,  Frachtsätze,  Emissionsbe-
 rechtigungen,  Inflationsraten  und  andere  Wirt-
 schaftsstatistiken,  die  durch  Barausgleich  erfüllt
 werden  müssen  oder  auf  Wunsch  einer  der  Par-
 teien,  sofern  dies  nicht  durch  Ausfall  oder  ein  an-
 deres  Beendigungsereignis  begründet  ist,  durch
 Barausgleich  erfüllt  werden  können,  sowie  alle
 anderen  Derivatkontrakte  in  Bezug  auf  Vermö-
 genswerte,  Rechte,  Obligationen,  Indizes,  Mess-
 werte,  die  in  den  Buchstaben  a  bis  d  nicht  ge-
 nannt  sind  und  die  die  Merkmale  anderer
 derivativer  Finanzinstrumente  aufweisen,  insbe-
 sondere  dass  sie  auf  einem  geregelten  Markt
 oder  einem  multilateralen  elektronischen  Han-
 delssystem  gehandelt  werden  oder  dass  Clearing
 und  Abrechnung  über  zentrale  Kontrahenten  im
 Sinne von § 1 Abs. 31 erfolgen,

 2.  die  Bankgeschäfte  und  Finanzdienstleistungen  nach
 Nummer  1  nicht  für  oder  im  Auftrag  von  Privatkun-
 den erbringt,

 3.  über  eine  dokumentierte  Strategie  zum  Manage-
 ment,  insbesondere  zur  Kontrolle  und  Begrenzung
 von  Konzentrationsrisiken  verfügt  und  diese  der

 Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  an-
 gezeigt hat und

 4.  Vorkehrungen trifft, die

 a)  eine  fortlaufende,  dem  Konzentrationsrisiko  an-
 gemessene  Überwachung  der  Bonität  der  Kredit-
 nehmer sicherstellen und

 b)  eine  unverzügliche  Reaktion  auf  eine  Ver-
 schlechterung  der  Bonität  der  Kreditnehmer  er-
 lauben.

 (3)  Ein  Wertpapierhandelsunternehmen  im  Sinne  des
 Absatzes  1  hat  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank unverzüglich anzuzeigen, wenn

 1.  ein  Kredit  im  Sinne  des  Absatzes  1  die  Konzentra-
 tionsgrenzen,  die  das  Institut  in  seiner  Strategie  nach
 Absatz  2  Nr.  3  intern  festgelegt  hat,  überschreitet;
 die  Anzeige  hat  den  Überschreitungsbetrag,  den  Na-
 men  des  Kreditnehmers  und  Informationen  über  das
 zugrunde liegende Geschäft zu enthalten oder

 2.  sich  die  Strategie  nach  Absatz  2  Nr.  3  wesentlich  än-
 dert.

 (4)  Ein  Wertpapierhandelsunternehmen  im  Sinne  des
 Absatzes  1  hat  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank  jeweils  bis  zum  15.  nach  Quartalsbeginn
 die  Großkredite  des  vergangenen  Quartals,  die  von  der
 Ausnahme  nach  Absatz  1  erfasst  sind  und  die  Ober-
 grenzen  nach  §  13  Abs.  3  und  §  13a  Abs.  3  bis  5,  auch
 in  Verbindung  mit  §  13b  Abs.  1,  überschreiten,  anzuzei-
 gen.  Die  Anzeige  hat  die  Überschreitungsbeträge,  die
 Namen  der  Kreditnehmer  und  Informationen  über  die
 Entwicklung der Kredite zu enthalten.“

 29.  § 22 wird wie folgt gefasst:

 „§ 22

 Rechtsverordnungsermächtigung über Kredite

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ermäch-
 tigt,  durch  eine  im  Benehmen  mit  der  Deutschen  Bun-
 desbank  zu  erlassende  Rechtsverordnung  für  Groß-
 kredite  und  Millionenkredite  nähere  Regelungen  zur
 Bestimmung  der  Kreditanrechnungsbeträge  und  der
 Kreditnehmer,  zur  Kreditrisikominderung,  zur  Abgren-
 zung  zwischen  Handelsbuch-  und  Nichthandelsbuchin-
 stituten,  zu  organisatorischen  Pflichten  und  Maßnah-
 men,  zu  Beschlussfassungspflichten  und  zur  Unterle-
 gung  von  Großkreditobergrenzenüberschreitungen,  zur
 Handelsbuch-Gesamtposition  eines  Handelsbuchinsti-
 tuts  und  zur  Bewertung  von  Positionen  des  Handels-
 buchs,  zu  Benachrichtigungspflichten  im  Rahmen  des
 Millionenkreditverfahrens  und  zur  Anzeige  der  von  den
 Instituten  gewährten  Großkredite  und  Millionenkredite
 zu erlassen, insbesondere über

 1.  die Ermittlung der Kreditbeträge,

 2.  die  Ermittlung  der  Kreditäquivalenzbeträge  von  De-
 rivaten  sowie  von  Pensions-  und  Leihgeschäften
 und  von  anderen  mit  diesen  vergleichbaren  Ge-
 schäften  sowie  der  für  diese  Geschäfte  übernomme-
 nen Gewährleistungen,
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3.  abweichende  Bestimmungen  zu  den  §§  20  bis  20b
 sowie  nähere  Bestimmungen  für  Institute,  nach
 denen  es  ihnen  auf  Antrag  gestattet  werden  kann,
 die  Besicherungswirkungen  von  Finanzsicherhei-
 ten  bei  der  Ermittlung  der  Kreditbeträge  nach  den
 §§  13  bis  13b  zu  berücksichtigen,  wenn  sie  perio-
 dische  Stresstests  durchführen  und  Strategien  zur
 Steuerung  von  Konzentrationsrisiken  entwickelt
 haben,

 4.  die Zurechnung von Krediten zu Kreditnehmern,

 5.  die  Anrechnung  von  Krediten  auf  die  Großkredit-
 grenzen  und  im  Rahmen  der  Millionenkreditanzei-
 gen,

 6.  die  Anerkennung,  Berücksichtigung  und  Berech-
 nung  von  Sicherungsinstrumenten  (Kreditrisiko-
 minderungsbestimmungen),

 7.  die  Anzeigepflichten  bei  Konzentrationsrisiken
 gegenüber einem Sicherungsgeber,

 8.  die Beschlussfassungspflichten für Großkredite,

 9.  Art,  Umfang,  Zeitpunkt  und  Form  der  Angaben
 und  über  die  zulässigen  Datenträger,  Übertra-
 gungswege  und  Datenformate  der  Großkreditan-
 zeigen  nach  den  §§  13  bis  13b  und  die  nach  diesen
 Bestimmungen  bestehenden  Anzeigepflichten,  die
 durch  die  Verpflichtung  zur  Erstattung  von  Sam-
 melanzeigen  ergänzt  werden  können,  soweit  dies
 zur  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Bundesanstalt  er-
 forderlich  ist,  insbesondere  um  einheitliche  Unter-
 lagen  zur  Beurteilung  der  von  den  Instituten  geöff-
 neten Positionen zu erhalten,

 10.  die Ermittlung der Handelsbuch-Gesamtposition,

 11.  abweichende  Bestimmungen  zu  §  20  für  das  kre-
 ditnehmerbezogene Vorleistungsrisiko,

 12.  die  Unterlegung  des  Überschreitungsbetrags  nach
 §  13a  Abs.  4  Satz  2,  4  und  6  sowie  nach  Abs.  5
 Satz 2 und 4,

 13.  die  Anzeigeinhalte,  Anzeigefristen  und  den  Beob-
 achtungszeitraum nach § 14 Abs.  1 Satz  1,

 14.  weitere  Angaben  in  der  Benachrichtigung  nach
 §  14  Abs.  2  Satz  1,  soweit  dies  auf  Grund  von  In-
 formationen,  die  die  Deutsche  Bundesbank  von
 ausländischen  Evidenzzentralen  erhalten  hat,  er-
 forderlich ist,

 15.  Einzelheiten  zu  den  Angaben  in  der  Benachrich-
 tigung  nach  §  14  Abs.  2  Satz  2  sowie  die  Aufglie-
 derung  der  Benachrichtigung  nach  §  14  Abs.  2
 Satz  3,

 16.  Einzelheiten  des  Verfahrens  der  elektronischen
 Datenübertragung nach § 14 Abs.  2 Satz 6.

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  die  Er-
 mächtigung  durch  Rechtsverordnung  auf  die  Bundes-
 anstalt  mit  der  Maßgabe  übertragen,  dass  die  Rechts-
 verordnung  im  Einvernehmen  mit  der  Deutschen
 Bundesbank  ergeht.  Vor  Erlass  der  Rechtsverordnung
 sind die Spitzenverbände der Institute anzuhören.“

 30.  § 24 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nummer 3 wird aufgehoben.

 bb)  Nummer 9 wird aufgehoben.

 cc)  Die  Nummern  4  bis  8a  werden  zu  den  Num-
 mern  3  bis  8  und  die  Nummern  10  bis  14  wer-
 den zu den Nummern 9 bis 13.

 dd)  In  der  neuen  Nummer  12  wird  das  Wort  „Beste-
 hen“ durch das Wort „Entstehen“ ersetzt.

 ee)  Die neue Nummer 13 wird wie folgt gefasst:

 „13.  das  Entstehen,  die  Änderung  oder  die  Be-
 endigung  einer  qualifizierten  Beteiligung
 an anderen Unternehmen.“

 b)  Absatz 1a wird wie folgt neu gefasst:

 „(1a)  Ein  Institut  hat  der  Bundesanstalt  und  der
 Deutschen Bundesbank jährlich anzuzeigen:

 1.  seine  engen  Verbindungen  zu  anderen  natürli-
 chen Personen oder Unternehmen,

 2.  seine  qualifizierten  Beteiligungen  an  anderen
 Unternehmen,

 3.  den  Namen  und  die  Anschrift  des  Inhabers  einer
 bedeutenden  Beteiligung  an  dem  anzeigenden
 Institut  und  an  den  ihm  nach  §  10a  nachgeordne-
 ten  Unternehmen  mit  Sitz  im  Ausland  sowie  die
 Höhe dieser Beteiligungen und

 4.  die Anzahl seiner inländischen Zweigstellen.“

 c)  In  Absatz  3a  Satz  2  werden  die  Wörter  „Unterneh-
 men  mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die
 Wörter  „Anbieter  von  Nebendienstleistungen“  er-
 setzt.

 d)  In  Absatz  4  Satz  1  werden  die  Wörter  „über  die  zu-
 lässigen  Datenträger  und  Übertragungswege“  durch
 die  Wörter  „über  die  zulässigen  Datenträger,  Über-
 tragungswege und Datenformate“ ersetzt.

 31.  In  §  24c  Abs.  3  Satz  1  wird  Nummer  1  wie  folgt  gefasst:

 „1.  den  Aufsichtsbehörden  gemäß  §  9  Abs.  1  Satz  4
 Nr.  2,  soweit  dies  zur  Erfüllung  ihrer  aufsichtlichen
 Aufgaben  unter  den  Voraussetzungen  des  Absat-
 zes 2 erforderlich ist,“.

 32.  § 25 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Absatz  1  Satz  2  und  §  10a  Abs.  6,  7  und  11  über  das
 Verfahren  der  Zusammenfassung,  §  10a  Abs.  13
 über  die  Informationspflicht  und  §  10a  Abs.  14  über
 die  Unterkonsolidierung  von  Tochterunternehmen
 in Drittstaaten gelten entsprechend.“

 b)  In  Absatz  3  Satz  1  werden  die  Wörter  „über  die  zu-
 lässigen  Datenträger  und  Übertragungswege  der
 Monatsausweise“  durch  die  Wörter  „über  die  zuläs-
 sigen  Datenträger,  Übertragungswege  und  Daten-
 formate der Monatsausweise“ ersetzt.

 33.  § 25a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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aa)  Satz 3 wird wie folgt geändert:

 aaa)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  ein  angemessenes  Risikomanage-
 ment.  Dies  beinhaltet  auf  der  Grund-
 lage  von  Verfahren  zur  Ermittlung
 und  Sicherstellung  der  Risikotragfä-
 higkeit  die  Festlegung  von  Strategien
 sowie  die  Einrichtung  interner  Kon-
 trollverfahren,  die  aus  einem  internen
 Kontrollsystem  und  einer  internen
 Revision  bestehen,  wobei  das  interne
 Kontrollsystem  dabei  insbesondere
 umfasst:

 a)  aufbau-  und  ablauforganisatori-
 sche  Regelungen,  die  eine  klare
 Abgrenzung  der  Verantwortungs-
 bereiche umfassen, und

 b)  Prozesse  zur  Identifizierung,  Beur-
 teilung,  Steuerung  sowie  Überwa-
 chung  und  Kommunikation  der  Ri-
 siken;  dabei  soll  den  in  Anhang  V
 der  Bankenrichtlinie  niedergeleg-
 ten  Kriterien  Rechnung  getragen
 werden;“.

 bbb)  Nummer 2 wird aufgehoben.

 bb)  Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

 „Die  Angemessenheit  der  Geschäftsorganisa-
 tion  nach  Satz  3  Nr.  1  ist  von  den  Instituten  re-
 gelmäßig zu überprüfen.“

 cc)  In  dem  neuen  Satz  5  wird  die  Angabe  „im  Sinne
 des  Satzes  3  Nr.  1  bis  6“  durch  die  Angabe  „im
 Sinne des Satzes 3 Nr. 1 und 3 bis 6“ ersetzt.

 b)  Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „gilt  für  Instituts-
 gruppen,  Finanzholding-Gruppen  oder  Finanz-
 konglomerate“  durch  die  Wörter  „gilt  für  Insti-
 tutsgruppen,  Finanzholding-Gruppen,  Institute
 im  Sinne  von  §  10a  Abs.  14  oder  Finanz-
 konglomerate“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  10a  Abs.  8  Satz  1
 und  2  sowie  Abs.  9  Satz  1  und  2“  durch  die
 Angabe  „§  10a  Abs.  12  sowie  Abs.  13  Satz  1
 und 2“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  2  Satz  3  werden  die  Wörter  „die  Absicht
 der  Auslagerung  sowie  ihren  Vollzug“  durch  die
 Wörter  „die  Absicht  der  Auslagerung,  ihren  Vollzug
 sowie  die  vollständige  oder  in  wesentlichen  Teilen
 erfolgte Beendigung“ ersetzt.

 d)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

 „(3)  Hat  ein  Institut  nach  Absatz  2  Bereiche  aus-
 gelagert  und  sind  die  Prüfungsrechte  und  Kontroll-
 möglichkeiten  der  Bundesanstalt  beeinträchtigt,
 kann  die  Bundesanstalt  im  Einzelfall  Anordnungen
 treffen,  die  geeignet  und  erforderlich  sind,  diese  Be-
 einträchtigung  zu  beseitigen.  Die  Befugnisse  der

 Bundesanstalt  nach  Absatz  1  Satz  5  bleiben  unbe-
 rührt.“

 34.  In  §  25b  Abs.  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „in  einen
 Staat  außerhalb  der  Europäischen  Union“  durch  die
 Wörter  „in  einen  Staat  außerhalb  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums“ ersetzt.

 35.  Nach  §  26  werden  folgende  Zwischenüberschrift  und
 folgender §  26a eingefügt:

 „5b. Offenlegung

 § 26a
 Offenlegung durch die Institute

 (1)  Ein  Institut  muss  regelmäßig  qualitative  und
 quantitative  Informationen  über  sein  Eigenkapital,  die
 eingegangenen  Risiken  und  seine  Risikomanagement-
 verfahren,  einschließlich  der  nach  §  10  Abs.  1  Satz  2
 verwandten  internen  Modelle,  der  Kreditrisikominde-
 rungstechniken  und  der  Verbriefungstransaktionen  ver-
 öffentlichen  und  über  förmliche  Verfahren  und  Rege-
 lungen  zur  Erfüllung  dieser  Offenlegungspflichten
 verfügen.  Die  Regelungen  müssen  auch  die  regelmäßi-
 ge  Überprüfung  der  Angemessenheit  und  Zweckmäßig-
 keit  der  Offenlegungspraxis  des  Instituts  vorsehen.  Nä-
 here  Anforderungen  an  den  Inhalt  der  offen  zu  legenden
 Informationen  und  die  Verfahren  und  Regelungen  zur
 Erfüllung  der  Offenlegungspflicht  können  durch  die
 Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9  Nr.  7  gere-
 gelt werden.

 (2)  Eine  Offenlegungspflicht  besteht  nicht  für  solche
 Informationen,  die  nicht  wesentlich,  rechtlich  geschützt
 oder  vertraulich  sind.  Informationen  gelten  insbesonde-
 re dann als

 1.  wesentlich,  wenn  ihre  Auslassung  oder  fehlerhafte
 Angabe  die  Beurteilung  oder  die  Entscheidung  des
 Nutzers,  der  sich  bei  wirtschaftlichen  Entscheidun-
 gen  auf  diese  Informationen  stützt,  ändern  oder  be-
 einflussen kann;

 2.  rechtlich  geschützt,  wenn  ihre  öffentliche  Bekannt-
 gabe  die  Wettbewerbsposition  des  Instituts  schwä-
 chen würde;

 3.  vertraulich,  wenn  sie  auf  vertraglicher  Basis  zur
 Verfügung  gestellt  wurden  oder  aus  einer  Geschäfts-
 verbindung resultieren.

 In  diesen  Fällen  legt  das  Institut  den  Grund  für  die
 Nichtoffenlegung  solcher  Informationen  dar  und  veröf-
 fentlicht  allgemeinere  Angaben  zu  den  unter  Satz  1
 Nr.  2  und  3  fallenden  Informationen,  es  sei  denn,  diese
 sind  nach  den  in  Satz  1  Nr.  2  und  3  genannten  Kriterien
 ebenfalls  als  rechtlich  geschützt  oder  vertraulich  einzu-
 stufen.

 (3)  Kommt  ein  Institut  seinen  Offenlegungspflichten
 in  anderen  als  den  in  Absatz  2  genannten  Fällen  nicht,
 nicht  richtig,  nicht  vollständig  oder  nicht  rechtzeitig
 nach,  kann  die  Bundesanstalt  im  Einzelfall  Anordnun-
 gen  treffen,  die  geeignet  und  erforderlich  sind,  die  ord-
 nungsgemäße  Offenlegung  der  Informationen  zu  veran-
 lassen.
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(4)  Die  Absätze  1  bis  3  gelten  für  Institutsgruppen
 und  Finanzholding-Gruppen  nach  §  10a  Abs.  1  bis  5
 mit  der  Maßgabe  entsprechend,  dass  die  in  §  1  Abs.  2
 Satz  1  bezeichneten  Personen  des  übergeordneten  Un-
 ternehmens  für  die  ordnungsgemäße  Offenlegung  der
 Institutsgruppe  oder  der  Finanzholding-Gruppe  verant-
 wortlich  sind.  §  10a  Abs.  12  und  13  Satz  1  und  2  gilt
 entsprechend.  In  den  Fällen  nach  Satz  1  entfällt  eine
 Offenlegung  von  Informationen  nach  den  Absätzen  1
 bis 3 für das Einzelinstitut.“

 36.  In  §  28  Abs.  3  werden  die  Wörter  „angeschlossen  sind“
 durch das Wort „angehören“ ersetzt.

 37.  § 29 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „sowie  die  Anforde-
 rungen  nach  den  §§  10  bis  10b,  11,  12,  13  bis
 13d,  18  und  25a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  bis  3  und
 Abs.  2  sowie  nach  den  §§  13  bis  13c  und  14
 Abs.  1  jeweils  auch  in  Verbindung  mit  einer
 Rechtsverordnung  nach  §  22“  durch  die  Angabe
 „sowie  die  Anforderungen  nach  §  1a  Abs.  4  bis
 8  jeweils  auch  in  Verbindung  mit  einer  Rechts-
 verordnung  nach  §  1a  Abs.  9,  nach  den  §§  10
 bis  10b,  11,  12,  13  bis  13d,  18,  25a  Abs.  1  Satz  3
 Nr.  1  und  3,  Abs.  1a  und  2  und  26a,  sowie  nach
 den  §§  13  bis  13c  und  14  Abs.  1  jeweils  auch  in
 Verbindung  mit  einer  Rechtsverordnung  nach
 §  22“ ersetzt.

 bb)  Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:

 „Macht  ein  Institut  von  der  Ausnahme  nach
 §  2a  Gebrauch,  hat  der  Prüfer  das  Vorliegen  der
 dort  genannten  Voraussetzungen  zu  prüfen.  Hat
 die  Bundesanstalt  nach  §  30  gegenüber  dem
 Institut  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  Prü-
 fung  getroffen,  sind  diese  vom  Prüfer  zu  be-
 rücksichtigen.“

 b)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Bei  Instituten,  die  das  Depotgeschäft  betreiben,  hat
 er  dieses  Geschäft  besonders  zu  prüfen,  soweit  es
 nicht  nach  §  36  Abs.  1  Satz  2  des  Wertpapierhan-
 delsgesetzes  zu  prüfen  ist;  diese  Prüfung  hat  sich
 auch  auf  die  Einhaltung  des  §  128  des  Aktiengeset-
 zes  über  Mitteilungspflichten  und  des  §  135  des  Ak-
 tiengesetzes  über  die  Ausübung  des  Stimmrechts  zu
 erstrecken.“

 38.  Nach § 29 wird folgender § 30 eingefügt:

 „§ 30

 Bestimmung von Prüfungsinhalten

 Unbeschadet  der  besonderen  Pflichten  des  Prüfers
 nach  §  29  kann  die  Bundesanstalt  auch  gegenüber  dem
 Institut  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  Prüfung  tref-
 fen,  die  vom  Prüfer  im  Rahmen  der  Jahresabschlussprü-
 fung  zu  berücksichtigen  sind.  Sie  kann  insbesondere
 Schwerpunkte für die Prüfungen festlegen.“

 39.  § 31 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  wird  die  Angabe  „§  24
 Abs.  1  Nr.  1  bis  5,  7  und  9  und  Abs.  1a“  durch  die

 Angabe  „§  24  Abs.  1  Nr.  1  bis  4  und  6  und  Abs.  1a“
 ersetzt.

 b)  Absatz  2  wird  durch  folgende  Absätze  2  bis  4  er-
 setzt:

 „(2)  Die  Bundesanstalt  kann  einzelne  Institute
 von  Verpflichtungen  nach  §  13  Abs.  1  und  2,  §  13a
 Abs.  1  und  2,  §  15  Abs.  1  Satz  1  Nr.  6  bis  11  und
 Abs.  2,  §  24  Abs.  1  Nr.  1  bis  4,  den  §§  25,  26  und  29
 Abs.  2  Satz  2  sowie  von  der  Verpflichtung  nach  §  15
 Abs.  1  Satz  1,  Kredite  nur  zu  marktmäßigen  Bedin-
 gungen  zu  gewähren,  freistellen,  wenn  dies  aus
 besonderen  Gründen,  insbesondere  wegen  der  Art
 oder  des  Umfanges  der  betriebenen  Geschäfte,  an-
 gezeigt  ist.  Die  Freistellung  kann  auf  Antrag  des
 Instituts oder von Amts wegen erfolgen.

 (3)  Ein  übergeordnetes  Unternehmen  im  Sinne
 von  §  10a  Abs.  1  bis  3  und  §  13b  Abs.  2  kann  von
 der  Einbeziehung  einzelner  nachgeordneter  Unter-
 nehmen  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  1  bis  5  und  §  13b
 Abs.  2  in  die  Zusammenfassung  nach  §  10a  Abs.  6
 bis  12,  §  12a  Abs.  1  Satz  1  und  §  13b  Abs.  3  und  4
 absehen,  wenn  und  solange  die  Bilanzsumme  des
 einzelnen  nachgeordneten  Unternehmens  niedriger
 als der kleinere der folgenden zwei Beträge ist:

 1.  zehn Millionen Euro oder

 2.  eins  vom  Hundert  der  Bilanzsumme  des  einer
 Institutsgruppe  übergeordneten  Unternehmens
 oder  der  die  Beteiligung  haltenden  Finanzhol-
 ding-Gesellschaft.

 Das  übergeordnete  Unternehmen  zeigt  der  Bundes-
 anstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  unmittelbar
 nach  Erwerb  der  Beteiligung  sowie  einmal  jährlich
 in  einer  Sammelanzeige  zum  30.  September  an,  wel-
 che  Unternehmen  es  nach  Satz  1  von  der  Einbezie-
 hung  in  die  Zusammenfassung  nach  §  10a  Abs.  6  bis
 12,  §  12a  Abs.  1  Satz  1  und  §  13b  Abs.  3  und  4  aus-
 genommen  hat.  Die  Bundesanstalt  kann  anordnen,
 dass  einzelne  oder  mehrere  nach  Satz  1  von  der  Zu-
 sammenfassung  ausgenommene  nachgeordnete  Un-
 ternehmen  wieder  in  die  Zusammenfassung  auf-
 genommen  werden,  wenn  die  Gesamtheit  dieser
 Unternehmen  für  die  Aufsicht  auf  zusammengefass-
 ter  Basis  nicht  von  untergeordneter  Bedeutung  ist.
 In  anderen  als  den  in  Satz  1  genannten  Fällen  kann
 die  Bundesanstalt  auf  Antrag  einzelne  übergeordne-
 te  Unternehmen  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis  3  und
 des  §  13b  Abs.  2  von  Verpflichtungen  nach  §  10a
 Abs.  6  bis  12,  §  12a  Abs.  1  Satz  1  und  §  13b  Abs.  3
 und  4  hinsichtlich  einzelner  nachgeordneter  Unter-
 nehmen  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis  5  und  des
 §  13b  Abs.  2  freistellen,  wenn  deren  Einbeziehung
 für  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  ohne
 oder  von  untergeordneter  Bedeutung  ist.  Für  einzel-
 ne  gruppenangehörige  Unternehmen  ist  eine  Frei-
 stellung  auf  Antrag  des  übergeordneten  Instituts
 oder  von  Amts  wegen  auch  zulässig,  wenn  nach
 Auffassung  der  Bundesanstalt  ihre  Einbeziehung  in
 die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  ungeeig-
 net  oder  irreführend  wäre.  Die  Sätze  1  bis  5  gelten
 entsprechend  für  Institute,  die  nach  §  10a  Abs.  14
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zur  Ermittlung  der  zusammengefassten  Eigenmittel
 verpflichtet sind.

 (4)  Die  Bundesanstalt  kann  unter  folgenden  Be-
 dingungen  einzelne  Institutsgruppen  und  Finanzhol-
 ding-Gruppen  von  der  Anforderung  des  §  10  Abs.  1
 Satz  1  zur  Ermittlung  der  Eigenmittelausstattung
 auf zusammengefasster Basis freistellen:

 1.  alle  gruppenangehörigen  Institute  sind  Finanz-
 dienstleistungsinstitute,  die  nicht  auf  eigene
 Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln,

 2.  jedes  gruppenangehörige  Institut  mit  Sitz  inner-
 halb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  ermit-
 telt  seine  Eigenmittel  im  Sinne  von  §  10  Abs.  2,
 gemindert  um  alle  Eventualverbindlichkeiten,
 die  es  zugunsten  von  gruppenangehörigen  Un-
 ternehmen übernommen hat,

 3.  jedes  gruppenangehörige  Institut  mit  Sitz  inner-
 halb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  erfüllt
 die  Anforderung  des  §  10  Abs.  1  Satz  1  auf  Ein-
 zelebene,

 4.  die  Positionen  nach  §  10  Abs.  2a  Satz  1  Nr.  1  bis
 9  und  Abs.  2b  Satz  1  Nr.  1  bis  8  einer  Finanz-
 holding-Gesellschaft,  die  ein  gruppenangehöri-
 ges  Unternehmen  ist,  müssen  mindestens  der
 Summe  der  in  §  10a  Abs.  6  Satz  3  Nr.  1  aufge-
 zählten  Positionen  sowie  der  zugunsten  von
 gruppenangehörigen  Unternehmen  übernom-
 menen Eventualverbindlichkeiten entsprechen,

 5.  jede  Finanzholding-Gesellschaft,  die  an  der
 Spitze  einer  Finanzholding-Gruppe  steht,  muss
 mindestens  in  einem  Umfang  über  Eigenkapital
 verfügen,  der  der  Summe  der  in  §  10a  Abs.  6
 Satz  3  Nr.  1  aufgezählten  Positionen  sowie  der
 zugunsten  von  gruppenangehörigen  Unterneh-
 men  übernommenen  Eventualverbindlickeiten
 entspricht,

 6.  jedes  gruppenangehörige  Institut  mit  Sitz  inner-
 halb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  muss
 über  Systeme  verfügen,  um  die  Herkunft  der  Ei-
 genmittel  und  der  weiteren  Finanzierungsquel-
 len  aller  gruppenangehörigen  Unternehmen  zu
 überwachen und zu steuern,

 7.  das  übergeordnete  Unternehmen  der  Gruppe  in-
 formiert  die  Bundesanstalt  über  alle  Risiken,
 die  die  finanzielle  Situation  der  Institutsgruppe
 oder  Finanzholding-Gruppe  beeinträchtigen
 können.“

 c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

 40.  § 33 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  wird  im  Satzteil  vor  Buchstabe  a  die
 Angabe  „Anfangskapital  im  Sinne  des  §  10  Abs.  2a
 Satz  1  Nr.  1  bis  7“  durch  die  Angabe  „Anfangskapi-
 tal  im  Sinne  des  §  10  Abs.  2a  Satz  1  Nr.  1  bis  6“  er-
 setzt.

 b)  In  Nummer  1  Buchstabe  d  werden  nach  dem  Wort
 „Einlagenkreditinstituten“  die  Wörter  „und  zentra-
 len  Kontrahenten  im  Sinne  von  §  1  Abs.  31“  einge-
 fügt.

 c)  In  Nummer  3  Teilsatz  2  wird  die  Angabe  „§  2b“
 durch die Angabe „§ 2c“ ersetzt.

 d)  In  Nummer  4a  wird  die  Angabe  „§  2c“  durch  die
 Angabe „§ 2d“ ersetzt.

 41.  In  §  33a  Satz  1  wird  die  Angabe  „nach  Artikel  60  Abs.  2
 der  Bankenrichtlinie“  durch  die  Angabe  „nach  Arti-
 kel 151 der Bankenrichtlinie“ ersetzt.

 42.  In  §  33b  Satz  1  wird  die  Angabe  „nach  §  1  Abs.  1  Satz  2
 Nr.  1,  2,  4  oder  10“  durch  die  Angabe  „nach  §  1  Abs.  1
 Satz 2 Nr. 1, 2, 4, 10 oder 11“ ersetzt.

 43.  Dem § 35 wird folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4)  Wird  die  Erlaubnis  eines  Instituts  zum  Betreiben
 von  Bankgeschäften  oder  Erbringen  von  Finanzdienst-
 leistungen  aufgehoben,  unterrichtet  die  Bundesanstalt
 die  zuständigen  Stellen  der  anderen  Staaten  des  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraums,  in  denen  das  Institut
 Zweigniederlassungen  errichtet  hat  oder  im  Wege  des
 grenzüberschreitenden  Dienstleistungsverkehrs  tätig
 gewesen ist."

 44.  §  44 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  werden  die  Wörter  „Unternehmen
 mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die  Wörter
 „Anbietern von Nebendienstleistungen“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  10a  Abs.  2
 bis  4“  durch  die  Angabe  „§  10a  Abs.  1  bis  5“  ersetzt.

 c)  Nach Absatz  2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

 „(2a)  Benötigt  die  Bundesanstalt  bei  der  Aufsicht
 über  eine  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Grup-
 pe  Informationen,  die  bereits  einer  anderen  zustän-
 digen  Stelle  vorliegen,  richtet  sie  ihr  Auskunftsersu-
 chen  zunächst  an  diese  zuständige  Stelle.  Bei  der
 Aufsicht  über  Institute,  die  einem  EU-Mutterinstitut
 nach  §  10a  Abs.  1  Satz  2,  Abs.  4  oder  Abs.  5  nach-
 geordnet  sind,  richtet  die  Bundesanstalt  Auskunfts-
 ersuchen  zur  Umsetzung  der  Ansätze  und  Methoden
 nach  der  Bankenrichtlinie  regelmäßig  zunächst  an
 die  für  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis
 zuständige Stelle.“

 d)  In  Absatz  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „nach  §  10a
 Abs.  6  und  7“  durch  die  Angabe  „nach  §  10a  Abs.  6
 bis 11“ ersetzt.

 45.  § 44a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „Unterneh-
 men  mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die
 Wörter  „Anbieter  von  Nebendienstleistungen“  er-
 setzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  die  Angabe  „aus  §  31  Abs.  2
 Satz  2  oder  4“  durch  die  Angabe  „aus  §  31
 Abs.  3 Satz 1 oder Satz 4“ ersetzt.

 bb)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „aus  §  31  Abs.  3
 Satz  1  oder  3“  durch  die  Angabe  „aus  §  31
 Abs.  5 Satz 1 oder Satz 3“ ersetzt.

 46.  In  §  44b  wird  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1,  in  Satz  2  sowie
 in  Absatz  2  Satz  1  jeweils  die  Angabe  „§  2b“  durch  die
 Angabe „§  2c“ ersetzt.



Drucksache 16/1335 – 32 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
47.  § 45 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Entsprechen  bei  einem  Institut  die  Eigenmittel
 nicht  den  Anforderungen  des  §  10  Abs.  1  oder  die  An-
 lage  seiner  Mittel  nicht  den  Anforderungen  des  §  11
 Abs. 1, kann die Bundesanstalt

 1.  Entnahmen  durch  die  Inhaber  oder  Gesellschafter
 sowie  die  Ausschüttung  von  Gewinnen  untersagen
 oder beschränken,

 2.  die  Gewährung  von  Krediten  im  Sinne  von  §  19
 Abs. 1 untersagen oder beschränken und

 3.  anordnen,  dass  das  Institut  Maßnahmen  zur  Redu-
 zierung  von  Risiken  ergreift,  soweit  sich  diese  aus
 bestimmten  Arten  von  Geschäften  und  Produkten
 oder der Nutzung bestimmter Systeme ergeben.

 (2)  Absatz  1  Nr.  1  und  3  ist  auf  übergeordnete  Unter-
 nehmen  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis  5  sowie  auf  Ins-
 titute  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  14  entsprechend  anzu-
 wenden,  wenn  die  zusammengefassten  Eigenmittel  der
 gruppenangehörigen  Unternehmen  den  Anforderungen
 des  §  10  Abs.  1  nicht  entsprechen.  Die  Bundesanstalt
 kann  in  diesen  Fällen  außerdem  die  für  die  Instituts-
 gruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  nach  Maßgabe  des
 §  13b  geltenden  Großkreditobergrenzen  nach  §  13
 Abs.  3  Satz  5  und  §  13a  Abs.  3  Satz  3  und  Abs.  4  Satz  5
 herabsetzen.“

 48.  § 45a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  wird  die  Angabe  „§  10a
 Abs.  9  Satz  2  oder  §  13b  Abs.  5  in  Verbindung  mit
 §  10a  Abs.  9  Satz  2“  durch  die  Angabe  „§  10a
 Abs.  13  Satz  2  oder  §  13b  Abs.  5  in  Verbindung  mit
 §  10a Abs.  13 Satz 2“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  10a  Abs.  2
 bis  4“  durch  die  Angabe  „§  10a  Abs.  1  bis  5“  ersetzt.

 49.  Nach § 45a wird folgender § 45b eingefügt:

 „§ 45b

 Maßnahmen bei organisatorischen Mängeln

 (1)  Verfügt  ein  Institut  nicht  über  eine  ordnungsge-
 mäße  Geschäftsorganisation  im  Sinne  von  §  25a  Abs.  1
 und  hat  das  Institut  die  Mängel  nicht  auf  Grund  einer
 Anordnung  nach  §  25a  Abs.  1  Satz  5  innerhalb  einer
 von  der  Bundesanstalt  zu  bestimmenden  angemessenen
 Frist  behoben,  kann  die  Bundesanstalt  insbesondere  an-
 ordnen, dass das Institut

 1.  über  die  nach  §  10  Abs.  1  und  der  Rechtsverordnung
 nach  §  10  Abs.  1  Satz  9  erforderliche  Eigenkapital-
 ausstattung  hinaus  zusätzliche  Eigenmittel  vorhal-
 ten muss,

 2.  Maßnahmen  zur  Reduzierung  von  Risiken  ergreift,
 soweit  sich  diese  aus  bestimmten  Arten  von  Ge-
 schäften  und  Produkten  oder  der  Nutzung  bestimm-
 ter Systeme ergeben,

 3.  weitere  Zweigstellen  nur  mit  Zustimmung  der  Bun-
 desanstalt errichten darf und

 4.  einzelne  Geschäftsarten,  namentlich  die  Annahme
 von  Einlagen,  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kun-
 den  und  die  Gewährung  von  Krediten  nach  §  19
 Abs.  1  nicht  oder  nur  in  beschränktem  Umfang  be-
 treiben darf.

 (2)  Absatz  1  ist  entsprechend  auf  das  jeweilige  über-
 geordnete  Unternehmen  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  bis
 5  sowie  ein  Institut  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  14  anzu-
 wenden,  wenn  eine  Institutsgruppe  oder  eine  Finanz-
 holding-Gruppe  entgegen  §  25a  Abs.  1  und  1a  nicht
 über  eine  ordnungsgemäße  Geschäftsorganisation  ver-
 fügt;  Absatz  1  Nr.  4  findet  mit  der  Maßgabe  entspre-
 chende  Anwendung,  dass  die  Bundesanstalt  statt  die
 Gewährung  von  Krediten  zu  untersagen  oder  zu  be-
 schränken  die  für  die  Institutsgruppe  oder  Finanzhol-
 ding-Gruppe  nach  Maßgabe  von  §  13b  geltenden  Groß-
 kreditobergrenzen  nach  §  13  Abs.  3  Satz  5  und  §  13a
 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 5 herabsetzen kann.

 (3)  Die  Bundesanstalt  kann  die  in  den  Absätzen  1  und
 2  bezeichneten  Anordnungen  im  Einzelfall  auch  bereits
 vor  Erlass  einer  Anordnung  nach  §  25a  Abs.  1  Satz  5
 treffen  oder  mit  einer  solchen  verbinden,  wenn  die  Ri-
 sikolage  des  Instituts,  der  Institutsgruppe  oder  der  Fi-
 nanzholding-Gruppe  dies  erfordert,  um  eine  konkrete
 Gefahr  für  die  ordnungsgemäße  Geschäftsführung  ab-
 zuwenden.“

 50.  Dem § 46d Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Die  Regelungen  des  §  8  Abs.  3  bis  7  bleiben  unbe-
 rührt.“

 51.  In  §  46e  Abs.  5  Satz  1  wird  das  Wort  „es“  durch  das
 Wort „sie“ ersetzt.

 52.  § 49 wird wie folgt gefasst:

 „§ 49

 Sofortige Vollziehbarkeit

 Widerspruch  und  Anfechtungsklage  gegen  Maßnah-
 men  der  Bundesanstalt  auf  der  Grundlage  des  §  2c
 Abs.  1a  und  Abs.  2  Satz  1,  des  §  6a,  des  §  10b  Abs.  5,
 des  §  12a  Abs.  2,  des  §  13  Abs.  3,  des  §  13a  Abs.  3
 bis  5,  jeweils  auch  in  Verbindung  mit  §  13b  Abs.  4
 Satz  2,  des  §  13c  Abs.  3  Satz  4,  des  §  13d  Abs.  4  Satz  5,
 des  §  28  Abs.  1,  des  §  35  Abs.  2  Nr.  2  bis  6,  der  §§  36,
 37  und  44  Abs.  1,  auch  in  Verbindung  mit  §  44b,  Abs.  2
 und  3a  Satz  1,  des  §  44a  Abs.  2  Satz  1,  der  §§  44c,  45
 Abs.  1,  des  §  45a  Abs.  1  und  des  §  45b  Abs.  1,  der
 §§  46  und  46a  Abs.  1  und  des  §  46b  haben  keine  auf-
 schiebende Wirkung.“

 53.  § 53 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Die  Angabe  „§  10  Abs.  1,  2b  Satz  2  und  3,  Abs.  2c
 Satz  2  bis  5,  Abs.  3b,  6  und  9  gilt  entsprechend“
 wird  durch  die  Angabe  „§  10  Abs.  1,  Abs.  2  Satz  3
 und  4,  Abs.  2c  Satz  2  bis  5,  Abs.  3b,  6,  6a  und  9  gilt
 entsprechend“ ersetzt.

 b)  Satz 3 wird aufgehoben.

 54.  In  §  53b  Abs.  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „der  §  24  Abs.  1
 Nr.  6,  8  und  9“  durch  die  Angabe  „der  §  24  Abs.  1  Nr.  5
 und 7“ ersetzt.
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55.  §  53e wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  8  wird  die  Angabe  „§  2b“
 durch die Angabe „§ 2c“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  Nr.  1  werden  die  Wörter  „der  Beratende
 Bankenausschuss“  durch  die  Wörter  „der  Europäi-
 sche  Bankenausschuss“  und  die  Angabe  „Artikel
 56a  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie“  durch  die  Angabe
 „Artikel 143 Abs. 2 der Bankenrichtlinie“ ersetzt.

 56.  In  §  55a  Abs.  1  wird  die  Angabe  „§  14  Abs.  2  Satz  5“
 durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 10“ ersetzt.

 57.  In  §  55b  Abs.  1  wird  die  Angabe  „§  14  Abs.  2  Satz  5“
 durch die Angabe „§ 14 Abs. 2 Satz 10“ ersetzt.

 58.  § 56 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  den  Nummern  1  bis  3  wird  die  Angabe
 „§  2b“  jeweils  durch  die  Angabe  „§  2c“  ersetzt.

 bb)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

 „4.  entgegen  §  2c  Abs.  4  Satz  1  oder  4,  §  10
 Abs.  8  Satz  1  oder  3,  §  12a  Abs.  1  Satz  3,
 §  13  Abs.  1  Satz  1,  auch  in  Verbindung  mit
 Abs.  4,  Abs.  2  Satz  5  oder  8,  jeweils  auch
 in  Verbindung  mit  §  13a  Abs.  2,  §  13
 Abs.  3  Satz  2  oder  6,  §  13a  Abs.  1  Satz  1,
 auch  in  Verbindung  mit  Abs.  6,  Abs.  3
 Satz  2  oder  6,  §  14  Abs.  1  Satz  1  in  Verbin-
 dung  mit  einer  Rechtsverordnung  nach
 §  22  Satz  1  Nr.  13,  §  14  Abs.  1  Satz  2,  je-
 weils  auch  in  Verbindung  mit  §  53b  Abs.  3
 Satz  1,  §  15  Abs.  4  Satz  5,  §  24  Abs.  1  Nr.  4
 bis  10,  12  oder  13,  Nr.  5  oder  7  jeweils  auch
 in  Verbindung  mit  §  53b  Abs.  3  Satz  1,  §  24
 Abs.  1a,  §  24  Abs.  3  Satz  1  oder  Abs.  3a
 Satz  1  Nr.  1  oder  2  oder  Satz  2,  jeweils  auch
 in  Verbindung  mit  Satz  5,  §  24  Abs.  3a
 Satz  1  Nr.  3,  §  24a  Abs.  1  Satz  1,  auch  in
 Verbindung  mit  Abs.  3  Satz  1,  oder  Abs.  4
 Satz  1,  auch  in  Verbindung  mit  Satz  2,  je-
 weils  auch  in  Verbindung  mit  einer  Rechts-
 verordnung  nach  §  24a  Abs.  5,  §  25a  Abs.  2
 Satz  3,  §  28  Abs.  1  Satz  1  oder  §  53a  Satz  2
 oder  5,  jeweils  auch  in  Verbindung  mit
 einer  Rechtsverordnung  nach  §  24  Abs.  4
 Satz  1,  eine  Anzeige  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig  oder  nicht  rechtzeitig  er-
 stattet,“.

 cc)  In  Nummer  5  wird  nach  der  Angabe  „§  10
 Abs.  3  Satz  5  oder  6,“  die  Angabe  „§  10a
 Abs.  10 Satz 5 oder 6,“ eingefügt.

 b)  In  Absatz  3  Nr.  5  wird  die  Angabe  „oder  §  45  Abs.  1
 Satz  1  oder  2“  durch  die  Angabe  „§  25a  Abs.  1
 Satz  5  oder  Abs.  3  Satz  1,  §  26a  Abs.  3,  §  45  Abs.  1
 oder 3 oder §  45a Abs. 1 Satz 1“ ersetzt.

 59.  § 64a wird aufgehoben.

 60.  § 64c wird aufgehoben.

 61.  § 64e wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  24  Abs.  1
 Nr.  10“  durch  die  Angabe  „§  24  Abs.  1  Nr.  9“  er-
 setzt.

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 62.  In §  64f werden die Absätze 3 bis 6 aufgehoben.

 63.  Nach § 64g wird folgender § 64h angefügt:

 „§ 64h

 Übergangsvorschriften zum Gesetz zur Umsetzung
 der neu gefassten Bankenrichtlinie und der neu

 gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie

 (1)  Kredite,  die  vor  dem  1.  Januar  2007  gewährt  wur-
 den  und  denen  in  Anwendung  des  §  10  Abs.  1a  Satz  1
 in  der  bis  zum  31.  Dezember  2006  geltenden  Fassung
 ein  adressenbezogenes  Bonitätsgewicht  von  null  vom
 Hundert  beigemessen  werden  darf,  dürfen  bis  zum  En-
 de  der  Kreditlaufzeit  weiterhin  mit  null  vom  Hundert
 gewichtet werden.

 (2)  Institute,  die  nach  den  Übergangsvorschriften  in
 der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  9  bis  zum
 1.  Januar  2008  statt  des  KSA  die  Anforderungen  des
 Grundsatzes  I  der  Grundsätze  über  die  Eigenmittel  und
 die  Liquidität  der  Kreditinstitute  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  29.  Oktober  1997  (BAnz.
 S.  13555),  zuletzt  geändert  nach  Maßgabe  der  Bekannt-
 machung  vom  20.  Juli  2000  (BAnz.  S.  17077)  für  ihre
 KSA-Positionen  anwenden,  können  bis  zum  31.  De-
 zember  2007  einheitlich  für  alle  Kredite  die  §§  13
 bis  13b,  14,  19,  20,  22  und  64f  Abs.  3  und  4  in  der  bis
 zum  31.  Dezember  2006  geltenden  Fassung  und  die
 Großkredit-  und  Millionenkreditverordnung  in  der  bis
 zum  31.  Dezember  2006  geltenden  Fassung  anwenden.
 Institute,  die  Satz  1  anwenden,  haben  dies  der  Bundes-
 anstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  unverzüglich
 anzuzeigen.

 (3)  Besteht  zum  Zeitpunkt  der  Umstellung  der  Er-
 mittlung  der  zusammengefassten  Eigenmittelausstat-
 tung  von  dem  Verfahren  nach  §  10a  Abs.  6  auf  das  Ver-
 fahren  nach  §  10a  Abs.  7  bei  Beteiligungen,  die  bis  zu
 diesem  Zeitpunkt  erworben  wurden,  ein  aktivischer
 Unterschiedsbetrag  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  6  Satz  9,
 darf  ein  insoweit  nach  §  10a  Abs.  6  Satz  10  begonnener
 Abzug  mit  der  Maßgabe  fortgesetzt  werden,  dass  an  die
 Stelle  des  aktivischen  Unterschiedsbetrags  der  Ge-
 schäfts-  oder  Firmenwert  tritt  und  der  Abzug  aus-
 schließlich vom Kernkapital erfolgt.

 (4)  Ist  ein  übergeordnetes  Institut  einer  Institutsgrup-
 pe  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  1  oder  2  nach  den  Vorschrif-
 ten  des  Handelsgesetzbuchs  verpflichtet,  einen  Kon-
 zernabschluss  aufzustellen,  darf  es  bei  der  Ermittlung
 der Angemessenheit der Eigenmittelausstattung der In-
 stitutsgruppe  bis  zum  31.  Dezember  2015  abweichend
 von  der  Regelung  des  §  10a  Abs.  7  das  Verfahren  nach
 §  10a  Abs.  6  anwenden.  Satz  1  gilt  entsprechend,  wenn
 das  übergeordnete  Unternehmen  nach  Artikel  4  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1606/2002  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  19.  Juli  2002  betreffend  die
 Anwendung  internationaler  Rechnungslegungsstan-
 dards  (ABl.  EG  Nr.  L  243  S.  1)  in  der  jeweils  geltenden
 Fassung  oder  nach  §  315a  Abs.  2  des  Handelsgesetz-
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buchs  verpflichtet  ist,  bei  der  Aufstellung  des  Konzern-
 abschlusses  die  nach  den  Artikeln  3  und  6  der  genannten
 Verordnung  übernommenen  internationalen  Rech-
 nungslegungsstandards  anzuwenden  oder  diese  nach
 Maßgabe  von  §  315a  Abs.  3  des  Handelsgesetzbuchs
 anwendet.  Die  Sätze  1  und  2  gelten  entsprechend  für
 das  übergeordnete  Unternehmen  einer  Finanzhol-
 ding-Gruppe  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  3,  wenn  die
 Finanzholding-Gesellschaft  nach  den  Vorschriften  des
 Handelsgesetzbuchs  verpflichtet  ist,  einen  Konzernab-
 schluss  aufzustellen,  nach  Artikel  4  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  1606/2002  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  vom  19.  Juli  2002  betreffend  die  Anwendung
 internationaler  Rechnungslegungsstandards  (ABl.  EG
 Nr.  L  243  S.  1)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  oder
 nach  §  315a  Abs.  2  des  Handelsgesetzbuchs,  bei  der
 Aufstellung  des  Konzernabschlusses  die  nach  den  Arti-
 keln  3  und  6  der  genannten  Verordnung  übernommenen
 internationalen  Rechnungslegungsstandards  anzuwen-
 den  hat  oder  diese  nach  Maßgabe  von  §  315a  Abs.  3  des
 Handelsgesetzbuchs  anwendet.  Wendet  ein  übergeord-
 netes  Unternehmen  das  Verfahren  nach  §  10a  Abs.  7  vor
 dem  31.  Dezember  2015  an,  hat  es  dieses  Verfahren  bei-
 zubehalten.

 (5)  Institute  dürfen  personenbezogene  Daten,  die  sie
 vor  dem  1.  Januar  2007  erhoben  haben,  nach  Maßgabe
 des § 10 Abs. 1 verwenden.

 (6)  §  20c  ist  nur  bis  zum  31.  Dezember  2010  anzu-
 wenden.

 (7)  §  2  Abs.  8a  findet  keine  Anwendung  auf  Institute,
 die  am  31.  Dezember  2006  über  eine  Erlaubnis  nach
 §  32  zum  Betreiben  von  Bankgeschäften  nach  §  1
 Abs.  1  Satz  2  oder  zum  Erbringen  von  Finanzdienstleis-
 tungen  nach  §  1  Abs.  1a  Satz  2  verfügen.  §  2  Abs.  8a  ist
 nur bis zum 31. Dezember 2010 anzuwenden.“

 Artikel 2

 Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten
 der freiwilligen Gerichtsbarkeit

 In  §  145  Abs.  1  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten
 der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  315-1,  veröffentlichten  berei-
 nigten  Fassung,  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes
 vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  die  Anga-
 be  „nach  §  2b  Abs.  2  Satz  4  bis  7,  §  22o,  §  45a  Abs.  2  Satz  1,
 3,  4  und  6,  §  46a  Abs.  2  Satz  1,  Abs.  4  und  5  des  Gesetzes
 über  das  Kreditwesen“  durch  die  Angabe  „nach  §  2c  Abs.  2
 Satz  4  bis  7,  §  22o,  §  45a  Abs.  2  Satz  1,  3,  4  und  6,  §  46a
 Abs.  2  Satz  1,  Abs.  4  und  5  des  Kreditwesengesetzes“  er-
 setzt.

 Artikel 3

 Änderung des Handelsgesetzbuchs

 In  §  340i  Abs.  4  des  Handelsgesetzbuchs  in  der  im  Bun-
 desgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  4100-1,  veröf-
 fentlichten  bereinigten  Fassung,  das  zuletzt  durch  Artikel  …
 des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,

 wird  die  Angabe  „im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  Satz  2  in  Ver-
 bindung  mit  §  10  Abs.  3  des  Kreditwesengesetzes“  durch  die
 Angabe  „im  Sinne  des  §  10a  Abs.  10  des  Kreditwesengeset-
 zes“ ersetzt.

 Artikel 4

  Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes

 Das  Wertpapierhandelsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2708),
 das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I
 S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  6  Abs.  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „nach  §  2  Abs.  10,
 §§  2b,  24  Abs.  1  Nr.  1  bis  3,  6,  8  und  11  und  Abs.  3,  §  25a
 Abs.  2,  §  32  Abs.  1  Satz  1  und  2  Nr.  2  und  6  Buchstabe  a
 und  b  des  Kreditwesengesetzes“  durch  die  Angabe  „nach
 §  2  Abs.  10,  §§  2c,  24  Abs.  1  Nr.  1,  2,  5,  7  und  10  und
 Abs.  3,  §  25a  Abs.  2,  §  32  Abs.  1  Satz  1  und  2  Nr.  2  und
 6 Buchstabe a und b des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.

 2.  § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

 „Bei  Kreditinstituten,  die  das  Depotgeschäft  im  Sinne
 von  §  1  Abs.  1  Satz  2  Nr.  5  des  Kreditwesengesetzes
 betreiben,  hat  der  Prüfer  auch  dieses  Geschäft  beson-
 ders  zu  prüfen;  diese  Prüfung  hat  sich  auch  auf  die
 Einhaltung  des  §  128  des  Aktiengesetzes  über  Mittei-
 lungspflichten  und  des  §  135  des  Aktiengesetzes  über
 die Ausübung des Stimmrechts zu erstrecken.“

 b)  Die  bisherigen  Sätze  2  bis  7  werden  die  Sätze  3  bis  8
 und Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Bundesanstalt  kann  auf  Antrag  von  der  jährli-
 chen  Prüfung  ganz  oder  teilweise  absehen,  soweit  dies
 aus  besonderen  Gründen,  insbesondere  wegen  der  Art
 und  des  Umfangs  der  betriebenen  Geschäfte  ange-
 zeigt ist.“

 Artikel 5

 Änderung des Einkommensteuergesetzes

 In  §  3  Nr.  40  Satz  5  des  Einkommensteuergesetzes  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  19.  Oktober  2002
 (BGBl.  I  S.  4210,  2003  I  S.  179),  das  zuletzt  durch  Artikel  …
 des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …),  geändert  worden  ist,
 wird  die  Angabe  „nach  §  1  Abs.  12  des  Gesetzes  über  das
 Kreditwesen“  durch  die  Angabe  „nach  §  1a  des  Kredit-
 wesengesetzes“ ersetzt.

 Artikel 6

 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

 In  §  8b  Abs.  7  Satz  1  des  Körperschaftsteuergesetzes  in
 der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  15.  Oktober  2002
 (BGBl.  I  S.  4144),  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes
 vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  die  Anga-
 be  „nach  §  1  Abs.  12  des  Gesetzes  über  das  Kreditwesen“
 durch  die  Angabe  „nach  §  1a  des  Kreditwesengesetzes“  er-
 setzt.
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Artikel 7

 Änderung des
 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes

 In  §  15  Abs.  1  Satz  1  Nr.  3  des  Finanzdienstleistungsauf-
 sichtsgesetzes  vom  22.  April  2002  (BGBl.  I  S.  1310),  das
 zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)
 geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe  „nach  §  10a  Abs.  6  und
 7,  §  13b  Abs.  3  und  §  25  Abs.  2  des  Kreditwesengesetzes“
 durch  die  Angabe  „nach  §  10a  Abs.  6,  7  und  11,  §  13b  Abs.  3
 und § 25 Abs. 2 des Kreditwesengesetzes “ ersetzt.

 Artikel 8

 Änderung des Investmentgesetzes

 Das  Investmentgesetz  vom  15.  Dezember  2003  (BGBl.  I
 S.  2676),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  5  des  Gesetzes
 vom … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

 1.  § 11 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „§  10  Abs.  9  Satz  2  bis  7  des  Kreditwesengesetzes  ist  ent-
 sprechend anzuwenden.“

 2.  In  §  13  Abs.  4  Satz  1  wird  die  Angabe  „die  §§  14,  22,  23
 und  24  Abs.  1  Nr.  6,  8  und  9,  die  §§  24c,  25  und  25a
 Abs.  1  Nr.  3“  durch  die  Angabe  „die  §§  14,  22,  23,  24
 Abs.  1  Nr.  5  und  7,  die  §§  24c,  25  und  25a  Abs.  1  Nr.  2“
 ersetzt.

 3.  In  §  99  Abs.  2  Satz  2  und  3  wird  die  Angabe  „§  2b“  je-
 weils durch die Angabe „§ 2c“ ersetzt.

 Artikel 9

 Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

 Das  Versicherungsaufsichtsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  17.  Dezember  1992  (BGBl.  1993  I  S.  2),
 zuletzt  geändert  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl. I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  104k  Nr.  2  Buchstabe  b  werden  die  Wörter  „Unter-
 nehmen  mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die
 Wörter „Anbieter von Nebendienstleistungen“ ersetzt.

 2.  In  §  104l  Abs.  1  Satz  1wird  die  Angabe  „§  8  Abs.  3  Satz  2
 des  Kreditwesengesetzes“  durch  die  Angabe  „§  8  Abs.  5
 des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.

 3.  In  §  104q  Abs.  3  Satz  5  werden  die  Wörter  „Unternehmen
 mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  durch  die  Wörter
 „Anbieter von Nebendienstleistungen“ ersetzt.

 Artikel 10

 Neufassung des Kreditwesengesetzes

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  den  Wortlaut
 des  Kreditwesengesetzes  in  der  vom  1.  Januar  2007  an  gel-
 tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

 Artikel 11

 Inkrafttreten

 (1) Am Tage nach der Verkündung treten in Kraft:

 1.  Artikel  1 Nr.  3 §  1a Abs.  9,

 2.  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  b,  soweit  durch  ihn  §  10
 Abs.  1  Satz  9  bis  11  des  Kreditwesengesetzes  geschaf-
 fen wird,

 3.  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  f,  soweit  durch  ihn  §  10
 Abs.  1e  Satz  2  des  Kreditwesengesetzes  geschaffen
 wird,

 4.  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  u  Doppelbuchstabe  bb,  so-
 weit  durch  ihn  §  10  Abs.  9  Satz  6  und  7  des  Kredit-
 wesengesetzes geschaffen wird,

 5.  Artikel  1 Nr.  13 §  10a Abs.  9,

 6.  Artikel  1  Nr.  16,  soweit  durch  ihn  §  11  Abs.  1  Satz  2  bis
 5 des Kreditwesengesetzes geschaffen wird,

 7.  Artikel  1 Nr.  29,

 8.  Artikel  1 Nr.  30 Buchstabe  d,

 9.  Artikel  1 Nr.  32 Buchstabe  b und

 10.  Artikel  1 Nr.  35 §  26a Abs.  1 Satz  3.

 (2)  Artikel  1  Nr.  30  Buchstabe  a  und  b  tritt  am  31.  Dezem-
 ber 2006 in Kraft.

 (3)  Im  Übrigen  tritt  dieses  Gesetz  am  1.  Januar  2007  in
 Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Zielsetzung

 Der  Binnenmarkt  für  Finanzdienstleistungen  der  Europäi-
 schen  Union  (EU)  kann  dazu  beitragen,  die  Kosten  der
 Kapitalaufnahme  für  die  Unternehmen  zu  senken.  Ein  effi-
 zienter  Finanzbinnenmarkt  ist  daher  für  die  Wettbewerbs-
 fähigkeit  der  europäischen  Unternehmen  und  der  euro-
 päischen  Wirtschaft  von  zentraler  Bedeutung.  In  ihrem
 Finanzdienstleistungsaktionsplan  (Financial  Services  Action
 Plan  –  FSAP)  aus  dem  Jahr  1999  nennt  die  Europäische
 Kommission  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  zur  Vollen-
 dung  des  Binnenmarktes  für  Finanzdienstleistungen  erfor-
 derlich  sind.  Im  FSAP  wird  im  Hinblick  auf  eine  Überarbei-
 tung  der  Eigenkapitalvorschriften  im  Baseler  Ausschuss  für
 Bankenaufsicht  und  die  für  2004  zu  erwartenden  Ergebnisse
 eine  Richtlinie  mit  neuen  Eigenkapitalvorschriften  für  Kre-
 ditinstitute und Wertpapierhäuser angekündigt.

 Um  den  gewünschten  Erfolg  zu  erzielen,  wurden  die  Richt-
 linie  2000/12/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des
 Rates  vom  20.  März  2000  über  die  Aufnahme  und  Ausübung
 der  Tätigkeit  der  Kreditinstitute  (Bankenrichtlinie)  und  die
 Richtlinie  93/6/EWG  des  Rates  vom  15.  März  1993  über  die
 angemessene  Eigenkapitalausstattung  von  Wertpapierfirmen
 und  Kreditinstituten  (Kapitaladäquanzrichtlinie)  neu  gefasst.

 Die  entsprechenden  neuen  Anforderungen  an  die  Eigenkapi-
 talausstattung  und  die  Risikoeinschätzungen  werden  mit
 dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  in  deutsches  Recht  umge-
 setzt.

 II.  Sachverhalt und Notwendigkeit

 Mit  der  Neufassung  der  o.g.  Richtlinien  wird  die  auf  der
 Grundlage  der  Baseler  Eigenkapitalvereinbarung  von  1988
 (Basel  I)  überarbeitete  Baseler  Eigenkapitalvereinbarung
 vom  Juni  2004  (Basel  II)  auf  europäischer  Ebene  umgesetzt.
 Die  Ausrichtung  an  Basel  II  ist  folgerichtig,  weil  bereits
 Basel  I  als  ein  Bezugspunkt  für  die  bisherigen  EUEigen-
 kapitalvorschriften  für  Kreditinstitute  und  Wertpapierfirmen
 diente.

 Die  gegenwärtig  noch  angewandten  Basel-I-Regelungen  ha-
 ben  zur  Folge,  dass  Kredite  an  Unternehmen  mit  geringem
 Ausfallrisiko  aufsichtsrechtlich  mit  der  Höhe  nach  gleichem
 Eigenkapital  zu  unterlegen  sind  wie  Kredite  an  Schuldner
 mit  schlechter  Bonität.  Im  Gegensatz  dazu  veranlassen  die
 neuen  Regelungen  die  Banken,  die  jeweiligen  Risiken  eines
 Kredits  differenziert  zu  erfassen.  Diese  Methoden  erlauben
 eine  differenzierte  Beurteilung  nach  Art  der  getätigten
 Geschäfte  und  führen  auch  zu  einer  individuellen  Risikoein-
 stufung  der  Kreditnehmer.  Von  diesen  Kriterien  ist  dann  der
 erforderliche  Grad  der  Unterlegung  mit  Eigenkapital  abhän-
 gig.  Damit  werden  Anreize  gegeben,  Risikomanagementsys-
 teme  kontinuierlich  weiterzuentwickeln  und  damit  letztlich
 zu einer größeren Stabilität im Bankensektor beizutragen.

 Die  Richtlinien  beinhalten  die  bedeutendsten  Änderungen
 für  die  Bankenaufsicht  seit  den  80er  Jahren  des  vergangenen
 Jahrhunderts.  Damit  wird  ein  wesentlicher  Beitrag  zur  Har-

 monisierung  bankenaufsichtlicher  Vorschriften  geleistet.
 Der Inhalt lässt sich wie folgt zusammenfassen:

 1.  Ziele der Regelungen

 –  Die  Eigenkapitalanforderungen  werden  stärker  als  bisher
 vom eingegangenen Risiko abhängig sein.

 –  Allgemeine  und  besondere  Entwicklungen  an  den  Fi-
 nanzmärkten  sowie  im  Risikomanagement  der  Institute
 sind zu berücksichtigen.

 –  Die  Grundprinzipien  für  die  qualitative  Bankenaufsicht
 werden vorgegeben.

 –  Die  Offenlegungspflichten  der  Institute  werden  erweitert,
 um eine Stärkung der Marktdisziplin zu erreichen.

 2.  Regelungsansatz

 Die  Ziele  zu  Nummer  1  sollen  durch  einen  auf  „drei  Säulen“
 beruhenden  Regelungsansatz  erreicht  werden,  flankiert  durch
 eine verbesserte Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden:

 2.1  Säule I – Mindestkapitalanforderungen

 Dabei  wird  die  bankenaufsichtliche  Risikomessung  stärker
 an  die  Risikosteuerungsmethoden  der  Banken  angenähert.
 Für die drei zentralen Risikobereiche der Banken

 –  Kreditrisiko,

 –  Marktpreisrisiko,

 –  operationelles Risiko

 stehen  wahlweise  sowohl  standardisierte  Erfassungskonzep-
 te  als  auch  bankeigene  Verfahren  und  Modelle,  die  eine  dif-
 ferenzierte  Risikoerfassung  und  -quantifizierung  ermögli-
 chen,  für  die  Risikomessung  zur  Verfügung.  Dabei  handelt
 es sich im Einzelnen um folgende Ansätze:

 –  Standardansatz,

 –  Basis-IRB-Ansatz  (auf  internen  Ratings  basierender  An-
 satz),

 –  fortgeschrittener IRB-Ansatz.

 2.1.1  Standardansatz

 Der  Standardansatz  zur  Messung  des  Kreditrisikos  umfasst
 Risikogewichte  für  Forderungen  an  Staaten,  Banken  und
 Unternehmen.  Die  Risikogewichte  werden  aufgrund  auf-
 sichtsrechtlich  anerkannter  Bonitätsbeurteilungen  von  Ra-
 tingagenturen  beurteilt.  Dabei  gilt  für  Unternehmensfor-
 derungen:  Nicht  beurteilte  Forderungen  werden  mit
 100  Prozent  gewichtet,  beurteilte  mit  abgestuften  Anrech-
 nungsansätzen in einer Bandbreite von 20 bis 150 Prozent.

 Neu  ist  das  „aufsichtliche  Privatkundenportfolio“  (retail
 portfolio).  Danach  werden  Forderungen  gegen  natürliche
 Personen  und  Kredite  an  kleine  und  mittlere  Unternehmen
 (KMU)  bis  zu  einer  zusammengefassten  Höhe  von  1  Mio.
 Euro  gegenüber  einem  Kreditnehmer  mit  einem  Risikoge-
 wicht  von  75  Prozent  belegt.  Dies  stellt  eine  signifikante  Ab-
 senkung  dar,  denn  vorher  betrug  das  Risikogewicht  für  sol-
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che  Forderungen  100  Prozent.  Dem  Privatkundenportfolio
 kann  voraussichtlich  ein  erheblicher  Teil  der  KMU  mit  ihren
 Krediten  zugeordnet  werden.  Dies  stellt  eine  nicht  unerheb-
 liche Begünstigung von Privatpersonen und KMU dar.

 2.1.2  Basis-IRB-Ansatz

 Dieser  Ansatz  führt  zur  Entwicklung  bankinterner  Rating-
 und  Risikomodelle,  mit  denen  die  Kreditrisiken  der  einzel-
 nen  Schuldner  erfasst  werden  sollen.  Dazu  werden  zunächst
 fünf Forderungsklassen gebildet:

 –  Forderungen an Staaten,

 –  Forderungen an Kreditinstitute,

 –  Forderungen an sonstige Unternehmen,

 –  Forderungen an Privatkunden,

 –  Anteile/Beteiligungen.

 Dann  werden  die  Kreditrisiken  aller  Kreditnehmer  (juristi-
 sche  und  natürliche  Personen)  dieser  Forderungsklassen
 mittels  bankinterner  Verfahren,  auf  Basis  der  einzelnen  For-
 derungen,  nach  aufsichtlich  vorgegebenen  Risikogewichts-
 funktionen  ermittelt.  Dabei  sind  die  folgenden  vier  Risiko-
 parameter von Bedeutung:

 –  Forderungshöhe  bei  Ausfall  (EAD  =  Exposure  at
 Default),

 –  Ausfallwahrscheinlichkeit  (PD  =  Probability  of  Default),

 –  Verlustquote (LGD = Loss Given Default),

 –  Effektive Restlaufzeit der Forderung (M = Maturity).

 Im  Basis-IRB-Ansatz  ist  von  der  Bank  lediglich  die  Ausfall-
 wahrscheinlichkeit  (PD)  aus  eigenen  Berechnungen  zu  er-
 mitteln.  Zum  Einsatz  des  bankinternen  Modells  benötigen
 die  Kreditinstitute  die  Genehmigung  durch  die  zuständige
 Bankaufsichtsbehörde.  Auch  im  Basis-IRB-Ansatz  fallen
 Kredite  bis  zu  1  Mio.  Euro  in  die  Forderungsklasse  Privat-
 kunden.  Damit  wird  der  größte  Teil  der  Kredite  an  KMU  hin-
 sichtlich der Risikobemessung begünstigt.

 2.1.3  Fortgeschrittener IRB-Ansatz

 Dieser  ist  eine  Weiterentwicklung  des  Basis-IRB-Ansatzes.
 Dabei  werden  die  4  unter  Nummer  2.1.2  genannten  Risiko-
 parameter  für  die  Risikogewichtung  weiter  verfeinert.  Die
 Banken  dürfen  alle  4  Risikoparameter  selbst  schätzen.  Das
 daraus  entwickelte  bankinterne  Risikomesssystem  muss  von
 der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  (BaFin)
 als  Aufsichtbehörde  genehmigt  werden.  Kleinere  Institute,
 denen  eigene  Schätzungen  der  Parameter  zu  ehrgeizig  er-
 scheinen,  können  dauerhaft  im  Basis-IRB-Ansatz  verblei-
 ben.

 2.1.4  Anerkannte  Sicherheiten,  wie  z.  B.  Bargeld,  Gold,
 Schuldverschreibungen,  Aktien,  Investmentfonds,
 Realsicherheiten,  Forderungen  aus  Lieferungen  etc.,
 werden  in  allen  Verfahren  als  Kreditrisikominderung
 berücksichtigt,  also  für  die  Eigenkapitalberechnung
 der Banken entlastend angerechnet.

 2.2  Säule II – Qualitative Bankenaufsicht

 Die  neuen  Vorgaben  zu  den  Mindestanforderungen  der  Ban-
 ken  führen  zu  einer  Ausweitung  der  Prüfungstätigkeit  im

 Hinblick  auf  das  Risikomanagement  der  Banken.  Sie  müssen
 einen  Prozess  durchführen,  mit  dem  nach  einem  internen,
 von  der  Bank  selbst  zu  entwickelnden  Konzept  die  Kapital-
 ausstattung  bestimmt  wird,  die  den  gegenwärtigen  und  zu-
 künftigen  Risiken  (Zinsänderungsrisiko,  Liquiditätsrisiko,
 Klumpenrisiken) angemessen ist.

 2.3  Säule III – Offenlegungspflichten

 Danach  müssen  alle  Informationen  offen  gelegt  werden,  mit
 denen  das  Risikoprofil  der  Banken  vom  Markt  hinreichend
 beurteilt  werden  kann,  z.  B.  Struktur  der  Bank/Bankengrup-
 pe,  verfolgte  Strategie,  Risikomanagement,  Risikomessung,
 Überwachung  der  Absicherungen,  Eigenkapital,  Portfolio-
 modelle.  Die  von  diesen  Informationen  ausgehende  Markt-
 disziplin  soll  genutzt  werden,  um  die  Banken  im  Interesse
 der  Stabilität  des  Bankensektors  insgesamt  zu  verantwor-
 tungsvollem Handeln zu bewegen.

 2.4  Verbesserte Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden

 Im  Bereich  der  grenzüberschreitenden  Zusammenarbeit  der
 Aufsichtsbehörden  kommt  es  zu  einer  erheblichen  Erleichte-
 rung  für  die  grenzüberschreitend  tätig  werdenden  Banken.
 Die  Entscheidungsbefugnis  der  zuständigen  Aufsichtsbehör-
 de  über  die  Anwendbarkeit  bestimmter  technischer  Modelle
 ist  von  großer  Bedeutung.  Im  Rahmen  dieses  Verfahrens
 werden  die  anderen  betroffenen  Aufsichtsbehörden  ange-
 messen  beteiligt.  Die  enge  Kooperation  der  Aufsichtsbe-
 hörden  ist  für  die  Weiterentwicklung  des  Finanzmarktes  in
 Europa  ein  Meilenstein,  allerdings  müssen  auch  Entschei-
 dungen  getroffen  werden  können.  Hier  gilt  grundsätzlich:
 Wenn  nach  6  Monaten  noch  keine  gemeinsame  Entschei-
 dung  getroffen  worden  ist,  kann  die  zuständige  Aufsichtsbe-
 hörde  (so  genannter  Consolidated  Supervisor)  abschließend
 und allein entscheiden.

 3.  Rechtliche Regelungen zur Umsetzung

 Die  unter  den  Nummern  1  bis  2  genannten  Grundsätze  und
 Regelungen  der  Richtlinien  werden  durch  den  Gesetzent-
 wurf  sowie  die  aufgrund  des  Kreditwesengesetzes  zu  erlas-
 senden  Rechtsverordnungen  nach  §  10  Abs.  1  Satz  9  des
 Kreditwesengesetzes  die  Solvabilitätsverordnung  (SolvV)
 und  nach  §  22  Satz  1  des  Kreditwesengesetzes  die  Groß-
 kredit-  und  Millionenkreditverordnung  (GroMiKV),  umge-
 setzt.  Mit  den  Änderungen  im  Kreditwesengesetz  werden
 grundsätzliche  aufsichtsrechtliche  Fragen  der  Richtlinien
 geregelt  und  die  Rechtsgrundlagen  für  die  erforderlichen
 Rechtsverordnungen  geschaffen.  Die  Solvabilitätsver-
 ordnung  setzt  im  Wesentlichen  die  technischen  Anhänge  der
 Richtlinien  um,  gibt  die  grundsätzliche  Gestaltung  der
 Risikomessungen  vor  und  beschreibt  die  Voraussetzungen
 für  die  Anwendung  von  Standardansatz  und  IRB-Ansatz.
 Die  Großkredit-  und  Millionenkreditverordnung  ergänzt  die
 Ansätze  der  Solvabilitätsverordnung  durch  besondere  Rege-
 lungen  für  die  Kreditvergabe  im  Bereich  der  Groß-  und  Mil-
 lionenkredite.

 III.  Gesetzgebungskompetenz des Bundes

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  ergibt  sich  aus
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  11  des  Grundgesetzes  (Recht  der  Wirt-
 schaft).
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Eine  bundesgesetzliche  Regelung  ist  zur  Wahrung  der
 Rechts-  und  Wirtschaftseinheit  im  gesamtstaatlichen  Interes-
 se  erforderlich  (Artikel  72  Abs.  2  GG),  weil  eine  konkrete
 Gefahr  besteht,  dass  diese  Zielvorgaben  ohne  eine  bundes-
 einheitliche Regelung beeinträchtigt würden.

 Zur  Wahrung  der  Rechtseinheit  ist  hier  eine  bundesrecht-
 liche  Regelung  erforderlich,  weil  andernfalls  eine  Rechts-
 zersplitterung  mit  problematischen  Folgen  zu  besorgen
 wäre,  die  sowohl  im  Interesse  des  Bundes  als  auch  der  Län-
 der  nicht  hingenommen  werden  kann.  Die  unterschiedliche
 rechtliche  Behandlung  desselben  Lebenssachverhaltes,  näm-
 lich  der  Anforderungen  an  die  Eigenkapitalausstattung  von
 Kreditinstituten,  würde  erhebliche  Rechtsunsicherheiten  und
 damit  unzumutbare  Behinderungen  für  den  länderübergrei-
 fenden  Rechtsverkehr  zur  Folge  haben.  Dabei  gilt  es  insbe-
 sondere  zu  berücksichtigen,  dass  das  Kreditgewerbe  in
 Deutschland  regelmäßig  auch  über  die  Ländergrenzen  hin-
 weg  tätig  wird  und  etwa  Großbanken  deutschlandweit  Filia-
 len  unterhalten.  Uneinheitliche  Anforderungen  an  die  Eigen-
 kapitalausstattung  bundesweit  tätiger  Kreditinstitute  würden
 nicht  nur  zu  nicht  hinnehmbarer  Rechtsunsicherheit  bei  den
 betroffenen  Instituten,  sondern  gerade  auch  bei  den  Kunden
 nach sich ziehen.

 Zur  Wahrung  der  Wirtschaftseinheit  sind  die  vorgelegten  Re-
 gelungen  erforderlich,  weil  abweichende  Länderreglungen
 erhebliche  Nachteile  für  die  Gesamtwirtschaft  mit  sich
 brächten;  sie  würden  Schranken  oder  Hindernisse  für  den
 Wirtschaftsverkehr  im  Bundesgebiet  errichten,  denn  jede
 Standortentscheidung  eines  Kreditinstitutes  würde  in  Ab-
 hängigkeit  von  den  regionalen  Vorschriften  getroffen  wer-
 den.  Dabei  wären  negative  Auswirkungen  auf  die  Kreditver-
 sorgung der Wirtschaft insgesamt  nicht auszuschließen.

 Das  Regelungsziel  (Stärkung  der  Stabilität  der  Finanzmärk-
 te,  insbesondere  des  Bankensektors  in  Deutschland)  kann
 nur  durch  eine  bundeseinheitliche  Regelung  für  alle  Kredit-
 institute  gleichermaßen  erreicht  werden.  Die  vorgesehenen
 Vorschriften  zu  den  Mindestkapitalanforderungen  der
 Kreditinstitute,  zu  den  damit  einhergehenden  Veränderungen
 im  Bereich  der  Bankenaufsicht  sowie  den  angepassten
 Anforderungen  an  die  Offenlegungspflichten  der  Kredit-
 institute  können  ihre  stabilisierende  Wirkung  nur  entfalten,
 wenn  sie  für  das  gesamte  Kreditgewerbe  im  Bundesgebiet
 einheitlich gelten.

 Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates.

 IV.  Gesetzesfolgen

 Im Wesentlichen ergeben sich folgende Änderungen:

 –  Risiken  eines  Kredits  werden  differenziert  erfasst  und
 entsprechend mit Eigenkapital unterlegt,

 –  Differenzierung  der  Risiken  wird  zu  einer  Entlastung  der
 Eigenkapitalanforderungen  führen  und  damit  die  Kosten-
 struktur der Institute verbessern,

 –  Risikomanagementsysteme  werden  kontinuierlich  wei-
 terentwickelt  und  damit  letztlich  zu  einer  größeren  Stabi-
 lität im Bankensektor beitragen,

 –  Transparenz  der  von  den  Instituten  verfolgten  Strategien
 wird zunehmen,

 –  Kooperation  der  Aufsichtsbehörden  im  Europäischen
 Wirtschaftsraum wird verstärkt.

 1.  Verstärkte  Differenzierung  nach  Bonität  des  Schuldners/
 Auswirkungen auf den Mittelstand

 Ein  höheres  Risiko  des  Kreditnehmers  führt  zu  einer  höheren
 Eigenkapitalanforderung.  Da  kleine  und  mittlere  Unterneh-
 men  (KMU)  im  Durchschnitt  eine  höhere  Ausfallwahrschein-
 lichkeit  als  Großunternehmen  aufweisen,  würden  Mittel-
 standskredite im Durchschnitt mit höheren Mindesteigenka-
 pitalanforderungen  belastet  als  Kredite  an  Großunternehmen.
 Schlechtere  Konditionen  für  Kredite  an  den  Mittelstand
 wären die wahrscheinliche Folge.

 Dem  steht  jedoch  ein  Korrelationseffekt  gegenüber:  Ausfälle
 von  Großunternehmen  treten  besonders  stark  in  Schüben
 oder  in  Wellen  auf.  Die  KMU  sind  diesem  systematischen
 Teil  des  Kreditrisikos,  der  vor  allem  vom  Konjunkturverlauf
 bestimmt  wird,  weniger  ausgesetzt  als  Großunternehmen.
 Dieses  systematische  Risiko  ist  aber  gerade  jener  Teil  des
 Kreditrisikos, der mit Eigenkapital zu unterlegen ist.

 Diese  Erkenntnis  wurde  aus  einer  Analyse  der  10-jährigen
 Ausfallhistorie  von  rund  13  000  Unternehmen  gewonnen.
 Dabei  wurden  die  Unternehmen  in  Klassen  unterteilt  und  der
 Korrelationsparameter  für  jede  Klasse  einzeln  geschätzt.  Es
 zeigte  sich,  dass  die  Korrelation  mit  dem  systematischen
 Risiko  tendenziell  zur  Größe  des  Unternehmens  ansteigt.
 Diese  Arbeiten  lieferten  die  Begründung  für  den  Einbau
 einer  Mittelstandskomponente.  Diese  entlastet  den  Mittel-
 stand  und  erhöht  zugleich  die  Risikosensitivität  der  regulato-
 rischen  Eigenkapitalanforderungen.  Für  Deutschland  gilt,
 dass  sich  durch  die  größenabhängige  Abflachung  der  Risiko-
 gewichtskurve  voraussichtlich  die  Eigenkapitalanforderun-
 gen  für  Kredite  an  mittelständische  Unternehmen  um  17  Pro-
 zent  verringern  werden.  Dementsprechend  entsteht  bei  den
 Banken ein Spielraum für zusätzliche Kreditvergabe.

 Bleibt  das  Kreditvolumen  der  Bank  gegenüber  dem  Schuld-
 ner  unter  1  Mio.  Euro  und  wird  das  Engagement  ähnlich  wie
 im  Mengengeschäft  gesteuert,  so  kann  der  Kredit  sogar  der
 Forderungsklasse  „Retail“  –  wie  für  Privatpersonen  –  zuge-
 ordnet  werden.  Dann  erhält  der  Kredit,  unabhängig  von  der
 Höhe  des  Jahresumsatzes,  ein  um  25  Prozent  niedrigeres
 Risikogewicht  als  ein  Unternehmenskredit;  rund  90  Prozent
 aller  Kreditforderungen  an  mittelständische  Unternehmen
 werden von dieser Entlastung profitieren.

 Die  Richtlinien  erweitern  den  Katalog  der  anerkennungsfä-
 higen  Methoden  zur  Minderung  des  Kreditrisikos  um  mittel-
 standstypische  Sicherheiten,  wie  Sicherungsübereignung
 und  Abtretung  von  Forderungen  aus  Lieferungen  und  Leis-
 tungen.  Allerdings  müssen  die  Banken  künftig  das  Kredit-
 risiko  möglichst  exakt  messen  und  einen  adäquaten  Preis
 festlegen.  Die  Risikomessung  wird  zu  einer  wichtigen  Preis-
 komponente,  die  die  Unternehmen  durch  eigenes  Verhalten
 beeinflussen können.

 Die  wichtigste  Rolle  für  die  Risikomessung  und  die  dement-
 sprechende  bankinterne  Einstufung,  das  Rating,  spielt  neben
 der  Ertragslage  die  Eigenkapitalquote  der  Unternehmen.  Sie
 ist  in  Deutschland  seit  Jahren  relativ  niedrig;  rund  ein  Drittel
 der  mittelständischen  Unternehmen  hat  weniger  als  10  Pro-
 zent  Eigenkapital.  Derzeit  laufen  erhebliche  Anstrengungen,
 neue  Finanzprodukte  zu  entwickeln  und  anzubieten.  Hierzu
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zählen  insbesondere  hybride  Finanzinstrumente,  die  zu-
 gleich  die  typischen  Merkmale  des  Eigenkapitals  und  des
 Fremdkapitals  aufweisen  und  als  Mezzanine-Kapital  be-
 zeichnet  werden.  Solches  Mezzanine-Kapital  kann  dazu
 beitragen,  Eigenkapitallücken  zu  schließen,  ohne  unterneh-
 merische  Mitentscheidungen  zu  implizieren.  Hier  gibt  es
 Programme  mit  vielen  Möglichkeiten  für  kleine  Mittelständ-
 ler  und  auch  für  alle,  die  nach  einer  Stärkung  ihrer  Eigen-
 kapitalbasis  streben.  Dennoch  wird  der  Bankkredit,  neben
 der Innenfinanzierung, die wichtigste Finanzierung bleiben.

 2.  Die  gewünschte  künftige  Entwicklung  sollte  wie  folgt
 aussehen:

 –  Banken  und  Mittelstand  lernen,  bewusster  mit  dem
 Kreditrisiko umzugehen.

 –  Die Transparenz auf beiden Seiten nimmt zu.

 –  Die  Unternehmen,  soweit  sie  sich  noch  bedeckt  hal-
 ten, öffnen sich und liefern Daten.

 –  Die  Banken  wiederum  erläutern  ihre  Ergebnisse  und
 weisen  verstärkt  auf  Schwachstellen  und  Verbesse-
 rungsmöglichkeiten hin.

 3.  Allgemeine  finanzielle  Auswirkungen  und  sonstige  Kos-
 ten

 Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Änderungen  werden
 voraussichtlich  einen  zusätzlichen  materiellen  Aufwand  für
 die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  bewir-
 ken.  Nach  einer  ersten  überschlägigen  Berechnung  der
 BaFin  dürften  rund  50  Planstellen  zur  Erledigung  der  neuen
 Aufgaben  zusätzlich  benötigt  werden.  Die  demzufolge  an-
 steigenden  Kosten  der  Aufsicht  werden  zu  einer  Erhöhung
 der  Umlage  der  zur  Finanzierung  der  BaFin  herangezogenen
 Unternehmen  der  Kreditwirtschaft  führen.  Außerdem  sind
 höhere  Prüfungskosten  bei  der  Deutschen  Bundesbank  zu  er-
 warten.  Sie  werden  den  geprüften  Instituten  gesondert  in
 Rechnung  gestellt.  Hingegen  sind  Mehrbelastungen  bei
 Bund, Ländern und Gemeinden nicht erkennbar.

 Im  Übrigen  entstehen  den  Instituten  Kosten  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Entwicklung  IT-gesteuerter  Risikomesssysteme
 und  deren  Implementierung.  Die  Höhe  dieser  Kosten  ist
 stark  von  der  Größe  des  betroffenen  Unternehmens  abhän-
 gig.  Generell  steigen  die  absolut  aufzuwendenden  Summen
 proportional  zur  Größe  des  Unternehmens  an.  Aus  dem
 Finanzgewerbe  liegen  keine  belastbaren  Angaben  über  die
 Höhe  der  Investitionen  und  die  daraus  resultierenden  Auf-
 wendungen  vor.  Eine  genaue  Quantifizierung  der  Investitio-
 nen,  die  die  Institute  aufgrund  der  neuen  bankaufsichtsrecht-
 lichen  Eigenkapitalanforderungen  tätigen  müssen,  ist  nicht
 möglich:

 –  Nach  allgemeinem  Eindruck  verbessern  die  Institute  ihre
 Risikomesssysteme  nicht  allein  aus  bankaufsichtsrecht-
 lichen  Gründen.  Auslöser  sind  in  den  überwiegenden  Fäl-
 len  vielmehr  institutseigene  Entscheidungen  unabhängig
 von  den  regulatorischen  Vorgaben.  Eine  Trennung  der
 Investitionen  nach  den  jeweils  auslösenden  Faktoren  be-
 reitet  allerdings  Schwierigkeiten,  weshalb  entsprechende
 Angaben nicht vorliegen.

 –  Vor  dem  Hintergrund  des  dynamischen  Wandels  im
 Finanzgewerbe  und  den  damit  einhergehenden  Auswir-

 kungen  auf  den  Wettbewerb  besteht  für  die  Institute  ein
 stetiger  Druck  zu  Verbesserungen  ihrer  Risikomanage-
 mentsysteme.  In  erster  Linie  zählen  nicht  die  einzelnen
 Investitionsprojekte, sondern der Prozess insgesamt.

 –  Dementsprechend  ermöglichen  die  neuen  bankaufsichts-
 rechtlichen  Eigenkapitalregelungen  ein  abgestuftes  Vor-
 gehen  zur  allmählichen  Verbesserung  der  Berichtsysteme
 an  die  Bankenaufsicht.  Das  bedeutet,  dass  die  Institute
 ihre  bestehenden  Systeme  nicht  auf  eine  völlig  neue
 Grundlage  stellen  müssen,  sondern  vielmehr  Wahlmög-
 lichkeiten über einen langen Zeitraum besitzen.

 Mittel-  bis  langfristig  dürften  diesen  kurzfristigen  Nachtei-
 len  einer  gestiegenen  Kostenbelastung  aber  Entlastungen  bei
 den  Eigenkapitalkosten  gegenüberstehen.  Dies  wird  insbe-
 sondere  in  den  so  genannten  QIS-Studien  (Quantitative  Im-
 pact  Studies)  deutlich.  Dabei  handelt  es  sich  um  von  den
 Zentralbanken  durchzuführende  Auswirkungsstudien,  deren
 Datenbestand  aufgrund  einheitlicher  Abfragen  (Aufbau  und
 Inhalt  wurden  im  Rahmen  von  Basel  II  verabredet)  in  regel-
 mäßigen  Abständen  ermittelt  wird.  Ziel  dieser  Studien  ist  es,
 sich  einen  Einblick  über  den  Stand  der  Umsetzung  in  den  be-
 troffenen  Unternehmen  zu  verschaffen  und  die  Auswirkun-
 gen  auf  das  Eigenkapital  zu  konkretisieren.  Die  Ergebnisse
 der  jüngsten  QIS-Studie  zeigen,  dass  in  erster  Linie  kleine
 und  mittlere  Unternehmen  der  Kreditwirtschaft  von  den  neu-
 en  Regelungen  durch  Eigenkapitalentlastungen  profitieren
 dürften.

 Nach  dieser  Studie  bleiben  die  Mindesteigenkapitalanforde-
 rungen  auf  den  ersten  Blick  für  das  gesamte  deutsche  Ban-
 kensystem  im  Vergleich  zu  Basel  I  unverändert.  Bei  genau-
 em  Hinsehen  ergeben  sich  aber  erhebliche  Unterschiede
 zwischen  den  Banken  der  Gruppe  1  (international  aktive
 Banken  mit  einem  Kernkapital  von  mindestens  3  Mrd.  Euro)
 und denen der Gruppe  2 (alle übrigen deutschen Banken).

 Für  die  Gruppe-1-Banken  beträgt  der  mittlere  Anstieg  der
 Eigenkapitalanforderungen  im  Basis-IRB-Ansatz  voraus-
 sichtlich  12,2  Prozent  und  im  fortgeschrittenen  IRB-Ansatz
 voraussichtlich  9,7  Prozent.  Demgegenüber  können  die
 Gruppe-2-Banken  im  Standardansatz  mit  einer  mittleren
 Entlastung  von  7,5  Prozent,  im  Basis-IRB-Ansatz  mit
 6,4  Prozent  und  im  fortgeschrittenen  IRB-Ansatz  voraus-
 sichtlich  mit  einer  Entlastung  von  27,5  Prozent  bei  den
 Eigenkapitalanforderungen rechnen.

 Damit  entstehen  für  die  kleineren  Unternehmen  der  Kredit-
 wirtschaft  auf  der  Zeitachse  Kostenvorteile,  die  die  einmali-
 gen  Aufwendungen  bei  der  Einführung  von  IT-gesteuerten
 Ratingsystemen  und  deren  laufende  Kosten  übertreffen  dürf-
 ten.

 Durch  dieses  Gesetz  entstehen  bei  sozialen  Sicherungssyste-
 men  keine  zusätzlichen  Kosten.  Im  Hinblick  auf  die  Refinan-
 zierungskosten  von  Unternehmen,  die  bei  Banken  Kredite
 aufnehmen,  ist  nach  vorliegenden  Studien  von  einer  Entlas-
 tung  insgesamt  auszugehen.  Demnach  können  Verminderun-
 gen  der  bankaufsichtsrechtlichen  Eigenkapitalanforderun-
 gen  bei  Mittelstandskrediten  um  durchschnittlich  rund
 17  Prozent  erwartet  werden.  Im  Einzelfall  hängen  die
 Auswirkungen  der  neuen  bankaufsichtsrechtlichen  Eigen-
 kapitalanforderungen  auf  den  Kreditzins  von  der  jeweiligen
 Bonität  des  Kreditnehmers  und  den  gestellten  Kreditsicher-
 heiten ab.
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Insgesamt  ist  festzuhalten:  Durch  die  nunmehr  eröffnete
 Möglichkeit,  Kreditkonditionen  risikoorientiert  festlegen  zu
 können,  dürfte  kleineren  Unternehmen  der  Zugang  zu  Kredi-
 ten  erleichtert  werden.  Dieser  Trend  dürfte  durch  die  Um-
 setzung  der  neu  gefassten  Richtlinien  2000/12/EG  und  93/6/
 EWG weiter gefördert werden.

 Bereits  seit  geraumer  Zeit  sind  die  Unternehmen  der  Kredit-
 wirtschaft  weitgehend  dazu  übergegangen,  Konsumenten-
 kredite  mit  hoher  Ausfallwahrscheinlichkeit  nur  gegen  einen
 höheren  Kreditzins  zu  vergeben.  Es  ist  daher  wenig  wahr-
 scheinlich,  dass  aufgrund  dieses  Gesetzes,  das  ausschließlich
 die  bankaufsichtsrechtlichen  Eigenkapitalanforderungen  re-
 gelt,  ein  zusätzlicher  Anstieg  der  Kreditzinsen  eintritt.  Dies
 wird  auch  durch  den  in  Deutschland  besonders  intensiven
 Wettbewerb  unter  den  Instituten  vermieden.  Richtig  ist  aller-
 dings,  dass  die  Kreditnehmer  künftig  verstärkt  danach  beur-
 teilt  werden,  ob  sie  in  der  Lage  sind,  über  die  gesamte  Lauf-
 zeit  des  Kredites  Zinsen  und  Tilgung  zu  erbringen.  Insoweit
 wird  im  Rahmen  der  Risikomesssysteme  künftig  die  Aus-
 fallwahrscheinlichkeit  des  Kreditnehmers  eine  erhebliche
 Rolle spielen.

 Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere
 auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  jedoch  nicht  zu  erwar-
 ten.

 Gleichstellungspolitische  Folgen  hat  der  Gesetzentwurf
 nicht.

 B. Besonderer Teil

 Zu  Artikel 1  (Änderung des Kreditwesengesetzes)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Die  Inhaltsübersicht  wird  den  vorgesehenen  Änderungen
 entsprechend  angepasst.  Mit  der  Nennung  von  §  64g  wird
 die  Aktualisierung  der  Inhaltsübersicht  durch  das  Finanz-
 konglomeraterichtlinie-Umsetzungsgesetz nachgeholt.

 Zu Nummer 2  (§  1)

 Zu Buchstabe a

 Durch  die  Einfügung  der  neuen  Nummer  12  wird  die  Tätig-
 keit  als  zentraler  Kontrahent  als  weiteres  erlaubnispflichti-
 ges  Bankgeschäft  in  den  Katalog  des  Absatzes  1  aufgenom-
 men.  Hiermit  wird  eine  in  der  Bankenrichtlinie  mit
 spezifischen  Rechtsfolgen  verknüpfte  Funktion  innerhalb
 des  Finanzmarktes  regulatorisch  erfasst.  Da  Institute,  die
 Geschäfte  mit  einem  zentralen  Kontrahenten  abschließen,
 aufgrund  des  von  diesem  zur  Erfüllungsabsicherung  zu  un-
 terhaltenden  Sicherungssystems  (Margin-System)  eine  ver-
 minderte  bzw.  sogar  auf  Null  reduzierte  Eigenkapitalhinter-
 legung  für  solche  Geschäfte  vornehmen  können,  muss  die
 Institution  eines  zentralen  Kontrahenten  mit  dessen  Siche-
 rungssystem  einer  effektiven  Beaufsichtigung  unterworfen
 sein.  Ein  Ausfall  einer  solchen  Institution  hätte  gravierende
 Rückwirkungen  für  das  gesamte  über  ihn  verknüpfte  Finanz-
 system.  Zudem  vollzieht  die  Regulierung  solcher  regelmä-
 ßig  in  Clearingstellen  integrierten  Funktionen  eine  bereits  in
 anderen  europäischen  Ländern  geübte  Praxis  der  Beaufsich-
 tigung nach.

 Die  Einordnung  der  Tätigkeit  als  zentraler  Kontrahent  unter
 die  Normen  des  Kreditwesengesetzes  war  in  der  Vergangen-
 heit mit gewissen Zweifeln behaftet.

 In  der  Regel  ist  die  Tätigkeit  des  zentralen  Kontrahenten  im
 Rahmen  des  Clearings  von  Finanzgeschäften  geprägt  durch
 die  Kombination  von  Tätigkeiten,  die  Bankgeschäften  und
 Finanzdienstleistungen  wie  dem  Finanzkommissionsge-
 schäft  bzw.  dem  Eigenhandel  für  andere  einerseits  sowie
 etwa  andererseits  dem  Einlagengeschäft  (durch  Verwaltung
 der  hinterlegten  Sicherheiten)  etc.  nahe  kommen  oder  diese
 verwirklichen.  Hierbei  ist  ein  Teil  dieser  Tätigkeiten  als  Ne-
 bentätigkeiten  innerhalb  des  Clearingprozesses  zu  qualifi-
 zieren,  wogegen  der  Risikoeintritt  als  zentraler  Kontrahent
 im Vordergrund des aufsichtlichen Interesses steht.

 Die  Einordnung  der  Tätigkeit,  die  auch  in  Anhang  III  der
 Bankenrichtlinie  aufgegriffen  wird,  als  eigenständiges
 Bankgeschäft  trägt  einem  begründeten  Aufsichtsinteresse
 Rechnung,  beseitigt  Zweifelsfälle,  führt  zur  Rechtsklarheit
 und  dient  insbesondere  der  Sicherung  der  Stabilität  des
 Finanzmarktes.  Dadurch  wird  die  Basis  für  eine  Regulierung
 der  durch  diesen  Erlaubnistatbestand  erfassten  Institute  ge-
 schaffen,  die  sich  an  den  spezifischen  Risiken  solcher  Tätig-
 keiten  insbesondere  im  operationellen  Bereich  orientieren
 kann.

 Der  Erlaubnistatbestand  schließt  die  Erlaubnis  zur  Durch-
 führung  von  mit  der  Tätigkeit  verbundenen  Nebendienstleis-
 tungen mit ein.

 Die  Einführung  des  neuen  Erlaubnistatbestandes  lässt  die
 Zuständigkeit  der  Länder  für  die  Anerkennung  zentraler
 Kontrahenten,  die  zugleich  Börsen  im  Sinne  des  Börsenge-
 setzes sind, unberührt.

 Zu Buchstabe b

 Aufgrund  der  Änderung  der  Bankenrichtlinie  muss  in  Ab-
 satz 3 Satz 2 das Richtlinienzitat aktualisiert werden.

 Zu Buchstabe c

 Die  Legaldefinition  für  „Anbieter  von  Nebendienstleistun-
 gen“  in  Absatz  3c  anstelle  der  bisherigen  für  „Unternehmen
 mit  bankbezogenen  Hilfsdiensten“  entspricht  der  neu  gefass-
 ten  Definition  der  in  den  Konsolidierungskreis  nach  §  10a
 einzubeziehenden  Hilfsunternehmen  in  Artikel  4  Abs.  21
 der  Bankenrichtlinie.  Sie  bedeutet  keine  materielle  Ände-
 rung  und  dient  allein  der  Klarstellung  des  Begriffs.  Maßgeb-
 lich  für  die  Einstufung  eines  Unternehmens  nach  Absatz  3c
 ist  der  unmittelbare  Bezug  zur  Haupttätigkeit  eines  Instituts.
 Die  bisherige  Beschränkung  auf  den  Bankbezug  war  im  Hin-
 blick  auf  die  Finanzdienstleistungsinstitute  missverständlich
 und zu eng.

 Zu Buchstabe d

 Absatz  3e  basiert  auf  Artikel  4  Abs.  47  der  Bankenrichtlinie.
 Die  Ergänzung  des  Absatzes  3e  um  Betreibergesellschaften,
 deren  Haupttätigkeit  im  Betreiben  von  Wertpapier-  oder  Ter-
 minmärkten  besteht,  erfolgt  zur  Berücksichtigung  der  natio-
 nal  bestehenden  rechtlichen  Trennung  zwischen  Börsenein-
 richtung  und  Betreiber  der  Börseneinrichtung.  Das  Merkmal
 der  Haupttätigkeit  dient  insbesondere  als  Abgrenzungskrite-
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rium  gegenüber  Unternehmen,  für  die  das  Betreiben  einer
 Wertpapier-  oder  Terminbörse  lediglich  eine  Nebentätigkeit
 darstellt.

 Zu Buchstabe e

 Die  Aufhebung  von  Absatz  5b  setzt  die  Streichung  der  Be-
 griffe  „Zone  A“,  „Zone  B“,  „Zone  A-Kreditinstitut“  und
 „Zone  B-Kreditinstitut“  in  Artikel  4  Abs.  14  bis  17  der  Ban-
 kenrichtlinie a.  F. um.

 Zu Buchstabe f

 Die  Neuregelung  setzt  Artikel  4  Abs.  14  bis  17  der  Banken-
 richtlinie  um  und  dehnt  den  Anwendungsbereich  der  Vor-
 schriften  im  Einklang  mit  den  sonstigen  Regelungen  des
 Kreditwesengesetzes  auf  den  gesamten  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  aus.  Die  in  den  Absätzen  7a  bis  7d  definierten
 Mutterinstitute  und  Mutterfinanzholding-Gesellschaften  in
 einem  Mitgliedstaat  sowie  EU-Mutterinstitute  und  EU-Mut-
 terfinanzholding-Gesellschaften  umschreiben  die  Unterneh-
 men,  an  die  §  10a  bei  der  Frage  anknüpft,  ob  eine  von  der  Bun-
 desanstalt  auf  zusammengefasster  Basis  zu  beaufsichtigende
 Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe vorliegt.

 Darüber  hinaus  erhalten  die  Begriffe  Bedeutung  im  Zusam-
 menhang  mit  der  durch  die  Neufassung  der  Bankenrichtlinie
 ebenfalls  gewollten  Stärkung  der  Zusammenarbeit  der
 Aufsichtsbehörden  im  Europäischen  Wirtschaftsraum.  Die
 Zuständigkeit  für  die  Aufsicht  über  EU-Mutterinstitute/
 EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaften  und  die  damit  re-
 gelmäßig  verbundene  Zuständigkeit  für  die  Aufsicht  über
 die  Gruppe  auf  zusammengefasster  Basis  ist  künftig  An-
 knüpfungspunkt  für  zusätzliche  Informations-  und  Koordi-
 nationspflichten  der  jeweiligen  Aufsichtsbehörde  gegenüber
 den  Aufsichtsbehörden,  die  für  die  Einzelaufsicht  über  eines
 oder  mehrere  gruppenangehörige  Unternehmen  zuständig
 sind (vgl. §  8  ff.).

 Zu Buchstabe g

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Einfügung  von
 §  1a Abs.  3 (vgl. Begründung zu Nummer  3).

 Zu Buchstabe h

 Die  bisher  in  Absatz  12  enthaltenen  Regelungen  wurden  in
 den  neu  eingefügten  §  1a  überführt.  Bereits  in  der  bisherigen
 Fassung  handelte  es  sich  bei  der  Regelung  nicht  nur  um  eine
 reine  Begriffsbestimmung  im  Sinne  von  §  1.  Die  im  Zuge
 der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie  erfolgte  deutli-
 che  Erweiterung  der  Regelung  macht  nunmehr  die  Regelung
 in einem eigenen Paragraphen erforderlich.

 Zu Buchstabe i

 Die  Erweiterung  der  Aufzählung  um  den  Begriff  „Geldbeträ-
 ge“  trägt  der  höchstrichterlichen  Rechtsprechung  zum  Be-
 griff  der  „Finanzsicherheiten“  Rechnung.  Die  Änderung  hat
 daher  keine  materiellen  Auswirkungen,  sondern  dient  allein
 der Klarstellung und der Bestätigung der Rechtsprechung.

 Zu Buchstabe j

 Folgeänderung  aus  Artikel  18  Nr.  5  des  Gesetzes  zur  Neu-
 ordnung  des  Pfandbriefrechts  vom  22.  Mai  2005  (BGBl.  I
 S.  1373)  mit  dem  das  Hypothekenbankgesetz  aufgehoben
 wurde.

 Zu Buchstabe k

 Die  bisherige  Definition  der  Banken-  und  Wertpapierdienst-
 leistungsbranche  in  Absatz  19  Nr.  1  ist  zu  eng.  Sowohl  das
 Kreditkartengeschäft  als  auch  das  Sortengeschäft  sind  eben-
 falls  Tätigkeiten  eines  Finanzinstituts  im  Sinne  des  Rechts
 der  Europäischen  Gemeinschaften,  die  nach  deutschem
 Recht  als  Finanzdienstleistungen  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a
 Satz 2 Nr. 7 und 8 qualifiziert werden.

 Die  Ersetzung  der  Wörter  „Unternehmen  mit  bankbezoge-
 nen  Hilfsdiensten“  ist  Folge  der  Legaldefinition  für  „Anbie-
 ter  von  Nebendienstleistungen“,  vgl.  Begründung  zu  Buch-
 stabe c.

 Zu Buchstabe l

 Die  Definitionen  in  den  Absätzen  27  und  28  ergeben  sich  aus
 Anhang  VI  der  Bankenrichtlinie  und  finden  im  Rahmen  der
 Großkredit-  und  Millionenkreditvorschriften  Anwendung.
 Die  Definition  der  multilateralen  Entwicklungsbanken  in
 Absatz  27  basiert  auf  Anhang  VI  Teil  1  §§  19  und  21  der
 Bankenrichtlinie.  Anhang  VI  Teil  1  §  23  der  Bankenricht-
 linie  benennt  die  internationalen  Organisationen,  die  natio-
 nal in Absatz 28 definiert sind.

 Die  Regelung  in  Absatz  29,  welche  Wertpapierhandelsunter-
 nehmen  aus  Drittstaaten  als  anerkannt  gelten,  basiert  auf
 Artikel  3  Abs.  1  Buchstabe  d  der  neu  gefassten  Kapital-
 adäquanzrichtlinie.  Kredite  an  anerkannte  Wertpapierhan-
 delsunternehmen  aus  Drittstaaten  mit  einer  Restlaufzeit  von
 bis  zu  einem  Jahr  sind  zukünftig  nicht  auf  die  Großkredit-
 obergrenzen  anzurechnen  (siehe  §  20  Abs.  3  Satz  2  Nr.  2
 Buchstabe  e).  Das  Gleiche  gilt  für  Kredite  mit  Restlaufzeiten
 bis  zu  einem  Jahr,  für  die  anerkannte  Wertpapierhandelsun-
 ternehmen  aus  Drittstaaten  selbstschuldnerisch  haften,  vgl.
 §  20 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 Buchstabe e.

 Absatz  30  enthält  eine  Definition  für  Einrichtungen  des  öf-
 fentlichen  Bereichs.  Diese  Definition  beruht  auf  Artikel  4
 Abs.  18  der  neu  gefassten  Bankenrichtlinie  und  kommt  z.  B.
 im  Rahmen  des  §  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1  Buchstabe  c  zur
 Anwendung.  Die  Definition  der  Einrichtungen  des  öffent-
 lichen  Bereichs  ist  darüber  hinaus  bei  der  Bestimmung  für
 gedeckte  Schuldverschreibungen  relevant  (siehe  z.  B.  §  20a
 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b).

 Mit  der  Definition  des  zentralen  Kontrahenten  in  Absatz  31
 wird  Anhang  III  Teil  1  §  2  in  Verbindung  mit  Anhang  III
 Teil  2  §  6  Satz  3  der  Bankenrichtlinie  umgesetzt.  Diese
 Definition  ist  im  Rahmen  der  Regelungen  zur  Anrechnung
 von  Krediten  auf  die  Großkreditobergrenzen  von  Bedeu-
 tung,  vgl.  z.  B.  §  20  Abs.  3  Satz  2  Nr.  2  Buchstabe  e  und
 Nr.  4  Buchstabe  e.  Außerdem  gilt  die  Definition  auch  im
 Rahmen  des  neuen  Erlaubnistatbestandes  nach  §  1  Abs.  1
 Satz  2 Nr.  12.
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Zu Nummer 3  (§  1a)

 §  1a  wurde  neu  in  das  Gesetz  eingefügt  und  normiert  künftig
 den  bisher  in  §  1  Abs.  12  geregelten  Bereich  des  Handels-
 buchs  und  des  Anlagebuchs.  Die  Schaffung  einer  eigenen
 Vorschrift  wurde  erforderlich,  um  der  im  Zuge  der  Über-
 arbeitung  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  erfolgten  maßgeb-
 lichen  Erweiterung  der  Regelungen  zum  Handelsbuch  Rech-
 nung zu tragen.

 Durch  Einfügung  des  Begriffs  „Handelsbuchposition“  als
 Klammerzusatz  in  die  Regelung  des  Absatzes  1  Satz  1  wird
 klargestellt,  dass  Positionen,  die  nach  Maßgabe  des  §  1a  so-
 wie  einer  zukünftig  nach  §  1a  Abs.  9  zu  erlassenden  Rechts-
 verordnung  dem  Handelsbuch  zugerechnet  werden,  als  Han-
 delsbuchpositionen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  verstehen
 sind.  Gemäß  Absatz  1  werden  grundsätzlich  nur  Finanzin-
 strumente  und  Waren  für  eine  Zurechnung  zum  Handelsbuch
 zugelassen,  sofern  diese  Finanzinstrumente  und  Waren  ent-
 weder  mit  Handelsabsicht  oder  aber  zur  Absicherung  ande-
 rer  Bestandteile  des  Handelsbuchs  gehalten  werden.  Diese
 Regelung  setzt  Artikel  11  Abs.  1  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie um.

 Darüber  hinaus  sieht  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  in  Arti-
 kel  11  Abs.  2  vor,  dass  Positionen,  die  mit  Handelsabsicht
 gehalten  und  daher  dem  Handelsbuch  eines  Institutes  zuge-
 ordnet  werden,  zum  kurzfristigen  Wiederverkauf  bestimmt
 sein  müssen.  Der  Wortlaut  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  war  dem-
 entsprechend anzupassen.

 Die  Regelung  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  entspricht  inhaltlich
 der  Definition  des  Begriffs  „Handelsabsicht“,  wie  sie  in
 Artikel  11  Abs.  2  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  vorgenom-
 men  wird.  Da  gemäß  Artikel  11  Abs.  2  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  der  insoweit  definierte  Begriff  der  „Handelsab-
 sicht“  eines  der  beiden  Merkmale  darstellt,  das  bei  einer
 Position  in  Finanzinstrumenten  oder  Waren  alternativ  vorlie-
 gen  muss,  damit  diese  dem  Handelsbuch  zugerechnet  wer-
 den  kann,  dient  der  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  vorgesehene
 Klammerzusatz  der  Klarstellung  darüber,  dass  es  sich  bei  der
 in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  enthaltenen  Regelung  um  das  euro-
 parechtlich  normierte  Merkmal  der  Handelsabsicht  handelt,
 nach  dem  eine  Zuordnung  zum  Handelsbuch  erfolgen  kann.

 Durch  Anhang  VII  Teil  CA  Abs.  4  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  wird  darüber  hinaus  für  Wertpapierpensions-  und
 -leihgeschäfte  sowie  ähnliche  Geschäfte  vorgegeben,  dass
 auch  diese  Geschäfte  nur  dann  in  das  Handelsbuch  aufge-
 nommen  werden  dürfen,  wenn  ihnen  eine  Handelsabsicht
 zugrunde  liegt.  Insoweit  waren  die  ursprünglich  in  §  1
 Abs.  12  Satz  2  und  nunmehr  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  3  enthal-
 tenen Bestimmungen entsprechend zu ergänzen.

 Schließlich  regelt  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  in  Artikel  11
 Abs.  1  letzter  Halbsatz,  dass  Finanzinstrumente  und  Waren,
 die  Bestandteil  des  Handelsbuchs  sind,  keinen  restriktiven
 Bestimmungen  in  Bezug  auf  ihre  Handelbarkeit  unterliegen
 dürfen  oder  aber  ihrerseits  absicherbar  sein  müssen.  Dieser
 Vorgabe  war  in  Absatz  1  durch  eine  ergänzende  Regelung
 Rechnung  zu  tragen.  Sofern  die  Übertragbarkeit  von  Finan-
 zinstrumenten  und  Waren  von  der  vorherigen  Erfüllung
 rechtlicher  Anforderungen  abhängig  ist,  stellt  dies  eine  rest-
 riktive  Bestimmung  in  Bezug  auf  die  Handelbarkeit  dieser
 Finanzinstrumente  und  Waren  dar,  die  einer  Zuordnung  die-

 ser  Finanzinstrumente  und  Waren  zum  Handelsbuch  entge-
 gensteht.

 Die  Regelung  des  Absatzes  2  war  bisher  in  §  1  Abs.  12
 Satz  4  enthalten  und  wurde  im  Rahmen  der  Überführung  des
 bisherigen  §  1  Abs.  12  in  den  neu  geschaffenen  §  1a  aus
 Gründen  der  Übersichtlichkeit  und  besseren  Lesbarkeit  in
 einem separaten Absatz normiert.

 Absatz  3  definiert  mit  Ausnahme  des  Anwendungsbereichs
 von  §  1  Abs.  11  den  Begriff  des  Finanzinstruments  im  Sinne
 des  Kreditwesengesetzes.  Die  Kapitaladäquanzrichtlinie
 verwies  bislang  für  den  Begriff  des  Finanzinstruments  in
 Artikel  2  Abs.  5  lediglich  auf  die  in  Abschnitt  B  des  An-
 hangs  zur  Richtlinie  93/22/EWG  des  Rates  vom  10.  Mai
 1993  über  Wertpapierdienstleistungen  (WDRL)  –  ABl.
 EWG  Nr.  L  141  S.  27  –  genannten  Instrumente.  Insoweit  be-
 stand  ein  inhaltlicher  Gleichlauf  zwischen  dem  für  die  Frage
 der  Erlaubnispflicht  in  §  1  Abs.  11  definierten  Begriff  des
 Finanzinstruments  und  dem  für  die  sonstigen  Regelungs-
 bereiche  des  Kreditwesengesetzes  geltenden  Finanzinstru-
 mentebegriff.

 Die  neu  gefasste  Regelung  in  Artikel  3  Abs.  1  Buchstabe  e
 sowie  Unterabsatz  3  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  geht  nun-
 mehr  jedoch  über  den  Verweis  auf  die  korrespondierende
 Definition  der  Richtlinie  2004/39/EG  (MiFID),  die  die
 WDRL  abgelöst  hat,  hinaus.  Es  war  daher  erforderlich,  den
 bislang  einheitlichen  Finanzinstrumentebegriff  des  Kredit-
 wesengesetzes  aufzuspalten.  Für  den  Bereich  der  Erlaubnis-
 pflicht  bleibt  weiterhin  der  engere  Begriff  der  WDRL/
 MiFID,  der  in  §  1  Abs.  11  umgesetzt  ist,  einschlägig.  Sein
 Anwendungsbereich  wurde  durch  den  Verweis  auf  §  1
 Abs.  1  bis  3  klar  eingegrenzt.  Für  das  restliche  Kreditwesen-
 gesetz,  namentlich  den  Bereich  des  Handelsbuchs,  gilt  nun-
 mehr  die  Definition  in  Absatz  3.  Der  Begriff  umfasst  auch
 „handelbare  Forderungen“  und  „Anteile“,  so  dass  deren  ge-
 sonderte Erwähnung im Gesetzestext entbehrlich wurde.

 In  Anhang  VII  Teil  CA  Abs.  1  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 wird  nunmehr  gefordert,  dass  die  Einhaltung  der  instituts-
 intern  festgelegten  Kriterien  zur  Einbeziehung  von  Positio-
 nen  in  das  Handelsbuch  regelmäßig  überwacht  und  voll-
 ständig  dokumentiert  wird.  Dementsprechend  musste  in
 Absatz  4  Satz  2  eine  ergänzende  Regelung  vorgenommen
 werden.

 Den  zusätzlichen  Anforderungen,  die  in  der  Kapitaladä-
 quanzrichtlinie  an  die  Führung  des  Handelsbuchs  und  die  da-
 rin  einbezogenen  Positionen  gestellt  werden,  wird  durch
 Absatz  5  Rechnung  getragen.  Gemäß  Anhang  VII  Teil  CA
 Abs.  2  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  wird  verlangt,  dass  die
 Institute  über  klar  formulierte  Konzepte  und  Verfahrenswei-
 sen  zur  Führung  und  Verwaltung  ihres  Handelsbuchs  ver-
 fügen.  Darin  müssen  die  Institute  insbesondere  das  Ausmaß
 bestimmen,  in  dem  sie  durch  rechtliche  Beschränkungen
 oder  technische  Anforderungen  an  einer  kurzfristigen  Ver-
 äußerung  oder  Absicherung  ihrer  Handelsbuchpositionen
 gehindert  werden  könnten.  Zu  diesem  Zweck  haben  die
 Institute  geeignete  Kontrollprozesse  einzuführen,  anhand
 derer  sie  solch  rechtliche  und  tatsächliche  Beschränkungen
 der  Handelbarkeit  und  Absicherbarkeit  ihrer  Handelsbuch-
 positionen  zuverlässig  feststellen  können.  Weiterhin  haben
 die  Institute  anzugeben,  inwieweit  sie  ihre  Handelsbuchposi-
 tionen  täglich  zu  Marktpreisen  mit  Bezug  auf  einen  aktiven
 und  liquiden  Markt  bewerten  können,  der  dem  Institut  so-
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wohl  die  Möglichkeit  zu  Käufen  als  auch  zu  Verkäufen  gibt.
 Soweit  die  Institute  den  Marktwert  ihrer  Handelsbuchpositi-
 onen  mit  Hilfe  von  Bewertungsmodellen  schätzen,  müssen
 die  Institute  darlegen,  inwieweit  sie  alle  wesentlichen  Risi-
 ken  der  betroffenen  Handelsbuchpositionen  identifizieren
 und  mit  Instrumenten  absichern  können,  für  die  ein  aktiver
 und  liquider  Markt  besteht,  der  dem  Institut  sowohl  die  Mög-
 lichkeit  zu  Käufen  als  auch  zu  Verkäufen  gibt,  und  inwieweit
 die  Institute  die  wichtigsten  Annahmen  und  Parameter,  die  in
 den  Bewertungsmodellen  Verwendung  finden,  empirisch
 substantiieren  können.  Außerdem  haben  die  Institute  anzu-
 geben,  inwieweit  sie  in  der  Lage  und  verpflichtet  sind,  Be-
 wertungen  für  ihre  Handelsbuchpositionen  vorzunehmen,
 die  auch  extern  in  einheitlicher  Weise  validiert  werden  kön-
 nen.  Schließlich  müssen  die  Institute  im  Rahmen  der  von
 ihnen  aufgestellten  Konzepte  und  Verfahrensweisen  zur
 Führung  und  Verwaltung  ihres  Handelsbuchs  darlegen,  wie
 sie  die  Handel-  und  Absicherbarkeit  der  von  ihnen  gehalte-
 nen,  verschiedenen  Arten  von  Handelsbuchpositionen  ein-
 schätzen.  Eine  detailliertere  Ausgestaltung  dieser  Anforde-
 rungen  ist  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  9  vorbehalten.

 Absatz  6  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  11  Abs.  3  in  Ver-
 bindung  mit  Anhang  VII  Teil  A  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie.  Für  den  Nachweis  der  Handelsabsicht  wird  hier  das
 Vorliegen  einer  klar  dokumentierten  und  von  der  Geschäfts-
 leitung  genehmigten  Handelsstrategie  für  die  Positionen  des
 Handelsbuchs  sowie  die  Einführung  eindeutig  definierter
 Verfahrensweisen  zur  aktiven  Steuerung  und  zur  Über-
 wachung  der  Handelsbuchpositionen  auf  Übereinstimmung
 mit  der  Handelsstrategie  des  jeweiligen  Instituts  verlangt.
 Die  Handelsstrategie  kann  dabei  ein  Teil  der  in  §  25a
 Abs.  1  Satz  3  Nr.  1geforderten  Risikostrategie  sein.  In  die-
 sem  Falle  muss  jedoch  die  Handelsstrategie  gleichwohl
 eindeutig  als  solche  identifiziert  werden  können.  Außer-
 dem  verlangt  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  in  Artikel  11
 Abs.  3,  dass  bei  Positionen  des  Handelsbuchs,  die  mit  Han-
 delsabsicht  gehalten  werden,  die  Handelsabsicht  anhand  der
 Handelsstrategie  des  Instituts  sowie  anhand  der  Vorschriften
 und  Verfahrensweisen  zur  Steuerung  und  zur  Überwachung
 der  Handelsbuchpositionen  des  Instituts  auf  Übereinstim-
 mung  mit  der  Handelsstrategie  nachzuweisen  ist.  Diese  Vor-
 gaben  werden  durch  Absatz  6  in  nationales  Recht  umgesetzt.

 Absatz  7  regelt  die  Behandlung  von  institutsinternen  Siche-
 rungsgeschäften.  Gemäß  Artikel  11  Abs.  5  der  Kapital-
 adäquanzrichtlinie  können  institutsinterne  Sicherungs-
 geschäfte  dem  Handelsbuch  zugerechnet  werden,  wenn  die
 in  Anhang  VII  Teil  C  Abs.  1  genannten  Voraussetzungen
 für  derartige  Sicherungsgeschäfte  erfüllt  sind.  Insbesondere
 wird  dabei  auf  das  Vorliegen  einer  speziellen,  institutsinter-
 nen  Genehmigung  der  oberen  Leitungsebene  des  Instituts  im
 Hinblick  auf  die  Vornahme  und  Durchführung  derartiger  Si-
 cherungsgeschäfte,  auf  das  Vorliegen  gesonderter  Kontroll-
 verfahren  und  einer  angemessenen  Dokumentation  für  derar-
 tige  Sicherungsgeschäfte  abgestellt.  Darüber  hinaus  müssen
 diese  Sicherungsgeschäfte  zu  Marktbedingungen  durch-
 geführt  und  ebenso  wie  vergleichbare  Handelsbuchpositio-
 nen,  die  keine  institutsinternen  Sicherungsgeschäfte  sind,  in
 die  Steuerung  und  Überwachung  der  Handelsbuchpositionen
 des  Instituts  einbezogen  werden.  Grundsätzlich  lässt  die
 Zurechnung  institutsinterner  Sicherungsgeschäfte  zum
 Handelsbuch  die  Zurechnung  der  durch  diese  Sicherungs-
 geschäfte  abgesicherten  Anlagebuchpositionen  zum  Anlage-

 buch  sowie  die  aufgrund  dessen  für  diese  Anlagebuch-
 positionen  geltenden  Eigenkapitalanforderungen  unberührt.
 Demnach  werden  Anlagebuchpositionen,  die  durch  interne
 Sicherungsgeschäfte  im  Handelsbuch  abgesichert  sind,  für
 Zwecke  der  Bemessung  der  Eigenkapitalanforderungen  als
 nicht  abgesichert  angesehen.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Re-
 gel  gilt  nach  Anhang  VII  Teil  C  Abs.  3  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  für  Anlagebuchpositionen,  bei  denen  das  Adres-
 senausfallrisiko  durch  ein  Kreditderivat  abgesichert  ist,  das
 das  Institut  von  einem  Dritten  erworben  hat.  In  diesem  Fall
 ist  es  unschädlich  für  die  Berücksichtigung  der  Sicherungs-
 wirkung  des  Kreditderivats  bei  der  Ermittlung  der  Eigenka-
 pitalanforderungen  in  Bezug  auf  die  abgesicherte  Anlage-
 buchposition,  wenn  das  Institut  das  Kreditderivat  dem
 Handelsbuch  zuordnet  und  lediglich  durch  ein  internes  Si-
 cherungsgeschäft  in  das  Anlagebuch  durchleitet.  Allerdings
 ist  die  Berücksichtigung  der  Sicherungswirkung  des  Kredit-
 derivates  daran  geknüpft,  dass  das  Kreditderivat  den  Anfor-
 derungen  des  Anhangs  VIII  Teil  2  Abs.  19  der  Banken-
 richtlinie  genügt  und  damit  die  Voraussetzungen  erfüllt,  die
 insbesondere  der  Kreditrisiko-Standardansatz  für  eine  an-
 rechnungsmindernde  Berücksichtigung  von  Kreditderivaten
 vorsieht.  Diese  Voraussetzungen  wie  auch  die  Bemessung
 der  Eigenkapitalanforderungen  im  Falle  der  Berücksichti-
 gung  der  Sicherungswirkung  des  Kreditderivats  sind  in  der
 Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  3  (Solvabilitätsver-
 ordnung)  geregelt.  Daher  verweist  Absatz  7  Satz  7  für  die
 Einzelheiten  der  Berücksichtigung  dieser  Kreditderivate  bei
 der  Bemessung  der  Eigenkapitalanforderungen  für  die  in-
 soweit  abgesicherten  Anlagebuchpositionen  auf  die  Solva-
 bilitätsverordnung.  Die  in  Anhang  VII  Teil  C  Abs.  1  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie  genannten  Voraussetzungen  sind
 zwingend  und  kumulativ  zu  erfüllen.  Sie  werden  daher  durch
 Absatz  7  in  das  Regelwerk  des  §  1a  einbezogen.  Die  Geltung
 der  mit  Schreiben  des  Bundesaufsichtsamts  für  das  Kredit-
 wesen  vom  16.  März  2000  (Gz.  I  5  –  A  233  –  2/98)  getroffe-
 nen  Regelungen  wird  hierdurch  nicht  beeinträchtigt.  Viel-
 mehr  werden  diese  Regelungen  durch  die  Bestimmungen
 des Absatzes 7 ergänzt.

 Absatz  8  regelt  die  Anforderungen  an  die  Bewertung  und  die
 Verfahren  zur  Bewertung  von  Handelsbuchpositionen.  Die
 Kapitaladäquanzrichtlinie  verlangt  gemäß  Artikel  11  Abs.  4
 in  Verbindung  mit  Anhang  VII  Teil  B,  dass  die  Institute  an-
 gemessene  Systeme  und  Kontrollprozesse  einrichten  und
 stetig  fortführen,  die  es  ihnen  erlauben,  ihre  Handelsbuch-
 positionen  vorsichtig  und  zuverlässig  zu  bewerten.  Dabei
 müssen  diese  Systeme  und  Kontrollprozesse  über  schriftlich
 niedergelegte  Vorgaben  und  Verfahrensweisen  für  den
 Bewertungsprozess  der  Handelsbuchpositionen  verfügen.
 Darüber  hinaus  formuliert  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  in
 Anhang  VII  Teil  B  Abs.  3  bis  12  spezifische  Anforderungen
 an  bestimmte,  institutsinterne  Prozesse  im  Zusammenhang
 mit  der  Bewertung  von  Positionen  des  Handelsbuchs  sowie
 Maßstäbe  für  die  Bewertung  der  Positionen  des  Handels-
 buchs  für  aufsichtliche  Zwecke  auch  der  Höhe  nach.  All
 diese  Anforderungen  werden  durch  Absatz  8  zu  nationalem
 Recht,  soweit  die  Einzelheiten  nicht  einer  Rechtsverordnung
 nach  Absatz  9  vorbehalten  sind.  Die  spezifischen  Maßstäbe
 für  die  Bewertung  von  weniger  liquiden  Handelsbuchposi-
 tionen  in  Anhang  VII  Teil  B  Abs.  3  bis  12  der  Kapital-
 adäquanzrichtlinie  sind  in  Satz  5  umgesetzt.  Soweit  ein  Insti-
 tut  für  die  Ermittlung  des  Eigenkapitals  die  Gesamtheit
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seiner  Handelsbuchpositionen  günstiger  bewertet  als  nach
 dem  aufsichtlichen  Maßstab,  erfolgt  in  Umsetzung  von
 Anhang  VII  Teil  B  Abs.  13  bis  14a  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  ein  Abzug  der  Differenz  vom  Kernkapital,  soweit
 die  Differenz  von  erheblicher  Höhe  ist  (§  10  Abs.  2a  Satz  2
 Nr.  1),  und  ein  Abzug  der  Differenz  von  den  Drittrang-
 mitteln,  falls  die  Differenz  von  nicht  erheblicher  Höhe  ist  (§
 10 Abs. 2c Satz 6).

 Die  nunmehr  in  Absatz  9  enthaltene  Rechtsverordnungser-
 mächtigung  gibt  die  Möglichkeit,  die  vorgenannten,  auf-
 grund  von  Artikel  11  in  Verbindung  mit  Anhang  VII  der  Ka-
 pitaladäquanzrichtlinie  neu  geschaffenen  Anforderungen  an
 die  Institute,  an  das  Handelsbuch,  die  darin  einbezogenen
 Positionen,  die  Steuerung  der  Handelsbuchpositionen,  die
 Steuerung  der  Risiken  des  Handelsbuchs  und  die  Bewertung
 der  Handelsbuchpositionen  im  Rahmen  einer  Rechtsverord-
 nung  detailliert  zu  regeln,  damit  diese  Anforderungen  für
 die  Institute  zu  handhabbaren,  nachvollziehbaren  Leitlinien
 werden,  die  die  Institute  praxisgerecht  umsetzen  können.  Vor
 diesem  Hintergrund  war  die  im  bisherigen  §  1  Abs.  12  Satz  3
 und  nun  in  Absatz  9  enthaltene  Ermächtigungsgrundlage  für
 den  Erlass  einer  Rechtsverordnung  zum  Handelsbuch  diesen
 neuen  Erfordernissen  anzupassen  und  so  auszugestalten,
 dass  sie  den  Erlass  einer  Rechtsverordnung  erlaubt,  die  die
 neuen,  europarechtlichen  Vorgaben  für  das  Handelsbuch  und
 die  darin  einbezogenen  Positionen  angemessen  in  deutsches
 Recht  umsetzt.  Insbesondere  war  in  diese  Ermächtigungs-
 grundlage  auch  eine  Ermächtigung  für  den  Erlass  näherer
 Regelungen  zur  Abgrenzung  der  Handelsbuch-  von  Nicht-
 handelsbuchinstituten  aufzunehmen,  damit  zumindest  die
 momentan  in  der  GroMiKV  enthaltenen  Regelungsinhalte
 zur  Bestimmung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außer-
 bilanzmäßigen  Geschäfte  sowie  zur  Bestimmung  des  Anteils
 des  Handelsbuchs  gegebenenfalls  in  eine  zukünftig  zu  schaf-
 fende  Handelsbuchverordnung  überführt  werden  können.
 Diese  zurzeit  in  der  GroMiKV  normierten  Regelungen  er-
 gänzen  die  Bestimmungen  des  §  2  Abs.  11  Satz  2  und  3.
 Integriert  wurde  in  die  Ermächtigungsgrundlage  des  Absat-
 zes  9  auch  die  bislang  in  §  10a  Abs.  6  Satz  10  enthaltene  Er-
 mächtigung  zum  Erlass  einer  Rechtsverordnung  zur  Anwen-
 dung  der  Handelsbuchvorschriften  in  Institutsgruppen  und
 Finanzholding-Gruppen.

 Die  im  bisherigen  §  1  Abs.  12  Satz  7  enthaltene  Pflicht  des
 Abschlussprüfers,  die  Einhaltung  der  institutsintern  festge-
 legten  Kriterien  im  Rahmen  der  Jahresabschlussprüfung  zu
 überprüfen,  ist  aus  Konsistenzgründen  nunmehr  in  §  29
 Abs.  1  aufgenommen  worden,  der  in  Satz  2  auf  die  Anforde-
 rungen der Absätze 4 bis 8 verweist.

 Zu Nummer 4  (§  2)

 Zu den Buchstaben a und b

 Redaktionelle  Folgeänderung  der  Umbenennung  von  §  2b
 KWG in §  2c KWG.

 Zu Buchstabe c

 Mit  Absatz  8a  wird  Artikel  45d  Abs.  1  Satz  1  der  Kapital-
 adäquanzrichtlinie  umgesetzt.  Artikel  45d  Abs.  1  Satz  1  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie  sieht  eine  vollständige  Ausnahme
 von  den  Eigenkapitalanforderungen  der  Bankenrichtlinie
 und  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  zugunsten  von  Unterneh-

 men  vor,  deren  Haupttätigkeit  ausschließlich  im  Betreiben
 von  Bankgeschäften  oder  im  Erbringen  von  Finanzdienst-
 leistungen  in  Bezug  auf  Finanzinstrumente  gemäß  Anhang  I
 Abschnitt  C  Nr.  5,  6,  7  und  10  der  Richtlinie  2004/39/EG
 des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  Märkte
 für  Finanzinstrumente  u.  a.  vom  21.  April  2004  (ABl.  EG
 Nr.  L  145  S.  1  –  MiFID)  besteht.  Soweit  die  Geschäfts-
 tätigkeit  der  Unternehmen  auf  die  genannten  Finanzinstru-
 mente  beschränkt  bleibt,  sollen  die  Eigenkapitalanforderun-
 gen  der  Bankenrichtlinie  und  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 in  Bezug  auf  alle  Risikobereiche,  d.  h.  in  Bezug  auf  das  Kre-
 ditrisiko,  das  Marktpreisrisiko  und  das  operationelle  Risiko,
 nicht  für  diese  Unternehmen  gelten.  Eine  Umsetzung  des
 Ausnahmetatbestandes  ist  daher  insoweit  erforderlich,  als
 die  betreffenden  Unternehmen  nach  §  1  einer  Erlaubnis  be-
 dürfen  und  damit  grundsätzlich  auch  den  Anforderungen  des
 §  10  unterfallen.  Dies  betrifft  bis  zur  nationalen  Umsetzung
 der  MiFID  die  Unternehmen,  deren  Haupttätigkeit  aus-
 schließlich  im  Betreiben  von  Bankgeschäften  oder  im  Er-
 bringen  von  Finanzdienstleistungen  in  Bezug  auf  Waren-
 derivate im Sinne von §  1 Abs.  11 Nr.  5 besteht.

 Im  Gegensatz  zu  der  Regelung  des  §  20c,  die  Ausnahmen
 von  den  Verpflichtungen  nach  §  13  Abs.  3,  §  13a  Abs.  3
 bis  5  und  §  13b  Abs.  1  nur  auf  Antrag  vorsieht,  findet  Ab-
 satz 8a als Ausnahmetatbestand unmittelbare Anwendung.

 Der  Anwendungsbereich  des  Absatzes  8a  wird  durch  den
 Verweis  auf  §  64h  Abs.  7  sowohl  in  persönlicher  als  auch  in
 zeitlicher  Hinsicht  eingeschränkt.  Danach  gilt  Absatz  8a
 nicht  für  Unternehmen,  für  die  die  Richtlinie  93/22/EWG
 des  Rates  vom  10.  Mai  1993  über  Wertpapierdienstleistun-
 gen  (ABl.  EG  Nr.  L  141  S.  27  –  WDRL)  am  31.  Dezember
 2006  galt  und  die  bereits  zum  Stichtag  erlaubnispflichtige
 Bankgeschäfte  oder  Finanzdienstleistungen  betrieben  bzw.
 erbracht  haben.  Sinn  und  Zweck  dieser  Beschränkung  ist  es,
 solche  Wertpapierfirmen,  die  bereits  über  eine  Erlaubnis
 nach  §  32  verfügen  und  den  Eigenkapitalanforderungen  nach
 §  10  schon  zum  Stichtag  unterworfen  sind,  nicht  nachträg-
 lich  von  den  Eigenkapitalanforderungen  freizustellen.  Es
 wird  davon  ausgegangen,  dass  sich  für  diese  Unternehmen
 keine  unzumutbare  Härte  aus  der  Anwendung  der  Eigenka-
 pitalanforderungen ergeben hat.

 In  zeitlicher  Hinsicht  ist  die  Geltung  des  Ausnahmetat-
 bestandes  bis  längstens  zum  31.  Dezember  2010  begrenzt
 (vgl.  Artikel  45d  Abs.  1  Satz  2  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie).

 Zu Buchstabe d

 Die  Kapitaladäquanzrichtlinie  verlangt  in  Artikel  18  Abs.  3
 Satz  2,  dass  für  die  Berechnung  der  Gesamtsumme  der
 bilanz-  und  außerbilanzmäßigen  Geschäfte  Schuldtitel  mit
 ihrem  Marktpreis  oder  Nennwert,  Aktien  mit  ihrem  Markt-
 preis  und  Derivate  entsprechend  dem  Nominalwert  oder  dem
 Marktpreis  der  ihnen  zugrunde  liegenden  Instrumente  ange-
 setzt  werden.  Diese  Vorgaben  werden  durch  die  Änderungen
 in  Absatz  11  in  nationales  Recht  übernommen.  Dabei  wird
 zugleich  festgelegt,  welche  der  Varianten,  die  in  Artikel  18
 Abs.  3  Satz  2  für  den  Ansatz  von  Schuldtiteln  und  Derivaten
 angeboten  werden,  nunmehr  auf  nationaler  Ebene  anzuwen-
 den  ist.  Demgemäß  sind  Schuldtitel  zwingend  mit  ihrem
 Marktpreis  und  Derivate  zwingend  entsprechend  dem
 Marktpreis  der  ihnen  zugrunde  liegenden  Instrumente  anzu-
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setzen,  falls  ein  solcher  Marktpreis  existiert  und  dieser  über
 dem  Nennwert  der  betroffenen  Schuldtitel  bzw.  über  dem
 Nominalwert  der  den  betroffenen  Derivaten  zugrunde  lie-
 genden  Instrumente  liegt.  Die  Aufteilung  des  bisherigen
 Satzes  2  trägt  der  Erweiterung  des  ersten  Teilsatzes  Rech-
 nung und dient der besseren Lesbarkeit.

 Zu Nummer 5  (§  2a)

 Die  neu  eingefügte  Vorschrift  setzt  Artikel  69  der  Banken-
 richtlinie  um.  Danach  brauchen  Institute  mit  Sitz  im  Inland,
 die  einem  Institut  mit  Sitz  im  Inland  nachgeordnet  sind,  un-
 ter  bestimmten  Voraussetzungen  die  in  Artikel  68  Abs.  1  der
 Bankenrichtlinie  aufgezählten  Anforderungen  nicht  auf  Ein-
 zelebene  anzuwenden.  Diese  Ausnahme  bezieht  sich  auf  die
 in  Artikel  22  der  Bankenrichtlinie  geregelten  Anforderungen
 an  das  interne  Kontrollsystem  des  Instituts,  die  in  Artikel  75
 geregelten  Anforderungen  an  die  Angemessenheit  der  Ei-
 genmittelausstattung  sowie  die  in  Abschnitt  5  der  Banken-
 richtlinie  geregelten  Großkreditvorschriften,  die  in  den  ge-
 nannten  Vorschriften  der  §§  10,  13  und  13a  sowie  des  §  25a
 Abs.  1 Satz  3 Nr.  1 umgesetzt wurden.

 Die  Ausnahmeregelung  des  §  2a  erfordert  eine  enge  Einbin-
 dung  des  nachgeordneten  Unternehmens  in  die  Gruppen-
 struktur.  Nur  auf  diese  Weise  ist  gewährleistet,  dass  durch
 die  Freigabe  der  zentralen  Strukturnormen  des  Bankauf-
 sichtsrechts  auf  Einzelebene  keine  Gefahren  für  die  Sicher-
 heit  der  den  Instituten  anvertrauten  Vermögenswerte,  Be-
 einträchtigungen  der  ordnungsgemäßen  Durchführung  der
 Bankgeschäfte  oder  Finanzdienstleistungen  oder  unvertret-
 bare  Aufsichtslücken  entstehen  und  eine  angemessene
 Eigenmittelverteilung  in  der  Gruppe  sichergestellt  wird.  Ein
 Institut  kann  daher  die  Ausnahmeregelung  nur  in  Anspruch
 nehmen,  wenn  das  übergeordnete  Unternehmen  beherr-
 schenden  Einfluss  auf  das  nachgeordnete  Unternehmen  aus-
 üben  kann.  Es  muss  daher  mehr  als  50  vom  Hundert  der  mit
 den  Anteilen  des  nachgeordneten  Unternehmens  verbun-
 denen  Stimmrechte  halten  oder  aber  die  Mehrheit  der  Mit-
 glieder  seines  Leitungsorgans  bestellen  und/oder  abberufen
 können.  Das  nachgeordnete  Unternehmen  muss  darüber  hin-
 aus  vollumfänglich  in  die  gruppenweiten  Risikobewer-
 tungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren  eingebunden  sein  und
 das  übergeordnete  Unternehmen  hat  sicherzustellen,  dass  die
 Führung  des  nachgeordneten  Unternehmens  den  aufsicht-
 lichen Anforderungen entspricht.

 Aufgrund  des  Wegfalls  der  Mindestkapitalanforderungen
 auf  Einzelebene  muss  darüber  hinaus  gewährleistet  sein,
 dass  es  keine  rechtlichen  oder  bedeutenden  tatsächlichen
 Hindernisse  gibt,  die  im  Bedarfsfall  eine  unverzügliche
 Übertragung  von  Eigenmitteln  auf  das  nachgeordnete  Insti-
 tut  oder  eine  Übernahme  der  Verpflichtung  durch  das  über-
 geordnete  Unternehmen  verhindern.  Ergänzend  muss  sich
 das  übergeordnete  Unternehmen  verbindlich  verpflichten,  in
 diesem  Fall  für  die  vom  nachgeordneten  Unternehmen  ein-
 gegangenen  bestehenden  und  künftigen  Verpflichtungen  ein-
 zustehen.  Eine  derartige  Erklärung  ist  nur  dann  entbehrlich,
 wenn  die  vom  nachgeordneten  Unternehmen  verursachten
 Risiken  von  untergeordneter  Bedeutung  sind.  Der  Nachweis
 hierfür ist von dem Institut zu führen.

 Ein  Institut,  bei  dem  diese  Voraussetzungen  erfüllt  sind,
 braucht  die  genannten  Vorschriften  nicht  mehr  auf  Einzel-
 ebene  anzuwenden.  Es  hat  allerdings  der  Bundesanstalt  und

 der  Deutschen  Bundesbank  unter  Nachweis  des  Vorliegens
 der  Voraussetzungen  anzuzeigen,  dass  es  von  dem  Ausnah-
 metatbestand Gebrauch macht.

 Wird  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  nicht  oder  nicht  in
 ausreichendem  Maße  nachgewiesen,  kann  die  Bundesanstalt
 das  Institut  oder  das  ihm  übergeordnete  Unternehmen  auf-
 fordern,  geeignete  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  die  Tatbe-
 standsvoraussetzungen  zu  erfüllen.  Weist  das  Institut  nicht
 innerhalb  einer  von  der  Bundesanstalt  zu  bestimmenden
 Frist  nach,  dass  nunmehr  alle  Voraussetzungen  gegeben  sind,
 kann  die  Bundesanstalt  anordnen,  dass  das  Institut  die  ge-
 nannten  aufsichtsrechtlichen  Anforderungen  wieder  auf  Ein-
 zelebene zu beachten hat.

 Nimmt  ein  Institut  die  Ausnahme  in  Anspruch,  ist  es  gehal-
 ten,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  überprüfen,  ob  die  Voraussetzungen
 noch  gegeben  sind.  Eine  solche  Überprüfung  hat  zumindest
 immer  dann  stattzufinden,  wenn  Veränderungen  eingetreten
 sind,  die  sich  auf  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  nach
 Absatz  1  auswirken  können.  Das  Ergebnis  dieser  Überprü-
 fung  sowie  ggf.  in  seiner  Folge  ergriffene  Maßnahmen  sind
 zu  dokumentieren.  Die  Dokumentation  ist  der  Bundesanstalt
 und/oder  der  Deutschen  Bundesbank  auf  Anforderung  vor-
 zulegen.

 Absatz  5  setzt  Artikel  69  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  um
 und  öffnet  den  Ausnahmetatbestand  auch  für  inländische
 Institute,  die  nachgeordnete  Unternehmen  einer  Finanzhol-
 ding-Gruppe  nach  §  10a  Abs.  3  sind,  vorausgesetzt,  die
 Finanzholding-Gesellschaft  an  der  Spitze  der  Gruppe  hat
 ihren Sitz ebenfalls im Inland.

 Absatz  6  setzt  Artikel  69  Abs.  2a  der  Bankenrichtlinie  um.
 Danach  kann  unter  den  genannten  Voraussetzungen  auch  das
 übergeordnete  Institut  einer  Institutsgruppe  nach  §  10a
 Abs.  1  oder  2  auf  Einzelebene  von  der  Anwendung  der
 §§  10,  13,  13a  sowie  des  §  25a  Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  zum  in-
 ternen Kontrollsystem absehen.

 Zu Nummer 6  (§§ 2b bis 2d)

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Einfügung  des
 neuen § 2a.

 Zu Nummer 7  (§ 8)

 Die  Regelungen  tragen  den  geänderten  Marktverhältnissen
 im  Europäischen  Wirtschaftsraum  Rechnung.  Die  Institute
 führen  zunehmend  auch  grenzüberschreitend  Bankgeschäfte
 durch  bzw.  erbringen  Finanzdienstleistungen  in  anderen
 Mitgliedsstaaten.  Darüber  hinaus  ist  auch  bei  grenzüber-
 schreitend  tätigen  Institutsgruppen  und  Finanzholding-
 Gruppen  eine  Tendenz  zur  Schaffung  zentraler  Risikoma-
 nagementsysteme  festzustellen.  Um  vor  diesem  Hintergrund
 auch  weiterhin  sicherzustellen,  dass  vom  Sitzstaat  erteilte
 Erlaubnisse  u.  Ä.  gegenseitig  anerkannt  werden  können  und
 dass  sich  im  unmittelbaren  Wettbewerb  von  Instituten  mit
 Sitz  in  unterschiedlichen  Mitgliedstaaten  keine  Wettbe-
 werbsverzerrungen  aufgrund  abweichender  nationaler  Auf-
 sichtsregeln  ergeben,  zielt  die  überarbeitete  Bankenrichtlinie
 auf  eine  weitere  Harmonisierung  des  Bankenaufsichtsrechts
 sowie  Konvergenz  der  Aufsichtspraxis.  Ein  zentraler  Punkt
 ist  hierbei  die  weitere  Verstärkung  der  Position  der  für  die
 Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  zuständigen  Stelle,
 der  stärker  als  bisher  eine  Koordinatorfunktion  bei  der  Auf-
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sicht  über  grenzüberschreitend  tätige  Gruppen  sowie  über
 Gruppen,  deren  Mitglieder  ihren  Sitz  in  mehr  als  einem  Mit-
 gliedstaat  haben,  zukommt  (vgl.  hierzu  auch  die  Neurege-
 lung  in  Absatz  6  sowie  die  §§  8a  und  8c)  sowie  die  Erweite-
 rung  der  bestehenden  Regelungen  über  die  Zusammenarbeit
 der  Aufsichtsbehörden,  insbesondere  der  wechselseitige  In-
 formationsaustausch.

 Die  Bankenrichtlinie  unterscheidet  jetzt,  wie  bereits  zuvor
 die  Richtlinie  2002/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  vom  16.  Dezember  2002,  über  die  zusätzliche  Be-
 aufsichtigung  der  Kreditinstitute,  Versicherungsunterneh-
 men  und  Wertpapierfirmen  eines  Finanzkonglomerats  zwi-
 schen  grundlegenden  und  zweckdienlichen  Informationen,
 für deren Austausch jeweils andere Anforderungen gelten.

 Zu Buchstabe a

 Absatz  3  wurde  nach  Maßgabe  von  Artikel  132  Abs.  1  der
 Bankenrichtlinie  insgesamt  neu  gefasst  und  regelt  als  Lex
 specialis  zu  §  9  den  Austausch  „grundlegender  Informatio-
 nen“,  die  die  Aufsichtsbehörden  auch  auf  eigene  Initiative,
 d.  h.  ohne  das  Vorliegen  einer  entsprechenden  Anfrage  einer
 anderen  Aufsichtsbehörde,  weiterleiten  können.  Der  Hinweis
 auf  §  15  Abs.  1  des  Bundesdatenschutzgesetzes  in  Satz  2  ver-
 deutlicht,  dass  der  Austausch  personenbezogener  Daten  den
 Beschränkungen  durch  dieses  Gesetz  unterliegt.  Eine  Ver-
 pflichtung  zur  Weiterleitung  von  grundlegenden  Informa-
 tionen  ohne  Anfrage  besteht  nicht.  Grundlegend  in  diesem
 Sinne  sind  Informationen,  die,  wie  die  in  den  Fallgruppen  ge-
 nannten  Beispiele,  einen  materiellen  Einfluss  auf  die  Be-
 urteilung  der  Finanzlage  eines  Instituts  in  einem  Staat  des
 Europäischen  Wirtschaftsraums  haben  können.  Als  Beispiele
 für  die  in  Satz  4  Nr.  4  genannten  „schwerwiegenden  oder
 außergewöhnlichen  bankaufsichtlichen  Maßnahmen“  nennt
 die  Bankenrichtlinie  ausdrücklich  die  Verhängung  zusätz-
 licher  Kapitalanforderungen  (vgl.  hierzu  auch  §  45b)  sowie
 die  Beschränkung  der  Möglichkeit  zur  Nutzung  eines  fortge-
 schrittenen  Messansatzes  zur  Ermittlung  des  operationellen
 Risikos  (Advanced  Measurement  Approach  –  AMA)  für  die
 Berechnung  des  erforderlichen  Eigenkapitals.  Maßgeblich  ist
 dabei  vor  allem  der  Horizont  des  Staates,  der  die  Informa-
 tionen erhält.

 Zu Buchstabe b

 Absatz  4  betrifft  die  Weitergabe  „zweckdienlicher  Informa-
 tionen“  durch  die  Bundesanstalt,  sofern  sie  für  die  Aufsicht
 über  eine  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  zu-
 ständig  ist,  deren  gruppenangehörige  Unternehmen  ihren
 Sitz  in  wenigstens  einem  anderen  Staat  des  Europäischen
 Wirtschaftsraums  haben  (grenzüberschreitende  Gruppe).
 Zweckdienliche  Informationen,  die  nach  Maßgabe  von  Arti-
 kel  132  Abs.  1  der  Bankenrichtlinie  definiert  sind  als  Infor-
 mationen,  die  die  Beurteilung  der  finanziellen  Solidität  eines
 Instituts  in  einem  anderen  Staat  des  Europäischen  Wirt-
 schaftsraums  wesentlich  beeinflussen  können,  werden  an-
 ders  als  grundlegende  Informationen  nur  auf  konkrete
 Anfrage  einer  anderen  zuständigen  Stelle  weitergegeben.  Ob
 und  in  welchem  Umfang  einem  solchen  Auskunftsersuchen
 Rechnung  getragen  wird,  liegt  im  Ermessen  der  Bundesan-
 stalt  und  richtet  sich  insbesondere  nach  der  Bedeutung  des
 jeweils  relevanten  Tochterunternehmens  für  das  Finanz-
 system des betreffenden Staates.

 Die  bisher  in  Absatz  3  geregelten  zulässigen  Verwendungs-
 zwecke  für  Informationen,  die  die  Bundesanstalt  und  die
 Deutsche  Bundesbank  von  anderen  Aufsichtsbehörden  er-
 halten,  sind  nunmehr  inhaltlich  unverändert  in  Absatz  5  ge-
 regelt.

 Absatz  6  setzt  Artikel  132  Abs.  3  der  Bankenrichtlinie  um  und
 bildet  mit  der  Konsultation  der  anderen  zuständigen  Stellen
 vor  bestimmten  aufsichtlichen  Entscheidungen  einen  weite-
 ren  Aspekt  der  engeren  Zusammenarbeit  ab.  Soweit  eine
 Entscheidung  der  Bundesanstalt  über  zustimmungspflichtige
 Änderungen  der  Struktur  der  Inhaber,  der  Organisation  oder
 der  Geschäftsleitung  gruppenangehöriger  Institute  oder  den
 Erlass  schwerwiegender  oder  außergewöhnlicher  bankauf-
 sichtlicher  Maßnahmen  auch  Bedeutung  für  die  Aufsichts-
 tätigkeit  anderer  zuständiger  Stellen  im  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  hat,  sind  diese  Stellen  grundsätzlich  vorher
 anzuhören.  Auch  hier  nennt  die  Bankenrichtlinie  als  Bei-
 spiele  für  derartige  Maßnahmen  die  Verhängung  erhöhter
 Eigenkapitalanforderungen  (vgl.  hierzu  auch  §  45b)  sowie  die
 Beschränkung  der  Möglichkeit  zur  Nutzung  eines  fortge-
 schrittenen  Messansatzes  zur  Ermittlung  des  operationellen
 Risikos  für  die  Berechnung  des  erforderlichen  Eigenkapitals.
 Besonderes  Gewicht  wird  auch  hier  der  für  die  Aufsicht  auf
 zusammengefasster  Basis  zuständigen  Stelle  zugemessen,
 vgl.  §  8  Abs.  6  Satz  1  Nr.  2.  Von  der  Anhörung  kann  dann  ab-
 gesehen  werden,  wenn  diese  aufgrund  von  Gefahr  in  Verzug
 nicht  möglich  ist  oder  wenn  die  Gefahr  besteht,  dass  eine  vor-
 herige  Anhörung  der  zuständigen  Stellen  die  Wirksamkeit  der
 Maßnahme  gefährden  könnte.  In  diesen  Fällen  beschränkt
 sich  die  Kooperationspflicht  auf  eine  unverzügliche  nach-
 trägliche Information der betreffenden Stellen.

 Absatz  7  setzt  Artikel  130  Abs.  1  der  Bankenrichtlinie  um.
 Dieser  sieht  vor,  dass  die  für  die  Aufsicht  auf  zusammen-
 gefasster  Basis  zuständigen  Stellen,  die  von  einer  Krisen-
 situation  in  der  Gruppe  Kenntnis  erlangen,  die  Auswirkun-
 gen  für  das  Finanzsystem  eines  der  EWR-Staaten  haben
 kann,  in  denen  die  Unternehmen  der  Gruppe  ihren  Sitz
 haben,  unter  Beachtung  der  nationalen  Verschwiegenheits-
 vorschriften  die  Zentralnotenbank  (Artikel  49  Buchstabe  a
 der  Bankenrichtlinie)  sowie  die  Dienststellen  ihrer  Zentral-
 behörden,  die  für  die  Rechtsvorschriften  über  die  Überwa-
 chung  der  Kreditinstitute,  der  Finanzinstitute,  der  Wertpa-
 pierdienstleistungen  und  der  Versicherungsgesellschaften
 zuständig  sind  (Artikel  50  der  Bankenrichtlinie),  informie-
 ren.  In  Deutschland  sind  dies  die  Deutsche  Bundesbank
 sowie das Bundesministerium der Finanzen.

 Der  bisherige  Absatz  3  Satz  3  wurde  wegen  der  Sachnähe  in-
 haltlich  unverändert  als  neuer  Absatz  4  an  §  35  (Erlöschen
 und Aufhebung der Erlaubnis) angefügt.

 Zu Buchstabe c

 Redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Nummer 8  (§ 8a)

 Absatz  1  setzt  Artikel  129  Abs.  1  der  Bankenrichtlinie  um.
 Die  Regelung  weist  der  Bundesanstalt  weitere  Aufgaben  zu,
 wenn  sie  für  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  über
 eine  Gruppe  zuständig  ist,  an  deren  Spitze  ein  EU-Mutter-
 institut  oder  eine  EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaft
 steht.  Sie  gehört  damit  ebenfalls  in  den  Kreis  der  Richt-
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linienvorgaben,  die  auf  eine  stärkere  Betonung  der  Bedeu-
 tung  der  im  Hinblick  auf  grenzüberschreitende  Gruppen  für
 die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  zuständigen  Stel-
 le  gerichtet  sind.  Dieser  Stelle  wird  dabei  zunehmend  die
 Rolle  einer  zentralen  Ansprechpartnerin  und  Koordinatorin
 für  die  Aufsicht  über  die  gruppenangehörigen  Unternehmen
 sowohl  in  Krisensituationen  als  auch  im  Rahmen  der  laufen-
 den  Aufsicht  zugewiesen.  Die  zusätzlichen  Aufgaben  um-
 fassen  insbesondere  Koordinations-  und  Planungsaufgaben
 im  Hinblick  auf  die  Informationssammlung  und  Verteilung
 sowie die Planung und Koordination der Aufsichtstätigkeit.

 Ergänzend  zu  den  der  für  die  Aufsicht  auf  zusammen-
 gefasster  Basis  zuständigen  Stelle  bereits  unmittelbar  durch
 die  Richtlinie  zugewiesenen  zusätzlichen  Aufgaben  sieht
 Artikel  131  zweiter  Unterabsatz  der  Bankenrichtlinie,  der  mit
 Absatz  2  umgesetzt  wird,  die  Möglichkeit  der  EWR-Staaten
 vor,  im  Rahmen  von  Kooperationsvereinbarungen  zwischen
 den  zuständigen  Stellen  im  Europäischen  Wirtschaftsraum
 weitere  Aufgaben  auf  diese  Stelle  zu  übertragen.  Hierdurch
 kann  unterschiedlichen  aufsichtlichen  Anforderungen,  die
 sich  z.  B.  aus  der  Struktur  der  Gruppe  ergeben,  besser  Rech-
 nung getragen werden.

 Zu Nummer 9  (§ 8b)

 Die  Umbenennung  ist  redaktionelle  Folgeänderung  auf-
 grund  der  Einfügung  von  §  8a.  Weitere  redaktionelle  Folge-
 änderungen  ergaben  sich  durch  die  Neufassung  von  §  8  so-
 wie die Einfügung des neuen §  31 Abs.  2 bis 4.

 Zu Nummer 10  (§ 8c)

 §  8c  ermöglicht  es  der  Bundesanstalt  und  den  zuständigen
 Stellen  im  Europäischen  Wirtschaftsraum,  abweichend  von
 der  nach  den  Vorschriften  der  Richtlinie  und  dieses  Gesetzes
 geltenden  Zuständigkeitsverteilung  im  Einzelfall  aufgrund
 bilateraler  Übereinkünfte  die  Zuständigkeit  für  die  Aufsicht
 auf  zusammengefasster  Basis  oder  die  Zuständigkeit  für  die
 Aufsicht  über  einzelne  nachgeordnete  Institute  zu  übertra-
 gen.  In  beiden  Fällen  ist  die  Kommission  der  Europäischen
 Gemeinschaften  über  das  Bestehen  und  den  Inhalt  der  Über-
 einkünfte zu informieren.

 Absatz  1  basiert  auf  dem  bisherigen  §  8b  und  regelt  die  Mög-
 lichkeit  der  Bundesanstalt,  in  besonderen  Fällen  widerruf-
 lich  von  der  Beaufsichtigung  auf  zusammengefasster  Basis
 abzusehen  und  bei  gleichzeitiger  Freistellung  des  übergeord-
 neten  Unternehmens  der  Gruppe  von  der  Beachtung  der  Vor-
 schriften  über  die  Beaufsichtigung  auf  zusammengefasster
 Basis  diese  im  Rahmen  einer  gemeinsamen  Übereinkunft
 auf  eine  andere  zuständige  Stelle  im  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  zu  übertragen.  Die  Voraussetzungen  für  eine
 Übertragung  der  Zuständigkeit  wurden  ergänzt.  So  gilt
 weiterhin,  dass  auch  nach  der  Übertragung  der  Zuständigkeit
 sichergestellt  sein  muss,  dass  die  gruppenangehörigen  Insti-
 tute  entsprechend  den  Vorgaben  den  Bankenrichtlinie  in  die
 Beaufsichtigung  auf  zusammengefasster  Basis  einbezogen
 werden.  Darüber  hinaus  setzt  die  Übertragung  der  Zustän-
 digkeit  voraus,  dass  es  im  Hinblick  auf  die  gruppenangehö-
 rigen  Unternehmen  und  die  Bedeutung  ihrer  Geschäftstätig-
 keit  in  dem  anderen  Staat  unangemessen  wäre,  wenn  die
 Bundesanstalt  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis
 ausüben  würde,  auch  wenn  sie  hierfür  nach  den  Regelungen
 der  Richtlinie  und  dieses  Gesetzes  zuständig  wäre.  Auch  die-

 se  Regelung  soll  dazu  beitragen,  den  tatsächlichen  Anforde-
 rungen  an  die  Aufsicht  und  der  jeweiligen  Bedeutung  der  In-
 stitute  oder  Gruppen  für  die  einzelnen  Mitgliedstaaten  besser
 Rechnung  zu  tragen.  Zur  Erhaltung  der  Transparenz  und  aus
 Gründen  der  Rechtsklarheit  ist  –  neben  der  Unterrichtung
 der  Kommission  der  Europäischen  Gemeinschaften  –  das
 betroffene  übergeordnete  Unternehmen  der  Gruppe  vor  der
 Übertragung  der  Zuständigkeit  zu  hören  und  für  die  Dauer
 der  Übertragung  von  seinen  Pflichten  aufgrund  der  Vor-
 schriften  über  die  Beaufsichtigung  auf  zusammengefasster
 Basis freizustellen.

 Absatz  2  wurde  neu  gefasst  und  regelt  den  Fall,  dass  auf-
 grund  einer  Vereinbarung  mit  einer  anderen  zuständigen
 Stelle  innerhalb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  die  Zu-
 ständigkeit  für  die  Beaufsichtigung  einer  Institutsgruppe
 oder  Finanzholding-Gruppe  auf  die  Bundesanstalt  übertra-
 gen  wurde.  Da  in  diesem  Fall  das  übergeordnete  Unterneh-
 men  nach  Maßgabe  der  Bankenrichtlinie  nicht  der  Aufsicht
 der  Bundesanstalt  unterliegt,  erhält  sie  mit  Absatz  2  die
 Möglichkeit,  entsprechend  den  Regeln  des  §  10a  Abs.  1
 und  3  ein  Institut  mit  Sitz  im  Inland  als  übergeordnetes  Un-
 ternehmen  der  Gruppe  zu  bestimmen  und  so  eine  wirksame
 Aufsicht auf zusammengefasster Basis zu gewährleisten.

 Absatz  3  gibt  der  Bundesanstalt,  aufbauend  auf  Artikel  131
 dritter  Unterabsatz  der  Bankenrichtlinie,  die  Möglichkeit,
 die  Zuständigkeit  für  die  Beaufsichtigung  eines  Instituts,  für
 dessen  Lizenzierung  sie  nach  Maßgabe  der  Richtlinie  und
 dieses  Gesetzes  zuständig  ist,  auf  eine  andere  zuständige
 Stelle  im  Europäischen  Wirtschaftsraum  zu  übertragen,  so-
 fern  es  sich  um  ein  Tochterunternehmen  eines  durch  diese
 Stelle lizenzierten und beaufsichtigten Instituts handelt.

 Zu Nummer 11  (§ 8d)

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Einfügung  von
 §  8c.

 Zu Nummer 12  (§  10)

 Die  dieser  Gesetzesänderung  zugrunde  liegende  Überarbei-
 tung  der  Bankenrichtlinie  und  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 dient  in  erster  Linie  der  Umsetzung  der  überarbeiteten  Base-
 ler  Eigenkapitalvereinbarung  vom  Juni  2004  in  europäisches
 Recht.  Der  Schwerpunkt  der  neuen  Vorschriften  liegt  in  der
 Ermittlung  der  Angemessenheit  der  Eigenmittelausstattung
 der  Institute  und  den  hierfür  künftig  zur  Verfügung  stehen-
 den  Verfahren.  Die  Umsetzung  dieser  Regelungen  in  natio-
 nales  Recht  erfolgt  im  Wesentlichen  in  der  Rechtsverord-
 nung  nach  Absatz  1  Satz  9.  Eine  grundlegende  Neuregelung
 der  Eigenkapitalbestandteile  wird  demgegenüber  voraus-
 sichtlich  erst  zum  1.  Januar  2009  erfolgen  (vgl.  Artikel  62
 der  Bankenrichtlinie).  Gleichwohl  enthalten  auch  die  vor-
 liegenden  neu  gefassten  Richtlinien  Regelungen,  die  auch  in
 §  10  Anpassungen  erforderlich  machen.  Darüber  hinaus  be-
 steht  in  anderen  Teilen  der  Vorschrift  Anlass,  die  Regelun-
 gen  vor  dem  Hintergrund  der  geltenden  Verwaltungspraxis
 zu  überarbeiten  und  bankaufsichtlich  unerlässliche  Korrek-
 turen vorzunehmen.

 Zu den Buchstaben a und b

 Aus  Gründen  der  Klarstellung  und  Vereinfachung  wurde  das
 Gefüge  der  §§  10  und  10a  dahin  gehend  verändert,  dass  §  10
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nunmehr  generell  die  Anforderungen  an  eine  angemessene
 Eigenmittelausstattung  sowohl  von  Einzelinstituten  als  auch
 von  Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen  enthält.
 Bereits  bisher  regelte  der  auf  dieser  Vorschrift  basierende
 Grundsatz  I  auch  die  Solvabilitätsanforderungen  auf  Grup-
 penebene.  Dies  wird  auch  für  die  Rechtsverordnung  nach
 Absatz  1  Satz  9  gelten.  §  10  ist  darüber  hinaus  maßgeblich
 für  die  im  Rahmen  der  zusammengefassten  Eigenmittel-
 berechnung  berücksichtigungsfähigen  Eigenmittelbestand-
 teile.  Es  ist  insoweit  nur  konsequent,  die  Eigenmittelanfor-
 derungen  an  Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen
 bereits  in  §  10  zu  regeln.  Die  Funktion  des  §  10a  beschränkt
 sich  danach  auf  die  mehr  technischen  Fragen  der  Ermittlung
 der  Konsolidierungskreise,  der  Konsolidierungsverfahren
 sowie  der  Pflichten  der  übergeordneten  Institute.  Die  Über-
 schrift wurde entsprechend angepasst.

 Die  Bankenrichtlinie  und  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  ver-
 pflichten  den  Gesetzgeber,  den  Instituten  über  die  Nutzung
 unterschiedlicher  Risikomessverfahren  und  die  Heranzie-
 hung  sowohl  externer  Ratings  als  auch  interner  Schätzungen
 eine  risikosensitivere  und  stärker  als  bisher  die  jeweilige
 Komplexität  der  Geschäftstätigkeit  widerspiegelnde  Ermitt-
 lung  der  individuellen  Risikolage  und  der  hieraus  erwach-
 senden  Eigenkapitalanforderungen  zu  erlauben  und  zu  be-
 rücksichtigen.

 Die  Regelung  im  neuen  Satz  2  knüpft  an  die  bereits  zuvor
 dargestellte  Möglichkeit  der  Institute  sowie  Institutsgruppen
 und  Finanzholding-Gruppen  an,  im  Rahmen  der  Beurteilung
 der  Angemessenheit  der  Eigenmittelausstattung  interne  Risi-
 komessverfahren  einzusetzen  und  stellt  die  grundsätzliche
 Zulässigkeit  der  Nutzung  der  genannten  Verfahren  fest,
 soweit  eine  entsprechende  Zulassung  der  Bundesanstalt
 vorliegt.

 Insbesondere  die  internen  Schätzverfahren  basieren  vor
 allem  auf  der  Erhebung  und  Verwendung  personenbezoge-
 ner  Daten  durch  die  Institute.  Erwägungsgrund  34  der  Ban-
 kenrichtlinie  stellt  daher  –  unbeschadet  der  Anforderungen
 der  Richtlinie  95/46/EG  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  vom  24.  Oktober  1995  zum  Schutz  natürlicher  Per-
 sonen  bei  der  Verarbeitung  personenbezogener  Daten  und
 zum  freien  Datenverkehr  –  ausdrücklich  ein  berechtigtes  In-
 teresse  der  Institute  an  der  Erhebung  und  Verarbeitung  der
 für  den  Betrieb  der  internen  Ratingsysteme  erforderlichen
 personenbezogenen  Daten  fest,  da  nur  so  ein  zuverlässiger
 Betrieb  der  internen  Ratingsysteme  mit  aussagekräftigen  Er-
 gebnissen ermöglicht und sichergestellt werden kann.

 Mit  den  Sätzen  3  bis  8  wird  eine  bereichsspezifische  Rege-
 lung  für  den  Umgang  mit  personenbezogenen  Daten  im  Zu-
 sammenhang  mit  solchen  Risikomessverfahren  geschaffen,
 die  einerseits  dem  Interesse  der  Institute  und  der  Bankauf-
 sicht  am  Aufbau  und  Betrieb  solcher  Systeme  Rechnung
 trägt  und  andererseits  die  schutzwürdigen  Interessen  der
 Kunden angemessen berücksichtigt.

 Datenerhebung  und  Datenverwendung  werden  grundsätz-
 lich  nur  im  erforderlichen  Umfang  zugelassen  (Satz  3  Nr.  2)
 und  die  Verwendung  bestimmter  besonders  sensibler  Merk-
 male  generell  ausgeschlossen  (Satz  3  letzter  Halbsatz).  Im
 Übrigen  dürfen  im  Echtbetrieb  der  Ratingsysteme  nur  bei
 Zugrundelegung  strenger  Maßstäbe  nachweisbar  bonitäts-
 relevante  Merkmale  in  die  Ratingsysteme  eingehen  (Satz  3
 Nr.  1).  Die  wesentlichsten  für  die  Gewinnung  von  Merk-

 malen  oder  von  Scorewerten  aus  der  Zusammenfassung  von
 Merkmalen  in  Frage  kommenden  Datenkategorien  werden
 in  der  nicht  abschließenden  Aufzählung  in  Satz  6  genannt.
 Außerhalb  des  Echtbetriebs  dürfen  zur  Entwicklung  und
 Weiterentwicklung  der  Ratingsysteme  nach  Satz  5  auch
 Merkmale  verwendet  werden,  die  den  für  den  Echtbetrieb
 geltenden strengen Maßstäben (noch) nicht genügen.

 Die  Erstreckung  der  Regelungen  auf  Betriebs-  und  Ge-
 schäftsgeheimnisse  in  Satz  4  trägt  dem  berechtigten  Interes-
 se  von  Unternehmen  auf  entsprechenden  Schutz  dieser  sen-
 siblen Informationen Rechnung.

 Satz  7  nennt  die  zulässigen  Datenquellen  und  orientiert  sich
 an  der  derzeit  absehbaren  Praxis.  Gerade  für  kleinere  Institu-
 te  ist  die  Verbreiterung  ihrer  Datenbasis  durch  Verwendung
 externer  Datenquellen  zwingende  Vorbedingung  für  den
 Übergang zu fortgeschrittenen Verfahren.

 Die  Übermittlung  erhobener  Daten  innerhalb  der  aufsicht-
 lichen  Institutsgruppe  und  in  pseudonymisierter  Form  an
 einen  engen  Kreis  von  Dienstleistern  wie  zum  Beispiel  die
 zentralen  Einrichtungen  der  Verbundgruppen  der  Sparkassen
 und  Kreditgenossenschaften  ist  erforderlich,  damit  auch
 kleinere  Institute  die  Anforderungen  an  die  fortgeschrittenen
 Ansätze  erfüllen  können,  ohne  unverhältnismäßig  teure
 eigene  interne  Ratingsysteme  mit  den  dafür  erforderlichen
 Datenverarbeitungskapazitäten  aufbauen  zu  müssen.  Satz  8
 schafft  hierfür  die  Grundlage.  Künftig  sind  auch  operationel-
 le  Risiken  mit  Eigenkapital  zu  unterlegen.  Aufgrund  dieser
 deutlich  erweiterten  Vorschriften  zur  Ermittlung  einer  ange-
 messenen  Eigenmittelausstattung  war  die  Rechtsverord-
 nungsermächtigung  in  Absatz  1  Satz  9  neu  zu  fassen  und  im
 Hinblick  auf  die  bereichsspezifische  Datenerhebungs-  und
 Datenverwendungsregelung  zu  ergänzen.  Die  erforderlichen
 Bestimmungen  über  Fristen  für  die  Löschung  oder  Anony-
 misierung  der  personenbezogenen  Daten  hat  der  Verord-
 nungsgeber zwingend zu treffen.

 Die  Regelung  in  Absatz  1  Satz  5  a.  F.  wurde  gestrichen,  sie
 findet  sich  nunmehr  wegen  der  grundsätzlichen  Meldepflicht
 in  Absatz  1e  und  bezüglich  der  näheren  Ausgestaltung  der
 Meldepflicht  in  Satz  2  Nr.  5,  wobei  auch  hier  im  Hinblick  auf
 eine  Vereinheitlichung  des  (elektronischen)  Meldewesens
 der Begriff „Datenformate“ aufgenommen wurde.

 Zu Buchstabe c

 Die  bisherigen  Vorschriften  des  Absatzes  1a  zu  abweichen-
 den  Gewichtungssätzen  wurden  hier  aufgehoben,  da  diese
 nunmehr  in  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  1  Satz  3  ge-
 regelt  werden.  Hinsichtlich  der  vor  dem  1.  Januar  2007  ge-
 währten  Kredite,  denen  in  Anwendung  von  Absatz  1a  Satz  1
 in  seiner  bisherigen  Fassung  ein  adressenbezogenes  Boni-
 tätsgewicht  von  null  vom  Hundert  beigemessen  werden  darf,
 enthält  §  64h  Abs.  1  eine  Übergangsregelung,  nach  der  die
 bestehende  Gewichtung  in  diesen  Fällen  bis  zum  Ende  der
 Laufzeit des Kredites beibehalten werden darf.

 Die  neue  Regelung  des  Absatzes  1a  beruht  auf  Artikel  129
 Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  und  regelt  in  erster  Linie  das  Zu-
 lassungsverfahren  zur  Nutzung  interner  Risikomessverfah-
 ren  im  Bereich  grenzüberschreitender  Institutsgruppen  und
 Finanzholding-Gruppen.  Die  darüber  hinausgehende  Erstre-
 ckung  auf  interne  Marktrisikomodelle  folgt  aus  Artikel  37
 Abs.  2  der  Kapitaladäquanzrichtlinie.  Die  Regelung  betont



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 49 – Drucksache 16/1335
einerseits  ebenfalls  die  besondere  Bedeutung  der  für  die
 Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis  zuständigen  Stelle,
 andererseits  stellt  sie  jedoch  auch  sicher,  dass  alle  zuständi-
 gen  Stellen  der  Herkunftsstaaten  in  das  Zulassungsverfahren
 eingebunden werden.

 Beabsichtigt  eine  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Grup-
 pe,  deren  gruppenangehörige  Unternehmen  ihren  Sitz  in
 mindestens  zwei  verschiedenen  Mitgliedstaaten  des  EWR
 haben  (grenzüberschreitende  Gruppe)  und  für  deren  Beauf-
 sichtigung  auf  zusammengefasster  Basis  die  Bundesanstalt
 zuständig  ist,  für  die  Berechnung  ihrer  Eigenmittelanforde-
 rungen  interne  Risikomessverfahren  zu  nutzen,  benötigt  sie
 hierfür  eine  Zulassung  der  Bundesanstalt,  die  daher  auch
 Adressat  des  Antrags  ist.  In  konsequenter  Fortführung  der
 bereits  in  den  neu  geregelten  §§  8,  8a  und  8c  zum  Ausdruck
 kommenden  intensivierten  Kooperation  zwischen  den  ver-
 schiedenen,  für  die  Aufsicht  über  die  gruppenangehörigen
 Institute  zuständigen  Stellen,  entscheidet  die  Bundesanstalt
 nicht  allein  über  den  Antrag,  sondern  leitet  den  Antrag  an  die
 anderen  zuständigen  Stellen  weiter,  soweit  die  von  ihnen  be-
 aufsichtigen  Institute  von  dem  Gruppenantrag  betroffen
 sind.  Die  zuständigen  Stellen  haben  nach  dem  Eingang  des
 vollständigen  Antrags  sechs  Monate  Zeit,  eine  gemeinsame
 Entscheidung  über  das  Vorliegen  der  Zulassungsvorausset-
 zungen  zu  treffen.  Kommt  innerhalb  von  sechs  Monaten  kei-
 ne  gemeinsame  Entscheidung  der  beteiligten  Stellen  über
 das  Vorliegen  der  Zulassungsvoraussetzungen  zustande,  fällt
 der Bundesanstalt das Letztentscheidungsrecht zu.

 Liegt  eine  gemeinsame  Entscheidung  der  betroffenen  zu-
 ständigen  Stellen  oder  eine  Entscheidung  aufgrund  des  Letz-
 tentscheidungsrechts  vor,  wird  diese  dem  übergeordneten
 Unternehmen  der  Gruppe  in  schriftlicher  Form  und  unter
 Angabe  der  maßgeblichen  Gründe  bekannt  gemacht;  wenn
 vom  Letztentscheidungsrecht  Gebrauch  gemacht  wurde,
 auch  unter  Abwägung  der  von  den  anderen  zuständigen
 Stellen  vorgebrachten  Vorbehalte.  Handelt  es  sich  um  einen
 Antrag  auf  Gruppenebene  bzw.  um  den  Antrag  eines  Insti-
 tuts,  für  dessen  Beaufsichtigung  die  Bundesanstalt  auch  auf
 Einzelebene  zuständig  ist,  ergeht  über  diese  Unterrichtung
 hinaus noch ein rechtsmittelfähiger Bescheid.

 Ist  die  Bundesanstalt  nur  auf  Einzelebene  für  die  Beaufsich-
 tigung  eines  Instituts  zuständig,  das  einer  grenzüberschrei-
 tenden  Gruppe  im  Sinne  von  Satz  2  angehört,  und  betrifft  der
 Antrag  auch  die  Zulassung  dieses  Instituts  auf  Einzelebene,
 so  erlässt  die  Bundesanstalt  den  zur  Umsetzung  der  zusam-
 men  mit  der  für  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis
 zuständigen  Stelle  oder  aufgrund  deren  Letztentscheidung
 getroffenen  Entscheidung  erforderlichen  Zulassungsbe-
 scheid.

 Zu Buchstabe d

 Absatz  1c  wird  aufgehoben.  Die  dortige  Regelung  zur  Ver-
 wendung  eigener  Risikomodelle  findet  sich  nunmehr  in  der
 Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 9.

 Zu Buchstabe e

 Die  Erweiterung  des  Katalogs  der  Eigenmittelbestandteile  in
 Artikel  57  der  Bankenrichtlinie  sowie  die  Regelungen  des
 Artikels  66  der  Bankenrichtlinie  erfordern  nunmehr  eine
 noch  klarere  Abgrenzung  der  Eigenkapitalbegriffe  für  ver-

 schiedene  Anwendungsbereiche:  Der  neu  gefasste  Absatz  1d
 enthält  mit  der  Einführung  des  Begriffs  des  „modifizierten
 verfügbaren  Eigenkapitals“  die  Definition  des  Eigenkapital-
 begriffs,  der  bei  der  Ermittlung  der  Angemessenheit  der  Ei-
 genmittelausstattung  nach  der  Rechtsverordnung  nach  Ab-
 satz  1  Satz  9  zugrunde  zu  legen  ist.  Die  Regelungen  der
 bisherigen  Sätze  2  bis  4  werden  als  allgemeine  Vorausset-
 zungen  für  das  aufsichtliche  haftende  Eigenkapital  in  Absatz
 2 übernommen.

 Durch  Satz  3  wird  der  klarstellende  Hinweis  aus  Artikel  66
 Abs.  2a  der  Bankenrichtlinie  in  das  Kreditwesengesetz  über-
 nommen,  wonach  die  nur  bei  Anwendung  bestimmter  Be-
 rechnungsmethoden  resultierenden  Hinzurechnungs-  bzw.
 Abzugsbeträge  –  vor  allem  bei  Instituten,  die  den  auf  inter-
 nen  Ratings  basierenden  Ansatz  (IRBA)  nutzen  –  bei  der  Be-
 rechnung  des  haftenden  Eigenkapitals  nach  Absatz  2  Satz  2
 anrechnungsneutral  bleiben  und  damit  keine  Auswirkungen
 auf  die  Ermittlung  der  Definitions-  und  Obergrenzen  bei  den
 §§  12,  13  und  13a  haben.  Eine  derartige  Aufteilung  der
 bankaufsichtlichen  Berechnung  der  für  die  verschiedenen
 Zwecke  (Solvabilität,  Großkredite)  verfügbaren  Eigenmittel
 ist  materiell  nicht  neu.  Bereits  seit  Inkrafttreten  der  Handels-
 buchvorschriften  im  Rahmen  der  6.  KWG-Novelle  müssen
 die  Institute  zur  Ermittlung  des  frei  verfügbaren  Kern-  und
 Ergänzungskapitals  die  sich  auf  das  haftende  Eigenkapital
 beziehenden  Abzugs-  und  Unterlegungspositionen  jeweils
 hälftig  vom  Kern-  und  Ergänzungskapital  abziehen  (vgl.
 dazu  Ausführungen  zu  den  Buchstaben  h  sowie  i  Doppel-
 buchstabe  ee).  Neu  hinzu  kommt  nunmehr,  dass  bestimmte
 Eigenmittelkomponenten,  darunter  der  Wertberichtigungs-
 überschuss  nach  Absatz  2b  Satz  1  Nr.  9,  ausschließlich  für
 die  Zwecke  der  Ermittlung  der  Angemessenheit  der  Eigen-
 mittelausstattung hinzugerechnet bzw. abgezogen werden.

 Zu Buchstabe f

 Der  neu  eingefügte  Absatz  1e  regelt  nun  die  vormals  in  Ab-
 satz  1  Satz  5  enthaltene  grundsätzliche  Pflicht  zur  Abgabe
 von  vierteljährlichen  Meldungen  zur  angemessenen  Eigen-
 kapitalausstattung  sowohl  für  Institute  als  auch  für  Instituts-
 gruppen  und  Finanzholding-Gruppen  (siehe  Begründung  zu
 Buchstabe  a).  Gleichzeitig  ermöglicht  die  Regelung,  in  der
 Rechtsverordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  in  besonderen  Fäl-
 len  einen  längeren  Meldezeitraum  anzuordnen,  insbesondere
 wenn  die  Abgabe  vierteljährlicher  Meldungen  im  Hinblick
 auf  die  Geschäftstätigkeit  der  betroffenen  Institute  unange-
 messen wäre.

 Zu Buchstabe g

 Der  bislang  allein  den  Begriffsdefinitionen  vorbehaltene  Ab-
 satz  2  enthält  nun  auch  allgemeine  Grundsätze  zur  Eigenmit-
 telschöpfung.  Die  Sätze  3  und  4  zu  den  berücksichtigungsfä-
 higen  Obergrenzen  des  Ergänzungskapitals  wurden  aus  dem
 bisherigen  Absatz  2b  übernommen.  Zur  Klarstellung  werden
 in  Satz  5  erster  Teilsatz  die  in  der  Bankenrichtlinie  bereits
 seit  langem  formulierten  allgemeinen  Mindestanforderun-
 gen  an  die  Anerkennung  von  aufsichtlichen  Eigenmittel-
 komponenten  übernommen.  Der  zweite  Teilsatz  wurde  aus
 Absatz  1d  übernommen,  ebenso  wie  die  Sätze  6  und  7.  Trotz
 des  Umfangs  der  Regelung  unterbleibt  eine  weitere  Aufspal-
 tung  in  mehrere  Absätze,  um  die  bestehende  Systematik  des
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§  10  bis  zu  einer  späteren  vollständigen  Überarbeitung  bei-
 zubehalten.

 Zu Buchstabe h

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Redaktionelle  Änderung  aufgrund  des  Gesetzes  zur  Einfüh-
 rung  der  Europäischen  Genossenschaft  und  zur  Änderung
 des Genossenschaftsrechts.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Ergänzung  der  Nummer  1  dient  der  Umsetzung  der  Vor-
 gaben  aus  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  Anhang  VII  Teil  B
 Nr.  13  i.  V.  m.  Nr.  14a,  und  verpflichtet  die  Institute  zu
 einem  unmittelbaren  Abzug  von  im  Handelsbuch  entstande-
 nen  Verlusten  vom  Kernkapital,  ohne  dass  es  der  Festsetzung
 eines gesonderten Korrekturpostens nach Absatz 3b bedarf.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Die  in  den  Nummern  6  und  7  genannten  beiden  neuen  Ab-
 zugstatbestände  werden  im  Gegensatz  zu  den  zuvor  aufge-
 führten  nicht  unmittelbar  bei  der  Ermittlung  der  Größe
 „Kernkapital“  in  Abzug  gebracht,  sondern  erst  im  Rahmen
 weitergehender  Berechnungen,  zum  Beispiel  im  Rahmen  der
 Eigenkapitalberechnung  nach  Absatz  1d  oder  der  Ermittlung
 des freien verfügbaren Kernkapitals.

 Die  Regelung  in  Nummer  6  setzt  Artikel  66  Abs.  2  Satz  1  der
 Bankenrichtlinie  um  (vgl.  dazu  auch  die  Ausführungen  zu
 Buchstabe  t).  Der  in  Nummer  7  genannte  negative  Ergän-
 zungskapitalsaldo  wird  ausdrücklich  in  Artikel  66  Abs.  2
 Satz  2  der  Bankenrichtlinie  genannt  und  war  schon  bislang
 –  sofern  anfallend  –  zu  berücksichtigen.  Er  ergibt  sich,  wenn
 bei  Anwendung  des  hälftigen  Abzugs  von  Kern-  und  Ergän-
 zungskapital  im  Ergänzungskapital  dadurch  ein  Unterde-
 ckungsbetrag  entsteht,  dass  das  zur  Verfügung  stehende  Er-
 gänzungskapital  nicht  ausreicht.  Im  Einklang  mit  Artikel  66
 Abs.  2  Satz  1  letzter  Teilsatz  der  Bankenrichtlinie  ist  der  Ab-
 zug  nach  den  Nummern  6  und  7  erst  nach  Ermittlung  des  be-
 rücksichtigungsfähigen  Ergänzungskapitals  nach  Absatz  2
 Satz  3  vorzunehmen.  Hierdurch  wird  einerseits  sicherge-
 stellt,  dass  sich  der  Abzug  nicht  auf  das  für  die  Bemessung
 der  Grenzen  nach  den  §§  12,  13  und  13a  maßgebliche  haf-
 tende  Eigenkapital  auswirkt,  andererseits  aber  auch  erreicht,
 dass  wegen  Überschreitung  der  Anrechnungsgrenze  nach
 Absatz  2  Satz  3  vorhandenes  überschüssiges  Ergänzungs-
 kapital bei der Berechnung unberücksichtigt bleibt.

 Zum  besseren  Verständnis  der  Funktionsweise  des  hälftigen
 Abzugs  nach  Nummer  1  vom  Kernkapital  und  in  Verbindung
 mit  Absatz  2b  Satz  2  vom  Ergänzungskapital  soll  folgendes
 Beispiel beitragen:

 Ein Institut verfügt über  Kernkapital  in  Höhe  von  100  und
 Ergänzungskapital  in  Höhe  von
 110.

 Es weist einen  Wertberichtigungsfehlbetrag  von
 40 auf.

 Zur  Ermittlung  des  modifizierten  verfügbaren  Eigenkapitals
 im  Sinne  des  Absatzes  1d  bedarf  es  in  einem  ersten  Berech-
 nungsschritt  der  Kappung  des  Ergänzungskapitals  nach
 Absatz  2  Satz  3  auf  maximal  100  vom  Hundert  des  Kern-
 kapitals, also um 10 auf 100.

 Sodann  erfolgt  der  Abzug  des  Wertberichtigungsfehlbetra-
 ges  gemäß  Absatz  6a  Nr.  1  von  40  jeweils  hälftig  vom  Kern-
 kapital  (Absatz  2a  Satz  1  Nr.  6)  und  vom  Ergänzungskapital
 (Absatz  2b Satz  2).

 Im  Ergebnis  bedeutet  dies,  dass  das  Institut  im  angenomme-
 nen  Fall,  d.  h.,  ohne  Vorliegen  weiterer  Abzugspositionen
 nach  Absatz  6a,  über  ein  modifiziertes  verfügbares  Eigenka-
 pital von 160 verfügt:

 Kernkapital:  100–20 =  80

 gekapptes Ergänzungskapital:  100–20 =  80

 modifiziertes verfügbares Eigenkapital:  160.

 Zu Buchstabe i

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  Ergänzung  von  Absatz  2b  Satz  1  Nr.  1  dient  der  redakti-
 onellen  Klarstellung,  dass  nur  „ungebundene“  Vorsorge-
 reserven  nach  §  340f  HGB  dem  aufsichtlichen  Ergänzungs-
 kapital  zugerechnet  werden  dürfen.  Dies  entspricht  der
 bisherigen  Praxis,  nur  den  Teil  der  nach  §  340f  HGB  gebil-
 deten  Reserven  im  aufsichtlichen  Ergänzungskapital  zu  be-
 rücksichtigen, der nicht bereits anderweitig gebunden ist.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Erhöhung  des  Anerkennungssatzes  für  nicht  realisierte
 Reserven  in  Wertpapieren  erfolgt  im  Hinblick  auf  den  auch
 auf  internationaler  Ebene  als  Standardgröße  vorgeschlage-
 nen  Wert  (vgl.  Nummer  17  der  Baseler  Eigenmittelüberein-
 kunft  von  1988;  Presseverlautbarung  des  Baseler  Komitees
 zu  „Capital  treatment  of  certain  items  under  IFRS“,  den  sog.
 prudential  filters,  vom  15.  Dezember  2004,  hier:  Avail-
 able-for-sale  Instrumente)  und  stellt  eine  bedeutende  Er-
 leichterung für die Institute dar.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Die  Möglichkeit  des  Bundesministeriums  der  Finanzen,  die
 Verordnungsermächtigung  in  Absatz  2b  Nr.  8  durch  Rechts-
 verordnung  auf  die  Bundesanstalt  zu  übertragen,  war  bisher
 in  Satz  4  geregelt;  wegen  der  Sachnähe  wird  sie  nun  in  Num-
 mer 8 aufgenommen.

 Zu Doppelbuchstabe dd

 Nach  Absatz  2b  Satz  1  Nr.  9  können  IRBA-Institute  –  ent-
 sprechend  Artikel  63  Abs.  3  i.  V.  m.  Anhang  VII  der  Banken-
 richtlinie  –  bei  der  Ermittlung  des  modifizierten  verfügbaren
 Eigenkapitals  nach  Absatz  1d  dem  Ergänzungskapital  be-
 rücksichtigungsfähige  Wertberichtigungsüberschüsse  hinzu-
 rechnen.  Als  IRBA-Institute  gelten  alle  Institute,  die  bei  der
 ErmittlungderAngemessenheitderEigenmittelnachAbsatz1
 Adressrisikopositionen  nach  dem  auf  internen  Ratings  basie-
 renden  Ansatz  (IRBA)  berücksichtigen  dürfen.  Die  Modali-
 täten  zur  Berechnung  dieser  Position  sind  in  der  Rechtsver-
 ordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  geregelt.  Der  Hinweis,  dass  die
 Berechnungsgrundlage  um  die  IRBA-Positionswerte  der
 IRBA-Verbriefungspositionen,  deren  IRBA-Risikogewicht
 1  250  vom  Hundert  beträgt  und  die  keine  abzuziehenden
 IRBA-Verbriefungspositionen  sind,  zu  vermindern  ist,  soll
 sicherstellen,  dass  eine  vermehrte  Nutzung  derartiger  Ver-
 briefungstransaktionen  keine  Anreize  zur  Schaffung  dieses
 Kapitalsurrogats schafft.
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Zu Doppelbuchstabe ee

 Mit  dem  neuen  Satz  2  wird  klarstellend  der  nunmehr  aus-
 drücklich  von  Artikel  66  Abs.  2  Satz  1  und  2  der  Banken-
 richtlinie  vorgegebene  höchstens  hälftige  Abzug  vom
 Ergänzungskapital  bzw.  die  hälftige  Unterlegung  mit  Ergän-
 zungskapital  umgesetzt  (vgl.  dazu  auch  die  Ausführungen  zu
 Buchstabe g).

 Zu den Buchstaben j und k

 Die  Ergänzung  von  Absatz  2c  und  die  Anfügung  der  Ab-
 sätze  2d  und  2e  dienen  der  Klarstellung  und  der  deutlicheren
 Abgrenzung  der  für  die  unterschiedlichen  Anwendungs-
 bereiche zugrunde liegenden Drittrangmittelkategorien.

 Absatz  2c  regelt  weiterhin  die,  nunmehr  legaldefinierten,
 „anrechenbaren  Drittrangmittel“,  d.  h.  die  Drittrangmittel,
 die  sich  ein  Institut  zur  Bestimmung  der  Größe  „Eigenmittel“
 nach  Absatz  2  Satz  1  nach  Maßgabe  seiner  sonstigen  Kapi-
 talausstattung  maximal  zurechnen  kann.  Diese  Berechnung
 erfolgt  jedoch  unter  Außerachtlassung  der  für  IRBA-Institute
 relevanten  Beträge  nach  Absatz  6a  Nr.  1  und  2  sowie  der  be-
 rücksichtigungsfähigen  Wertberichtigungsüberschüsse  nach
 Absatz 2b Satz 1 Nr. 9.

 Die  Aufzählung  in  Satz  1  wurde  um  Nummer  3  ergänzt.  Bis-
 lang  ergab  sich  nur  indirekt  aus  Satz  3,  dass  Positionen,  die
 aufgrund  der  Kappung  nach  Absatz  2  Satz  3  und  4  nicht
 mehr  dem  Ergänzungskapital  zugerechnet  werden  dürfen,  im
 Rahmen  der  von  Absatz  2c  vorgegebenen  Grenzen  als  Drit-
 trangmittel  genutzt  werden  können.  Dies  wird  nun  durch  die
 Anfügung der Nummer 3 klargestellt.

 Das  Wort  „Rohwaren“  in  Nummer  4  wurde  gemäß  Artikel
 15  Abs.  1  Buchstabe  g  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  durch
 das Wort „Waren“ ersetzt.

 Der  angefügte  Satz  6  dient  der  Umsetzung  der  Anforderun-
 gen  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  Anhang  VII  Teil  B  Nr.  14
 i.  V.  m.  Nr.  14a,  und  verpflichtet  die  Institute  zu  einem  un-
 mittelbaren  Abzug  von  Verlusten  aus  Handelsgeschäften  in
 weniger  liquiden  Positionen  von  den  anrechenbaren  Drit-
 trangmitteln,  sofern  deren  Höhe  nicht  erheblich  ist;  bei  Ver-
 lusten  in  erheblicher  Höhe  erfolgt  der  Abzug  vom  Kernkapi-
 tal  nach  Absatz  2a  Satz  2  Nr.  1  (vgl.  Ausführungen  zu
 Buchstabe g).

 Absatz  2d  definiert  für  Nicht-IRBA-Institute  die  Größe  „ver-
 fügbaren  Drittrangmittel“.  Diese  sind  der  Berechnung  der
 Angemessenheit  der  Eigenmittelausstattung  des  Instituts
 nach  Maßgabe  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  1  Satz  9
 zugrunde  zu  legen.  Sie  ergeben  sich  wie  bisher  aus  den
 anrechenbaren  Drittrangmitteln,  vermindert  um  die  von
 Handelsbuchinstituten  zur  Unterlegung  von  Überschrei-
 tungsbeträgen  aus  kreditnehmerbezogenen  Handelsbuch-
 und  Gesamtbuchpositionen  nach  §  13a  Abs.  4  und  5  benötig-
 ten  Drittrangmitteln.  Satz  2  stellt  darüber  hinaus  klar,  dass
 verfügbare  Drittrangmittel  nur  zur  Unterlegung  der  Anrech-
 nungsbeträge für Marktrisiken verwendet werden dürfen.

 Absatz  2e  definiert  hingegen  die  „verfügbaren  Drittrangmit-
 tel  des  IRBA-Instituts“,  die  abweichend  von  Abs.  2d  separat
 ermittelt  werden  müssen.  Hierzu  hat  das  IRBA-Institut  den
 als  „erweiterte  anrechenbare  Drittrangmittel“  zu  ermitteln-
 den  Höchstbetrag  dem  bereits  im  Rahmen  der  Unterlegung
 von  Großkreditüberschreitungen  verzehrten  Betrag  an  an-

 rechenbaren  Drittrangmitteln  gegenüberzustellen.  Über-
 schreitet  dieser  Unterlegungsbetrag  den  separat  ermittelten
 Höchstbetrag,  so  stehen  dem  IRBA-Institut  für  die  Zwecke
 der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  1  Satz  9  nur  das  „erwei-
 terte  freie  Kernkapital“  zur  Verfügung,  d.  h.  im  Gegensatz
 zur  Berechnung  nach  Absatz  2d  reduziert  um  die  IRBA-spe-
 zifischen  Beträge  nach  Absatz  6a  Nr.  1  und  2  sowie  unter
 Hinzuziehung  der  Überschüsse  nach  Absatz  2b  Satz  1  Nr.  9.
 Der  abschließende  ergänzende  Halbsatz  stellt  nochmals  klar,
 dass  auch  die  verfügbaren  Drittrangmittel  eines  IRBA-
 Instituts  nur  zur  Unterlegung  der  Anrechnungsbeträge  für
 Marktrisiken verwendet werden dürfen.

 Zu Buchstabe l

 Die  Dynamisierung  der  Eigenmittelkomponenten  erhält
 durch  die  Umstellung  der  Rechnungslegung  auf  internatio-
 nale  Rechnungslegungsstandards  einen  neuerlichen  Schub,
 wobei  deren  Anwendung  mit  Inkrafttreten  dieser  Gesetzes-
 änderung  nunmehr  auch  bei  Institutsgruppen  bzw.  Finanz-
 holding-Gruppen  im  Rahmen  des  §  10a  eröffnet  wird.  Um
 auch  den  Instituten,  die  weiterhin  ihren  Jahresabschluss  auf
 Basis  des  Handelsgesetzbuchs  erstellen,  bei  der  aufsichtli-
 chen  Berücksichtigung  von  Zwischenabschlüssen  eine  wett-
 bewerbsneutrale  Ausgangsposition  gegenüber  den  Anwen-
 dern  der  IFRS  bereitzustellen,  wird  den  Instituten  die
 Anwendung  der  in  Artikel  57  zweiter  Unterabsatz  (vormals
 Artikel  34  Abs.  2  Nr.  2  letzter  Satz)  der  Bankenrichtlinie  ge-
 regelten  Berücksichtigung  von  Zwischengewinnen  eröffnet.
 Der  nach  Satz  6  zu  erstellende  Bericht  über  die  prüferische
 Durchsicht  dient  dazu,  gegenüber  der  Bundesanstalt  die
 Richtigkeit  der  Ermittlung  der  aufsichtlich  zu  berücksichti-
 genden  Eigenmittelkomponenten  zu  bestätigen.Von  einer
 Definition  der  prüferischen  Durchsicht  wird  bewusst  abgese-
 hen.  Hier  wird  noch  zu  prüfen  sein,  ob  neuere  internationale
 Entwicklungen  in  eine  künftige  gesetzliche  Definition  einzu-
 beziehen  sind.  Bis  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  mag  es
 angemessen  sein,  zur  Auslegung  dieses  Begriffs  auf  in  der
 Praxis entwickelte Grundsätze zurückzugreifen.

 Zu Buchstabe m

 Die  Einfügung  von  Satz  4  in  Absatz  3a  dient  der  Umsetzung
 von  Artikel  57  Satz  4  der  Bankenrichtlinie.  Danach  gelten
 bei  einem  Institut,  das  als  Originator  einer  Verbriefungs-
 transaktion  im  Sinne  von  Artikel  4  Abs.  41  der  Bankenricht-
 linie  gilt,  Nettogewinne  aus  der  Kapitalisierung  künftiger  Er-
 träge aus verbrieften Forderungen nicht als Rücklagen.

 Zu Buchstabe n

 Die  Neufassung  des  Absatzes  3b  stellt  deutlicher  als  der  bis-
 herige  Wortlaut  klar,  dass  die  Bundesanstalt  Korrekturposten
 nicht  nur  im  Falle  noch  nicht  bilanzwirksam  gewordener
 Verluste  verhängen  kann  und  dass  die  Korrekturposten  nicht
 in  jedem  Fall  mit  der  Feststellung  des  nächsten  für  den
 Schluss  eines  Geschäftsjahres  aufgestellten  Jahresabschlus-
 ses  gegenstandslos  werden.  Diese  Klarstellung  ist  aufsicht-
 lich  erforderlich,  um  in  besonderen  Situationen  mit  der  erfor-
 derlichen  Flexibilität  auf  Kapitalveränderungen  der  Institute
 reagieren  zu  können.  Neben  der  dauerhaften  Festsetzung  von
 Korrekturposten,  wenn  z.  B.  ein  Institut  dauerhaft  ein  nicht
 korrektes  haftendes  Eigenkapital  ausweist,  kann  die  Bundes-
 anstalt  auch  positive  Korrekturposten  festsetzen,  wenn  z.  B.
 faktisch  bereits  zugeflossene  Mittel  nur  aufgrund  buchungs-
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technischer  Fragen  noch  nicht  dem  Eigenkapital  zugerechnet
 werden können.

 Das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  für  die  Festsetzung  eines
 positiven  Korrekturpostens  ist  restriktiv  auszulegen.  Eine
 Anrechnung  noch  nicht  bilanzwirksam  gewordener  Zuflüsse
 kommt  nur  in  Ausnahmefällen  in  Betracht,  z.  B.  wenn  die
 Berücksichtigung  der  –  tatsächlich  und  dauerhaft  zugeflos-
 senen  –  Mittel  Bedeutung  für  die  Entscheidung  über  die  Ein-
 leitung  schwerwiegender  bankaufsichtlicher  Maßnahmen
 haben  kann.  In  keinem  Fall  kann  sie  dazu  dienen,  unterjährig
 zugeflossene  Gewinne  ohne  Vorliegen  eines  Jahres-  bzw.
 Zwischenabschlusses  des  begünstigten  Instituts  berücksich-
 tigen zu können.

 Zu Buchstabe o

 Die Änderung dient der redaktionellen Klarstellung.

 Zu Buchstabe p

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  Änderungen  in  Absatz  4a  Satz  1  dienen  der  Harmonisie-
 rung  der  Terminologie  von  Gesetzestext  und  Rechtsverord-
 nung nach Absatz 1 Satz 9.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Neuformulierung  des  Satzes  4  dient  der  Deregulierung
 und  der  Entlastung  der  Institute.  Diese  müssen  die  Berech-
 nungen  künftig  nicht  mehr  regelmäßig,  sondern  nur  noch  auf
 Verlangen der Bundesanstalt offen legen.

 Zu Buchstabe q

 Die  seit  Inkrafttreten  der  4.  KWG-Novelle  geltende  Rege-
 lung  trug  bei  Inanspruchnahme  des  Wahlrechts,  nicht  reali-
 sierte  Reserven  dem  Ergänzungskapital  zuzurechnen,  vor
 allem  dem  seinerzeit  von  der  Studienkommission  zu  den
 „Grundsatzfragen  der  Kreditwirtschaft“  entwickelten
 Grundsätzen  Rechnung,  was  hingegen  mit  Blick  auf  die  Ver-
 minderung  derartiger  Reserven  bei  sich  verschlechternden
 Marktgegebenheiten  nicht  in  gleichem  Maße  gewährleistet
 war.  Auch  die  teilweise  Dynamisierung  von  Eigenmittel-
 komponenten  im  Rahmen  der  6.  KWG-Novelle  ließ  diese
 Grundkonstellation  unverändert.  Die  Änderung  führt  zwar
 bei  der  Ermittlung  des  zu  berücksichtigenden  Betrages  durch
 den  Wechsel  vom  Durchschnittskurs-  zum  international  üb-
 lichen  Stichtagskursprinzip  zu  einer  Lockerung  des  Vor-
 sichtsprinzips  –  der  Abschlag  wird  von  65  Prozent  auf
 55  Prozent  reduziert  –,  gleichzeitig  wird  jedoch  die  bislang
 fehlende  ausdrückliche  Verpflichtung  der  Institute  zur  umge-
 henden  Reduzierung  des  Kernkapitals  nach  Artikel  57  Buch-
 stabe  k  der  Bankenrichtlinie  gesetzlich  verankert,  die  dann
 erforderlich  wird,  wenn  durch  starke  Wertminderungen  die
 vormals  vorhandenen  nicht  realisierten  Reserven  aufgezehrt
 werden und sich per Saldo ein negativer Unterschiedsbetrag
 zwischen  dem  maßgeblichen  Kurswert  und  dem  Buchwert
 der  Wertpapiere  ergibt,  wenn  durch  erhebliche  Wertminde-
 rungen  die  vormals  vorhandenen  und  dem  Ergänzungskapi-
 tal  zugerechneten  nicht  realisierten  Reserven  aufgezehrt
 werden.

 Zu Buchstabe r

 Die  Klarstellung  in  Satz  1  ist  erforderlich,  da  Genussrechts-
 verbindlichkeiten,  die  sich  in  der  zweijährigen  Nichtanrech-

 nungsphase  nach  Satz  1  Nr.  4  befinden,  nicht  gleichzeitig  als
 Eigenmittelbestandteil  nach  Absatz  5a  angerechnet  werden
 können.

 Zu Buchstabe s

 Der  klarstellende  Hinweis  in  Satz  1,  dass  die  vorzunehmen-
 den  Abzüge  jeweils  hälftig  von  Kern-  und  Ergänzungskapi-
 tal  vorzunehmen  sind,  geht  auf  Artikel  66  Abs.  2  Satz  1  der
 Bankenrichtlinie  zurück  (vgl.  auch  Ausführungen  zu  den
 Buchstaben f und i).

 Der  Hinweis,  dass  nur  unmittelbare  Beteiligungen  vom  Ab-
 zug  nach  §  10  Abs.  6  betroffen  sind,  dient  der  Klarstellung
 der  bisher  schon  üblichen  Verwaltungspraxis.  Die  Regelung
 in Nummer 5 zweite Alternative bleibt unberührt.

 Mit  der  Ergänzung  in  Satz  1  Nr.  4  wird  ein  redaktionelles
 Versehen  bei  der  Umsetzung  des  Artikels  29  Nr.  4  der  Fi-
 nanzkonglomeraterichtlinie  (Änderung  des  Artikels  34
 Abs.  2 Buchstabe a Nr. 14 der Bankenrichtlinie) beseitigt.

 Bislang  kannte  das  Kreditwesengesetz  eine  Ausnahme  von
 der  Abzugspflicht  nach  Satz  1  nur  für  Eigenkapitalbestand-
 teile,  die  zur  Sanierung  und  Rettung  des  anderen  Unterneh-
 mens  gehalten  werden.  Der  neu  eingefügte  Satz  3  erweitert
 die  Ausnahmevorschrift  für  Unternehmen,  die  als  „Market
 Maker“  den  Handel  in  Finanzinstrumenten,  die  Eigenmittel-
 bestandteile  darstellen,  betreiben.  Die  Regelung  setzt  Num-
 mer  3  des  Anhangs  VII  Teil  CA  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie  um.  Voraussetzung  für  die  Ausnahme  ist,  dass  das
 Institut  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank
 angezeigt  hat,  dass  es  als  „Market  Maker“  tätig  ist  und  dass
 die  Risiken  aus  dem  Handel  mit  diesen  Instrumenten  durch
 angemessene  Systeme  und  Kontrollen  ausreichend  gesteuert
 werden,  um  zu  verhindern,  dass  das  Institut  durch  seine  Stel-
 lung  als  „Market  Maker“  langfristig  Positionen  in  den  be-
 troffenen  Finanzinstrumenten  aufbaut.  Die  bislang  durch
 Rundschreiben  14/99  vom  4.  November  1999  geregelte  Ver-
 waltungspraxis,  die  einen  generellen  Nichtabzug  von  im
 Handelsbuch  gehaltenen  Anteilen  vorsieht,  ist  aufgrund
 strengerer  europarechtlicher  Vorgaben,  die  allein  auf  den  ob-
 jektiven Anteilsbesitz abstellen, einzuschränken.

 Mit  der  Erweiterung  in  Satz  5  wird  die  Vermeidung  des
 Abzugs  auf  der  Ebene  des  Einzelunternehmens  auch  hin-
 sichtlich  der  auf  Versicherungsunternehmen  entfallenden
 Positionen  auf  alle  nach  dem  Kreditwesengesetz  beaufsich-
 tigten  Institute  ausgedehnt,  die  einer  branchenübergreifend
 tätigen  Unternehmensgruppe  angehören,  die  kein  Finanz-
 konglomerat  ist,  die  aber  freiwillig  eine  zusätzliche  Berech-
 nung  der  Eigenmittelausstattung  nach  den  für  Finanzkonglo-
 merate  geltenden  Maßstäben  durchführt,  sofern  das  Institut
 und  die  betreffenden  Unternehmen  in  die  zusätzliche  Be-
 rechnung  einbezogen  werden  und  die  weiteren  Vorausset-
 zungen  erfüllt  sind.  „Betreffende“  Unternehmen  sind  dieje-
 nigen  Unternehmen,  an  denen  Beteiligungen  bzw.  gegenüber
 denen  Forderungstitel  im  Sinne  des  Satzes  1  Nr.  5  und  6  be-
 stehen.

 Die  Option  des  Satzes  5  ist  gemäß  Satz  6  Halbsatz  1  nur  auf
 Antrag  und  mit  Zustimmung  der  Bundesanstalt  zulässig.  An-
 tragsbefugt  ist  das  übergeordnete  Unternehmen  der  Gruppe,
 das,  wäre  die  Gruppe  Finanzkonglomerat,  übergeordnetes
 Unternehmen  im  Sinne  des  §  10b  Abs.  3  Satz  6  bis  8  oder



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 53 – Drucksache 16/1335
Abs.  4  wäre.  Wie  bisher  ist  die  gewählte  Berechnungsme-
 thode  auf  Dauer  einheitlich  anzuwenden  (Satz  6  Halbsatz  2).

 Wie  schon  nach  der  geltenden  Rechtslage  setzt  auch  künf-
 tig  das  unmittelbar  auf  Artikel  29  Nr.  4  Buchstabe  a  Unter-
 absatz  2  Satz  2  der  Finanzkonglomeraterichtlinie  (Änderung
 des  Artikels  34  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie)  gründende
 Zustimmungserfordernis  der  Bundesanstalt  nach  Satz  5
 Halbsatz  2  voraus,  dass  sie  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass
 Umfang  und  Niveau  des  integrierten  Managements  und  der
 internen  Kontrollen  in  Bezug  auf  die  in  den  Konsolidie-
 rungskreis  einbezogenen  Unternehmen  zufrieden  stellend
 ist.  Für  Finanzkonglomerate  statuiert  Artikel  9  der  Finanz-
 konglomeraterichtlinie  Anforderungen  an  die  internen  Kon-
 trollmechanismen  und  das  Risikomanagement,  die  über
 §  25a  Abs.  1  i.  V.  m.  Abs.  1a  auch  Eingang  in  das  Kredit-
 wesengesetz  gefunden  haben.  An  diesen  Kriterien  wird  sich
 die  Bundesanstalt  auch  bei  ihrer  Entscheidung  nach  Satz  5
 Halbsatz 2 orientieren können.

 Die  Ausdehnung  des  Anwendungsbereichs  des  Satzes  5  auf
 alle  Institute  ist  richtlinienkonform,  auch  wenn  Artikel  34
 Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  in  Unterabsatz  2  nach  seinem
 Wortlaut  insoweit  nur  von  „Kreditinstituten“  spricht.  Diese
 vermeintliche  Beschränkung  beruht  allerdings  allein  darauf,
 dass  EU-rechtlich  der  Kreditinstitutsbegriff  und  damit  der
 Adressatenkreis  der  genannten  Richtlinienvorschriften  auf
 Einlagenkreditinstitute  und  E-Geld-Institute  als  beaufsich-
 tigte  Unternehmen  der  Bankenbranche  beschränkt  ist.  Dem-
 gegenüber  stellt  der  nationale  Gesetzgeber  erweiternd  auch
 Tätigkeiten  als  Bankgeschäfte  oder  Finanzdienstleistungen
 unter  Aufsicht  –  und  erweitert  damit  auch  den  Kreis  der
 abzugspflichtigen  Unternehmen  –,  die  EU-rechtlich  einem
 Unternehmen  lediglich  den  Status  eines  –  nicht  beaufsichtig-
 ten  –  Finanzinstituts  verleihen,  die  also  per  se  diesen  Re-
 gelungen  nicht  unterliegen.  Der  nationale  Gesetzgeber  ist
 folglich  in  Ermangelung  entgegenstehender  EU-rechtlicher
 Vorgaben  nicht  daran  gehindert,  alle  nach  dem  Kreditwesen-
 gesetz  aufsichtspflichtigen  Institute  bei  Vorliegen  der  Vor-
 aussetzungen  von  der  Abzugspflicht  aller  Beteiligungen  etc.
 auf  Einzelebene  auszunehmen,  sofern  auf  Gruppenebene
 zusätzlich  auch  eine  Berechnung  der  Angemessenheit  der
 Eigenmittel  analog  der  für  Konglomerate  geltenden  Bestim-
 mungen  erfolgt  und  das  Institut  und  die  Unternehmen,  für
 die  eigentlich  der  Abzug  vorgesehen  ist,  in  diese  Berechnung
 einbezogen werden.

 Die  Erweiterung  des  Kreises  der  begünstigten  Unternehmen
 in  den  Sätzen  5  und  7  gebietet  im  Übrigen  auch  der  Grund-
 satz  der  Gleichbehandlung.  Die  Parallelregelungen  in  §  53c
 Abs.  3d  und  3e  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  (VAG)
 eröffnen  generell  allen  Versicherungsunternehmen  die  Mög-
 lichkeit  der  Abzugsvermeidung  auf  der  Ebene  des  Einzel-
 unternehmens.  Mit  erfasst  werden  damit  auch  die  nach  der
 Finanzkonglomeraterichtlinie  (noch)  nicht  zum  Kreis  der  be-
 aufsichtigten  Unternehmen  zählenden  Rückversicherungs-
 unternehmen.

 Mit  den  Änderungen  in  Satz  7  wird  diese  Erweiterung  auch
 für die Konglomeratebene nachvollzogen.

 Zu Buchstabe t

 Die  in  Absatz  6a  neu  in  den  Gesetzestext  eingefügten
 Abzugspositionen  Nummer  1  bis  3  gehen  auf  Artikel  66

 Abs.  2  Satz  1  der  Bankenrichtlinie  zurück.  Danach  sind
 die  auf  Grundlage  von  Artikel  57  Buchstabe  q  i.  V.  m.
 Anhang  VII  Teil  I  Abs.  34  der  Bankenrichtlinie  ermittelten
 Wertberichtigungsfehlbeträge  (neue  Nummer  1),  die  auf
 Grundlage  von  Artikel  57  Buchstabe  q  i.  V.  m.  Anhang  VII
 Teil  I  Abs.  30  und  31  der  Bankenrichtlinie  ermittelten  erwar-
 teten  Verlustbeträge  (neue  Nummer  2)  sowie  die  auf  Grund-
 lage  von  Artikel  57  Buchstabe  r  i.  V.  m.  Artikel  66  Abs.  2
 Satz  3  der  Bankenrichtlinie  definierten  Verbriefungspositio-
 nen  (neue  Nummer  3)  jeweils  hälftig  von  den  Größen  „Kern-
 und  Ergänzungskapital“  abzuziehen  (vgl.  dazu  auch  Ausfüh-
 rungen  zu  Buchstabe  f).  Die  jeweiligen  Berechnungsmodali-
 täten  der  einzelnen  Abzugspositionen  werden  in  der  Rechts-
 verordnung nach Absatz 1 Satz 2 geregelt.

 Die  Abzugsposition  nach  Nummer  4  geht  auf  Artikel  18
 Abs.  1  Buchstabe  a  i.  V.  m.  Anhang  II  Nr.  2a  Tabelle  1a  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie  zurück,  wonach  auch  die  Beträge
 der  übertragenen  Werte  zuzüglich  etwaiger  Wiederbeschaf-
 fungskosten  bei  Vorleistungen  im  Rahmen  von  Wertpapier-
 geschäften  des  Handelsbuchs,  solange  die  Gegenleistung
 fünf  Geschäftstage  nach  deren  Fälligkeit  noch  nicht  wirksam
 erbracht  worden  ist,  jeweils  hälftig  vom  Kern-  und  Ergän-
 zungskapital  abzuziehen  sind.  Dabei  wird  das  Wahlrecht
 nach  Anhang  II  Nr.  2c  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  umge-
 setzt,  wonach  bei  systemweiten  Ausfällen  von  Abwick-
 lungs-  und  Verrechnungssystemen  Ausnahmen  von  der
 Abzugspflicht möglich sind.

 Der  Abzug  der  genannten  Positionen  erfolgt  jeweils  erst
 nach  der  Berechnung  der  Obergrenzen  der  für  die  Ermittlung
 des  haftenden  Eigenkapitals  nach  Absatz  2  Satz  2  relevanten
 Teilkomponenten  „Kern-  und  Ergänzungskapital“  und  wirkt
 sich  mithin  nicht  auf  die  Ermittlung  der  Grenzen  nach  den
 §§  12,  13  und  13a  aus  (vgl.  hierzu  auch  die  Begründung  zu
 Buchstabe  g).

 Zu Buchstabe u

 Absatz  9  Satz  1  regelt  künftig  nur  noch  die  Eigenmittelanfor-
 derungen  an  Finanzportfolioverwalter,  die  nicht  befugt  sind,
 sich  bei  der  Erbringung  von  Finanzdienstleistungen  Eigen-
 tum  oder  Besitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kunden
 zu  verschaffen,  und  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  mit  Fi-
 nanzinstrumenten  handeln.  Die  ausdrückliche  Regelung  in
 Absatz  9  ist  notwendig,  da  diese  Unternehmen  nicht  in  den
 Anwendungsbereich  der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1
 Satz  9  fallen,  die  die  entsprechenden  Regelungen  für  Finanz-
 portfolioverwalter,  die  befugt  sind,  sich  Eigentum  oder  Be-
 sitz  an  Geldern  oder  Wertpapieren  von  Kunden  zu  verschaf-
 fen  oder  auf  eigene  Rechnung  mit  Finanzinstrumenten  zu
 handeln,  enthalten  wird,  und  auch  nicht  nach  §  2  Abs.  8  von
 den Anforderungen des §  10 ausgenommen sind.

 Die  Bestimmung  sichert  eine  ordnungsgemäße  Abwicklung
 der  Institute,  die  in  die  Verlustzone  geraten.  Dies  liegt  auch
 im  Interesse  der  Kunden  solcher  Institute,  die  keinen  Zugriff
 auf  die  Vermögenswerte  der  Anleger  haben,  da  auch  solche
 Kunden  ein  berechtigtes  Interesse  daran  haben,  dass  ihre  Ge-
 schäfte  im  Rahmen  der  Abwicklung  des  Instituts  geordnet
 auf ein anderes Institut übertragen werden.

 Der  bisherige  Satz  5  wurde  zur  besseren  Lesbarkeit  in  drei
 Sätze  aufgeteilt.  Die  Rechtsverordnungsermächtigung  wur-
 de  um  den  Begriff  „Datenformate“  erweitert.  Damit  soll  dem
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Verordnungsgeber  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,  im
 Hinblick  auf  ein  einheitliches  (elektronisches)  Meldewesen
 den  Instituten  die  Nutzung  eines  verbindlichen  Datenformats
 vorgeben zu können.

 Zu Buchstabe v

 Redaktionelle  Änderung  aufgrund  der  Aufteilung  des  bishe-
 rigen Satzes  5 in Absatz 9 in drei Sätze.

 Zu Buchstabe w

 Absatz  11  setzt  Artikel  70  der  Bankenrichtlinie  um.  Danach
 können  die  zuständigen  Behörden  einem  Mutterkreditinsti-
 tut  gestatten,  bereits  bei  der  Ermittlung  der  Angemessenheit
 seiner  Eigenmittel  auf  Einzelebene  die  entsprechenden  Posi-
 tionen  von  Tochterunternehmen  einzubeziehen  (sog.  Solo-
 Konsolidierung).  Diese  Regelung  ermöglicht,  im  Rahmen
 der  Eigenmittelberechnung  insbesondere  auch  Eigenmittel
 (sowie  Risikopositionen)  von  Tochterunternehmen  zu  be-
 rücksichtigen,  die  keine  Institute,  Finanzunternehmen  oder
 Anbieter  von  Nebendienstleistungen  sind  und  daher  weder
 pflichtweise noch freiwillig konsolidiert werden könnten.

 Zur  Vermeidung  der  Einbeziehung  nicht  überschaubarer
 Risiken  knüpft  Satz  1  Nr.  4  die  Möglichkeit  der  Solo-Konso-
 lidierung  an  die  Voraussetzung,  dass  die  wesentlichen  Forde-
 rungen  und  Verbindlichkeiten  des  Tochterunternehmens  ge-
 genüber  dem  Institut  bestehen.  Satz  1  Nr.  1,  2  und  3  stellt
 darüber  hinaus  sicher,  dass  das  Institut  einen  ausreichenden
 Einfluss  auf  das  Tochterunternehmen  hat,  um  dessen  Risiko-
 lage  ausreichend  einschätzen  und  nachteiligen  Entwicklun-
 gen rechtzeitig entgegenwirken zu können.

 Zu Nummer 13  (§  10a)

 §  10a  regelt  nunmehr  allein  die  Ermittlung  der  bankaufsicht-
 lichen  Konsolidierungskreise,  die  Verfahren  zur  Berechnung
 der  zusammengefassten  Eigenmittel  und  Risikopositionen
 sowie  die  Pflichten  des  übergeordneten  Unternehmens.  Die
 Überschrift  wird  dem  geänderten  Regelungsgegenstand  an-
 gepasst  und  die  Vorschrift  insgesamt  wegen  der  besseren
 Lesbarkeit  und  Übersichtlichkeit  neu  gefasst.  Die  Anforde-
 rung  an  eine  angemessene  Eigenmittelausstattung  von  Insti-
 tutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen  ist  jetzt  in  §  10
 Abs. 1 normiert, so dass der bisherige Absatz 1 entfällt.

 Bei  den  Änderungen  im  neuen  Absatz  1  (zuvor  Absatz  2)
 handelt  es  sich  im  Wesentlichen  um  Folgeänderungen  auf-
 grund  der  Einführung  von  §  1  Abs.  7a  und  7c.  Der  bisherige
 Absatz 2a wurde unverändert zu Absatz 2.

 Die  Regelung  in  Absatz  3  Satz  4  setzt  Artikel  2  Abs.  1  zwei-
 ter  Unterabsatz  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  um,  wonach
 bei  Finanzholding-Gruppen,  denen  sowohl  Einlagenkredi-
 tinstitute  im  Sinne  der  Bankenrichtlinie  als  auch  Wertpapier-
 handelsunternehmen  nachgeordnet  sind,  die  Anforderungen
 auf  der  Grundlage  der  konsolidierten  Finanzsituation  der
 Finanzholding-Gesellschaft  für  das  Einlagenkreditinstitut
 gelten.  Hieraus  ist  abzuleiten,  dass  bei  einer  solchen  Struktur
 der  Finanzholding-Gruppe  das  Einlagenkreditinstitut  als
 übergeordnetes  Unternehmen  gelten  soll  und  es  die  damit
 verbundenen  Verpflichtungen  treffen.  Sind  der  Finanz-
 holding-Gesellschaft  mehrere  Einlagenkreditinstitute  nach-
 geordnet,  greift  bei  der  Bestimmung  des  übergeordneten  Un-
 ternehmens  die  allgemeine  Regelung,  die  auf  die  höchste

 Bilanzsumme  abstellt.  Bei  gleich  hoher  Bilanzsumme  be-
 stimmt  wie  bisher  die  Bundesanstalt  das  übergeordnete  Un-
 ternehmen.  Darüber  hinaus  wurde  die  Regelung  beibehalten,
 dass  die  Bundesanstalt  in  begründeten  Ausnahmefällen  auf
 Antrag  auch  ein  anderes  Unternehmen  als  das  mit  der  höchs-
 ten  Bilanzsumme  zum  übergeordneten  Unternehmen  be-
 stimmen kann.

 Die  Streichung  in  Absatz  4  Satz  1  ist  redaktionelle  Folge-
 änderung  der  Änderung  von  §  1  Abs.  3c.  Der  Klammer-
 zusatz dient der Klarstellung und Begriffsdefinition.

 Die  Regelung  im  neuen  Absatz  5  (zuvor  aufgehoben)  stellt
 klar,  dass  auch  Unternehmen,  die  nach  §  10  Abs.  6  freiwillig
 in  die  Zusammenfassung  nach  den  §§  10a,  13b  Satz  1  und
 §  12  Abs.  2  Satz  1  und  2  einbezogen  werden,  um  den  Abzug
 nach  §  10  Abs.  6  Satz  1  zu  vermeiden,  als  nachgeordnete
 Unternehmen im Sinne des Kreditwesengesetzes gelten.

 Die  Änderungen  in  Absatz  6  Satz  1  sind  redaktioneller
 Natur.  In  Satz  6  wird  klargestellt,  dass  der  Abzug  des  aktivi-
 schen  Unterschiedsbetrags  jeweils  hälftig  vom  Kern-  und
 Ergänzungskapital vorzunehmen ist.

 Die  in  den  bisherigen  Sätzen  10  bis  12  enthaltene  Rechtsver-
 ordnungsermächtigung  wurde  in  den  neuen  Absatz  9  über-
 führt.

 Der  neu  eingefügte  Absatz  7  sieht  vor,  dass  an  Stelle  des  bis-
 lang  für  alle  Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen
 geltenden  Aggregationsverfahrens  nach  Absatz  6  nunmehr
 bei  der  Ermittlung  der  Angemessenheit  der  Eigenmittelaus-
 stattung  auf  zusammengefasster  Basis  die  handelsrecht-
 lichen  Konzernabschlüsse,  soweit  vorhanden,  zugrunde  zu
 legen  sind.  Er  stellt  damit  einen  der  zentralen  Punkte  der
 Neufassung  der  bankaufsichtsrechtlichen  Konsolidierungs-
 vorschriften  dar.  Die  Regelung  übernimmt  den  international
 und  in  anderen  Sparten  der  Finanzbranche  bereits  seit  Jahren
 üblichen  Standard,  im  Bereich  der  Ermittlung  der  Solvabili-
 tät  auf  Gruppenebene  auf  Konzernabschlüsse  abzustellen.
 Ein  längeres,  ausschließliches  Festhalten  am  Aggregations-
 verfahren  würde  Deutschland  international  immer  stärker
 isolieren.  Der  Gesetzgeber  folgt  mit  der  Neuregelung  da-
 rüber  hinaus  auch  einem  Anliegen  der  Industrie,  für  die
 bankaufsichtliche  Konsolidierung  auf  bereits  für  den  Kon-
 zern  vorliegende  handelsrechtliche  Zahlen  zurückgreifen  zu
 können.

 Ist  das  übergeordnete  Unternehmen  einer  Institutsgruppe
 oder  die  an  der  Spitze  einer  Finanzholding-Gruppe  stehende
 Finanzholding-Gesellschaft  nach  §  290  des  Handelsgesetz-
 buchs  verpflichtet,  einen  Konzernabschluss  aufzustellen,
 bildet  dieser  künftig  die  Grundlage  der  Ermittlung  der
 Angemessenheit  der  Eigenmittelausstattung  auf  zusammen-
 gefasster  Basis.  Ist  das  Unternehmen  nach  Artikel  4  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  1606/2002  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  19.  Juli  2002  betreffend  die
 Anwendung  internationaler  Rechnungslegungsstandards
 (ABl.  EG  Nr.  L  243  S.  1)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung
 oder  nach  Maßgabe  von  §  315a  Abs.  2  des  Handelsgesetz-
 buchs  verpflichtet,  bei  der  Aufstellung  des  Konzernab-
 schlusses  die  nach  den  Artikeln  2,  3  und  6  der  genannten
 Verordnung  übernommenen  internationalen  Rechnungs-
 legungsstandards  anzuwenden,  ist  nach  Absatz  7  der  IAS/
 IFRS-Konzernabschluss  heranzuziehen.  Dies  gilt  auch  dann,
 wenn  das  Unternehmen  nach  §  315a  Abs.  3  des  Handels-
 gesetzbuchs  freiwillig  einen  Konzernabschluss  nach  den
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genannten  internationalen  Rechnungslegungsstandards  auf-
 stellt.

 Im  Hinblick  auf  den  mit  der  Umstellung  der  Eigenmittelbe-
 rechnung  vom  Aggregationsverfahren  zur  Nutzung  des  Kon-
 zernabschlusses  entstehenden  Aufwand  räumt  Absatz  7  den
 Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen  einen  Über-
 gangszeitraum  von  fünf  Jahren  zwischen  Entstehen  der
 Pflicht  zur  Aufstellung  eines  Konzernabschlusses  nach  den
 Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  bzw.  nach  dem  pflicht-
 weisen  oder  freiwilligen  Umstieg  auf  einen  Konzernab-
 schluss  nach  IAS/IFRS  und  der  erstmaligen  Ermittlung  der
 zusammengefassten  Eigenmittel  und  Risikopositionen  auf
 dieser  Grundlage  ein.  Darüber  hinaus  sieht  §  64h  in  den
 Absätzen  3  und  4  Übergangsregelungen  zur  Behandlung
 eines  im  Zeitpunkt  der  Umstellung  bestehenden  aktivischen
 Unterschiedsbetrags  sowie  für  die  Institutsgruppen  und  Fi-
 nanzholding-Gruppen  vor,  die  bereits  bei  Inkrafttreten  des
 Absatzes  7  verpflichtet  sind,  einen  Konzernabschluss  aufzu-
 stellen.

 Absatz  7  Satz  5  und  6  stellt  klar,  dass  auch  der  Ermittlung  der
 Angemessenheit  der  konsolidierten  Eigenmittel  auf  Grund-
 lage  des  Konzernabschlusses  der  jeweilige  Konsolidierungs-
 kreis  nach  den  Absätzen  1  bis  4  zugrunde  zu  legen  ist.
 Unternehmen,  die  zwar  handelsrechtlich  vom  Konzern-
 abschluss  erfasst  werden,  bankaufsichtlich  aber  nicht  zum
 Konsolidierungskreis  gehören,  sind  zu  dekonsolidieren.  An-
 dererseits  sind  die  Positionen  von  Unternehmen,  die  zwar
 dem  bankaufsichtlichen  Konsolidierungskreis  angehören,
 handelsrechtlich  aber  nicht  vom  Konzernabschluss  erfasst
 werden,  den  zusammengefassten  Eigenmitteln  und  Risiko-
 positionen  zuzurechnen.  Da  sich  die  entsprechenden  Zahlen
 in  diesen  Fällen  nicht  aus  dem  Konzernabschluss  ableiten
 lassen,  darf  insoweit  das  Aggregationsverfahren  nach  Ab-
 satz 6 angewandt werden.

 Der  neue  Absatz  8  ermöglicht  es  der  Bundesanstalt,  eine
 Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe,  die  eigentlich
 nach  Absatz  7  verpflichtet  wäre,  für  Zwecke  des  §  10a  den
 Konzernabschluss  nach  Handelsgesetzbuch  oder  IAS/IFRS
 zugrunde  zu  legen,  im  Einzelfall  von  dieser  Verpflichtung
 freizustellen  und  ihr  zu  gestatten,  stattdessen  das  Aggrega-
 tionsverfahren  nach  Absatz  6  zu  nutzen.  Das  übergeordnete
 Unternehmen  der  Gruppe  hat  im  Antrag  darzulegen,  warum
 eine  bankaufsichtliche  Konsolidierung  nach  Absatz  7  im
 konkreten Einzelfall ungeeignet ist.

 Um  eine  Vergleichbarkeit  der  konsolidierten  Werte  einer
 Gruppe  zu  gewährleisten,  muss  diese  ein  einmal  genutztes
 Verfahren  für  einen  gewissen  Zeitraum  beibehalten.  Stimmt
 die  Bundesanstalt  daher  einem  Antrag  nach  Absatz  8  zu,
 muss  die  Institutsgruppe  oder  Finanzholding-Gruppe  ihre
 Meldungen  auf  zusammengefasster  Basis  für  eine  Dauer  von
 mindestens  fünf  aufeinander  folgenden  Jahren  auf  der
 Grundlage des Verfahrens in Absatz  6 ermitteln.

 Der  neue  Absatz  9  enthält  die  bislang  in  Absatz  6  Satz  10  bis
 12  enthaltene  Rechtverordnungsermächtigung  in  überarbei-
 teter  Form.  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  kann  da-
 nach  insbesondere  zentrale  technische  Fragen  der  Ermittlung
 der  Angemessenheit  der  Eigenmittelausstattung  auf  zusam-
 mengefasster  Basis  im  Wege  der  Rechtsverordnung  regeln.
 Nummer  1  erlaubt  die  Regelung  grundsätzlicher  Fragen  zur
 Überleitung  der  Zahlen  aus  dem  Konzernabschluss  in  die  Er-
 mittlung  der  zusammengefassten  Eigenmittelausstattung  bei

 Verwendung  des  Verfahrens  nach  Absatz  7.  Dies  schließt
 neben  technischen  Regelungen  zur  Zusammenführung  von
 handels-  und  aufsichtsrechtlichen  Zurechnungen  auch  die
 Regelung  eventuell  erforderlicher  aufsichtlicher  Filter  ein,
 um bankaufsichtlich nicht gewünschte Folgen handelsrecht-
 lich  zulässiger  Bewertungen  zu  bereinigen.  Hierzu  zählen
 bei  Anwendung  der  internationalen  Rechnungslegungsstan-
 dards  unter  anderem  die  Behandlung  von  so  genannten  cash
 flow  hedges  sowie  zukünftig  auch  die  Behandlung  mögli-
 cher  Effekte  aus  der  Anwendung  der  so  genannten  fair  value
 option  nach  IAS  39.  Nach  Nummer  2  kann  geregelt  werden,
 ob  und  in  welcher  Form  Beteiligungen,  die  handelsrechtlich
 nach  der  Äquivalenzmethode  bewertet  werden,  aufsichtlich
 bei  der  Ermittlung  der  zusammengefassten  Eigenmittelaus-
 stattung berücksichtigt werden können.

 Die  bislang  in  Absatz  6  Satz  10  enthaltene  Rechtsverord-
 nungsermächtigung  zur  Anwendung  von  Vorschriften  über
 das  Handelsbuch  in  der  Institutsgruppe  oder  Finanzhol-
 ding-Gruppe  wurde  im  Zuge  der  Neufassung  der  Handels-
 buchvorschriften in §  1a Abs.  8 übernommen.

 Absatz  10  eröffnet  Institutsgruppen  und  Finanzholding-
 Gruppen,  die  die  Angemessenheit  ihrer  Eigenmittelausstat-
 tung  nach  Absatz  7  ermitteln,  die  Möglichkeit,  durch  das
 Erstellen  von  Zwischenabschlüssen,  die  den  für  den  Jahres-
 abschluss  geltenden  Anforderungen  entsprechen,  bereits
 unterjährig  Zwischengewinne  dem  Kernkapital  zurechnen
 zu  können.  Eventuelle  Verluste  sind  im  Umkehrschluss
 abzuziehen.  Die  Regelung  steht  in  Einklang  mit  Artikel  57
 zweiter  Unterabsatz  der  Bankenrichtlinie.  Voraussetzung  für
 die  Zurechnung  der  Zwischengewinne  ist  die  vorherige  Be-
 reinigung  um  voraussichtliche  Gewinnausschüttungen  und/
 oder  Steueraufwendungen.  Zieht  eine  Institutsgruppe  oder
 eine  Finanzholding-Gruppe  nach  Maßgabe  dieses  Absatzes
 bei  der  Berechnung  ihrer  Eigenmittelausstattung  einen  Zwi-
 schenabschluss  heran,  hat  sie  dieses  Verfahren  aus  Gründen
 der  Vergleichbarkeit  und  Stetigkeit  für  mindestens  fünf  auf-
 einander  folgende  Jahre  beizubehalten.  Die  Vorschrift  ent-
 spricht  insoweit  der  entsprechenden  Regelung  für  Einzelins-
 titute  in  §  10  Abs.  3.  Zur  prüferischen  Durchsicht  wird  auf
 die Ausführungen zu § 10 Abs. 3 verwiesen.

 Die  Neufassung  von  Absatz  11  (zuvor  Absatz  7)  ist  redak-
 tionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Einfügung  der  neuen
 Absätze 7 bis 10.

 Der  Verweis  in  Absatz  12  (zuvor  Absatz  8)  Satz  3  ist  nach
 Aufhebung  von  §  10  Abs.  1  Satz  5  und  Einfügung  des  §  10
 Abs.  1e,  der  eine  Folgeregelung  auch  für  Institutsgruppen
 und  Finanzholding-Gruppen  enthält,  entbehrlich  und  wird
 daher gestrichen.

 Der  bisherige  Absatz  9  ist  in  der  Neufassung  von  §  10a  un-
 verändert als Absatz 13 enthalten.

 Die  Regelung  des  bisherigen  Absatzes  10  ist  entbehrlich  ge-
 worden,  da  durch  die  Verweise  auf  §  1  Abs.  7a  und  7b  in  den
 Absätzen  1  und  3  hinreichend  klargestellt  ist,  dass  die  Kon-
 solidierungspflicht  grundsätzlich  nur  Institute  trifft,  die  im
 Inland keinem anderen Institut nachgeordnet sind.

 Der  neu  eingefügte  Absatz  14  setzt  Artikel  73  Abs.  2  der
 Bankenrichtlinie  um.  Danach  sind  auch  Institute  mit  Sitz  im
 Inland,  die  im  Inland  einem  anderen  Institut  nachgeordnet
 oder  Teil  einer  Finanzholding-Gesellschaft  sind,  ausnahms-
 weise  dann  unterkonsolidierungspflichtig,  wenn  ihnen  selbst
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ein  zu  konsolidierendes  Unternehmen  in  einem  Drittstaat
 nachgeordnet ist.

 Zu Nummer 14  (§  10b)

 Absatz  3  Satz  5  erfasste  in  seiner  bisherigen  Fassung  als  maß-
 gebliche,  in  die  Berechnung  der  Angemessenheit  der  Eigen-
 mittelausstattung  auf  Konglomeratsebene  einzubeziehende
 Unternehmen  der  Banken-  und  Wertpapierdienstleistungs-
 branche  lediglich  die  beaufsichtigten  Finanzkonglomerats-
 unternehmen  nach  §  1  Abs.  3a  Satz  3  sowie  Finanzunterneh-
 men  (§  1  Abs.  3)  und  Unternehmen  mit  bankbezogenen
 Hilfsdiensten  (§  1  Abs.  3c,  nunmehr  Anbieter  von  Neben-
 dienstleistungen).  Nicht  berücksichtigt  werden  jene  Kredit-
 institute  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  Satz  2  Nr.  1  bis  11  und
 Finanzdienstleistungsinstitute  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a
 Satz  2  Nr.  7  und  8,  die  zwar  keine  beaufsichtigten  Finanz-
 konglomeratsunternehmen  der  Banken-  und  Wertpapier-
 dienstleistungsbranche  sind,  aber  Bankgeschäfte  betreiben
 beziehungsweise  Finanzdienstleistungen  erbringen,  die  nach
 Artikel  6  Abs.  3  Buchstabe  a  und  c  der  Finanzkonglomerate-
 richtlinie  über  den  EG-rechtlichen  Begriff  des  „Finanz-
 instituts“ ebenfalls in die Berechnung einzubeziehen sind.

 In  Abgrenzung  zum  EG-rechtlichen  Kreditinstitutsbegriff
 und  der  Definition  des  Unternehmens  mit  Hilfsdiensten  wird
 insoweit  auf  Geschäfte  im  Sinne  des  Anhangs  I  Nr.  1  bis  12
 der  Bankenrichtlinie  abgestellt,  die  das  Kreditwesengesetz
 über  die  von  Einlagenkreditinstituten,  E- Geld-Instituten,
 Wertpapierhandelsunternehmen  und  Kapitalanlagegesell-
 schaften  und  von  Finanzunternehmen  betriebenen  Geschäfte
 hinaus  als  Bankgeschäfte  oder  Finanzdienstleistungen  defi-
 niert.  Die  insofern  bestehende  Regelungslücke  wird  mit  der
 neuen  Formulierung  geschlossen.  Da  der  neue  Wortlaut
 nicht  mehr  auf  den  Begriff  des  beaufsichtigten  Finanzkon-
 glomeratsunternehmens  abstellt,  sind  die  in  die  Berechnung
 einzubeziehenden  Erstversicherungsunternehmen  ebenfalls
 ausdrücklich zu erwähnen.

 Zu Nummer 15  (§ 10c)

 Absatz  1  setzt  Artikel  80  Abs.  7  der  Bankenrichtlinie  um,
 der  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  einräumt,  nach
 Maßgabe  der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  9
 ermittelten  Kreditrisiko-Standardansatz-Positionen  (KSA-
 Positionen)  eines  inländischen  Kreditinstituts  an  ein  anderes
 Unternehmen  der  gleichen  Instituts-  bzw.  Finanzholding-
 Gruppe  mit  Sitz  im  Inland  ein  Risikogewicht  von  null  vom
 Hundert  bei  der  Berechnung  der  Angemessenheit  der  Eigen-
 mittelausstattung  beizumessen,  vorausgesetzt  diese  stellt  auf
 der  Seite  des  Schuldners  keinen  regulatorischen  Eigenmittel-
 bestandteil dar.

 Darüber  hinaus  muss  der  gruppeninterne  Kontrahent  einer
 angemessenen  Aufsicht  unterliegen  und  in  die  Vollkonsoli-
 dierung  des  übergeordneten  Instituts  der  Gruppe  einbezogen
 werden.  Die  Gruppenmitglieder  müssen  die  gleichen  Risiko-
 bewertungs-,  -mess-  und  -kontrollverfahren  nutzen  und  es
 darf  weder  ein  bedeutendes  tatsächliches  noch  ein  recht-
 liches  Hindernis  für  die  sofortige  Übertragung  von  Eigen-
 mitteln  oder  die  Begleichung  von  Verbindlichkeiten  an  das
 kreditgewährende  Institut  durch  den  Schuldner  bestehen.
 Das  Vorliegen  dieser  Voraussetzungen  ist  vom  Institut  zu
 dokumentieren.

 Artikel  80  Abs.  7a  der  Bankenrichtlinie,  der  mit  Absatz  2  um-
 gesetzt  wird,  eröffnet  die  in  Absatz  1  geregelte  Möglichkeit
 der  Null-vom-Hundert-Gewichtung  auch  für  nach  Maßgabe
 der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  9  ermittelte
 KSA-Positionen  von  Instituten  an  Unternehmen,  die  Mitglied
 im  gleichen  institutsbezogenen  Einlagensicherungssystem
 sind.  Voraussetzung  ist  auch  hier,  dass  der  Schuldner  ein  In-
 stitut,  eine  Finanzholding-Gesellschaft,  ein  Finanzunterneh-
 men  oder  ein  Anbieter  von  Nebendienstleistungen  mit  Sitz  im
 Inland  ist,  angemessenen  Aufsichtsvorschriften  unterliegt
 und  die  KSA-Position  nicht  Bestandteil  der  regulatorischen
 Eigenmittel  des  Schuldners  ist.  Darüber  hinaus  dürfen  weder
 ein  bedeutendes  tatsächliches  noch  ein  rechtliches  Hindernis
 für  die  unverzügliche  Übertragung  von  Eigenmitteln  oder  die
 Rückzahlung  von  Verbindlichkeiten  an  das  kreditgewährende
 Institut  durch  den  Schuldner  bestehen.  Zusätzlich  müssen  das
 Institut  und  der  Schuldner  eine  vertragliche  oder  satzungsmä-
 ßige  Haftungsabrede  geschlossen  haben,  die  insbesondere  die
 Liquidität  und  Solvenz  zur  Vermeidung  einer  Insolvenz  aus
 sofort  verfügbaren  Mitteln  sicherstellt.  Die  Mitglieder  des
 institutsbezogenen  Sicherungssystems  sind  verpflichtet,  ihre
 Absicht,  aus  dem  System  auszuscheiden,  mindestens  24  Mo-
 nate  im  Voraus  anzuzeigen.  Das  Sicherungssystem,  das  sich
 auf  eine  breite  Mitgliedschaft  von  Instituten  mit  einem  im
 Wesentlichen  homogenen  Geschäftsprofil  stützen  soll,  muss
 dabei  über  geeignete  und  einheitlich  geregelte  Systeme  für
 die  Überwachung  und  Einstufung  der  Risiken,  die  einen  voll-
 ständigen  Überblick  über  die  Risikosituationen  der  einzelnen
 Mitglieder  und  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  ins-
 gesamt  liefern,  und  eine  eigene  Risikobewertung,  die  den  ein-
 zelnen  Mitgliedern  mitgeteilt  wird,  verfügen.  Dabei  müssen
 Möglichkeiten  der  Einflussnahme  für  das  Sicherungssystem
 vorliegen,  um  eine  angemessene  Überwachung  von  For-
 derungsausfällen  sicherzustellen.  Um  die  wirtschaftliche
 Situation  des  jeweiligen  Haftungsverbunds  transparent  und
 bewertbar  zu  machen,  muss  das  Sicherungssystem  mindes-
 tens  einmal  jährlich  entweder  einen  zusammengefassten
 Bericht  mit  einer  Vermögensübersicht,  einer  Gewinn-  und
 Verlustrechnung,  einem  Lagebericht  und  einem  Risiko-
 bericht  über  das  institutsbezogene  Sicherungssystem  ins-
 gesamt  oder  einen  Bericht  mit  einer  zusammenfassenden
 Vermögensübersicht,  einer  zusammenfassenden  Gewinn-
 und  Verlustrechnung,  einem  Lagebericht  und  einem  Risiko-
 bericht  zum  institutsbezogenen  Sicherungssystem  insgesamt
 veröffentlichen.  Da  keine  konsolidierte  Aufsicht  über  die
 den  Haftungssystemen  angeschlossenen  Institute  ausgeübt
 wird,  ist  zur  Verhinderung  der  Mehrfachbelegung  von
 regulatorischem  Eigenkapital  die  mehrfache  Nutzung  von
 Bestandteilen,  die  für  die  Berechnung  von  Eigenmitteln  in
 Frage  kommen,  und  die  unangemessene  Bildung  von
 Eigenmitteln  zwischen  den  Mitgliedern  des  institutsbezo-
 genen  Sicherungssystems  auszuschließen.  Das  Vorliegen  der
 Voraussetzungen ist von dem Institut zu dokumentieren.

 Absatz  3  setzt  Artikel  89  Abs.  1  Buchstabe  e  der  Banken-
 richtlinie  um.  Danach  können  IRBA-Institute  Adressenaus-
 fallpositionen,  die  aus  Forderungen  gegenüber  einem  grup-
 penangehörigen  Institut  oder  einer  gruppenangehörigen
 Finanzholding-Gesellschaft  oder  zwischen  Instituten,  die  die
 Anforderungen  von  Artikel  80  Abs.  7a  der  Bankenrichtlinie
 (umgesetzt  in  Absatz  2)  erfüllen,  resultieren,  dauerhaft  von
 der  Anwendung  des  IRBA  ausnehmen  und  als  KSA-Positio-
 nen behandeln.
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Zu Nummer 16  (§  11)

 Die  Rechtsverordnungsermächtigung  wird  im  Hinblick  auf
 die  Überführung  der  Liquiditätsgrundsätze  in  eine  Rechts-
 verordnung angepasst.

 Zu Nummer 17  (§  12)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderungen  aufgrund  der  Neufassung
 von § 1 Abs. 3c.

 Zu Buchstabe b

 Entsprechend  Artikel  73  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  wird
 durch  Satz  6  der  Anwendungsbereich  von  Absatz  2  auch  auf
 den  Unterkonsolidierungskreis  nach  §  10a  Abs.  14  ausge-
 dehnt.

 Zu Nummer 18  (§  12a)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Änderung  aufgrund  der  Einfügung  des  neuen
 §  10a  Abs.  5  sowie  der  neuen  Absatznummerierung  in  §  10a.

 Zu Buchstabe b

 In  Absatz  2  Satz  1  wird  der  Anwendungsbereich  von  §  12a
 auf  Unterkonsolidierungskreise  im  Sinne  des  neuen  §  10a
 Abs.  14  erweitert,  der  Artikel  73  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie
 umsetzt.

 Zu Nummer 19  (§  13)

 Zu Buchstabe a

 Die Änderung in Absatz 1 Satz 2 ist redaktioneller Natur.

 Zu Buchstabe b

 Die  Anzeigepflichten  in  Absatz  2  Satz  2  und  8  werden  durch
 die  Angabe  eines  Zeitpunktes  konkretisiert.  Die  Änderung
 trägt  zur  Bestimmtheit  der  Vorschrift  bei.  Die  Verletzung  der
 Vorschrift ist bußgeldbewehrt, vgl. § 56 Abs. 2 Nr. 4.

 Zu Nummer 20  (§ 13a)

 Die  Anzeigepflichten  werden  durch  die  Angabe  eines  Zeit-
 punktes  konkretisiert,  vgl.  Begründung  zu  Nummer  19
 Buchstabe b.

 Zu Nummer 21  (§  13b)

 Zu Buchstabe a

 In  Absatz  2  wird  der  Anwendungsbereich  von  §  13b  entspre-
 chend  Artikel  73  Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  auf  Unterkon-
 solidierungskreise  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  14  ausgedehnt.
 Darüber  hinaus  wird  der  Verweis  redaktionell  an  die  Einfü-
 gung von §  10a Abs.  5 angepasst.

 Zu den Buchstaben b und c

 Redaktionelle  Folgeänderungen  infolge  der  Neufassung  von
 §  10a.

 Zu Nummer 22  (§ 13c)

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Neufassung  von
 § 10a.

 Zu Nummer 23  (§ 14)

 Zu Buchstabe a

 Die  Ergänzung  in  Absatz  1  Satz  3  dient  der  Klarstellung,
 dass  Unternehmen,  die  nach  §  2  Abs.  4,  5,  7  oder  8  von  der
 Anzeigepflicht  befreit  oder  ausgenommen  sind,  auch  nicht
 als  nachgeordnete  Unternehmen  einer  Instituts-  oder  Finanz-
 holding-Gruppe  mittelbar  der  Millionenkreditmeldepflicht
 unterliegen.

 Zu Buchstabe b

 Aufgrund  des  eingeschränkten  Geschäftszwecks  von  zentra-
 len  Kontrahenten  nach  §  1  Abs.  1  Satz  2  Nr.  12  ist  die  durch
 Absatz  1  Satz  5  eingefügte  mögliche  Freistellung  von  der
 Abgabe  der  Millionenkreditmeldungen  in  Einzelfällen  ver-
 tretbar.

 Zu Nummer 24  (§  15)

 Zu Buchstabe a

 Die  Änderung  dient  der  Korrektur  eines  Redaktionsverse-
 hens  im  Rahmen  des  Vierten  Finanzmarktförderungsgeset-
 zes.  Seinerzeit  wurde  die  bis  dahin  in  Absatz  2  enthaltene
 Regelung  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  12  überführt.  Bei  der  Über-
 arbeitung  von  Absatz  3  wurde  die  Nummer  irrtümlich  in  den
 Katalog  von  Absatz  3  Nr.  2  aufgenommen.  Eine  Erweiterung
 dieser  Privilegierung  für  bestimmte  Unternehmenskredite
 war jedoch nicht beabsichtigt und ist zu bereinigen.

 Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Änderung  unter
 Buchstabe  a.  Auch  hier  gelten  die  dort  genannten  Erwägun-
 gen.  Es  handelt  sich  um  die  Korrektur  eines  Redaktionsver-
 sehens,  das  zu  einer  nicht  beabsichtigten  Ausweitung  der  nur
 für  bestimmte  Unternehmenskredite  vorgesehenen  Privile-
 gierung führte.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Redaktionelle Änderung zur Bereinigung eines Zitatfehlers.

 Zu Buchstabe c

 Durch  die  Einfügung  des  Wortes  „unverzüglich“  in  Absatz  5
 soll  auf  die  Bedeutung  der  Beachtung  der  in  den  Absätzen  1
 und  4  vorgesehenen  Beschlussverfahren  hingewiesen  und
 deutlich  gemacht  werden,  dass  die  nachträgliche  Zustim-
 mung  zu  der  Kreditvergabe  unverzüglich,  d.  h.  ohne  schuld-
 haftes Zögern herbeizuführen ist.

 Zu Nummer 25  (§  18)

 Redaktionelle  Folgeänderung  infolge  der  Neufassung  von
 §  20 Abs.  2.

 Zu Nummer 26  (§  19)

 Zu Buchstabe a

 Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.
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Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Zu Dreifachbuchstabe aaa

 Die  Änderung  in  Absatz  1  Satz  3  Nr.  13  fasst  die  bislang  in
 §  19  Abs.  1  Satz  3  Nr.  13  und  14  getrennt  bestehenden  Rege-
 lungen  für  Kreditzusagen  zusammen.  Die  neue  Regelung
 macht  deutlich,  dass  alle  noch  nicht  in  Anspruch  genomme-
 nen  Kreditzusagen,  die  für  das  Institut  mit  einem  Adressen-
 ausfallrisiko  verbunden  sind,  als  Kredit  im  Sinne  des  §  19
 Abs.  1  zu  berücksichtigen  sind.  §  19  Abs.  1  Satz  3  Nr.  13
 basiert  auf  Artikel  106  Abs.  1  Unterabsatz  1  in  Verbindung
 mit  Artikel  78  Abs.  1  und  Anhang  II  der  Bankenrichtlinie.
 Die  Umsetzung  berücksichtigt,  dass  die  außerbilanziellen
 Geschäfte  im  Rahmen  der  Großkreditvorschriften  keinen  Ri-
 sikokategorien zugeordnet werden.

 Zu Dreifachbuchstabe bbb

 Die  Regelung  setzt  Artikel  106  Abs.  1  Unterabsatz  1  in  Ver-
 bindung  mit  Artikel  78  Abs.  1  und  Anhang  II  der  Banken-
 richtlinie  um.  Die  Adressenausfallrisiken,  die  sich  aus
 Kreditderivaten  wie  z.  B.  Credit  Linked  Notes,  Total  Return
 Swaps  oder  Credit  Default  Swaps  ergeben,  konnten  zwar
 von  den  bislang  bestehenden  Kredittatbeständen  des  §  19
 Abs.  1  erfasst  werden,  da  der  nationale  Kreditbegriff  weit
 gefasst  ist.  Der  europäische  Gesetzgeber  hat  jedoch  den
 Katalog  der  außerbilanziellen  Geschäfte  nunmehr  explizit
 erweitert.  Diese  Erweiterung  findet  sich  in  §  19  Abs.  1  Satz  3
 Nr. 14 wieder.

 Zu Buchstabe c

 Absatz  1a  enthält  zur  Klarstellung  eine  Legaldefinition  des
 u.  a. in Absatz  1 verwendeten Derivatebegriffs.

 Zu Nummer 27  (§  20)

 Im  Gegensatz  zu  der  Regelung  des  §  20c,  die  Ausnahmen
 von  den  Verpflichtungen  nach  §  13  Abs.  3,  §  13a  Abs.  3  bis  5
 und  §  13b  Abs.  1  nur  auf  Antrag  vorsieht,  sind  die  Ausnah-
 men des § 20 von Amts wegen zu berücksichtigen.

 Die  Regelungen  in  Absatz  1  Nr.  1  und  2  für  Kredite  im  Rah-
 men  von  Wechselkurs-  und  Wertpapiergeschäften  wurden  an
 den  Richtlinientext  angeglichen  und  gegenüber  der  alten
 Fassung  ergänzt.  Die  Vorschriften  umfassen  jetzt  ausdrück-
 lich  nicht  mehr  das  kreditnehmerbezogene  Vorleistungs-
 risiko,  das  Bestandteil  der  kreditnehmerbezogenen  Handels-
 buch-Gesamtposition  eines  Handelsbuchinstituts  ist  und  für
 das  die  Großkredit-  und  Millionenkreditverordnung  (Gro-
 MiKV)  eine  spezielle  Regelung  normiert.  In  Artikel  106
 Abs.  2  der  Bankenrichtlinie  findet  sich  die  EU-rechtliche
 Grundlage  für  Absatz  1  Nr.  1  und  2.  Die  Ausnahme  für  das
 kreditnehmerbezogene  Vorleistungsrisiko  ergibt  sich  aus
 Artikel  29  Abs.  1  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit  Anhang  II,
 §  3 Buchstabe a und § 4 der Kapitaladäquanzrichtlinie.

 Die  Ergänzung  in  Absatz  1  Nr.  3  ist  redaktioneller  Natur  und
 basiert  auf  Artikel  106  Abs.  1  Unterabsatz  3  der  Banken-
 richtlinie.

 Die  Befreiung  von  der  Anzeigepflicht  für  Großkredite  in
 Absatz  2  ist  EU-rechtlich  durch  Artikel  110  Abs.  2  Satz  1
 der  Bankenrichtlinie  gedeckt.  Absatz  2  Satz  1  Nr.  1  stellt
 eine  Umsetzung  des  Artikels  113  Abs.  3  Unterabsatz  1

 Buchstabe  a  bis  d  sowie  des  Artikels  115  Abs.  1  Unterabsatz  2
 der  Bankenrichtlinie  dar.  Zwar  umfasst  die  Befreiung  von
 den  Anzeigepflichten  nach  Artikel  110  Abs.  2  Satz  1  der
 Bankenrichtlinie  nicht  Kredite  an  Regionalregierungen  oder
 örtliche  Gebietskörperschaften  (Artikel  115  Abs.  1  Unter-
 absatz  2  der  Bankenrichtlinie).  Für  diese  Kredite  bietet  Arti-
 kel  110  Abs.  2  Satz  2  der  Bankenrichtlinie  lediglich  die
 Möglichkeit,  die  Häufigkeit  der  Meldungen  auf  zweimal
 jährlich  zu  senken.  In  der  Vergangenheit  wurde  die  Be-
 freiung  von  der  Anzeigepflicht  für  Kredite  an  Regionalregie-
 rungen  oder  örtliche  Gebietskörperschaften  jedoch  damit
 begründet,  dass  diese  Kredite  national  keinen  Risikounter-
 schied  zu  Krediten  an  Zentralregierungen  aufweisen.  Natio-
 nal  ist  es  daher  gerechtfertigt,  diese  Kredite  ebenfalls  von  der
 Anzeigepflicht  zu  befreien.  Um  Kredite  an  Regionalregie-
 rungen  oder  örtliche  Gebietskörperschaften  anderer  Staaten
 nicht  unzulässig  zu  benachteiligen,  werden  diese  ebenfalls
 von  der  Anzeigepflicht  befreit,  wenn  Kredite  an  Regional-
 regierungen  oder  örtliche  Gebietskörperschaften  nach  den
 Artikeln  78  bis  83  der  Bankenrichtlinie  ungesichert  ein  Risi-
 kogewicht  von  null  vom  Hundert  erhalten  würden.  In  jedem
 Fall  werden  Kredite  an  Regionalregierungen  oder  örtliche
 Gebietskörperschaften  mit  Sitz  im  Ausland  unabhängig  von
 ihrer  Gewichtung  von  dem  Millionenkreditmeldewesen
 nach §  14 erfasst.

 Die  Begriffe  „multilaterale  Entwicklungsbanken“  und  „in-
 ternationale  Organisationen“  werden  in  §  1  Abs.  27  und  28
 definiert.  Eine  Definition  für  „Einrichtungen  des  öffent-
 lichen Bereichs“ befindet sich in § 1 Abs. 30.

 Kredite  an  die  Kreditanstalt  für  Wiederaufbau  Bankengruppe
 werden von Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c erfasst.

 Absatz  2  Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  a  setzt  Artikel  113  Abs.  3
 Unterabsatz  1  Buchstabe  f  der  Bankenrichtlinie  um.  Waren
 bislang  Wertpapiere  der  in  Bezug  genommenen  Adressen  als
 Sicherheit  anerkannt,  sind  es  nach  dem  eindeutigen  Wortlaut
 der  Bankenrichtlinie  nunmehr  ausschließlich  Schuldver-
 schreibungen.

 Die  Regelung  in  Absatz  2  Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  b  basiert
 auf  Artikel  113  Abs.  3  Unterabsatz  1  Buchstabe  g  und  Unter-
 absatz  2  der  Bankenrichtlinie.  Der  nationale  Gesetzgeber  hat
 von  seinem  Wahlrecht  umfassend  Gebrauch  gemacht,  so
 dass  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Regelungen  jetzt  auch
 Bareinlagen  bei  einem  Institut,  das  Mutter-  oder  Tochterun-
 ternehmen  des  kreditgewährenden  Instituts  ist,  berücksich-
 tigt  werden.  Die  Ausschöpfung  des  Wahlrechts  erfolgt  nicht
 zuletzt  deshalb,  weil  der  europäische  Gesetzgeber  in  Anhang
 VIII  der  Bankenrichtlinie,  der  Bestimmungen  zu
 Kreditrisikominderungstechniken  enthält,  nähere  Anforde-
 rungen  für  die  Anerkennung  von  Bareinlagen  bei  Dritt-
 instituten  als  Sicherungsinstrument  geschaffen  hat.  Diese
 näheren  Anforderungen  werden  national  aufgrund  der  Er-
 mächtigungsgrundlage  in  §  22  durch  die  GroMiKV  umge-
 setzt.  Barmittel,  die  das  Institut  bei  Emission  einer  Credit
 Linked  Note  erhält,  wurden  bislang  schon  im  Wege  der  Aus-
 legung  unter  Absatz  2  Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  b  gefasst.  Der
 europäische  Gesetzgeber  hat  die  Entwicklungen  der  letzten
 Jahre  im  Bereich  der  Kreditderivate  nunmehr  auch  im  Rah-
 men  der  Bankenrichtlinie  und  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 nachvollzogen.

 Absatz  2  Satz  1  Nr.  2  Buchstabe  c  setzt  Artikel  113  Abs.  3
 Unterabsatz 1 Buchstabe h der Bankenrichtlinie um.
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Mit  Absatz  2  Satz  1  Nr.  3  ist  ein  neuer  Befreiungstatbestand
 in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  der  auf  Artikel  30
 Abs.  2  Unterabsatz  2  in  Verbindung  mit  Anhang  II  §  8  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie  basiert.  Bei  Pensions-  und  Leih-
 geschäften  des  Handelsbuchs  werden  Finanzinstrumente
 und  Waren,  die  selbst  geeignet  sind,  in  das  Handelsbuch  auf-
 genommen  zu  werden,  als  geeignete  Sicherheiten  anerkannt.
 Die  Privilegierung  wurde  europaweit  geschaffen,  um  diese
 Transaktionen für den Markt interessant zu machen.

 Gemäß  Absatz  2  Satz  3  gilt  für  Institute,  soweit  ihnen  nach
 den  Vorschriften  der  GroMiKV  eines  der  Verfahren  zur
 Berücksichtigung  der  Besicherungswirkungen  von  Finanz-
 sicherheiten  bei  der  Ermittlung  der  Kreditbeträge  nach  den
 §§  13  bis  13b  gestattet  ist,  nicht  die  Befreiung  von  der  An-
 zeigepflicht  nach  Absatz  2  Satz  1  und  2.  Die  EU-rechtliche
 Grundlage  für  Absatz  2  Satz  3  befindet  sich  in  Artikel  110
 Abs.  2  Unterabsatz  1  Satz  1  der  Bankenrichtlinie.  Von  der
 Befreiung  von  der  Anzeigepflicht  sind  danach  Institute  aus-
 geschlossen,  die  entweder  einen  Kreditbetrag  ermitteln,  der
 die  Summe  der  vollständig  angepassten  Forderungswerte
 (E*)  nicht  unterschreitet  oder  die  den  fortgeschrittenen
 IRB-Ansatz  nutzen  und  die  Wirkungen,  die  Finanzsicherhei-
 ten  unabhängig  von  anderen  Aspekten  als  die  Schätzung  der
 Verlustquote  bei  Ausfall  auf  ihre  Kreditrisiken  haben,  zuver-
 lässig  schätzen  können.  In  diesen  Fällen  besteht  ein  Informa-
 tionsbedarf  für  die  Aufsicht,  der  die  abweichende  Ermittlung
 der Kreditbeträge betrifft.

 Absatz  3  Satz  2  Nr.  1  setzt  Artikel  113  Abs.  3  Unterabsatz  1
 Buchstabe e der Bankenrichtlinie um.

 In  Absatz  3  Satz  2  Nr.  2  erster  Halbsatz  und  Nr.  4  schöpft  der
 nationale  Gesetzgeber  das  Wahlrecht  des  Artikels  113  Abs.  3
 Unterabsatz  1  Buchstabe  i  der  Bankenrichtlinie  und  des
 Artikels  30  Abs.  4  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  aus.  Der
 Hinweis  in  Absatz  3  Satz  2  Nr.  2  erster  Halbsatz,  dass  die
 Kredite  keine  Eigenmittel  darstellen  dürfen,  dient  der  Klar-
 stellung.  Daneben  werden  die  Anwendungsbereiche  des  Ab-
 satzes  3  Satz  2  Nr.  2  erster  Halbsatz  und  Nr.  4  im  Rahmen  des
 EU-rechtlich  Zulässigen  erweitert.  Privilegierte  Adressaten
 des  Artikels  113  Abs.  3  Unterabsatz  1  Buchstabe  i  der
 Bankenrichtlinie  sind  Institute.  Artikel  4  Abs.  6  der  Banken-
 richtlinie  verweist  für  den  Institutsbegriff  auf  die  Kapital-
 däquanzrichtlinie.  Dort  ist  in  Artikel  3  Abs.  1  Buchstabe  c
 der  Kapitaladäquanzrichtlinie  normiert,  dass  unter  den  Be-
 griff  der  „Institute“  sowohl  Kreditinstitute  als  auch  Wert-
 papierfirmen  fallen.  Kreditinstitute  sind  solche  im  Sinne  des
 Artikels  4  Abs.  1  der  Bankenrichtlinie  (vgl.  Artikel  3  Abs.  1
 Buchstabe  a  der  Kapitaladäquanzrichtlinie),  und  Wertpapier-
 firmen  sind  gemäß  Artikel  3  Abs.  1  Buchstabe  b  der  Kapital-
 adäquanzrichtlinie  Unternehmen,  wie  sie  in  Artikel  4  Abs.  1
 Nr.  1  der  Richtlinie  2004/39/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  21.  April  2004  über  Märkte  für
 Finanzinstrumente  vom  30.  April  2004  (MiFID)  definiert
 sind.  Die  Ausnahmen  des  Artikels  3  Abs.  1  Buchstabe  b  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie  wurden  berücksichtigt.  Artikel  30
 Abs.  4  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  ermöglicht  es,  Kredite
 an  anerkannte  Wertpapierhandelsunternehmen  aus  Dritt-
 staaten  an  zentrale  Kontrahenten  und  an  Wertpapier-  und
 Terminbörsen  wie  Kredite  an  Institute  zu  behandeln.  Von
 diesem  Wahlrecht  hat  der  nationale  Gesetzgeber  Gebrauch
 gemacht.  Der  Begriff  des  „anerkannten  Wertpapierhandels-
 unternehmens  aus  Drittstaaten“  ist  in  §  1  Abs.  29,  und  der

 Begriff  des  „zentralen  Kontrahenten“  ist  in  §  1  Abs.  31  und
 der  Begriff  der  „Wertpapier-  und  Terminbörse“  ist  in  §  1
 Abs. 3e definiert.

 Absatz  3  Satz  2  Nr.  2  zweiter  Halbsatz  hat  seine  EU-recht-
 liche  Grundlage  in  Artikel  113  Abs.  3  Unterabsatz  1  Buch-
 stabe n der Bankenrichtlinie.

 Die  Änderung  in  Absatz  3  Satz  2  Nr.  3  und  die  Einfügung  des
 §  20a  basieren  auf  Artikel  113  Abs.  3  Unterabsatz  1
 Buchstabe  l  in  Verbindung  mit  Anhang  VI  Teil  1  §§  65  bis  67
 sowie  Teil  3  §§  63  bis  66  der  Bankenrichtlinie.  Forderungen
 nach  §  4  Abs.  3  des  Pfandbriefgesetzes  werden  nur  von  der
 Anrechnung  befreit,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  19
 Abs.  1 Nr. 4 des Pfandbriefgesetzes erfüllt sind.

 Die  neue  Nummer  5  in  Absatz  3  Satz  2  berücksichtigt,  dass
 Positionen  aus  Vorleistungsrisiken,  die  länger  als  fünf  Tage
 andauern,  hälftig  vom  Kern-  und  Ergänzungskapital  abgezo-
 gen  werden.  Um  eine  Doppelberücksichtigung  bei  der  Er-
 mittlung  der  Großkreditauslastung  zu  verhindern,  sind  sie
 bei  der  Berechnung  der  Auslastung  der  Großkreditobergren-
 ze nicht zu berücksichtigen.

 Absatz  4  enthält  eine  redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund
 der Novellierung des §  19 Abs.  1 Satz 3 Nr. 14.

 Absatz  5  regelt  weiterhin  Befreiungen  von  den  Beschluss-
 fassungspflichten  nach  §  13  Abs.  2  und  4  sowie  §  13a  Abs.  2
 und 6.

 Da  das  Millionenkreditmeldewesen  nicht  auf  europäischen
 Richtlinien  basiert,  sind  die  Änderungen  in  Absatz  6  ledig-
 lich  national  bedingt.  Es  werden  Kredite  aus  dem  Anwen-
 dungsbereich  des  §  14  ausgenommen,  die  für  die  Verschul-
 densermittlung  eines  Kreditnehmers  von  keiner  bzw.  nur
 geringer Bedeutung sind.

 Zu Nummer 28  (§§  20a bis 20c)

 Die  Regelung  des  §  20a  (Gedeckte  Schuldverschreibungen)
 normiert  die  Anforderungen  an  gedeckte  Schuldverschrei-
 bungen  im  Sinne  des  §  20  Abs.  3  Satz  2  Nr.  3.  Die  Einfügung
 des  §  20a  basiert  auf  Artikel  113  Abs.  3  Unterabsatz  1  Buch-
 stabe  l  in  Verbindung  mit  Anhang  VI  Teil  1  §§  65  bis  67
 sowie  Anhang  VIII  Teil  2  §  8  und  Teil  3  §§  63  bis  66  der
 Bankenrichtlinie.

 Um  inkonsistente  und  doppelte  Regelungen  zu  vermeiden,
 wird  hinsichtlich  der  Definition  des  „Beleihungswertes“  und
 des  „Marktwertes“  sowie  der  Anforderungen  an  einen
 unabhängigen  Sachverständigen  auf  die  Bestimmungen  im
 Pfandbriefgesetz  verwiesen.  National  besteht  für  die  Kredit-
 institute  ein  Wahlrecht,  die  Wertermittlung  einer  Immobilie
 zum Markt- oder Beleihungswert durchzuführen.

 Die  Regelung,  dass  Pfandbriefe  von  Emittenten  mit  Sitz  im
 Inland  gedeckte  Schuldverschreibungen  darstellen,  be-
 zweckt  eine  Vereinfachung  aus  Praktikabilitätsgründen  und
 soll  keine  Erleichterung  hinsichtlich  der  für  gedeckte
 Schuldverschreibungen  geltenden  Mindestanforderungen
 sein.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  Pfandbriefe  den  Min-
 destanforderungen der Bankenrichtlinie genügen.

 Die  Vorschrift  des  §  20b  (Anerkennung  von  Sicherungs-
 instrumenten  als  anzeige-  und  anrechnungsentlastend)  ver-
 weist  für  die  Großkredit-Sicherungsinstrumente  des  Kredit-
 wesengesetzes  auf  die  Regelungen  zur  Verwendung  von
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Sicherungsinstrumenten  (Kreditrisikominderungsbestim-
 mungen)  nach  der  GroMiKV.  Europarechtlich  besteht  die
 Grundlage  in  Artikel  112  der  Bankenrichtlinie.  Sicherungs-
 instrumente  müssen  berücksichtigungsfähig  sein  und  be-
 stimmten  Mindestanforderungen  genügen,  damit  sie  als  an-
 zeige-  oder  anrechnungsentlastend  anerkannt  werden
 können.  Die  Sicherungsinstrumente  sind  ferner  nach  den  Be-
 stimmungen der GroMiKV zu bewerten.

 Der  europäische  Gesetzgeber  hat  entschieden,  die  Kredit-
 risikominderungsvorschriften  der  neuen  Solvenzregelungen
 weitestgehend  auch  für  Großkredite  anzuerkennen.  Von  zen-
 traler  Bedeutung  ist  in  diesem  Zusammenhang,  dass  wäh-
 rend  die  neuen  Solvenzregelungen  in  diesem  Punkt  darauf
 ausgerichtet  sind,  eine  angemessene  und  dauerhafte  Absi-
 cherung  des  Kreditrisikos  zu  gewährleisten  (im  Kontext,
 dass  Annahmen  und  Berechnungen  auf  Portfolio-  oder
 Aktiva-Level  angewendet  werden),  die  Bestimmungen  für
 Großkredite  auf  Stressszenarien  im  Kontext  gegenparteispe-
 zifischer  Konzentrationsrisiken  abstellen.  Der  europäische
 Gesetzgeber  hält  es  jedoch  für  wünschenswert,  für  größt-
 mögliche  Kohärenz  zwischen  den  Kreditrisikominderungs-
 vorschriften  der  Solvenzregelungen  und  denen  der  Großkre-
 ditbestimmungen  zu  sorgen.  Unterschiede  sind  z.  B.  dadurch
 begründet,  dass  es  nicht  angemessen  ist,  grundsätzlich  die
 Gewichtungen  und  Risikograde  aus  den  Solvenzvorschriften
 zu  übernehmen.  Diese  Gewichtungen  und  Risikograde  die-
 nen  dazu,  eine  allgemeine  Solvenzanforderung  zur  Abde-
 ckung  des  Kreditrisikos  der  Institute  aufzustellen.  Um  die
 maximalen  Verlustrisiken  eines  Instituts  in  Bezug  auf  einen
 Kreditnehmer  zu  begrenzen,  werden  bei  der  Ermittlung  des
 Kreditbetrags,  auch  unter  Berücksichtigung  von  Kredit-
 risikominderungen,  Gewichtungen  oder  Risikograde  grund-
 sätzlich nicht berücksichtigt.

 Mit  der  Vorschrift  des  §  20c  (Befreiung  von  den  Verpflich-
 tungen  nach  §  13  Abs.  3,  §  13a  Abs.  3  bis  5,  §  13b  Abs.  1)
 wird  Artikel  45a  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  umgesetzt.
 Der  wesentliche  Erwägungsgrund  des  europäischen  Gesetz-
 gebers  für  die  Einführung  dieser  Ausnahmeregelung  besteht
 darin,  das  sowohl  wirtschaftlich  als  auch  politisch  wichtige
 Ziel  der  Liberalisierung  des  Gas-  und  Elektrizitätsmarktes
 nicht  in  unangemessener  Weise  zu  konterkarieren,  indem  für
 Institute,  die  insbesondere  auf  diesem  Markt  tätig  sind,  un-
 angemessene  Kapitalanforderungen  und  andere  Risikobe-
 grenzungsnormen  gelten.  Wenn  Händler  in  der  Phase  der
 Etablierung  eines  liberalisierten  Elektrizitäts-  und  Gasmark-
 tes  aufgrund  ökonomisch  unangemessener  Kapitalanforde-
 rungen  für  den  spezifischen  Bereich  des  Elektrizitäts-  und
 Gasmarktes  aus  diesem  Markt  ausschieden,  würde  die  Han-
 delskette  zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher  um  die  ent-
 sprechenden  Glieder  verkleinert,  und  das  gewünschte  Un-
 bundling  zur  Erzeugung  ausreichenden  Wettbewerbs  würde
 vereitelt.

 Die  Konzentrationsrisiken  sind  bei  Energiegeschäften  vor-
 handen  und  müssen  abgesichert  werden.  Das  Ziel  des  §  20c
 ist  lediglich,  dass  diese  Risiken  nicht  mehr  mittels  aufsicht-
 lich  vorgegebener  Quantifizierungen  abstrakt  begrenzt,  son-
 dern  mittels  institutsintern  zu  etablierender  Verfahren  insti-
 tutsindividuell gemessen und gesteuert werden.

 Für  Kredite,  die  nicht  den  Anforderungen  des  Absatzes  1
 Nr.  1  genügen,  gelten  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Kre-
 ditwesengesetzes.  Werden  an  einen  Kreditnehmer  Kredite

 vergeben,  die  nur  zum  Teil  von  dem  Anwendungsbereich  des
 Absatzes  1  Nr.  1  erfasst  werden,  sind  die  Kreditbeträge  der
 Kredite,  die  nicht  privilegiert  werden,  anhand  der  Großkre-
 ditobergrenzen  von  §  13  Abs.  3,  §  13a  Abs.  3  bis  5  und  §  13b
 Abs.  1  zu  messen.  Für  die  Kreditbeträge  der  privilegierten
 Kredite  gelten  die  institutsintern  festgelegten  Strategien  zur
 Begrenzung von Konzentrationsrisiken.

 Artikel  45a  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  begrenzt  den  zeit-
 lichen  Anwendungsbereich  der  Vorschrift.  Die  Regelung  ist
 längstens  bis  zum  31.  Dezember  2010  anwendbar.  Die  An-
 wendbarkeit  endet  früher,  wenn  die  Großkreditvorschriften
 aufgrund  des  Artikels  119  der  Bankenrichtlinie  entsprechend
 geändert werden.

 Zu Nummer 29  (§  22)

 Die  Rechtsverordnungsermächtigung  ist  redaktionell  überar-
 beitet  und  wird  entsprechend  den  Regelungen,  die  aufgrund
 der  Umsetzung  der  Bankenrichtlinie  und  der  Kapitaladä-
 quanzrichtlinie  neu  in  die  GroMiKV  aufgenommen  werden,
 ergänzt.  Sie  wird  darüber  hinaus  um  den  Begriff  „Daten-
 formate“  erweitert.  Damit  soll  dem  Verordnungsgeber  die
 Möglichkeit  eingeräumt  werden,  im  Hinblick  auf  ein  einheit-
 liches  (elektronisches)  Meldewesen  den  Instituten  die  Nut-
 zung  eines  verbindlichen  Datenformats  für  die  Meldungen
 gegenüber der Aufsicht vorgeben zu können.

 In  Satz  1  wird  die  Ermächtigung  erteilt,  nähere  Regelungen
 zur  Abgrenzung  zwischen  Handelsbuch-  und  Nichthandels-
 buchinstituten  zu  erlassen.  Insoweit  wird  die  Möglichkeit
 eingeräumt,  in  Ergänzung  zu  den  Bestimmungen  des  §  2
 Abs.  11  Satz  2  und  3  detailliertere  Regelungen  zur  Bestim-
 mung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außerbilanzmäßi-
 gen  Geschäfte  sowie  zur  Bestimmung  des  Anteils  des  Han-
 delsbuchs  im  Rahmen  der  GroMiKV  zu  schaffen.  Von  dieser
 Ermächtigung  ist  in  der  aktuellen  Fassung  der  GroMiKV
 Gebrauch  gemacht  worden.  Da  die  hierzu  derzeit  in  der
 GroMiKV  formulierten  Regelungen  zumindest  bis  zum
 Erlass  einer  Handelsbuchverordnung  in  der  GroMiKV  ver-
 bleiben  sollen  und  müssen,  muss  auch  die  Ermächtigungs-
 grundlage  für  den  Erlass  und  die  Ausgestaltung  der  Gro-
 MiKV  weiterhin  eine  entsprechende  Ermächtigung  zum
 Erlass  dieser  Regelungen  enthalten.  Erst  mit  einer  etwaigen
 Aufnahme  dieser  Regelungen  in  eine  zukünftig  zu  erlas-
 sende  Handelsbuchverordnung  kann  die  in  §  22  für  die
 GroMiKV  vorgesehene  Ermächtigung  zum  Erlass  näherer
 Regelungen  zur  Abgrenzung  zwischen  Handelsbuch-  und
 Nichthandelsbuchinstituten  entfallen.  Damit  jedoch  diese
 Regelungen  gegebenenfalls  Eingang  in  eine  zukünftig  zu  er-
 lassende  Handelsbuchverordnung  finden  können,  muss
 ebenso  die  Ermächtigungsgrundlage  für  den  Erlass  einer  sol-
 chen  Handelsbuchverordnung  über  eine  Ermächtigung  zum
 Erlass  näherer  Regelungen  zur  Abgrenzung  zwischen  Han-
 delsbuch-  und  Nichthandelsbuchinstituten  verfügen.  Folglich
 war  auch  in  die  in  §  1a  Abs.  9  normierte  Ermächtigungs-
 grundlage  zum  Erlass  einer  Rechtsverordnung  zum  Handels-
 buch eine entsprechende Ermächtigung aufzunehmen.

 In  Satz  1  Nr.  2  wurden  die  Begriffe  der  „Wertpapierpensions-
 und  Wertpapierdarlehensgeschäfte“  durch  den  allgemeinen
 Begriff  der  „Pensions-  und  Leihgeschäfte“  ersetzt.  Wie  sich
 z.  B.  aus  Anhang  II  §  3  Buchstabe  c  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  ergibt,  können  sich  diese  Geschäfte  neben  Wert-
 papieren auch auf Waren beziehen.
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Satz  1  Nr.  3  und  6  wurden  aufgrund  der  Neuregelungen  in
 der  GroMiKV  zur  Umsetzung  der  Kreditrisikominderungs-
 bestimmungen  nach  Artikel  112  Abs.  2  und  Artikel  114  in
 Verbindung  mit  den  Artikeln  90  bis  93  und  Anhang  VIII  der
 Bankenrichtlinie aufgenommen.

 Satz  1  Nr.  3  eröffnet  eine  Regelung  in  der  GroMiKV,  nach
 der  die  Bundesanstalt  den  Instituten,  die  nach  den  Solvenz-
 regelungen  die  umfassende  Methode  für  berücksichtigungs-
 fähige  Sicherheiten  anwenden  oder  die  eigene  Schätzungen
 für  die  Risikoparameter  Verlustquote  bei  Ausfall  (LGD  =
 loss  given  default)  sowie  IRBA-Konversionsfaktor  vorneh-
 men  dürfen,  grundsätzlich  erlauben  kann,  auch  die  Kreditri-
 sikominderungsvorschriften  aus  dem  Solvenzregime  anzu-
 wenden.

 Die  GroMiKV  kann  aufgrund  des  Satzes  1  Nr.  6  die  Voraus-
 setzungen  regeln,  nach  denen  eine  Sicherheit  als  anzeige-
 oder  anrechnungserleichternd  anerkannt  werden  kann.  Wei-
 terhin  sind  Regelungen  über  Laufzeit-  und  Währungsinkon-
 gruenzen  zwischen  dem  besicherten  Kredit  und  der  Sicher-
 heit  sowie  allgemein  über  die  Berechnung  von  Sicherheiten
 möglich.

 Artikel  110  Abs.  3  der  Bankenrichtlinie  ermöglicht  es  den
 Mitgliedstaaten,  sich  auch  die  Konzentrationsrisiken  gegen-
 über  Sicherungsgebern  anzeigen  zu  lassen.  Von  diesem
 Wahlrecht  macht  der  nationale  Gesetzgeber  in  der  GroMiKV
 derzeit  keinen  Gebrauch.  Die  Ermächtigungsgrundlage  in
 Satz  1  Nr.  7  ermöglicht  ihm  jedoch  bei  Bedarf  die  Implemen-
 tierung einer entsprechenden Bestimmung.

 Satz  1  Nr.  11  ermöglicht  jetzt  explizit,  dass  die  GroMiKV
 eine  abweichende  Regelung  zu  §  20  Abs.  1  Nr.  1  und  2  für
 das  kreditnehmerbezogene  Vorleistungsrisiko  regeln  kann.
 Diese  Bestimmung  basiert  auf  Artikel  29  Abs.  1  Buchstabe  c
 in  Verbindung  mit  Anhang  II  Abs.  3  und  4  der  Kapitaladä-
 quanzrichtlinie.

 Zu Nummer 30  (§  24)

 Bei  den  Pflichten  zur  Anzeige  von  Beteiligungen  eines  Ins-
 titutes  (Aktivbeteiligungen)  kam  es  aufgrund  der  Vielzahl
 von  separaten  Beteiligungsmeldungen,  die  jeweils  an  ver-
 schiedene,  sich  zum  Teil  stark  überschneidende  Beteiligungs-
 begriffe  anknüpften,  zu  Abgrenzungsproblemen  und  zur
 mehrfachen  Anzeige  desselben  Beteiligungsverhältnisses.
 Zur  Vermeidung  dieser  Schwierigkeiten  sind  die  Beteili-
 gungsmeldungen  neu  konzipiert  worden.  Eckpfeiler  der  Neu-
 konzeption  sind  die  Reduzierung  der  Beteiligungsbegriffe
 und  amtlichen  Meldeformulare  sowie  die  Vereinheitlichung
 der  Meldezeitpunkte.  Durch  diese  Änderungen  verringert
 sich  der  Umfang  der  zu  meldenden  Beteiligungen  eines  Ins-
 titutes  erheblich  (siehe  zu  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  aa
 und ee). Näheres wird die Anzeigenverordnung regeln.

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Durch  diese  ersatzlose  Streichung  sind  Beteiligungen  an  an-
 deren  Unternehmen  nur  noch  dann  anzeigepflichtig,  wenn
 diese  mit  Beteiligungsabsicht  gehalten  werden  (qualifizierte
 Beteiligung)  oder  zwischen  dem  Institut  und  dem  Beteili-
 gungsunternehmen  eine  enge  Verbindung  im  Sinne  des  §  1
 Abs. 10 entsteht.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Beide  Meldepflichten  nach  Absatz  1  Nr.  9  haben  sich  als  ver-
 zichtbar  erwiesen.  Einerseits  stehen  in  ausreichendem  Maße
 andere  Mittel  zur  Informationsgewinnung  zur  Verfügung
 und  andererseits  ist  das  aus  der  Übergangsregelung  des  §  64e
 Abs.  1  KWG  resultierende  Informationsinteresse  erfüllt;
 relevante Anzeigen sind nicht mehr zu erwarten.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Aufhebung  der
 Nummern 3 und 9.

 Zu Doppelbuchstabe dd

 Die  Änderung  in  Absatz  1  Nummer  12  (zuvor  Nummer  13)
 ist  redaktioneller  Natur  und  trägt  dem  Umstand  Rechnung,
 dass  die  bei  Inkrafttreten  der  6.  KWG-Novelle  bestehenden
 engen  Verbindungen  inzwischen  bereits  angezeigt  sein
 müssen.  Bestandsmeldungen  stehen  daher  nicht  mehr  im
 Vordergrund.

 Zu Doppelbuchstabe ee

 Redaktionelle Klarstellung.

 Zu Buchstabe b

 Bezüglich  der  Streichung  des  Begriffs  und  der  Meldepflicht
 der  mittelbaren  Beteiligung  siehe  zu  Buchstabe  a  Doppel-
 buchstabe aa.

 Die  in  Absatz  1a  Nr.  1  und  2  eingeführten  Sammelanzeigen
 ersetzen  die  bisherigen  Sammelanzeigen  für  die  mittelbare
 Beteiligung  (Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  –  alt  –)  und  die  in  der
 Verordnung  nach  Absatz  4  geregelte  Sammelanzeige  für  die
 unmittelbare  Beteiligung  (siehe  §  9  Abs.  1  Satz  2  der  An-
 zeigenverordnung).

 In  Absatz  1a  Nr.  3  wurde  die  bestehende  Meldepflicht  über
 die  Errichtung,  Verlegung  und  Schließung  inländischer
 Zweigstellen  auf  die  jährliche  Meldung  der  Anzahl  der  in-
 ländischen Zweigstellen reduziert.

 Zu Buchstabe c

 Bei  der  Ersetzung  in  Absatz  3a  Satz  2  handelt  es  sich  um  eine
 redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Änderung  von  §  1
 Abs.  3c.

 Zu Buchstabe d

 Die  Rechtsverordnungsermächtigung  in  Absatz  4  Satz  1
 wurde  um  den  Begriff  „Datenformate“  erweitert.  Damit  soll
 dem  Verordnungsgeber  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,
 im  Hinblick  auf  ein  einheitliches  (elektronisches)  Melde-
 wesen  den  Instituten  die  Nutzung  eines  verbindlichen  Daten-
 formats vorgeben zu können.

 Zu Nummer 31  (§  24c)

 Die  Änderungen  in  Absatz  3  Satz  1  Nr.  1  korrigieren  jeweils
 Fehler in den Zitaten.
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Zu Nummer 32  (§  25)

 Zu Buchstabe a

 In  Absatz  2  Satz  2  wird  der  Anwendungsbereich  der  Vor-
 schrift  auf  die  Unterkonsolidierungskreise  nach  §  10a
 Abs.  14 ausgedehnt.

 Zu Buchstabe b

 Die  Rechtsverordnungsermächtigung  in  Absatz  3  Satz  1
 wurde  um  den  Begriff  „Datenformate“  erweitert.  Damit  soll
 dem  Verordnungsgeber  die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,
 im  Hinblick  auf  ein  einheitliches  (elektronisches)  Meldewe-
 sen  den  Instituten  die  Nutzung  eines  verbindlichen  Datenfor-
 mats vorgeben zu können.

 Zu Nummer 33  (§  25a)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Der  durch  die  Umsetzung  der  Artikel  22  und  123  der  Ban-
 kenrichtlinie  bedingte  Änderungsbedarf  wird  zum  Anlass
 genommen,  die  für  den  Bereich  der  qualitativen  Bankenauf-
 sicht  zentrale  Regelung  des  bisherigen  Absatzes  1  Satz  3
 Nr.  1  und  2  zu  präzisieren  und  gleichzeitig  an  neue  Entwick-
 lungen in der Aufsichtspraxis anzupassen.

 Für  diese  Zwecke  werden  in  Absatz  1  Satz  3  die  in  den  bishe-
 rigen  Nummern  1  und  2  enthaltenen  Punkte  unter  dem  Ober-
 begriff  „angemessenes  Risikomanagement“  zusammen-
 gefasst  und  ergänzt.  Ein  angemessenes  Risikomanagement
 beinhaltet  auf  der  Grundlage  von  Verfahren  zur  Ermittlung
 und  Sicherstellung  der  Risikotragfähigkeit  die  Festlegung
 von  Strategien  sowie  die  Einrichtung  interner  Kontroll-
 verfahren,  die  aus  einem  internen  Kontrollsystem  und  einer
 internen Revision bestehen.

 Durch  die  Bezugnahme  auf  die  Risikotragfähigkeit  wird
 dem  Artikel  123  der  Bankenrichtlinie  Rechnung  getragen.
 Hiernach  muss  ein  Institut  über  angemessene,  effektive  und
 umfassende  Strategien  und  Verfahren  verfügen,  um  jederzeit
 die  in  Anbetracht  der  Risiken  des  Instituts  erforderliche
 Höhe,  Art  und  Verteilung  von  „internem  Kapital“  ermitteln
 und  vorhalten  zu  können.  Dieser  so  genannte  „Internal
 Capital  Adequacy  Assessment  Process  (ICAAP)“  stellt
 neben  dem  „Supervisory  Review  and  Evaluation  Process
 (SREP)“  ein  Kernelement  der  2.  Säule  des  Baseler  Akkords
 dar.  Im  Rahmen  des  Risikotragfähigkeitskonzepts  wird  das
 Risikodeckungspotential  („internes  Kapital“)  den  wesent-
 lichen  Risiken  des  Instituts  gegenübergestellt.  Reicht  das
 Risikodeckungspotential  zur  Abdeckung  aller  wesentlichen
 Risiken  aus,  ist  die  Risikotragfähigkeit  gegeben.  Das  Risiko-
 deckungspotential  stellt  insoweit  im  Unterschied  zu  den
 Solvenzanforderungen  des  §  10  in  erster  Linie  eine  interne
 Steuerungsgröße  dar,  die  immanenter  Bestandteil  einer  wei-
 tergehenden  Prozesskette  ist  (Verknüpfung  mit  den  Strate-
 gien und Einbindung in die internen Kontrollverfahren).

 Dem  in  Artikel  123  niedergelegten  Strategieerfordernis  wird
 dadurch  entsprochen,  dass  das  Institut  angemessene  Strate-
 gien  aufzustellen  hat.  Grundsätzlich  ist  neben  einer  Risiko-
 strategie  auch  eine  Geschäftsstrategie  festzulegen,  in  der  die
 Ziele  und  Planungen  aller  wesentlichen  Geschäftsaktivitäten
 niederzulegen  sind.  Zwischen  beiden  Strategien  muss  ein
 konsistenter  Zusammenhang  bestehen.  Die  Risikostrategie
 kann auch in die Geschäftsstrategie integriert werden.

 Die  Bezugnahme  auf  die  Geschäftsstrategie  bedeutet  keine
 Änderung  des  liberalen  Aufsichtskonzepts  des  Kreditwesen-
 gesetzes,  das  lediglich  einen  Rahmen  für  die  Geschäftstätig-
 keit  der  Institute  bei  grundsätzlicher  Freiheit  des  geschäfts-
 politischen  Entscheidungsspielraums  vorgibt.  Der  Inhalt  der
 Geschäftsstrategie  liegt  deshalb  ausschließlich  in  der  Verant-
 wortung  der  Geschäftsleitung  und  kann  demzufolge  auch
 nicht  Gegenstand  von  Prüfungshandlungen  durch  externe
 Prüfer oder die interne Revision sein.

 Ein  angemessenes  Risikomanagement  umfasst  darüber  hi-
 naus  die  Einrichtung  angemessener  interner  Kontrollverfah-
 ren,  die  aus  dem  internen  Kontrollsystem  (prozessabhängige
 Überwachungsmechanismen)  und  der  internen  Revision
 (prozessunabhängige  Überwachungsmechanismen)  beste-
 hen.  Auf  Basis  von  Artikel  22  der  Bankenrichtlinie  wurde  das
 interne  Kontrollsystem  in  zwei  Punkten  konkretisiert.  So  er-
 fordert  ein  angemessenes  internes  Kontrollsystem  zum  einen
 klare  aufbau-  und  ablauforganisatorische  Regelungen,  die
 insbesondere  auch  eine  transparente  und  konsistente  Abgren-
 zung  der  Verantwortungsbereiche  der  Mitarbeiter  des  Insti-
 tuts  erlauben.  Darüber  hinaus  sind  in  das  interne  Kontroll-
 system  Prozesse  zur  Identifizierung,  Beurteilung,  Steuerung
 sowie  Überwachung  und  Kommunikation  der  Risiken  zu
 integrieren.  Der  Hinweis  auf  Anhang  V  der  Bankenrichtlinie
 dient  der  Konkretisierung  der  insoweit  zu  betrachtenden
 Risikobereiche und den hierbei anzuwendenden Kriterien.

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Der  neue  Satz  4  setzt  Artikel  123  zweiter  Unterabsatz  der
 Bankenrichtlinie  um.  Er  ordnet,  ergänzend  zu  den  in  Satz  3
 geregelten  grundsätzlichen  Anforderungen  an  die
 Geschäftsorganisation,  ausdrücklich  die  regelmäßige  Über-
 prüfung  der  Angemessenheit  der  Geschäftsorganisation  so-
 wie,  soweit  erforderlich,  deren  Anpassung  an  veränderte
 Verhältnisse an.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Zusammen-
 fassung  der  Inhalte  der  bisherigen  Nummern  1  und  2  in
 Nummer 1 und der Aufhebung von Nummer 2.

 Zu Buchstabe b

 Durch  die  Ergänzung  von  Absatz  1a  Satz  1  wird  klarge-
 stellt,  dass  die  Anforderungen  nach  Absatz  1  entsprechend
 Artikel  73  Abs.  2  und  3  der  Bankenrichtlinie  auch  für
 Unterkonsolidierungskreise  nach  §  10a  Abs.  14  gelten.  Die
 Änderung in Satz 2 ist Folge der Neufassung von §  10a.

 Zu Buchstabe c

 Die  Anzeigepflichten  in  Satz  3  wurden  im  Hinblick  auf  die
 Auslagerung  von  Bereichen  dahin  gehend  ergänzt,  dass  auch
 die  vollständige  oder  teilweise  Beendigung  der  Auslagerung
 unverzüglich  anzuzeigen  ist.  Die  bisherige  Praxis,  dass
 lediglich  die  Auslagerung  an  sich  anzuzeigen  war,  führte  zu
 einem  Informationsdefizit  der  Aufsicht,  das  durch  die  Ergän-
 zung  der  Anzeigepflichten  beseitigt  werden  soll.  So  können
 Veränderungen  im  Bereich  der  Auslagerungspraxis  der  Ins-
 titute  gegenwärtig  nur  mit  erheblichen  Aufwand  und  zeit-
 licher  Verzögerung  aus  den  Prüfungsberichten  der  einzelnen
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Institute  entnommen  werden.  Etwaige  Konzentrationspro-
 zesse  auf  Seiten  der  Dienstleister  oder  sonstige  auch  bank-
 aufsichtlich  relevante  Entwicklungen  sind  auf  diese  Weise
 kaum  verlässlich  nachvollziehbar.  Darüber  hinaus  stellt  die
 Beendigungsanzeige  ein  zwingendes  Korrelat  zur  Absichts-
 bzw.  Vollzugsanzeige  dar.  Es  ist  aufsichtlich  ebenso  bedeut-
 sam,  ob  und  an  wen  ein  Bereich  des  Instituts  ausgelagert
 wird,  wie,  ob  und  wann  die  Auslagerung  beendet  wird  und
 das  Institut  die  ausgelagerte  Tätigkeit  wieder  vollständig
 oder  doch  zu  wesentlichen  Teilen  selbst  wahrnimmt,  da
 hieran  beispielsweise  erweiterte  organisatorische  Anforde-
 rungen,  einschließlich  personeller  Anforderungen,  anknüp-
 fen können.

 Zu Buchstabe d

 Absatz  3  greift  die  bereits  in  Absatz  1  Satz  5  enthaltene
 Anordnungsbefugnis  der  Bundesanstalt  auf  und  ergänzt  sie
 für  den  Bereich  der  Auslagerung  nach  Absatz  2.  Sie  soll  der
 Bundesanstalt  die  Möglichkeit  geben,  in  den  Fällen,  in  denen
 sich  durch  die  Auslagerung  von  wesentlichen  Bereichen  auf-
 sichtlich  relevante  Beeinträchtigungen  der  Prüfungs-  und
 Kontrollmöglichkeiten  der  Bundesanstalt  ergeben,  durch
 gezielte  Anordnungen  gegenüber  dem  Institut  eingreifen  zu
 können,  um  wieder  einen  gesetzmäßigen  Zustand  herzu-
 stellen.  Gegenstand  solcher  Anordnungen  kann  z.  B.  die
 Verpflichtung  des  Instituts  sein,  durch  eine  gezielte  Vertrags-
 änderung  die  Prüfungsrechte  der  Aufsicht  im  Auslagerungs-
 unternehmen  sicherzustellen.  Sollten  die  Beeinträchtigun-
 gen  der  Prüfungs-  und  Kontrollmöglichkeiten  der  Aufsicht
 nicht  anders  beseitigt  werden  können,  weil  z.  B.  rechtliche
 Beschränkungen  dem  Prüfungsrecht  der  Aufsicht  beim
 Auslagerungsunternehmen  entgegenstehen  oder  dieses  die
 Kooperation  verweigert,  käme  –  als  Ultima  Ratio  –  auch  in
 Betracht,  gegenüber  dem  Institut  anzuordnen,  den  ausgela-
 gerten  Bereich  auf  einen  geeigneten  Dienstleister  zu  übertra-
 gen oder den Bereich wieder einzugliedern.

 Die  aufsichtliche  Anordnungsbefugnis  hat  ihre  Grenzen  in
 der  Privatautonomie  der  Institute.  Die  Aufsicht  kann  daher
 etwa  weder  die  Übertragung  auf  einen  bestimmten  Dienst-
 leister  anordnen  noch  ein  Institut  verpflichten,  einen  be-
 stimmten  Bereich  wieder  einzugliedern,  sofern  die  Möglich-
 keit  besteht,  ihn  auf  einen  anderen  geeigneten  Dienstleister
 zu übertragen.

 Die  Schaffung  einer  weiteren  Anordnungsbefugnis  der  Bun-
 desanstalt  ist  Teil  einer  Neukonzipierung  des  aufsichtlichen
 Maßnahmenkatalogs.  Ziel  ist  es,  auch  im  Hinblick  auf  den
 mit  dem  „Supervisory  Review  Process“  einhergehenden
 Übergang  zu  einer  stärker  qualitativ  ausgerichteten  Banken-
 aufsicht  –  auch  im  Bereich  der  Auslagerung  wesentlicher
 Bereiche  –  der  Bundesanstalt  bei  Verstößen  gegen  bankauf-
 sichtliche  Anforderungen  ein  abgestufteres  und  gezielteres
 bankaufsichtliches Eingreifen zu ermöglichen.

 Zu Nummer 34  (§  25b)

 Die  Korrektur  in  Absatz  1  Satz  1  vollzieht  die  Gleichstellung
 der  Vertragsstaaten  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  mit
 den  Staaten  der  Europäischen  Union  nach,  wie  sie  im  Kredit-
 wesengesetz üblich ist.

 Zu Nummer 35  (§ 26a)

 Artikel  145  ff.  in  Verbindung  mit  Anhang  XII  der  Banken-
 richtlinie  erlegt  den  Instituten  eine  Reihe  von  Offen-

 legungspflichten  im  Zusammenhang  mit  der  Nutzung
 interner  Risikomessverfahren  zur  Berechnung  der  Eigen-
 kapitalanforderungen  auf.  Während  die  darin  enthaltenen
 konkreten  Offenlegungstatbestände  weitestgehend  in  der
 Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  9  geregelt  werden,
 regelt  §  26a  einige  grundsätzliche  Fragen  zum  Inhalt  der
 Offenlegungspflichten  sowie  im  Hinblick  auf  die  organisato-
 rischen  Anforderungen  und  Ausnahmetatbestände.  Informa-
 tionen,  die  bereits  im  Rahmen  des  Jahresabschlusses  offen
 gelegt  werden,  unterliegen  nicht  erneut  einer  Offenlegungs-
 pflicht.

 Absatz  1  bestimmt  sehr  allgemein  zum  Inhalt  der  Offen-
 legungspflicht,  dass  die  Institute  quantitative  und  qualitative
 Angaben  über  ihr  Eigenkapital,  die  eingegangenen  Risiken
 und  ihre  Risikomanagementverfahren,  einschließlich  der
 internen  Modelle,  der  Kreditrisikominderungstechniken  und
 der  Verbriefungstransaktionen  veröffentlichen  müssen.  Dar-
 über  hinaus  verpflichtet  Absatz  1  die  Institute  auch,  förm-
 liche  Verfahren  vorzuhalten  und  Regelungen  zu  treffen,  die
 sicherstellen,  dass  sie  ihren  Offenlegungspflichten  ord-
 nungsgemäß  nachkommen.  Auch  diese  Verfahren  sind  regel-
 mäßig  daraufhin  zu  überprüfen,  ob  sie  noch  angemessen  sind
 und  ob  sie  noch  alle  relevanten  Aspekte  erfassen.  Hierbei  ist
 besonderes  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  die  Richtig-
 keit  der  offen  gelegten  Angaben  gewährleistet  ist.  Zu  über-
 prüfen  ist  außerdem,  ob  die  Offenlegungsfrequenz  noch  der
 Geschäftstätigkeit  des  Instituts  und  dem  Informationsbe-
 dürfnis von Bankenaufsicht und Öffentlichkeit entspricht.

 Absatz  2  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  146  und  Anhang
 XII  Teil  1  der  Bankenrichtlinie.  Die  Regelung  stellt  klar,  dass
 das  Interesse  der  Adressaten  an  einer  Offenlegung  der  in
 Anhang  XII  näher  spezifizierten  Angaben  dort  eine  Grenze
 findet,  wo  berechtigte  Interessen  des  Institutes  betroffen
 sind.  Das  Institut  kann  daher  von  einer  Offenlegung  absehen,
 wenn  es  sich  um  Informationen  handelt,  die  nicht  wesentlich
 sind  oder  die  als  rechtlich  geschützt  bzw.  vertraulich  einzu-
 stufen  sind.  Sieht  ein  Institut  in  den  beiden  letzten  Fällen  un-
 ter  Berufung  auf  diese  Gründe  von  einer  eigentlich  notwen-
 digen  Offenlegung  ab,  hat  es,  um  dem  Informationsinteresse
 der  Adressaten  gerecht  zu  werden,  die  Gründe  hierfür  jedoch
 in  der  sonst  für  die  Offenlegung  üblichen  Form  darzulegen.
 Darüber  hinaus  ist  das  Institut  gehalten,  an  Stelle  der  nicht
 offen  gelegten  Informationen  allgemeinere  Angaben  zu  ver-
 öffentlichen,  sofern  diese  nicht  ebenfalls  als  rechtlich  ge-
 schützt  bzw.  als  vertraulich  einzustufen  sind.  Die  Definition
 für  Wesentlichkeit  beruht  auf  dem  IAS-Rahmenkonzept  für
 die  Aufstellung  und  Darstellung  von  Abschlüssen  (Tz.  29),
 die  über  die  IAS-Verordnung  (EG)  1606/2002  unmittelbar
 im  nationalen  Recht  wirksam  ist.  So  wird  weitestgehend  der
 Gleichlauf  der  Offenlegungspflichten  nach  der  Rechnungs-
 legung und für bankaufsichtliche Zwecke erreicht.

 Die  Anordnungsbefugnis  der  Bundesanstalt  in  Absatz  3
 räumt  der  Bundesanstalt  auch  im  Bereich  der  Offenlegung
 die  Möglichkeit  ein,  organisatorischen  Mängeln  oder  Män-
 geln  in  der  Praxis  der  Offenlegung  durch  konkrete  Anord-
 nungen  zu  begegnen.  Auch  diese  Anordnungsbefugnis  ist
 Teil  der  Verfeinerung  des  bankaufsichtlichen  Instrumenta-
 riums,  vgl.  hierzu  bereits  Begründung  zu  Nummer  29  Buch-
 stabe e.

 Absatz  4  setzt  Artikel  68  Abs.  3  in  Verbindung  mit  Artikel  72
 der  Bankenrichtlinie  um  und  wird  sich  gleichfalls  im  Offen-
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legungsteil  der  Solvabilitätsverordnung  wiederfinden.  Mit
 dieser  Vorschrift  wird  dem  Umstand  Rechnung  getragen,
 dass  in  der  öffentlichen  Wahrnehmung  bei  wirtschaftlichen
 Entscheidungen  regelmäßig  die  Gruppe  im  Vordergrund
 steht  und  mit  der  Offenlegung  von  Informationen  allein  auf
 der  Ebene  der  Gruppe  Marktdisziplin  hinreichend  wirksam
 gemacht  werden  kann.  Eine  zusätzliche  Offenlegung  der  In-
 formationen  auf  der  Basis  des  übergeordneten  Unterneh-
 mens  und  der  jeweiligen  einbezogenen  nachgeordneten  Ins-
 titute  wäre  eine  unnötige  Belastung,  da  sie  nicht  zu  einer
 wirksameren  Marktdisziplin  beitragen  würde,  sondern  im
 Gegenteil  durch  zu  viele  Informationen  die  Wahrnehmung
 der relevanten Fakten sogar erschweren kann.

 Zu Nummer 36  (§ 28)

 Redaktionelle  Anpassung  zur  Vereinheitlichung  der  Termi-
 nologie  innerhalb  des  Kreditwesengesetzes,  vgl.  §  26  Abs.  1
 Satz 4, Abs. 3, § 29 Abs. 2, § 40 Abs. 2.

 Zu Nummer 37  (§  29)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  zahlreichen,  zusätzlichen  Anforderungen,  die  aufgrund
 der  überarbeiteten  Kapitaladäquanzrichtlinie  an  die  Institute,
 an  das  Handelsbuch,  die  darin  einbezogenen  Positionen,  die
 Steuerung  der  Handelsbuchpositionen,  die  Steuerung  der
 Risiken  des  Handelsbuchs  und  die  Bewertung  der  Handels-
 buchpositionen  gestellt  werden  und  die  in  §  1a  Abs.  4  bis  8
 ihren  Niederschlag  gefunden  haben,  sowie  in  einer  zukünftig
 nach  §  1a  Abs.  9  zu  erlassenden  Rechtsverordnung  detail-
 liertere  Regelungen  erfahren  werden,  sind  zwingend  von  den
 Instituten  einzuhalten.  Dementsprechend  verpflichtet  Ab-
 satz  1  Satz  2  den  Abschlussprüfer  nunmehr,  im  Rahmen  der
 Jahrsabschlussprüfung  auch  über  die  Einhaltung  dieser  An-
 forderungen  zu  berichten.  Die  Aufzählung  der  zu  prüfenden
 Anforderungen  wurde  zudem  erweitert  um  die  in  §  26a  neu
 aufgenommenen Pflichten zur Offenlegung der Institute.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Satz  3  bezieht  sich  auf  die  Ausnahmen  für  gruppenangehöri-
 ge  Unternehmen  in  §  2a.  Dem  Prüfer  wird  aufgegeben,  zu
 überprüfen,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Inanspruchnah-
 me  der  Ausnahmeregelung  durch  das  nachgeordnete  Unter-
 nehmen  weiterhin  vorliegen.  Die  Prüfungspflicht  erstreckt
 sich  darüber  hinaus  auch  auf  die  regelmäßige  Überprüfung
 des  Vorliegens  der  Voraussetzungen  durch  das  Institut  sowie
 deren Dokumentation.

 Satz  4  bezieht  sich  auf  die  neu  eingefügte  Regelung  des  §  30.
 Es  soll  gewährleistet  werden,  dass  der  Prüfer  über  die  in
 Absatz  1  genannten  Punkte  hinaus  auch  die  von  der  Aufsicht
 nach  §  30  gegenüber  dem  Institut  getroffenen  Bestimmun-
 gen  über  den  Inhalt  der  Prüfung  bei  seiner  Prüfung  berück-
 sichtigt.

 Zu Buchstabe b

 Durch  die  Änderung  wird  die  Depotprüfung  bei  den  Banken,
 die  zugleich  Wertpapierdienstleistungsunternehmen  sind,
 mit  der  Prüfung  nach  §  36  des  Wertpapierhandelsgesetzes
 zusammengefasst.  Nur  für  diejenigen  Banken,  die  nicht  auch

 Wertpapierdienstleistungsunternehmen  sind,  bleibt  die  De-
 potprüfung Teil der Jahresabschlussprüfung.

 Die  bisherige  Einbeziehung  der  Depotprüfung  in  die  Jahres-
 abschlussprüfung  hat  primär  historische  Gründe,  da  diese
 Prüfung  bereits  vor  Erlass  des  Wertpapierhandelsgesetzes
 vorgeschrieben  war.  Der  sachliche  Zusammenhang  und  die
 Prüfungspraxis  sprechen  hingegen  dafür,  das  rein  wert-
 papierbezogene  Depotgeschäft  zusammen  mit  dem  Wert-
 papiergeschäft zu prüfen.

 Zu Nummer 38  (§ 30)

 Die  Regelung  knüpft  an  eine  entsprechende  Regelung  in  §  36
 Abs.  3  des  Wertpapierhandelsgesetzes  an.  In  Ergänzung  der
 bereits  in  §  29  enthaltenen  generellen  Anforderungen  an  den
 Umfang  der  Prüfung  und  die  Berichterstattung  durch  den
 Jahresabschlussprüfer  erlaubt  es  §  30  der  Bundesanstalt,
 gegenüber  dem  Institut  konkrete  Bestimmungen  über  Prü-
 fungsinhalte  bzw.  - schwerpunkte  zu  treffen,  die  der  Prüfer
 im  Rahmen  der  Jahresabschlussprüfung  eines  Instituts  zu  be-
 rücksichtigen  hat.  Ziel  der  Regelung  ist  damit  zum  einen  ein
 größeres  Maß  an  aufsichtlicher  Flexibilität,  da  besser  auf  in-
 dividuelle  Besonderheiten  der  Institute  eingegangen  werden
 kann.  Zum  anderen  zielt  die  Regelung  auch  auf  eine  Entlas-
 tung  der  Institute,  da  durch  die  Vorgabe  bestimmter  Prü-
 fungsinhalte  bereits  im  Rahmen  der  Jahresabschlussprüfung
 insbesondere  bei  sehr  gezieltem  Nachschaubedarf  (z.  B.  zur
 Werthaltigkeit  von  Sicherheiten  oder  zur  Angemessenheit
 der  Risikovorsorge  im  Kreditgeschäft)  in  einer  Reihe  von
 Fällen  auf  die  sonst  erforderliche  Anordnung  einer  Prüfung
 nach  §  44  Abs.  1  verzichtet  werden  kann.  Die  seitens  der
 Aufsicht  selbst  durchzuführenden  bankgeschäftlichen  Prü-
 fungen bleiben hiervon unberührt.

 Zu Nummer 39  (§ 31)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderung  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  auf-
 grund der Änderungen in §  24 Abs.  1.

 Zu Buchstabe b

 Der  neu  eingefügte  Absatz  3  basiert  auf  der  bislang  in
 Absatz  2  Satz  2  enthaltenen  Möglichkeit  der  Bundesanstalt,
 ein  übergeordnetes  Unternehmen  nach  §  10a  Abs.  1  bis  3  un-
 ter  bestimmten  Voraussetzungen  von  der  Einbeziehung  ein-
 zelner  nachgeordneter  Unternehmen  im  Sinne  von  §  10a
 Abs.  1  bis  5  von  der  Zusammenfassung  nach  §  10a  Abs.  6  bis
 12, §  12a Abs.  1 sowie §  13b Abs. 3 und 4 freizustellen.

 Die  Regelung  wurde  nach  Maßgabe  von  Artikel  73  Abs.  1
 der  Bankenrichtlinie  überarbeitet  und  aus  Gründen  der  Über-
 sichtlichkeit in einen eigenen Absatz überführt.

 Absatz  3  sieht  jetzt  zwei  Möglichkeiten  der  Freistellung  von
 der  Konsolidierungspflicht  vor.  Eine  grundsätzliche  Frei-
 stellung  nach  Satz  1,  wenn  das  betreffende  nachgeordnete
 Unternehmen  die  genannten  Bagatellgrenzen  nicht  über-
 schreitet.  Danach  kann  das  übergeordnete  Unternehmen  von
 einer  Einbeziehung  in  die  Konsolidierung  absehen,  wenn
 und  solange  die  Bilanzsumme  des  einzelnen  nachgeordneten
 Unternehmens  niedriger  ist  als  der  kleinere  der  genannten
 Beträge:  10  Mio.  Euro  oder  eins  vom  Hundert  der  Bilanz-
 summe  des  der  Institutsgruppe  übergeordneten  Unterneh-
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mens  oder  der  die  Beteiligung  haltenden  Finanzholding-Ge-
 sellschaft.  Maßgeblich  sind  insoweit  die  Bilanzsummen  der
 Einzelabschlüsse  des  nachgeordneten  Unternehmens  bzw.
 des  übergeordneten  Unternehmens  oder  der  Finanzholding-
 Gesellschaft.  Liegen  die  Voraussetzungen  des  Satzes  1  vor,
 darf  das  übergeordnete  Unternehmen  künftig  von  einer  Ein-
 beziehung  des  betreffenden  nachgeordneten  Unternehmens
 in  die  Konsolidierung  absehen,  ohne  dass  es  hierzu  der  Zu-
 stimmung  der  Bundesanstalt  bedürfte.  Das  übergeordnete
 Unternehmen  hat  lediglich  nach  Satz  2  der  Bundesanstalt
 und  der  Deutschen  Bundesbank  unmittelbar  den  Erwerb
 einer  derartigen  Beteiligung  anzuzeigen  sowie  zum
 30.  September  eines  jeden  Jahres  eine  Sammelanzeige  abzu-
 geben,  aus  der  sich  ergibt,  welche  Unternehmen  aufgrund
 der  Regelung  des  Satzes  1  von  der  Konsolidierung  ausge-
 nommen wurden.

 Ist  die  Bundesanstalt  der  Auffassung,  dass  einzelne  oder
 mehrere  nach  Satz  1  von  der  Konsolidierung  ausgenommene
 Unternehmen  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  von  untergeordneter
 Bedeutung  sind,  kann  sie  nach  Satz  3  anordnen,  dass  dieses
 oder  diese  Unternehmen  wieder  in  die  Konsolidierung  nach
 den genannten Vorschriften einzubeziehen sind.

 Neben  dem  genannten  Verfahren  ermöglicht  Satz  4  nunmehr
 auch,  einzelne  nachgeordnete  Unternehmen,  die  die  in  Satz  1
 genannten  Bagatellgrenzen  überschreiten,  von  der  Einbezie-
 hung  in  die  Konsolidierung  auszunehmen,  wenn  deren  Ein-
 beziehung  für  die  Aufsicht  auf  zusammengefasster  Basis
 ohne oder von untergeordneter Bedeutung ist.

 Unternehmen,  die  nach  Maßgabe  dieser  Regelung  von  der
 Einbeziehung  in  die  Konsolidierung  ausgenommen  wurden,
 sind  im  Rahmen  der  Ermittlung  des  haftenden  Eigenkapitals
 auf Einzelebene nach §  10 Abs.  6 in Abzug zu bringen.

 Satz  6  sieht  schließlich  die  Erweiterung  der  Freistellungs-
 möglichkeit  auf  Institute  vor,  die  nach  §  10a  Abs.  14  zur  Un-
 terkonsolidierung verpflichtet sind.

 Mit  Absatz  4  wird  ein  weiterer  Freistellungstatbestand  im
 Hinblick  auf  die  Pflicht  zur  zusammengefassten  Ermittlung
 der  Eigenmittelausstattung  in  das  Kreditwesengesetz  einge-
 führt.  Er  beruht  auf  Artikel  22  ff.  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie.  Nach  Absatz  4  kann  die  Bundesanstalt  Institutsgruppen
 oder  Finanzholding-Gruppen,  auf  deren  Antrag  bei  Vorlie-
 gen  der  nachfolgenden  Voraussetzungen  von  der  Verpflich-
 tung  zur  Ermittlung  der  zusammengefassten  Eigenmittelaus-
 stattung  nach  §  10  Abs.  1  Satz  1  freistellen:  Es  handelt  sich
 bei  allen  gruppenangehörigen  Instituten  um  Finanzdienst-
 leistungsinstitute,  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  mit  Finanz-
 instrumenten  handeln  (Artikel  22  Abs.  1  Satz  1  Buchstabe  b
 i.  V.  m.  Artikel  20  Abs.  2  der  Kapitaladäquanzrichtlinie).
 Jedes  gruppenangehörige  Unternehmen  mit  Sitz  im  Europä-
 ischen  Wirtschaftsraum  erfüllt  auf  Einzelebene  die  Anforde-
 rungen  des  §  10  Abs.  1  Satz  1  (Artikel  22  Abs.  1  Satz  1  Buch-
 stabe  c  der  Kapitaladäquanzrichtlinie)  und  ermittelt  seine
 Eigenmittel,  vermindert  um  alle  Eventualverbindlichkeiten,
 die  es  zugunsten  anderer  gruppenangehöriger  Unternehmen
 übernommen  hat  (Artikel  22  Abs.  1  Satz  1  Buchstabe  a
 i.  V.  m.  Artikel  16  der  Kapitaladäquanzrichtlinie).  Handelt  es
 sich  bei  der  antragstellenden  Gruppe  um  eine  Finanzholding-
 Gruppe  im  Sinne  von  §  10a  Abs.  3,  muss  die  Finanzholding-
 Gesellschaft  an  der  Spitze  der  Gruppe  in  einem  Umfang  über
 Eigenkapital  verfügen,  der  der  Summe  der  Buchwerte  der  in
 §  10a  Abs.  6  Satz  3  Nr.  1  aufgezählten  Positionen  sowie  der

 gegenüber  den  gruppenangehörigen  Unternehmen  übernom-
 menen  Eventualverbindlichkeiten  entspricht  (Artikel  22
 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe d der Kapitaladäquanzrichtlinie).

 Die  gruppenangehörigen  Institute  mit  Sitz  innerhalb  des
 Europäischen  Wirtschaftsraums  müssen  über  Systeme  zur
 Überwachung  und  Steuerung  der  Herkunft  der  Eigenmittel
 verfügen,  auf  die  die  übrigen  gruppenangehörigen  Unter-
 nehmen  zugreifen  können  (Artikel  22  Abs.  1  zweiter  Unter-
 absatz der Kapitaladäquanzrichtlinie).

 Das  übergeordnete  Unternehmen  der  Institutsgruppe  oder
 Finanzholding-Gruppe  ist  verpflichtet,  die  Bundesanstalt
 über  alle  Risiken  zu  informieren,  die  die  finanzielle  Situation
 der  Gruppe  gefährden  könnten  (Artikel  23  Satz  1  der  Kapi-
 taladäquanzrichtlinie).

 Zu Buchstabe c

 Redaktionelle  Folgeänderung  infolge  der  Einfügung  der
 neuen Absätze 3 und 4.

 Zu Nummer 40  (§ 33)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Änderung  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  zur  Korrek-
 tur  des  Verweises.  Anrechenbar  als  Anfangskapital  sind  das
 eingezahlte  Kapital  sowie  die  Rücklagen,  nicht  aber  die  Son-
 derposten für allgemeine Bankrisiken nach § 340g HGB.

 Zu Buchstabe b

 Clearingsysteme  bestehen  aus  einem  gestuften  System  von
 Sicherheiten,  die  u.  a.  das  Eigenkapital  des  zentralen  Kontra-
 henten  umfassen.  Aus  diesem  Grunde  ist  ein  Einlagenkredit-
 instituten  vergleichbares  Anfangskapital  zu  fordern.  Dafür
 spricht  auch,  dass  der  zentrale  Kontrahent  in  großem  Um-
 fang Fremdwerte als Sicherheiten entgegennimmt.

 Zu Nummer 41  (§ 33a)

 Redaktionelle  Änderung  aufgrund  geänderter  Fundstelle  in
 der Bankenrichtlinie.

 Zu Nummer 42  (§ 33b)

 Durch  die  Ergänzung  wird  die  EG-rechtlich  erforderliche
 Konsultationspflicht  bei  der  Zulassung  von  E-Geld-Institu-
 ten umgesetzt.

 Zu Nummer 43  (§ 35)

 Absatz  4  entspricht  dem  bisherigen  §  8  Abs.  3  Satz  3,  der
 aufgrund  der  Sachnähe  in  §  35  als  neuer  Absatz  angefügt
 wurde.

 Zu Nummer 44  (§ 44)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderung  in  der  Überschrift  wegen  der
 Änderung von §  1 Abs.  3c.

 Zu den Buchstaben b und d

 Redaktionelle  Folgeänderungen  infolge  der  Neufassung  von
 §  10a.
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Zu Buchstabe c

 Absatz  2a  setzt  Artikel  130  Abs.  2  und  Artikel  132  Abs.  2
 der  Bankenrichtlinie  um.  Die  Regelung  soll  in  Ergänzung
 der  in  §  8  ff.  geregelten  Vorschriften  über  die  Zusammen-
 arbeit  der  Aufsichtsbehörden  im  Europäischen  Wirtschafts-
 raum  eine  Entlastung  der  Institute  dergestalt  bewirken,  dass
 aufsichtsrelevante  Informationen,  die  bereits  bei  einer  Auf-
 sichtsbehörde  vorliegen,  nach  Möglichkeit  zunächst  dort  ab-
 gefragt  werden.  Die  Umsetzung  erfolgte  trotz  der  sachlichen
 Nähe  zu  §  8  ff.  in  §  44,  um  dort  darauf  hinzuweisen,  dass  vor
 Anordnung  von  Prüfungen  und  Auskunftsersuchen  gegen-
 über  den  Instituten  regelmäßig  zu  prüfen  ist,  ob  die  ge-
 wünschten  Informationen  bereits  an  anderer  Stelle  vorliegen
 und von dort beschafft werden können.

 Zu Nummer 45  (§ 44a)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderung  der  Neufassung  von  §  1
 Abs.  3c.

 Zu Buchstabe b

 Redaktionelle  Folgeänderungen  der  Aufteilung  des  bisheri-
 gen  §  31  Abs.  2  in  zwei  Absätze  und  der  Einfügung  eines
 neuen Absatzes 4.

 Zu Nummer 46  (§ 44b)

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Umbenennung
 von §  2b in §  2c.

 Zu Nummer 47  (§ 45)

 Zweck  der  Maßnahmen  nach  Absatz  1  ist  es,  die  Geschäfts-
 tätigkeit  eines  Instituts,  das  entweder  nicht  mehr  die  Eigen-
 mittelanforderungen  nach  §  10  Abs.  1  KWG  oder  die
 Liquiditätsanforderungen  nach  §  11  einhält,  bis  zur  Wieder-
 einhaltung  der  Anforderungen  dergestalt  zu  begrenzen,  dass
 sich die Risikolage möglichst nicht weiter verschlechtert.

 Ergänzend  zu  den  bislang  vorgesehenen  Maßnahmen  wurde
 nach  Maßgabe  von  Artikel  136  Abs.  1  Buchstabe  e  der
 Bankenrichtlinie  in  Nummer  3  eine  Anordnungsbefugnis  der
 Bundesanstalt  aufgenommen.  Damit  kann  die  Bundesanstalt
 gezielt  auf  die  Fälle  einwirken,  in  denen  sich  Risiken  des
 Instituts  auf  bestimmte  Arten  von  Geschäften,  Geschäfte  mit
 bestimmten  Produkten  oder  die  Nutzung  bestimmter  Syste-
 me zurückführen lassen.

 Absatz  2  wurde  neu  gefasst,  um  die  Möglichkeit,  Kreditver-
 gaben  auf  Gruppenebene  zu  untersagen  bzw.  zu  begrenzen,
 praktikabler  zu  gestalten.  Da  eine  Institutsgruppe  oder  eine
 Finanzholding-Gruppe  an  sich  weder  eine  Rechtspersönlich-
 keit  hat  noch  selbst  Kreditgeber  sein  kann,  liefe  ein  Kredit-
 verbot  nach  Absatz  1  Nr.  2  ins  Leere.  Ein  Kreditverbot  nur
 gegenüber  dem  übergeordneten  Unternehmen  würde  ande-
 rerseits  dieses  unbillig  beschweren.  Um  dennoch  auch  in  die-
 sen  Fällen  eine  Risikobegrenzung  durch  eine  Beschränkung
 der  Kreditvergabemöglichkeiten  der  Institutsgruppe  oder  Fi-
 nanzholding-Gruppe  zu  erreichen,  kann  nunmehr  der  der
 Gruppe  insgesamt  zur  Verfügung  stehende  Kreditrahmen  re-
 duziert  werden.  Das  übergeordnete  Unternehmen  ist  in  die-
 sen  Fällen  dafür  verantwortlich,  dass  die  reduzierten  Groß-
 kreditobergrenzen beachtet werden.

 Zu Nummer 48  (§ 45a)

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Neufassung  von
 § 10a.

 Zu Nummer 49  (§ 45b)

 Die  Regelung  des  neu  ins  Kreditwesengesetz  aufgenomme-
 nen  §  45b  gibt  der  Aufsicht  die  Möglichkeit,  organisatori-
 schen  Mängeln  eines  Instituts  bzw.  einer  Instituts-  oder  Fi-
 nanzholding-Gruppe,  von  denen  sie  aufgrund  der  Berichte
 über  die  Jahresabschlussprüfung  oder  im  Rahmen  der  lau-
 fenden  Aufsicht  Kenntnis  erlangt  und  die  potentiell  risikoer-
 höhend  wirken,  durch  höhere  Eigenkapitalanforderungen,
 die  Begrenzung  der  Geschäftstätigkeit  oder  durch  die  An-
 ordnung  gezielter  risikoreduzierender  Maßnahmen  entge-
 genzuwirken.  Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  von  Arti-
 kel  136  der  Bankenrichtlinie  und  soll  ebenso  wie  die  an
 anderer  Stelle  in  das  Kreditwesengesetz  aufgenommenen
 Anordnungsbefugnisse  (vgl.  insoweit  auch  die  Begründung
 zu  Nummer  30  Buchstabe  e)  der  Bundesanstalt  ermöglichen,
 gezielter  als  bisher  auf  die  Bereinigung  der  Schwachstellen
 eines Instituts hinwirken zu können.

 Aufgrund  der  belastenden  Wirkung  dieser  Eingriffe  ist  die
 Bundesanstalt  regelmäßig  gehalten,  das  Institut  zunächst
 durch  eine  Anordnung  nach  §  25a  Abs.  1  Satz  4  anzuhalten,
 innerhalb  einer  von  ihr  zu  bestimmenden  Frist  eine  ord-
 nungsgemäße  Geschäftsorganisation  zu  schaffen.  Die  Dauer
 der  Frist  steht  dabei  im  Ermessen  der  Bundesanstalt  und  ori-
 entiert  sich  unter  anderem  an  der  Schwere  der  Mängel  sowie
 der Risikolage des Instituts.

 Nach  Absatz  1  kann  die  Bundesanstalt  bei  Instituten,  die  die
 organisatorischen  Mindestanforderungen  nach  §  25a  Abs.  1
 nicht  einhalten  und  die  die  Mängel  trotz  einer  Anordnung
 nach  §  25a  Abs.  1  Satz  4  nicht  beseitigt  haben,  die  nachfol-
 genden  Maßnahmen  ergreifen:  Nach  Nummer  1  kann  die
 Bundesanstalt  anordnen,  dass  das  Institut  über  die  nach  §  10
 Abs.  1  sowie  der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9
 erforderliche  Eigenkapitalausstattung  hinaus  zusätzliche  Ei-
 genmittel  als  weiteren  Risikopuffer  vorhalten  muss.  Die  Hö-
 he  des  Kapitalaufschlags  steht  im  Ermessen  der  Bundesan-
 stalt  und  orientiert  sich  unter  anderem  an  der  Schwere  der
 Verstöße  sowie  an  der  Risikolage  des  Instituts.  Die  Regelung
 basiert  auf  Artikel  136  Abs.  1  Satz  2  Buchstabe  a  sowie
 Abs.  2 der Bankenrichtlinie.

 Nach  Nummer  2  kann  die  Bundesanstalt  ähnlich  wie  in  §  45
 konkrete  Maßnahmen  zur  Reduzierung  von  Risiken  anordnen,
 soweit  sich  diese  auf  das  Betreiben  bestimmter  Geschäfte,
 Geschäfte  mit  bestimmten  Produkten  oder  die  Nutzung  be-
 stimmter  Systeme  zurückführen  und  die  organisatorischen
 Mängel  einen  weiteren  Anstieg  der  Risiken  erwarten  lassen.
 Die  Regelung  basiert  auf  Artikel  136  Abs.  1  Satz  2  Buch-
 stabe e der Bankenrichtlinie.

 Nach  Nummer  3  kann  die  Bundesanstalt  anordnen,  dass  das
 Institut  weitere  Zweigstellen  nur  mit  Zustimmung  der  Bun-
 desanstalt  errichten  darf,  um  nicht  durch  eine  weitere  Aus-
 weitung  der  Betriebsorganisation  die  bestehenden  Mängel
 zu  vergrößern.  Die  Regelung  basiert  auf  Artikel  136  Abs.  1
 Satz 2 Buchstabe d der Bankenrichtlinie.

 Nach  Nummer  4  kann  die  Bundesanstalt  ein  Einlagenan-
 nahme-  sowie  ein  Kreditverbot  verhängen.  Die  Regelung
 korrespondiert  mit  §  45  Abs.  1  Nr.  2  sowie  §  46  Abs.  1  Satz  2
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Nr.  2  und  basiert  auf  Artikel  136  Abs.  1  Satz  2  Buchstabe  d
 der Bankenrichtlinie.

 Absatz  2  überträgt  die  Anordnungsbefugnisse  aus  Absatz  1
 auch  auf  Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen,  so-
 fern  diese  die  nach  §  25a  Abs.  1a  auch  auf  Gruppenebene  zu
 beachtenden  organisatorischen  Mindestanforderungen  nicht
 einhalten.  Adressat  der  Anordnung  ist  jeweils  das  überge-
 ordnete  Unternehmen.  Hinsichtlich  der  Möglichkeit,  anstelle
 eines  Kreditverbots  die  für  die  Gruppe  geltenden  Groß-
 kreditobergrenzen  herabzusetzen  vgl.  Begründung  zu  Num-
 mer 38.

 Obwohl  die  Vorschrift  grundsätzlich  ein  abgestuftes  auf-
 sichtliches  Verfahren  vorsieht,  ermöglicht  es  Absatz  3,  in
 Ausnahmefällen  die  Maßnahmen  nach  Absatz  1  auch  ohne
 vorherige  Anordnung  nach  §  25a  Abs.  1  Satz  5  und  fruchtlo-
 sen  Fristablauf  zu  verhängen  bzw.  eine  solche  Anordnung
 mit  einer  Maßnahme  nach  Absatz  1  zu  verbinden.  Ein
 solches  Vorgehen  wird  auf  gravierende  Fälle  beschränkt
 bleiben  müssen,  in  denen  die  Schwere  der  Mängel  oder  die
 Risikolage  des  Instituts,  der  Institutsgruppe  oder  der  Finanz-
 holding-Gruppe  einen  Kapitalaufschlag,  die  Anordnung
 risikomindernder  Maßnahmen  oder  die  Begrenzung  der
 Geschäftstätigkeit  bereits  als  flankierende  Maßnahme  in  der
 Phase der Mängelbeseitigung erforderlich macht.

 Zu Nummer 50  (§  46d)

 Der  in  Absatz  1  angefügte  Satz  5  dient  der  Klarstellung,  dass
 die  in  §  8  Abs.  3  bis  7  formulierten  Regelungen  zum  Aus-
 tausch  von  wesentlichen  und  zweckdienlichen  Informationen
 mit  sowie  zur  Anhörung  von  anderen  zuständigen  Stellen
 innerhalb  des  Europäischen  Wirtschaftsraums  unabhängig
 neben  den  Unterrichtungspflichten  in  Sanierungsfällen  ste-
 hen,  da  sich  sowohl  Zielrichtung  der  Regelung  als  auch
 Adressatenkreis unterscheiden.

 Zu Nummer 51  (§  46e)

 Vergessene  redaktionelle  Änderung  infolge  der  Zusammen-
 führung der Aufsichtsämter zur Bundesanstalt.

 Zu Nummer 52  (§ 49)

 Redaktionelle  Folgeänderung  der  Umbenennung  des  §  2b  in
 § 2c sowie des Einfügens des neuen § 45b.

 Zu Nummer 53  (§ 53)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderung  in  Absatz  2  Nr.  4  aufgrund  der
 Einfügung von §  10 Abs.  6a.

 Zu Buchstabe b

 Aufgrund  der  Streichung  des  letzten  Satzes  gilt  nunmehr
 auch  für  die  Zweigstellen  das  Gebot  der  täglichen  Berech-
 nung der Eigenmittel.

 Zu Nummer 54  (§ 53b)

 Redaktionelle  Folgeänderung  in  Absatz  3  Satz  1  aufgrund
 der  Streichung  von  §  24  Abs.  1  Satz  1  Nr.  9  und  der  geänder-
 ten Nummerierung von §  25a Abs.  1.

 Zu Nummer 55  (§  53e)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Anpassung  an  die  Umbenennung  von  §  2b
 in  § 2c.

 Zu Buchstabe b

 Redaktionelle  Anpassung  der  Bezeichnung  des  Bankenaus-
 schusses sowie Korrektur des Richtlinienzitates.

 Zu Nummer 56  (§ 55a)

 Bei  der  Änderung  handelt  es  sich  um  eine  redaktionelle  Kor-
 rektur.

 Zu Nummer 57  (§ 55b)

 Bei  der  Änderung  handelt  es  sich  wie  bei  Nummer  52  um
 eine redaktionelle Korrektur.

 Zu Nummer 58  (§ 56)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Redaktionelle  Folgeänderung  infolge  der  Umbenennung  von
 § 2b in § 2c.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Änderung  in  Absatz  2  Nr.  4  ist  redaktioneller  Natur  und
 durch  die  Umbenennung  von  §  2b  in  §  2c  sowie  die  Ände-
 rungen in §  24 verursacht.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 §  10a  Abs.  10  enthält  nunmehr  eine  §  10  Abs.  3  vergleich-
 bare  Regelung  zur  Möglichkeit,  der  Ermittlung  der  Eigen-
 mittelausstattung  auch  Zwischenabschlüsse  zugrunde  zu
 legen.  Die  Regelung  enthält  in  den  Sätzen  5  und  6  die  Ver-
 pflichtung  des  übergeordneten  Unternehmens,  den  Zwi-
 schenabschluss  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen  Bun-
 desbank  unverzüglich  einzureichen  sowie  des  Prüfers,  den
 Zwischenprüfungsbericht  unverzüglich  einzureichen.  Ver-
 stöße  gegen  diese  Verpflichtungen  sollten  ebenso  wie  Ver-
 stöße  gegen  die  vergleichbaren  Anforderungen  in  §  10
 Abs.  3 bußgeldbewehrt sein.

 Zu Buchstabe b

 Durch  die  Änderung  gelten  künftig  auch  vorsätzliche  oder
 fahrlässige  Zuwiderhandlungen  gegen  vollziehbare  Anord-
 nungen  nach  den  §§  25a  und  45  bis  45b  als  Ordnungswidrig-
 keiten.  Dies  ist  angesichts  des  Gewichts  der  dort  geregelten
 Sachverhalte sachgerecht.

 Zu Nummer 59  (§ 64a)

 Die  Regelung  ist  wegen  Ablauf  des  genannten  Übergangs-
 zeitraums entbehrlich geworden.

 Zu Nummer 60  (§ 64c)

 Die  Regelung  ist  wegen  Ablauf  des  genannten  Übergangs-
 zeitraums entbehrlich geworden.
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Zu Nummer 61  (§ 64e)

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Folgeänderung  aufgrund  der  Neunummerie-
 rung in §  24 Abs.  1.

 Zu Buchstabe b

 Die  Übergangsvorschrift  ist  bereits  zum  1.  Oktober  1998
 ausgelaufen. Sie ist daher aufzuheben.

 Zu Nummer 62  (§ 64f)

 Absatz  3  wird  aufgehoben,  da  Meldeinhalte,  Meldefristen
 und  der  Beobachtungszeitraum  nach  §  14  Abs.  1  ab  dem
 1.  Januar 2007 in der GroMiKV geregelt sind.

 Die  Änderung  der  GroMiKV,  die  auch  die  Regelungen  des
 §  20  Abs.  3  Satz  2  Nr.  4  und  5  KWG  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2776),
 das  zuletzt  durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  22.  April  2002
 (BGBl.  I  S.  1310)  geändert  worden  ist,  berücksichtigt,  tritt
 zum  1.  Januar  2007  in  Kraft.  Die  Übergangsregelung  des
 Absatzes 4 ist damit entbehrlich.

 Durch  die  Aufhebung  des  bisherigen  §  1  Abs.  12  im  Rahmen
 des  neu  geschaffenen  §  1a  ist  die  Übergangsregelung  des
 Absatzes 5 entbehrlich.

 Absatz 6 ist wegen Zeitablaufs aufzuheben.

 Zu Nummer 63  (§ 64h)

 Die  durch  die  Aufhebung  von  §  10  Abs.  1a  erforderlich
 gewordene  Übergangsregelung  für  Kredite,  die  vor  dem
 Inkrafttreten  der  Rechtsverordnung  nach  §  10  Abs.1  Satz  9
 am  1.  Januar  2007  gewährt  wurden  und  denen  wegen  der  bis
 zu  diesem  Zeitpunkt  geltenden  Vorschriften  ein  adressenbe-
 zogenes  Bonitätsgewicht  von  null  vom  Hundert  zugemessen
 werden durfte.

 Die  Übergangsregelung  für  Großkredite  setzt  Artikel  152
 Abs.  11  der  Bankenrichtlinie  und  Artikel  47  Abs.  1  der
 Kapitaladäquanzrichtlinie um.

 Absatz  3  ermöglicht  es  Institutsgruppen  und  Finanzholding-
 Gruppen,  einen  nach  §  10a  Abs.  6  Satz  6  begonnenen  ratier-
 lichen  Abzug  des  aktivischen  Unterschiedsbetrages  grund-
 sätzlich  auch  dann  fortzusetzen,  wenn  sie  für  die  Ermittlung
 der  zusammengefassten  Eigenmittelausstattung  zwischen-
 zeitlich  auf  das  Verfahren  nach  §  10a  Abs.  7  umstellen.  Im
 Hinblick  auf  die  dann  anzuwendenden  Rechnungslegungs-
 vorschriften  tritt  allerdings  der  Geschäfts-  oder  Firmenwert
 an die Stelle des aktivischen Unterschiedsbetrages.

 Absatz  4  knüpft  an  die  in  §  10a  Abs.  7  grundsätzlich  veran-
 kerte  Pflicht  an,  einen  nach  handelsrechtlichen  Regelungen
 aufgestellten  Konzernabschluss,  soweit  vorhanden,  auch  der
 bankaufsichtlichen  Konsolidierung  zugrunde  zu  legen.  Um
 den  Institutsgruppen  und  Finanzholding-Gruppen,  die
 bereits  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  neuen
 Vorschrift  verpflichtet  sind,  einen  Konzernabschluss  aufzu-
 stellen,  die  Möglichkeit  einzuräumen,  ihr  internes  Rech-
 nungswesen  innerhalb  eines  angemessenen  Zeitraums  um-
 zustellen,  wird  eine  Übergangsfrist  für  die  Umstellung  bis

 zum  31.  Dezember  2015  eingeräumt.  Stellt  eine  Gruppe  die
 bankaufsichtliche  Konsolidierung  bereits  vor  Ablauf  der
 Übergangsfrist  auf  die  Regelung  nach  §  10a  Abs.  7  um,  hat
 sie dieses Verfahren beizubehalten.

 Absatz  5  ermöglicht  für  einen  zeitnahen  Übergang  zu  inter-
 nen  Schätzverfahren  den  Nachweis  einer  hinreichenden  his-
 torischen  Datenbasis.  Nur  über  die  unmittelbare  gesetzliche
 Anordnung  der  Verwendungsbefugnis  von  bereits  mit  einer
 anderen  Zweckbestimmung  erhobenen  Daten  ohne  Einfluss-
 möglichkeit  der  Betroffenen  ist  die  gewünschte  breite  und
 zeitnahe  Anwendung  interner  Schätzverfahren  durch  die
 Institute eröffnet.

 Absatz  6  setzt  Artikel  45a  Abs.  1  Satz  3  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  um.  Dort  ist  außerdem  geregelt,  dass  die  Bestim-
 mung  bereits  früher  außer  Kraft  tritt,  wenn  sich  dies  aufgrund
 etwaiger  Änderungen  nach  Artikel  119  der  Bankenrichtlinie
 ergibt.

 Absatz  7  setzt  Artikel  45d  Abs.  1  Satz  2  der  Kapitaladä-
 quanzrichtlinie  um,  der  den  zeitlichen  Anwendungsbereich
 der  Vorschrift  des  Artikels  45d  Abs.  1  Satz  1  der  Kapitalad-
 äquanzrichtlinie  begrenzt.  Die  Regelung  des  §  2  Abs.  8a  ist
 daher  längstens  bis  zum  31.  Dezember  2010  anwendbar.  Die
 Anwendbarkeit  endet  früher,  wenn  die  Änderungen  im  Sinne
 von  Artikel  45d  Abs.  2  oder  3  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 in Kraft treten.

 Zu den Artikeln 2 bis 9  (Folgeänderungen  in  ande-
 ren Gesetzen)

 Es  handelt  sich  um  redaktionelle  Folgeänderungen,  die
 durch  die  Änderungen  des  Kreditwesengesetzes  nach  Arti-
 kel 1 notwendig geworden sind.

 Zu Artikel 10  (Neufassung  des  Kreditwesengesetzes)

 Die  letzte  Bekanntmachung  des  Kreditgewesengesetzes
 stammt  vom  9.  September  1998.  Allein  aufgrund  der  zahlrei-
 chen  zwischenzeitlichen  Änderungen  dieses  Gesetzes  ist  es
 insbesondere  zur  besseren  Zitierbarkeit  geboten,  eine  Neu-
 bekanntmachung zu veröffentlichen.

 Zu Artikel 11  (Inkrafttreten)

 Die  Ermächtigungen  zum  Erlass  der  zur  Durchführung  die-
 ses  Gesetzes  vorgesehenen  Rechtsverordnungen  treten  be-
 reits  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.  Auf  diese  Weise
 wird  gewährleistet,  dass  die  Rechtsverordnungen  zusammen
 mit dem Gesetz am 1. Januar 2007 in Kraft treten können.

 Die  Regelungen  zur  Änderung  der  Beteiligungsmeldepflich-
 ten  treten  bereits  am  31.  Dezember  2006  in  Kraft,  um  zu  ver-
 meiden,  dass  im  1.  Halbjahr  2007,  während  der  Meldefrist
 der  Sammelanzeigen  zum  Stand  31.  Dezember  2006,  das
 bisherige  Meldeverfahren  parallel  zum  neuen  Meldeverfah-
 ren anzuwenden ist.

 Das  Gesetz  tritt  ansonsten  einheitlich  zum  1.  Januar  2007  in
 Kraft.  Damit  wird  Artikel  157  Abs.  1  der  Bankenrichtlinie
 sowie  Artikel  46  Abs.  1  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  um-
 gesetzt.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  821.  Sitzung  am  7.  April  2006
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Abs.  2
 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zum Gesetzentwurf insgesamt

 Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  IRB-Ansatz  und
 Standardansatz  als  gleichwertige  Optionen  erwähnt  wer-
 den.

 B e g r ü n d u n g

 Ausweislich  der  Gesetzesbegründung  sollen  die  neuen
 Regelungen  die  Banken  dazu  veranlassen,  die  jeweiligen
 Risiken  eines  Kredites  differenziert  zu  erfassen.  Hiervon
 ist  laut  Begründung  in  einem  zweiten  Schritt  der  erfor-
 derliche  Grad  der  Hinterlegung  mit  Eigenkapital  abhän-
 gig.  Die  Maßnahme  soll  letztlich  zu  einer  größeren  Stabi-
 lität  im  Bankensektor  beitragen.  Das  europäische
 Richtlinienwerk  räumt  ausdrücklich  ein  Wahlrecht
 zwischen  Standardansatz,  IRB-Ansatz  und  fortgeschrit-
 tenem  IRB-Ansatz  ein.  Aus  Sicht  der  kleineren  Banken
 ist  zu  vermeiden,  dass  die  nationalen  Vorschriften  –  unter
 Verweis  auf  die  Gesetzesbegründung  –  dahin  gehend  aus-
 gelegt  werden,  dass  mittel-  bzw.  langfristig  sämtliche
 Kreditinstitute  gehalten  sind,  in  die  IRB-Ansätze  zu
 wechseln.  Auch  ein  dauerhaftes  Verbleiben  im  Stan-
 dardansatz  gefährdet  nicht  die  Stabilität  des  Bankensek-
 tors.  Da  in  der  Gesetzesbegründung  unter  A.  Allgemeiner
 Teil  Abschnitt  II  Nr.  2.1.3  lediglich  ein  dauerhafter  Ver-
 bleib  im  Basis-IRB-Ansatz  als  Option  erwähnt  wird,  ist
 zur  Klarstellung  eine  entsprechende  Aussage  in  Bezug
 auf den Standardansatz notwendig.

 2.  Die  Bundesregierung  weist  im  Begründungsteil  zum  Ge-
 setzentwurf  unter  Abschnitt  IV  Nr.  3  auf  einen  zusätzli-
 chen  materiellen  Aufwand  der  Bundesanstalt  für  Finanz-
 dienstleistungsaufsicht  (BaFin)  hin.  Daher  seien  nach
 deren  überschlägigen  Berechnung  rund  50  Planstellen
 zur  Erledigung  der  neuen  Aufgaben  zusätzlich  erforder-
 lich.  Eine  Begründung  oder  Plausibilisierung  des  spezifi-
 schen  zusätzlichen  Aufwandes  fehlt.  Angesichts  der  zu-
 nehmenden  Komplexität  der  Bankenaufsicht  wird  wohl
 davon ausgegangen, der Mehraufwand sei evident.

 Demzufolge  sei  mit  ansteigenden  Kosten  der  Aufsicht
 und  einer  Erhöhung  der  Umlage  der  zur  Finanzierung  der
 BaFin  herangezogenen  Unternehmen  der  Kreditwirt-
 schaft  zu  rechnen.  Ferner  seien  höhere  Prüfungskosten
 bei der Deutschen Bundesbank zu erwarten.

 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung  und  den  Deut-
 schen  Bundestag,  diese  erheblichen  Kostensteigerungen,
 die  von  der  Kreditwirtschaft  und  damit  letztlich  von  de-
 ren  Kunden  zu  tragen  sind,  kritisch  zu  prüfen  und  auf  das
 unabdingbar  erforderliche  Maß  zu  begrenzen.  Neben
 diesen  Kosten  fallen  nämlich,  wie  die  Bundesregierung
 zutreffend  ausführt,  bei  den  Kreditinstituten  im  Zusam-
 menhang  mit  der  Entwicklung  der  IT-gesteuerten  Risiko-

 messsysteme  und  deren  Implementierung  weitere  nicht
 unerhebliche  Kosten  an.  Hinzuzufügen  ist,  dass  es  nicht
 nur  IT-Kosten  sind,  sondern  auch  Personalkosten  der
 Kreditinstitute  im  Zusammenhang  mit  der  Anwendung
 der neuen Vorschriften.

 Zwar  weist  die  Gesetzesbegründung  zutreffend  darauf
 hin,  dass  mittel-  bis  langfristig  den  kurzfristigen  Nach-
 teilen  einer  gestiegenen  Kostenbelastung  wahrscheinlich
 Entlastungen  bei  den  Eigenkapitalkosten  gegenüberste-
 hen.  In  der  öffentlichen  Diskussion  sind  jedoch  die  Vor-
 teile  einer  Entlastung  der  Kreditinstitute  bei  den  Eigen-
 kapitalkosten  mit  der  Aussicht  verbunden  worden,  dass
 sich  hierdurch  die  Kreditkonditionen  der  Unternehmen
 verbessern  würden.  Soweit  die  Entlastungen  bei  den  Ei-
 genkapitalkosten  jedoch  für  zusätzlichen  regulatorischen
 Aufwand  verwendet  werden,  können  sie  nicht  zur  Ver-
 besserung der Kreditkonditionen herangezogen werden.

 Bereits  heute  sind  die  Kreditinstitute  mit  erheblichen
 Kosten  für  die  Bewältigung  regulatorischer  Maßnahmen
 belastet.  Zusätzliche  Kosten  müssen  daher  auf  das  not-
 wendige Maß begrenzt werden.

 Daher  sollte  auch  geprüft  werden,  ob  mit  der  Einführung
 neuer,  risikoorientierter  bankenaufsichtlicher  Instrumen-
 te  konventionelle  Aufsichtsmaßnahmen  ersetzt  oder  ver-
 ringert  werden  können.  Beispielsweise  sind  die  so  ge-
 nannten  Kampagneprüfungen  gemäß  §  44  KWG,  die  die
 BaFin  jährlich  bei  15  v.  H.  der  Kreditinstitute  durchfüh-
 ren  lässt,  nicht  mit  dem  risikoorientierten  Prüfungsansatz
 der  2.  Säule  von  Basel  II  vereinbar  und  daher  fragwürdig.

 3.  Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe 1  (§  1  Abs.  32  –  neu  –
 KWG)

 In Artikel 1 Nr. 2 ist Buchstabe l wie folgt zu ändern:

 a)  Im  Eingangssatz  ist  die  Zahl  „31“  durch  die  Zahl  „32“
 zu ersetzen.

 b)  Nach Absatz 31 ist folgender Absatz anzufügen:

 „(32)  Handelsbuchfinanzinstrumente  sind  Finanz-
 instrumente  sowie  alle  sonstigen  Verträge,  die  für  eine
 Seite  einen  finanziellen  Vermögenswert  und  für  die
 andere  Seite  eine  finanzielle  Verbindlichkeit  oder  ein
 Eigenkapitalinstrument schaffen.“

 Folgeänderungen:

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  Nummer 2 Buchstabe g ist wie folgt zu fassen:

 ,g)  In  Absatz  11  werden  nach  dem  Wort  „sind“  die
 Wörter  „abweichend  von  Absatz  32“  eingefügt.‘

 b)  In Nummer 3 ist § 1a wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  sind  die  Wörter  „Finanz-
 instrumente  im  Sinne  des  Absatzes  3“  durch  das
 Wort  „Handelsbuchfinanzinstrumente“  zu  erset-
 zen.
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bb)  Absatz 3 ist zu streichen.

 c)  In  Nummer  27  sind  in  §  20  Abs.  6  Nr.  5  die  Wörter
 „Wertpapiere  des  Handelsbestandes“  durch  das  Wort
 „Handelsbuchfinanzinstrumente“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  ergänzende  Bestimmung  des  Begriffs  „Finanzinstru-
 mente“  für  Zwecke  des  Handelsbuchs  trägt  der  Intention
 der  Kapitaladäquanzrichtlinie  Rechnung,  einen  weiten
 Begriff  der  Finanzinstrumente  einzuführen,  der  sich  ab-
 hebt  von  den  Bestimmungen  über  die  erlaubnispflich-
 tigen  Tatbestände  nach  der  Richtlinie  2004/39/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  21.  April
 2004  über  Märkte  für  Finanzinstrumente,  zur  Änderung
 der  Richtlinien  85/611/EWG  und  93/6/EWG  des  Rates
 und  der  Richtlinie  2001/12/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie
 93/22/EWG des Rates (MiFJD).

 Eine  solche  Legaldefinition  sollte  gesetzestechnisch  im
 §  1  KWG-E  und  nicht  in  §  1a  KWG-E  aufgeführt
 werden.

 4.  Zu Artikel 1 Nr. 3  (§  1a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2,  3;  Abs.  6,  7
 Satz  4;  Abs.  8  Satz  1,  2,  3,  4;  Abs.  9
 Satz 1 Nr. 3, 4 KWG)

 In Artikel 1 Nr. 3 ist § 1a wie folgt zu ändern:

 a)  Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Nummer  2  sind  die  Wörter  „Finanzinstrumente
 im  Sinne  des  Absatzes  3  sowie  Waren“  durch  die
 Wörter „Bestände und Geschäfte“ zu ersetzen.

 bb)  In  Nummer  3  sind  die  Wörter  „sofern  diese  Ge-
 schäfte  mit  Handelsabsicht  getätigt  werden“  zu
 streichen.

 b)  Zu Absatz 6:

 Es  sollte  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetzgebungsver-
 fahrens  klargestellt  werden,  dass  es  sich  bei  der  in  §  1a
 Abs.  6  KWG-E  geforderten  Handelsstrategie  nicht
 um  ein  zusätzliches  Dokument  zum  Beweis  der
 Handelsbuchzugehörigkeit  handelt,  sondern  dass  die
 Handelsstrategie  Teil  der  in  §  25a  KWG  geforderten
 Risikostrategie sein kann.

 c)  In  Absatz  7  Satz  4  sind  die  Wörter  „  ,  die  die  obere
 Leitungsebene“  sowie  die  Wörter  „genehmigt  hat,“  zu
 streichen.

 d)  Absatz 8 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Satz  1  ist  das  Wort  „Marktpreisen“  durch  das
 Wort „Marktwerten“ zu ersetzen.

 bb)  In  Satz  2  sind  die  Wörter  „zu  Marktpreisen“  zu
 streichen.

 cc)  Die Sätze 3 und 4 sind zu streichen.

 e)  Absatz 9 Satz 1 Nr. 3 und 4 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 In  §  1a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2  KWG-E  sollte  der  bisherige
 Rechtszustand  beibehalten  werden.  Die  Wörter  „Finanz-

 instrumente  im  Sinne  des  Absatzes  3  sowie  Waren“  soll-
 ten  deshalb  durch  die  Wörter  „Bestände  und  Geschäfte“
 ersetzt  werden.  Der  Bezug  auf  Finanzinstrumente  ist
 nicht  erforderlich.  Die  aufsichtliche  Begründung  für  die
 Handelsbuchzuordnung  dieser  Positionen  ist  ihre  Siche-
 rungsfunktion hinsichtlich einer Handelsbuchposition.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 In  §  1a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  3  KWG-E  sollte  hinsichtlich  der
 Zurechnung  der  Pensions-  und  Darlehensgeschäfte  zum
 Handelsbuch  keine  Rechtsänderung  vorgenommen  und
 darum  die  Wörter  „sofern  diese  Geschäfte  mit  Handels-
 absicht  getätigt  werden“  gestrichen  werden.  Die  Ein-
 schränkung  der  Handelsbuchfähigkeit  auf  Pensions-  oder
 Darlehensgeschäfte  mit  Handelsabsicht  ist  nach  den
 EU-Richtlinien  nicht  erforderlich  und  für  diese  Geschäfte
 zu  eng  gefasst.  Der  Darlehensnehmer  kann  das  Wertpa-
 pierdarlehen  nutzen,  um  einen  Leerverkauf  zu  tätigen;  in
 diesem  Falle  handelt  er  mit  Handelsabsicht.  Es  ist  jedoch
 auch  möglich,  dass  Wertpapierdarlehen  dazu  dienen,  die
 verspätete  oder  ausgefallene  Lieferung  eines  Kontrahen-
 ten  zu  decken.  Wertpapierpensions-  und  Wertpapierdarle-
 hensgeschäfte  weisen  einen  engen  Zusammenhang  zum
 Terminhandel  auf,  weil  sie  die  für  den  Handel  erforder-
 liche  Liquidität  der  Wertpapiere  sicherstellen  oder  der
 Zahlungsbereitschaft  des  Instituts  dienen.  Dieser  Zusam-
 menhang  sollte  für  eine  Zuordnung  zum  Handelsbuch
 ausreichen  (vgl.  Anhang  VII  Teil  CA  Nr.  4  der  Kapital-
 adäquanzrichtlinie).

 Zu Buchstabe c

 Als  Voraussetzung  für  das  Zurechnen  der  Sicherungsge-
 schäfte  zum  Handelsbuch  genügt,  dass  die  Sicherungsge-
 schäfte  gemäß  den  Vorgaben  des  Instituts  für  die  Vornah-
 me  derartiger  Sicherungsgeschäfte  getätigt  und  ständig
 durch  hierfür  eingerichtete  Kontrollverfahren  überwacht
 werden.  Die  Zurechenbarkeit  von  internen  Sicherungsge-
 schäften  zum  Handelsbuch  allgemein  von  der  Genehmi-
 gung  der  Geschäftsleitung  abhängig  zu  machen,  ist  nicht
 erforderlich  und  wird  von  der  Kapitaladäquanzrichtlinie
 auch  nicht  gefordert.  Es  reicht,  wenn  die  Voraussetzun-
 gen  für  die  Zurechnung  in  den  institutsintern  festgelegten
 nachprüfbaren  Kriterien  definiert  sind,  zumal  die  Vor-
 gehensweise  und  Kontrolle  von  den  in  §  25a  Abs.  1  KWG
 geregelten  allgemeinen  Organisationspflichten  erfasst
 sind.

 Zu Buchstabe d

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Als  Sammelbegriff  für  Marktkurse,  Marktpreise  und
 Marktzinssätze  oder  andere  Marktwerte  sollte  in  §  1a
 Abs.  8  Satz  1  KWG-E  der  Begriff  „Marktwerte“  anstelle
 des Wortes „Marktpreise“ verwendet werden.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Änderung  in  §  1a  Abs.  8  Satz  2  KWG-E  ist  zum  einen
 eine  Folge  der  Änderung  von  Satz  1,  zum  anderen  sind
 die  Wörter  „zu  Marktpreisen“  entbehrlich,  weil  ihnen
 kein zusätzlicher Sinngehalt zukommt.
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Zu Doppelbuchstabe cc

 Im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  von  §  1a  Abs.  5
 KWG-E  sind  weitere  organisatorische  Vorschriften  in
 §  1a  Abs.  8  Satz  3  und  4  KWG-E  nicht  notwendig.  Im
 Übrigen  enthält  §  1a  Abs.  9  Satz  1  Nr.  6  KWG-E  die  Er-
 mächtigung  zum  Erlass  näherer  Bestimmungen  zu  den
 Anforderungen  an  die  hierfür  institutsintern  vorzuhalten-
 den  Systeme  und  Kontrollprozesse.  Diese  Regelungen
 gehören  thematisch  zu  den  Organisationspflichten,  die
 bereits  von  den  in  §  25a  Abs.  1  KWG  geregelten  allge-
 meinen  Organisationspflichten  und  deren  Konkretisie-
 rung  durch  die  Mindestanforderungen  an  das  Risiko-
 management  (MaRisk)  erfasst  werden.  Das  Verhältnis
 dieser  Rechtsverordnung  zu  den  als  Verwaltungsvor-
 schriften  erlassenen  Mindestanforderungen  auf  der  Basis
 des § 25a KWG sollte klargestellt werden.

 Zu Buchstabe e

 Die  Ermächtigung  zum  Erlass  einer  Rechtsverordnung
 über  die  Abgrenzung  zwischen  Handelsbuch-  und  Nicht-
 handelsbuchinstituten  ist  in  §  22  Satz  1  KWG-E  enthal-
 ten.  Daher  ist  §  1a  Abs.  9  Nr.  3  KWG-E  an  dieser  Stelle
 zu streichen.

 Die  ergänzend  zu  den  gesetzlich  bereits  bestimmten  An-
 forderungen  notwendigen  Ermächtigungen  zum  Erlass
 einer  Rechtsverordnung  über  die  Positionen  des  Handels-
 buchs  sind  bereits  in  §  1a  Abs.  9  Nr.  1  und  2  KWG-E  ent-
 halten.

 Im  Übrigen  sollte  die  Rechtsverordnung  Bürokratie  und
 unnötige  Kostenbelastungen  für  die  Kreditwirtschaft  ver-
 meiden  und  den  auf  der  Basis  des  §  25a  KWG  bereits  er-
 lassenen  Mindestanforderungen  an  das  Risikomanage-
 ment  Rechnung  tragen,  damit  es  nicht  zu  doppelten,
 unklaren  oder  inkonsistenten  Anforderungen  kommt.
 Daher ist § 1a Abs. 9 Nr. 4 KWG-E zu streichen.

 5.  Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d  (§  2  Abs.  11  Satz  2
 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob  eine  Neuregelung  in  dieser  Form
 erforderlich  ist.  Vor  allem  für  Nichthandelsbuchinstitute
 stellt  die  Änderung  einen  erheblichen  zusätzlichen  Auf-
 wand  dar,  weil  diese  Institute  indirekt  –  um  die  Bagatell-
 grenzen  des  §  2  Abs.  11  Satz  1  Nr.  3  KWG  jederzeit
 einzuhalten  –  zu  einer  täglichen  Marktbewertung  ver-
 pflichtet  werden.  Der  bisherige  Wortlaut  des  §  2  Abs.  11
 KWG  ließ  den  Instituten  ein  Wahlrecht.  Da  ein  solches
 Wahlrecht  weiterhin  im  Einklang  mit  dem  inhaltlich  un-
 veränderten  Artikel  18  Abs.  3  der  Kapitaladäquanzricht-
 linie  steht,  ist  es  nicht  gerechtfertigt,  den  Instituten  dieses
 Wahlrecht  zu  nehmen.  Denn  es  bewirkt  für  Handels-  wie
 für  Nichthandelsbuchinstitute  die  Verpflichtung,  für  die
 Bestimmung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außer-
 bilanzmäßigen  Geschäfte  zu  prüfen,  ob  für  Finanzinstru-
 mente  sowie  für  Instrumente,  denen  Derivate  zugrunde
 liegen,  ein  Marktpreis  existiert,  um  diesen  mit  dem
 Nominalwert  des  Geschäftes  oder  Instrumentes  zu  ver-
 gleichen.  Für  Nichthandelsbuchinstitute  sollte  das  Wahl-
 recht weiterhin bestehen.

 6.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b
 (§ 10 Abs. 1 Satz 4, 6 Nr. 1a – neu –, 2 KWG)

 a)  Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  §  10  Abs.  1  Satz  4  KWG-E  ge-
 strichen werden kann.

 b)  In  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  b  ist  §  10  Abs.  1  Satz  6
 wie folgt zu ändern:

 aa)  Nach  Nummer  1  ist  folgende  Nummer  1a  einzufü-
 gen:

 „1a.  Art,  Umfang  und  Wirtschaftlichkeit  der
 Geschäftstätigkeit  sowie  die  diesbezüg-
 lichen  Kenntnisse  und  Erfahrungen  des
 Betroffenen,“.

 bb)  Nummer 2 ist wie folgt zu fassen:

 „2.  Zahlungsverhalten,  Dauer  und  Umfang  der
 geschäftlichen  Beziehungen  und  Ver-
 tragstreue des Betroffenen“.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Mit  §  10  Abs.  1  Satz  3  bis  8  KWG-E  soll  eine  bereichs-
 spezifische  Regelung  für  den  Umgang  mit  personenbezo-
 genen  Daten  zu  Ratingzwecken  geschaffen  werden.  Nach
 §  3  Abs.  1  BDSG  sind  personenbezogene  Daten  Einzel-
 angaben  über  persönliche  oder  sachliche  Verhältnisse
 einer  bestimmten  oder  bestimmbaren  natürlichen  Person.
 Systematisch  erscheint  es  fraglich,  durch  §  10  Abs.  1
 Satz  4  KWG-E  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse  per-
 sonenbezogenen  Daten  gleichzusetzen.  Es  ist  ungeklärt,
 welche  Wirkung  Satz  4  erzeugen  soll.  Soweit  in  den
 Unternehmen  Eigentümer  und  Mitarbeiter  tätig  sind,  sind
 ihre  personenbezogenen  Daten  ohnehin  vom  Bundes-
 datenschutzgesetz  bzw.  von  den  Ausnahmevorschriften
 des  §  10  KWG-E  erfasst.  Will  man  Betriebs-  und  Ge-
 schäftsgeheimnisse  datenschutzrechtlich  schützen,  müss-
 te  dies  in  den  einschlägigen  Gesetzen  erfolgen  und  nicht
 bei den bereichsspezifischen Regelungen des KWG.

 Zu Buchstabe b

 Die  im  Gesetzentwurf  geregelten  Datenkategorien  des
 §  10  Abs.  1  Satz  6  KWG-E  sind  zu  sehr  auf  Privatkunden
 zugeschnitten.  Gegenstand  von  Ratingverfahren  sind  je-
 doch  auch  dem  Bundesdatenschutzgesetz  unterfallende
 personenbezogene  Daten  von  Geschäftskunden.  Durch
 die  vorgeschlagene  Ergänzung  werden  spätere  Ausle-
 gungsdifferenzen  vermieden  und  mehr  Rechtssicherheit
 geschaffen.

 7.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe h Doppelbuchstabe bb
 (§ 10 Abs. 2a Satz 2 Nr. 1 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weitern  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob  in  §  10  Abs.  2a  Satz  2  Nr.  1  KWG-E  die
 Ergänzung  „sowie  Verluste  aus  der  Bewertung  von  Han-
 delsbuchpositionen  gemäß  §  1a  Abs.  7,  wenn  sie  im  lau-
 fenden  Geschäftsjahr  erheblich  sind“  durch  einen  Ver-
 weis  auf  die  Möglichkeit  der  Festsetzung  eines
 Korrekturpostens  gemäß  §  10  Abs.  3b  KWG-E  ersetzt
 werden sollte.
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B e g r ü n d u n g

 Bei  den  Aufzählungen  in  §  10  Abs.  2a  Satz  2  KWG-E
 geht  es  um  Abzugspositionen  vom  Kernkapital,  welches
 im  vorausgehenden  Satz  definiert  wird.  Die  in  §  10
 Abs.  2a  Satz  2  Nr.  1  zweiter  Halbsatz  KWG-E  vorge-
 nommene  Ergänzung,  dass  nämlich  auch  Verluste  aus  der
 Bewertung  von  Handelsbuchpositionen  abzuziehen  sind,
 wenn  sie  im  laufenden  Geschäftsjahr  „erheblich“  sind,
 führt  zu  Auslegungsschwierigkeiten.  Der  Begriff  „erheb-
 lich“  ist  in  diesem  Zusammenhang  zu  unbestimmt,  so
 dass  er  für  die  praktische  Anwendung  ungeeignet  ist.
 Praktikabel  ist  dagegen  die  Festsetzung  eines  Korrektur-
 postens durch die Bankenaufsicht.

 8.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe j  (§  10  Abs.  2c  Satz  6
 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  unter  den  in  §  10  Abs.  2c  Satz  6
 KWG-E  genannten  Voraussetzungen  kein  Verlustabzug
 erfolgen,  sondern  die  Möglichkeit  der  Festsetzung
 eines Korrekturpostens eröffnet werden sollte.

 B e g r ü n d u n g

 §  10  Abs.  2c  Satz  6  KWG-E  bewirkt,  dass  Verluste  im
 Handelsbuch  abgezogen  werden,  sofern  diese  „erheb-
 lich“  sind.  Gegen  den  Begriff  „erheblich“  bestehen
 Bedenken,  die  bereits  gegen  die  gleiche  Formulierung
 in  §  10  Abs.  2a  Satz  2  Nr.  1  KWG-E  angeführt  sind.  Der
 unbestimmte  Rechtsbegriff  „erheblich“  kann  große
 praktische  Anwendungsprobleme  hervorrufen.  Ferner
 ist  auf  folgenden  Gesichtspunkt  hinzuweisen:  Während
 Bewertungsgewinne  aus  Handelsbuchpositionen  nur
 nach  vorheriger  Gegenrechnung  etwaiger  Verluste  aus
 dem  Anlagebuch  zugerechnet  werden  können,  müssen
 entsprechende  Verluste  ohne  Verrechnungsmöglichkei-
 ten  mit  evtl.  Gewinnen  von  den  Eigenmitteln  abgezo-
 gen  werden.  Daher  sollte  wie  zu  §  10  Abs.  2a  Satz  2
 Nr.  1  KWG-E  vorgeschlagen,  mit  dem  Instrument  des
 Korrekturpostens gearbeitet werden.

 9.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe q  (§  10  Abs.  4c  Satz  4
 KWG)

 In  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  q  ist  in  §  10  Abs.  4c  der
 Satz 4 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 §  10  Abs.  4c  Satz  4  KWG-E  sieht  vor,  dass  jeder  Nega-
 tivsaldo  bei  Wertpapierverlusten  zu  einem  Abzug  vom
 Kernkapital  führt.  Der  Gesetzentwurf  ist  an  dieser  Stel-
 le  deutlich  gegenüber  den  Vorgaben  der  Richtlinie
 verschärft.  Nach  der  Richtlinie  ist  lediglich  dann  ein
 unmittelbarer  Kernkapitalabzug  erforderlich,  wenn  ma-
 teriell  negative  Ergebnisse  im  laufenden  Geschäftsjahr
 vorliegen.  Durch  den  Gesetzentwurf  wird  dagegen  ein
 „negatives“  Ergänzungskapital  konstruiert.  Es  kann
 jedoch  allenfalls  der  Buchwert  verlustig  gehen.  Zur
 Lösung  des  Problems  steht  der  Bankenaufsicht  das  In-
 strument  des  Korrekturpostens  zur  Verfügung.  Daher
 kann  auf  §  10  Abs.  4c  Satz  4  KWG-E  verzichtet  wer-
 den.

 10.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe s  (§  10 Abs.  6 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  die  grundsätzliche  Abzugspflicht
 zumindest  für  den  Handelsbereich  zurückgenommen
 werden sollte.

 B e g r ü n d u n g

 §  10  Abs.  6  KWG-E  enthält  Positionen,  die  hälftig  vom
 Kern-  und  Ergänzungskapital  abzuziehen  sind,  bei-
 spielsweise  die  unmittelbare  Beteiligung  an  Instituten
 oder  Forderungen  aus  nachrangigen  Verbindlichkeiten
 oder  Vermögenseinlagen  als  stiller  Gesellschafter  bei
 Instituten.

 Nunmehr  soll  diese  Abzugspflicht  auch  für  die  im  Han-
 delsbuch  enthaltenen  Anteile  gelten.  Dies  würde  zu
 einer  ständigen  Anpassung  der  an  den  Eigenmitteln
 orientierten  Kreditgrenzen  führen  und  ist  nicht  sach-
 gerecht.  Die  Änderung  wird  erst  in  der  Begründung
 erkennbar.  Dort  heißt  es:  „Die  bislang  durch  Rund-
 schreiben  14/99  vom  4.  November  1999  geregelte
 Verwaltungspraxis,  die  einen  generellen  Nichtabzug
 von  im  Handelsbuch  gehaltenen  Anteilen  vorsieht,  ist
 aufgrund  strengerer  europarechtlicher  Vorgaben,  die  al-
 lein  auf  den  objektiven  Anteilsbesitz  abstellen,  einzu-
 schränken.“  Strengere  europarechtliche  Vorgaben  sind
 nicht  ersichtlich.  Das  bisherige  Verfahren  des  Nichtab-
 zugs  für  den  Handelsbereich  ist  im  Jahr  1997  mit  dem
 Finanzausschuss  des  Deutschen  Bundestages  abge-
 stimmt  worden.  Die  geltende  Rechtslage  ist  sachge-
 recht,  weil  eine  ständige  Anpassung  von  Eigenmitteln
 zu  erheblichen  praktischen  Problemen  führen  würde.
 Darüber  hinaus  fehlt  bislang  der  Nachweis  für  die  stren-
 geren  europarechtlichen  Vorgaben,  die  eine  Änderung
 der Rechtslage begründen sollen.

 11.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe t  (§  10  Abs.  6a  Nr.  4
 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  die  Abzüge  nach  §  10  Abs.  6a
 Nr.  4  KWG-E  erst  vom  fünften  Geschäftstag  nach  der
 zweiten  vertraglich  vereinbarten  Zahlung  oder  Liefer-
 lücke verpflichtend vorgenommen werden sollten.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  dem  Gesetzentwurf  erfolgen  Abzüge  vom  Kern-
 und  Ergänzungskapital  mit  Auswirkungen  auf  die  Ei-
 genmittel,  wenn  im  Rahmen  von  Wertpapiergeschäften
 des  Handelsbuchs  die  Gegenleistung  fünf  Tage  nach
 deren  Fälligkeit  noch  nicht  wirksam  erbracht  ist.  Auf
 diese  gravierende  Verschärfung  sollte  verzichtet  wer-
 den.  §  10  Abs.  6a  Nr.  4  KWG-E  ist  wesentlich  strenger
 als  die  entsprechenden  Vorgaben  der  Kapitaladäquanz-
 richtlinie.  §  10  Abs.  6a  Nr.  4  KWG-E  sieht  einen  Eigen-
 kapitalabzug  bereits  ab  dem  sechsten  Tag  nach  der  ers-
 ten  vertraglich  vereinbarten  Zahlung  vor.  Dagegen
 spricht  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  von  einem  späte-
 ren  Zeitpunkt,  nämlich  vom  fünften  Geschäftstag  nach
 der  zweiten  vertraglich  vereinbarten  Zahlung.  Ferner
 verlangt  die  Kapitaladäquanzrichtlinie  nicht  einen  Ei-
 genkapitalabzug,  sondern  die  Einstufung  der  noch  aus-
 stehenden  Zahlung  oder  Lieferlücke  als  Darlehen.  Um
 deutsche  Kreditinstitute  über  denen  anderer  Mitglied-
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staaten  nicht  zu  benachteiligen,  sollten  keine  Verschär-
 fungen  gegenüber  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  vorge-
 sehen werden.

 12.  Zu Artikel 1 Nr. 13 und 21 Buchstabe a
 (§ 10a Abs. 5 und § 13b Abs. 2 KWG)

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  In Nummer 13 ist § 10a Abs. 5 zu streichen.

 b)  In Nummer 21 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen:

 ,a)  In  Absatz  2  wird  die  Angabe  „§  10a  Abs.  2  bis  4“
 durch  die  Angabe  „§10a  Abs.  1  bis  4  und  14“  er-
 setzt.‘

 B e g r ü n d u n g

 Eine  Einbeziehung  von  freiwillig  in  die  Konsolidierung
 einbezogenen  Unternehmen  hätte  u.  a.  zur  Folge,  dass
 zukünftig  auch  diese  Unternehmen  im  Rahmen  des
 zusammengefassten  Monatsausweises  und  des  Aus-
 landskreditvolumens  einbezogen  werden  müssten  (§  25
 Abs.  2  KWG  i.  V.  m.  §  13b  Abs.  2  KWG-E  i.  V.  m.
 §  10a  Abs.  5  KWG-E).  Neben  den  damit  verbundenen
 organisatorischen  Problemen  aufgrund  der  starken
 Ausweitung  des  Konsolidierungskreises  ist  die  prakti-
 sche  Durchführbarkeit  sehr  zweifelhaft.  Aufgrund  der
 in  diesen  Fällen  vorhandenen  Minderheitsbeteiligun-
 gen  wird  es  in  der  Regel  nicht  möglich  sein,  die  rele-
 vanten  Informationen  von  den  freiwillig  konsolidierten
 Unternehmen  zu  erlangen.  Auch  ist  ein  bankenauf-
 sichtsrechtlicher Mehrwert nicht zu erkennen.

 Daher  sollte  der  für  §  25  Abs.  2  KWG  maßgebliche
 Konsolidierungskreis  ohne  die  freiwillig  konsolidierten
 Unternehmen bestehen bleiben.

 Zumindest  müsste  klargestellt  werden,  dass  freiwillig  in
 die  Konsolidierung  einbezogene  Unternehmen  im  Rah-
 men von § 25 KWG nicht zu berücksichtigen sind.

 A l s  F o l g e ä n d e r u n g  zu  Buchstabe  a  ist  in  §  13b
 Abs.  2  KWG  der  Verweis  auf  §  10a  Abs.  5  KWG-E  zu
 streichen.

 Gemäß  §  13b  Abs.  2  i.  V.  m.  §  10a  Abs.  5  KWG-E
 gelten  als  nachgeordnete  Unternehmen  zukünftig  auch
 „…Unternehmen,  die  nach  §  10  Abs.  6  Satz  4  KWG-E
 freiwillig  in  die  Zusammenfassung  nach  dieser  Vor-
 schrift  sowie  nach  §  13b  Abs.  3  Satz  1  KWG-E  und  §  12
 Abs.  2  Satz  1  und  2  KWG-E  einbezogen  werden“.  Aus
 den  oben  zu  §  10a  Abs.  5  KWG-E  dargelegten  Gründen
 und  im  Hinblick  darauf,  dass  die  Einbeziehung  der  frei-
 willig  in  die  Konsolidierung  einbezogenen  Unterneh-
 men  in  die  Anforderungen  für  Millionenkredite  gemäß
 §  14  Abs.  1  Satz  2  noch  gravierendere  Auswirkungen
 hätte,  sollte  der  für  §  14  Abs.  1  Satz  2  sowie  für  §  25
 Abs.  2  KWG  maßgebliche  Konsolidierungskreis  gegen-
 über dem Status quo unverändert fortgeführt werden.

 Die  Ausdehnung  der  Unterkonsolidierungspflicht  auch
 auf  die  Großkreditregelungen  stellt  eine  deutliche  Än-
 derung  gegenüber  der  derzeitigen  Rechtslage  dar.  Sie
 führt  zu  erheblichem  Aufwand,  da  zusätzliche  Groß-
 kreditgrenzen  für  die  Untergruppe  ermittelt  und  über-
 wacht  werden  müssen.  Dies  macht  unter  Umständen
 umfangreiche  Umstrukturierungen  innerhalb  einer

 Gruppe  erforderlich.  Aus  aufsichtsrechtlicher  Sicht
 kommt  es  aber  maßgeblich  auf  die  Großkreditgrenze
 der Gesamtgruppe an.

 13.  Zu Artikel 1 Nr. 23  (§ 14 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  §  14  KWG  dahin  gehend  ergänzt
 werden  sollte,  dass  Beteiligungen,  deren  Buchwerte  das
 Institut  aufgrund  der  Vorschrift  des  §  10a  Abs.  9  KWG
 vom  haftenden  Eigenkapital  abzieht  (bzw.  abziehen
 muss)  von  den  Vorschriften  des  §  14  KWG  ausgenom-
 men sind.

 Ersatzweise  könnte  eine  entsprechende  Regelung  in
 §  13b Abs. 2 KWG-E aufgenommen werden.

 B e g r ü n d u n g

 Auf  der  einen  Seite  erkennt  der  Gesetzgeber  an,  dass  es
 bestimmte  Konstellationen  gibt,  in  denen  eine  notwen-
 dige  Informationsbeschaffung  nicht  möglich  ist,  sank-
 tioniert  dies  mit  einem  Kapitalabzug  und  nimmt  diese
 von  der  aufsichtsrechtlichen  Konsolidierung  aus.  Auf
 der  anderen  Seite  besteht  weiterhin  die  Verpflichtung,
 für  diese  Beteiligung  Millionenkreditanzeigen  nach
 §  14  KWG  bei  der  Deutschen  Bundesbank  einzureichen.
 Dies  führt  zu  einer  unangemessenen  Belastung  der
 Institute  und  ist  unter  Risikogesichtspunkten  nicht  nach-
 vollziehbar.

 14.  Zu Artikel 1 Nr. 24  (§ 15 KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  Hinblick  auf  Organkredite  an
 Unternehmen,  bei  denen  ein  Beteiligungsverhältnis  im
 Sinne  des  §  15  Abs.  1  Satz  1  Nr.  7  bis  11  besteht,  im
 weiteren  Gesetzgebungsverfahren  zu  prüfen,  ob  Aus-
 nahmen  zugelassen  werden  können,  wenn  eine  Beauf-
 sichtigung  auf  Gruppenebene  stattfindet.  Die  Pflicht
 zur  einstimmigen  Beschlussfassung  der  Geschäftslei-
 tung  oder  zur  Zustimmung  des  Aufsichtsorgans  für
 Kredite  an  Unternehmensbeteiligungen  widerspricht
 dem  Gedanken  einer  konsolidierten  Aufsicht.  Ohne
 schutzwürdige  Interessen  zu  vernachlässigen,  ist  hier
 eine Deregulierung möglich.

 15.  Zu Artikel 1 Nr. 25  (§ 18 KWG)

 Der  Bundesrat  ist  der  Auffassung,  dass  weitere  Deregu-
 lierungen  zur  Entlastung  der  Kreditwirtschaft  bei  §  18
 KWG  möglich  sind.  Bei  Krediten,  die  Gegenstand  ei-
 nes  zulässigen  Ratingverfahrens  sind,  bedarf  es  keiner
 zusätzlichen  Offenlegungsanforderungen  im  Sinne  des
 §  18  KWG.  Deshalb  sollte  §  18  KWG  geändert  werden.

 16.  Zu Artikel 1 Nr. 27  (§  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  3,  Satz  3;
 Abs. 6 KWG)

 In Artikel 1 Nr. 27 ist § 20 wie folgt zu ändern:

 a)  Absatz 2 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Satz 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen:

 „3.  Pensions-,  Darlehens-  und  vergleichbare
 Geschäfte  auf  Positionen  des  Handels-
 buchs.“
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bb)  Satz 3 ist wie folgt zu fassen:

 „Die  Sätze  1  und  2  gelten  nicht  für  Forderungs-
 klassen,  die  bei  der  Ermittlung  der  Kreditbeträ-
 ge  nach  den  §§  13  bis  13b  Besicherungs-
 wirkungen für Finanzsicherheiten haben.“

 b)  Zu Absatz 6:

 Der  Bundesrat  ist  der  Auffassung,  dass  der  Katalog
 der  nicht  meldepflichtigen  Kredite  ergänzt  werden
 sollte.  Es  sollten  die  vergleichbaren  Institutionen  in
 den  anderen  EU-Mitgliedstaaten  sowie  in  anderen
 geeigneten  Ländern,  zum  Beispiel  den  EWR-Staa-
 ten  einbezogen  werden.  Einer  Gleichbehandlung  der
 Kredite  an  den  Bund  oder  andere  nationale  Gebiets-
 körperschaften  mit  Krediten  an  andere  Zentralregie-
 rungen  der  EU  und  vergleichbare  staatliche  Einrich-
 tungen  stünden  weder  Risikogesichtspunkte  noch
 Gemeinschaftsvorschriften  entgegen.  Die  Erweite-
 rung  wäre  ein  Schritt  zum  Abbau  von  Bürokratie
 und zur Kostenentlastung.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Von  der  Vorschrift  sollten  nicht  nur  Wertpapiere  und
 Waren,  sondern  analog  der  Änderung  zu  Artikel  1  Nr.  3
 (§  1a  Abs.  1  Nr.  3  KWG-E)  alle  handelsbuchfähigen
 Werte erfasst werden.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Vorschrift  sollte  dem  „Partial  Use“  Rechnung  tra-
 gen.  Deshalb  ist  in  §  20  Abs.  2  Satz  3  KWG-E  die
 Möglichkeit  zu  eröffnen,  einzelne  Portfolien  nach  den
 verschiedenen  Regeln  für  die  Kreditrisikominderung  zu
 behandeln.

 17.  Zu Artikel 1 Nr. 28  (§ 20a KWG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  klarstellend  insbesondere  §  20a  Abs.  1  Satz  1
 Nr.  3  KWG  im  Sinne  des  §  49  des  Pfandbriefgesetzes
 zu  ergänzen,  damit  Forderungen  gegen  solche  Kredit-
 institute  als  ausdrücklich  gewährleistet  gelten,  die  in
 der  Rechtsform  einer  Körperschaft  oder  Anstalt  des
 öffentlichen  Rechts  geführt  werden  und  die  unbe-
 schränkt  deckungsfähig  sind,  wenn  die  Forderungen
 bereits  am  18.  Juli  2001  bestanden.  Weiterhin  ist  zu  be-
 rücksichtigen,  dass  Forderungen  gegen  die  genannten
 Kreditinstitute  auch  deckungsfähig  sind,  wenn  die  For-
 derungen  nach  dem  18.  Juli  2001  und  vor  dem  19.  Juli
 2005  vereinbart  worden  sind  und  ihre  Laufzeit  nicht
 über den 31. Dezember 2015 hinausgeht.

 18.  Zu Artikel 1 Nr. 29  (§ 22 Satz 1 Nr. 7 KWG)

 In  Artikel  1  Nr.  29  ist  in  §  22  Satz  1  die  Nummer  7  zu
 streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Vorschrift  ermächtigt  zu  einer  Rechtsverordnung,
 mit  der  neue  Anzeigepflichten  begründet  würden.  Die
 Anzeigepflicht  von  Konzentrationsrisiken  gegenüber
 einem  Sicherungsgeber  ist  jedoch  nicht  zwingend  durch

 EU-Recht  vorgegeben.  Der  Gesetzentwurf  weicht  da-
 mit  von  einer  1:1-Umsetzung  der  EU-Richtlinien  ab.
 Denn  Artikel  110  Abs.  3  der  Bankenrichtlinie  lässt  den
 Mitgliedstaaten  ein  Wahlrecht.  Die  Anzeigepflicht
 würde  bewirken,  dass  ein  Kreditinstitut  sämtliche  Wert-
 papiere  eines  Emittenten,  die  es  von  einer  Vielzahl
 von  Kreditnehmern  als  Sicherheit  erhalten  hat,  nach
 Emittenteneinheiten  zu  erfassen,  ständig  zu  aktualisie-
 ren  und  zu  melden  hätte.  Der  Aufwand  dafür  wäre  im-
 mens  und  ginge  weit  über  den  EDV-technischen  Auf-
 wand  der  Erfassung  von  Kreditnehmereinheiten  für  die
 Meldung  von  Groß-  und  Millionenkrediten  hinaus.  Die
 Wahrscheinlichkeit,  dass  sowohl  der  Sicherungsgeber
 als  auch  der  Emittent  des  Wertpapiers  ausfällt,  ist
 wesentlich  geringer  als  die  Wahrscheinlichkeit,  dass
 einer  der  beiden  ausfällt.  Deshalb  ist  der  bankenauf-
 sichtliche  Nutzen  einer  solchen  Anzeigepflicht  weitge-
 hend  nicht  bedeutsam  und  steht  nicht  im  angemessenen
 Verhältnis  zu  den  Kosten,  die  der  Kreditwirtschaft  ent-
 stehen  würden.  Nummer  7  der  Ermächtigung  zum  Er-
 lass einer Rechtsverordnung ist daher zu streichen.

 19.  Zu Artikel 1 Nr. 33  (§ 25a KWG)

 Der  Bundesrat  bittet  unter  Hinweis  auf  seine  Entschlie-
 ßung  vom  29.  April  2005  (Bundesratsdrucksache  167/
 05  (Beschluss)),  den  Wortlaut  des  §  25a  in  folgender
 Hinsicht  zu  überprüfen:  Es  sollte  bei  den  aufgrund  von
 Basel  II  erforderlichen  Neuregelungen  auf  schlanke
 und  den  europäischen  Standard  nicht  überschreitende
 Regelungen  und  risikoadäquate  Öffnungsklauseln  ge-
 achtet  werden.  Der  Bundesrat  regt  deshalb  an,  in  §  25a
 KWG  als  Grundsatz  für  die  Bankenaufsicht  gesetzlich
 den  Grundsatz  der  doppelten  Proportionalität  zu  veran-
 kern.  Nach  dem  Grundsatz  der  doppelten  Proportiona-
 lität  sind  die  Risiken  aus  Institutsgröße  sowie  Art,  Um-
 fang  und  Komplexität  der  Geschäfte  des  Kreditinstituts
 für  das  Finanzsystem  zu  berücksichtigen.  Es  ist  den
 Instituten  eine  offene  Gestaltung  der  Fortentwicklung
 der  Prozesse,  Systeme  und  Verfahren  zu  belassen,  so-
 weit  die  gewählten  Methoden  in  Bezug  auf  Risiken  und
 Eigenkapitalausstattung  angemessen  bleiben.  Die
 Geschäftsleitung  eines  Instituts  ist  dafür  verantwortlich
 sicherzustellen,  dass  Form  und  Entwicklungsgrad  des
 Risikomanagementverfahrens  angesichts  des  Risiko-
 profils  und  des  Geschäftsplans  angemessen  sind.  Das
 oberste  Organ  eines  Instituts  trägt  die  Verantwortung
 für  die  Festlegung  der  Risikotoleranz  der  Bank  und  die
 Überwachung  der  Geschäftsleitung.  Ein  Strategieplan
 sollte  den  Kapitalbedarf  der  Bank,  den  voraussichtli-
 chen  Kapitalverbrauch,  das  angestrebte  Kapitalniveau
 und  die  externen  Kapitalquellen  deutlich  aufzeigen.
 Aufgabe  der  staatlichen  Instanzen  ist  es,  im  Rahmen
 des  aufsichtlichen  Überprüfungsverfahrens  sicherzu-
 stellen,  dass  diese  Bedingungen  dauerhaft  erfüllt  wer-
 den.  Nach  den  EU-Richtlinien  beziehen  sich  die  Anfor-
 derungen  nur  auf  solche  Strategien  und  Verfahren,  die
 relevant  dafür  sind,  dass  das  Eigenkapital  auf  einem
 ausreichend  hohen  Stand  gehalten  wird,  der  angemes-
 sen  aktuelle  und  etwaige  künftige  Risiken  quantitativ
 und  qualitativ  absichert.  Ordnungspolitisch  bedarf  es
 entsprechend  klarer  Definitionen  auf  nationaler  Ebene
 zur  Umsetzung  der  neu  gefassten  EU-Bankenrichtlinie
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und  EU-Kapitaladäquanzrichtlinie.  Hinsichtlich  der
 Mindestanforderung  an  das  Risikomanagement  sollte
 bedacht  werden,  dass  es  sich  hierbei  um  normenkonkre-
 tisierende  Verwaltungsvorschriften  handelt.  Verwal-
 tungsvorschriften  kommt  keine  unmittelbare  Bindungs-
 wirkung  gegenüber  den  Instituten  zu;  sie  binden  aber
 die Bankenaufsicht in ihrer Ermessensausübung.

 20.  Zu  Artikel  1  Nr.  33  Buchstabe  c  (§  25a  Abs.  2  KWG)

 In Artikel 1 Nr. 33 ist der Buchstabe c zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Hinsichtlich  der  Anzeige  der  Beendigungen  von  Aus-
 lagerungen  ist  kein  besonderes  Interesse  der  Aufsicht
 erkennbar,  das  den  mit  einer  solchen  Erweiterung  ent-
 stehenden  Mehraufwand  der  Institute  rechtfertigen
 könnte.

 21.  Zu  Artikel  1  Nr.  33  Buchstabe  d  (§  25a  Abs.  3  KWG)

 In Artikel 1 Nr. 33 ist der Buchstabe d zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Eingriffsbefugnisse  sind  im  Hinblick  auf  §§  6,  25a
 Abs.  1  Satz  5  KWG  nicht  notwendig.  Es  genügt,  wenn
 die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  von
 ihren  Befugnissen  nach  den  §§  6  und  25a  Abs.  1  KWG
 Gebrauch  machen  und  die  Beendigung  einer  Auslage-
 rung  verlangen  kann.  Ein  Institut  muss  selbst  entschei-
 den  können,  ob  es  die  ausgelagerten  Tätigkeiten  künftig
 selber  wahrnimmt  oder  einen  Wechsel  zu  einem  anderen
 Auslagerungsunternehmen  vornimmt.  Äußerst  proble-
 matisch  sind  die  nach  der  Begründung  mögliche  Anord-
 nung  einer  Übertragung  des  ausgelagerten  Bereiches  auf
 ein  anderes  Auslagerungsunternehmen  und  die  Mög-
 lichkeit  der  Beendigung  der  Auslagerung.  Hier  stellt
 sich  die  Frage,  ob  damit  gemeint  ist,  dass  der  Bundes-
 anstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  ein  Kündi-
 gungsrecht  der  Verträge  zustehen  soll  oder  auf  welchem
 anderen  Wege  die  Beendigung  erreicht  werden  soll.
 Durch  die  Bestimmung  eines  anderen  Auslagerungs-
 unternehmens  würde  unzulässigerweise  in  die  Privat-
 autonomie  der  Institute  und  die  Befugnisse  der  Ge-
 schäftsleitung eingegriffen werden.

 22.  Zu Artikel 1 Nr. 35  (§ 26a KWG)

 Der  Bundesrat  fordert,  im  weiteren  Gesetzgebungs-
 verfahren  §  26a  KWG-E  dahin  gehend  zu  ergänzen,
 dass  eine  Bank  den  aufsichtsrechtlichen  Offen-
 legungspflichten  (zumindest  in  wesentlichen  Teilen)
 genügt,  wenn  sie  ordnungsgemäß  nach  dem  Handels-
 gesetzbuch  offen  legt,  soweit  bzw.  solange  sie  nicht  zu
 einer  Rechnungslegung  nach  IAS  verpflichtet  ist.  Da-
 rüber  hinaus  sollte  für  kleinere  Institute  die  Möglichkeit
 bestehen, die Offenlegung zu pauschalieren.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Neufassung  des  Kreditwesengesetzes  sieht  erst-
 mals  eine  Verpflichtung  von  Kreditinstituten  vor,  regel-
 mäßig  qualitative  und  quantitative  Informationen  über
 Eigenkapital,  eingegangene  Risiken  und  Risiko-
 managementverfahren  zu  veröffentlichen.  Offen  zu
 legen  sind  u.  a.  Angaben  zum  Adressenausfallrisiko
 (u.  a.  Positionswerte,  aufgeschlüsselt  nach  geographi-
 scher  Verteilung,  Verteilung  auf  Branchen  und  Schuld-
 nergruppen  usw.).  Insbesondere  bei  kleineren  Instituten
 können  qualitative  und  quantitative  Angaben  über  die
 eingegangenen  Risiken  das  Bankgeheimnis  verletzen.
 Daher  besteht  gemäß  §  26a  Abs.  2  KWG-E  aus-
 nahmsweise  keine  Offenlegungsverpflichtung,  wenn  es
 sich  um  unwesentliche  Informationen  handelt,  wenn
 die  Informationen  rechtlich  geschützt  sind  oder  wenn
 sie  als  vertraulich  einzustufen  sind.  Erforderlich  ist
 dann  jedoch  die  Veröffentlichung  „allgemeinerer  An-
 gaben“.  Auch  diese  Verpflichtung  entfällt,  wenn  die
 „allgemeineren  Angaben“  rechtlich  geschützt  oder  als
 vertraulich anzusehen sind.

 Die  einschlägigen  Ausnahmeregelungen  sind  zu  begrü-
 ßen,  allerdings  führt  deren  Anwendung  zu  einem  erheb-
 lichen  regelmäßigen  Prüfungsaufwand  (z.  B.  jährliche
 Prüfung,  ob  wesentliche  oder  unwesentliche  Informati-
 onen),  mit  dem  vor  allem  kleinere  Institute  überfordert
 sind.

 Gemäß  Gesetzesbegründung  soll  weitgehend  ein
 Gleichlauf  zwischen  bankenaufsichtsrechtlichen  Of-
 fenlegungspflichten  und  solchen  nach  den  Rechnungs-
 legungsvorschriften  erreicht  werden.  So  beruht  die
 Definition  der  „Wesentlichkeit  von  Informationen“
 aber  auf  dem  IAS-Rahmenkonzept  für  die  Aufstellung
 von  Abschlüssen  (die  aber  für  viele  mittelständisch  aus-
 gerichtete Banken nicht zutreffen).
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Anlage 3
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Umsetzung  der
 neu  gefassten  Bankenrichtlinie  und  der  neu  gefassten  Kapi-
 taladäquanzrichtlinie wie folgt:

 1.  Zum Gesetzentwurf insgesamt

 Es  steht  außer  Frage,  dass  Institute  auch  dauerhaft  den  Stan-
 dardansatz  nutzen  dürfen.  Auch  wenn  der  allgemeine  Teil
 der  Gesetzesbegründung  dies  nicht  ausdrücklich  feststellt,
 enthält  er  keinen  Anhaltspunkt  dafür,  den  Instituten  diese
 Option  zu  verwehren.  Die  Notwendigkeit  einer  ausdrückli-
 chen Feststellung ist nicht gegeben.

 2.  Begründungsteil zum Gesetzentwurf

 Zum Personalmehrbedarf

 Die  angegebene  Zahl  von  rund  50  Planstellen  markiert  die
 Obergrenze  für  die  Planung  zusätzlichen  Personals.  Derzeit
 arbeitet  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht
 (BaFin)  an  einer  genauen  Personalbedarfsbemessung;  nach
 den  derzeitigen  Überlegungen  ist  von  einem  deutlich  gerin-
 geren  Personalmehrbedarf  auszugehen.  Die  Ergebnisse  sol-
 len in den Haushaltsentwurf 2007 der BaFin einfließen.

 Zu den Sonderprüfungen nach §  44 Abs. 1 KWG

 Gesetzliche  Grundlage  für  die  Sonderprüfungen  der  Banken-
 aufsicht  ist  §  44  Abs.  1  KWG.  Danach  können  Sonderprü-
 fungen  auch  „ohne  besonderen  Anlass“  (sog.  Routineprü-
 fungen)  durchgeführt  werden.  Diese  gewähren  der  Aufsicht
 einen  vertieften  Einblick  in  einzelne  Prüfungsfelder,  wo-
 durch  Risiken  aufgedeckt  werden  können,  die  im  Rahmen
 der  Jahresabschlussprüfungen  möglicherweise  nicht  erkannt
 werden.  Insoweit  tragen  die  Sonderprüfungen  zur  Früh-
 erkennung von Risiken bei.

 Die  jederzeitige  Möglichkeit  der  Bankenaufsicht,  die  Durch-
 führung  einer  Sonderprüfung  anzuordnen,  bewirkt  eine  ge-
 wisse  Vorsicht  und  Sorgfalt  bei  den  Instituten  und  Jahres-
 abschlussprüfern.  Nach  Erkenntnissen  der  Bankenaufsicht
 tragen  Sonderprüfungen  zu  besseren  Ergebnissen  bei  den
 Jahresabschlussprüfungen  –  insbesondere  im  Verbandsprü-
 ferwesen  –  bei,  sie  sind  ein  wichtiges  Instrument  der  präven-
 tiven Bankenaufsicht.

 Nach  §  44  Abs.  1  KWG  werden  vor  allem  Kreditbestands-
 prüfungen  durch  die  Wirtschaftsprüfer  durchgeführt.  Mit
 ihrer  Hilfe  verschafft  sich  die  Aufsicht  Klarheit  über  die
 Bewertungspraxis  eines  Instituts  und  die  Werthaltigkeit
 wichtiger  Engagements.  Gerade  diese  Prüfungen  haben
 seitens  der  Kreditwirtschaft  immer  wieder  zu  Kritik  im
 Hinblick  auf  Häufigkeit,  Effizienz,  Erkenntnisgewinn  und
 Überschneidungen mit der Jahresabschlussprüfung geführt.

 Nach  Auffassung  der  Bundesregierung  ist  die  Bankenaufsicht
 in  Deutschland  so  weiterzuentwickeln,  dass  die  Institute
 einerseits  möglichst  wenig  belastet  werden,  aber  anderer-
 seits  auch  die  Funktionsfähigkeit  der  Aufsicht  und  die  all-

 gemeine  Finanzmarktstabilität  erhalten  bleiben.  Die  Bundes-
 regierung  teilt  die  Auffassung,  dass  mit  Blick  auf  die  neuen
 bankaufsichtsrechlichen  Eigenkapitalanforderungen  nach
 Basel  II  künftig  ein  risikoorientierter  Aufsichtsansatz  ver-
 folgt  werden  sollte,  der  Doppelprüfungen  vermeidet.  Hierfür
 bietet  die  anstehende  Überarbeitung  der  Prüfungsberichts-
 verordnung  aufgrund  von  §  29  Abs.  4  KWG  einen  passenden
 Ansatzpunkt.  Die  Neufassung  soll  zu  einer  Verschlankung
 der  Verordnung  führen.  Jahresabschlussprüfer  sollen  deut-
 lich  größere  Freiheiten  bei  der  Darstellung  des  Instituts  er-
 halten.  Zudem  sollen  Prüfungsinhalte,  die  im  Rahmen  bank-
 geschäftlicher  Prüfungen  bereits  beurteilt  wurden,  vom
 Jahresabschlussprüfer nicht erneut geprüft werden.

 3.  Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe l  (§  1  Abs.  32  –  neu  –
 KWG)

 Den Anträgen kann nicht entsprochen werden.

 Entgegen  dem  Eindruck  aus  den  Anträgen  bewirkt  die  nach
 dem  Regierungsentwurf  vorgesehene  Vorschrift  keine  Rege-
 lungslücken.  Im  Übrigen  ist  eine  gesonderte  Definition  von
 „Handelsbuchfinanzinstrumenten“ nicht zweckmäßig.

 Die  von  den  maßgeblichen  Richtlinien  vorgegebenen  Defi-
 nitionen  des  „Finanzinstruments“  sind  in  der  nationalen
 Umsetzung  zu  berücksichtigen.  Demzufolge  sind  zwei
 Definitionen unabdingbar:

 Der  engere  Begriff  des  „Finanzinstruments“  der  Richtlinie
 2004/39/EG  vom  21.  April  2004  über  Märkte  für  Finanz-
 instrumente  (MiFID)  ist  maßgeblich  für  die  Frage,  ob  eine  er-
 laubnispflichtige  Tätigkeit  vorliegt  bzw.  ob  ein  Unternehmen
 als  Finanzunternehmen  im  Sinne  von  §  1  Abs.  3  KWG
 einzustufen  ist.  Dieser  Begriff  ist  umgesetzt  in  §  1
 Abs.  11  KWG- E.  Seine  besondere  Ausrichtung  wird  durch
 die  an  dieser  Textstelle  ausdrücklich  genannte  Beschränkung
 des  Anwendungsbereichs  auf  §  1  Abs.  1  bis  3  verdeutlicht.
 Der  Begriff  des  „Finanzinstruments“  nach  den  neu  gefassten
 Richtlinien  2000/12/EG  und  93/6/EWG  ist  weiter;  er  schließt
 die  Definition  des  „Finanzinstruments“  nach  der  MiFID  mit
 ein.

 Infolgedessen  geht  der  Regierungsentwurf  in  §  1a  Abs.  3
 KWG-E  ausdrücklich  („im  Sinne  dieses  Gesetzes“)  davon
 aus,  dass  dieser  weiter  gefasste  Begriff  für  das  gesamte  Kre-
 ditwesengestz  und  die  darauf  beruhenden  Rechtsverordnun-
 gen  gilt,  mit  Ausnahme  des  ausdrücklich  ausgenommenen
 Erlaubnisbereichs.  Insofern  ergeben  sich  weder  Regelungs-
 lücken noch bestehen ungeklärte Begriffe.

 Der  in  §  1a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  KWG-E  verwandte  Begriff
 „Finanzinstrumente  im  Sinne  des  Absatzes  3“  verdeutlicht,
 dass  hierunter  ausschließlich  die  in  Absatz  3  definierten
 Finanzinstrumente  fallen.  In  Absatz  3  erfolgt  eine  Abgren-
 zung  der  handelsbuchrelevanten  Finanzinstrumente  zu  den
 Finanzinstrumenten  im  Bereich  der  Erlaubnispflicht.  Diese
 Abgrenzung  wird  unklar,  wenn  für  den  Bereich  des  Handels-
 buchs  statt  auf  die  Definition  der  Finanzinstrumente  in
 Absatz  3  auf  einen  anderweitig  definierten  Begriff  zurück-
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gegriffen  wird.  Die  Definition  für  die  handelsbuchrelevanten
 „Finanzinstrumente“  hat  im  Regelungskontext  des  §  1a
 KWG-E  zu  verbleiben.  Im  Anschluss  an  die  Definition  für
 „Finanzinstrumente“  in  §  1  Abs.  11  KWG-E  wird  dann  klar,
 dass  die  in  §  1  Abs.  11  KWG  definierten  Finanzinstrumente
 nur  für  den  Bereich  der  Erlaubnispflicht  relevant  sind,  wäh-
 rend  für  das  restliche  Kreditwesengesetz  –  namentlich  für
 den  Bereich  des  Handelsbuchs  –  ein  weiter  gefasster  Begriff
 für  Finanzinstrumente  Anwendung  findet.  Ein  eigener  Be-
 griff  des  „Handelsbuchfinanzinstruments“  ist  daher  entbehr-
 lich.

 4.  Zu Artikel 1 Nr. 3  (§  1a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2,  3;  Abs.  6,  7
 Satz  4;  Abs.  8  Satz  1,  2,  3,  4;  Abs.  9
 Satz 1 Nr. 3, 4 KWG)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Dem  Vorschlag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Nach  Arti-
 kel  11  Abs.  1  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie
 dürfen  nur  Finanzinstrumente  und  Waren  dem  Handelsbuch
 zugeordnet  werden.  Darüber  hinaus  dürfen  nach  Anhang  VII
 Teil  D  Abs.  4  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie
 Pensions-,  Darlehens-  und  vergleichbare  Geschäfte  auf  Posi-
 tionen  des  Handelsbuchs  dem  Handelsbuch  zugerechnet
 werden.  „Bestände  und  Geschäfte“  werden  dagegen  in  der
 neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie  für  eine  Zuordnung
 zum  Handelsbuch  nicht  erwähnt.  Der  Inhalt  von  §  1a  Abs.  1
 Satz  1  Nr.  2  KWG-E  entspricht  insoweit  den  Vorgaben  der
 Richtlinie.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Dem  Petitum  kann  nicht  entsprochen  werden.  Nach  Anhang
 VII  Teil  D  Abs.  4  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzricht-
 linie  dürfen  Pensions-,  Darlehens-  und  vergleichbare  Ge-
 schäfte  auf  Positionen  des  Handelsbuchs  nur  dann  dem  Han-
 delsbuch  zugerechnet  werden,  wenn  sie  die  Anforderungen
 des  Artikels  11  Abs.  2  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanz-
 richtlinie  und  damit  das  Kriterium  der  Handelsabsicht  er-
 füllen.

 Zu Buchstabe b

 Dem  Vorschlag  wurde  bereits  in  der  Gesetzesbegründung
 (zu §  1a Abs. 6 KWG-E) des Gesetzentwurfs entsprochen.

 Zu Buchstabe c

 Dem  Vorschlag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Die  in
 Absatz  7  geregelte  Zurechnung  von  institutsinternen  Siche-
 rungsgeschäften  zum  Handelsbuch  hängt  entgegen  dem  Ein-
 druck  aus  der  Stellungnahme  nicht  nur  von  einer  Genehmi-
 gung  der  oberen  Leitungsebene  des  Instituts  ab,  sondern
 setzt  vielmehr  voraus,  dass  diese  institutsinternen  Siche-
 rungsgeschäfte  gemäß  den  Vorgaben  getätigt  wurden,  die  die
 obere  Leitungsebene  des  Instituts  für  die  Vornahme  derarti-
 ger  Sicherungsgeschäfte  genehmigt  hat.  Insoweit  setzt
 Absatz  7  die  Anforderungen  des  Anhanges  VII  Teil  C  Abs.  1
 Buchstabe  b  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie
 93/6/EWG  um,  wonach  interne  Sicherungsgeschäfte  einer
 speziellen,  institutsinternen  Genehmigung  unterliegen  müs-
 sen,  wenn  sie  dem  Handelsbuch  zugeordnet  werden  sollen.
 Daher  reicht  eine  bloße  Zurechnung  zum  Handelsbuch

 anhand  der  institutsintern  festgelegten  Zuordnungskriterien
 bei institutsinternen Sicherungsgeschäften gerade nicht aus.

 Zu Buchstabe d

 Den Anträgen kann nicht entsprochen werden.

 Die  Formulierung  in  §  1a  Abs.  8  Satz  1  KWG-E  „Bewertung
 zu  Marktpreisen“  ist  allgemein  verständlich.  Es  wird  nicht
 erkennbar,  welchen  Vorteil  die  Formulierung  „Bewertung  zu
 Marktwerten“  haben  sollte.  Die  Formulierung  im  Regie-
 rungsentwurf  drückt  sachgerecht  aus,  dass  es  hier  um  die  Be-
 stimmung  des  Marktwertes  von  Handelsbuchpositionen  an-
 hand  von  Marktpreisen  geht.  Die  Formulierung  „Bewertung
 zu  Marktpreisen“  dient  hier  der  Eindeutigkeit  der  getroffe-
 nen  Aussage.  Die  in  §  1a  Abs.  8  Satz  3  und  4  KWG-E  ange-
 sprochenen  Systeme  und  Kontrollprozesse  dienen  aus-
 schließlich  der  Bewertung  der  Handelsbuchpositionen,
 während  es  in  Absatz  5  um  die  allgemeine  Führung  und  Ver-
 waltung  des  Handelsbuchs  geht.  Die  in  Absatz  5  genannten
 Kontrollprozesse  stellen  allein  auf  die  Feststellung  von
 tatsächlichen  und  rechtlichen  Beschränkungen  der  Handel-
 und  Absicherbarkeit  von  Handelsbuchpositionen  ab.  Inso-
 weit  regeln  die  Absätze  5  und  8  vollkommen  unterschied-
 liche  Bereiche.  Daher  müssen  die  Sätze  3  und  4  in  §  1a
 Abs.  8  KWG-E  unverändert  erhalten  bleiben.  Sie  setzen  die
 Anforderungen  des  Anhanges  VII  Teil  B  Abs.  1  und  2  der
 neu gefassten Kapitaladäquanzrichtlinie 93/6/EWG um.

 Im  Hinblick  auf  das  Verhältnis  zu  §  25a  Abs.  1  KWG  ist  zu
 berücksichtigen,  dass  diese  Vorschrift  in  ihrer  gegenwärtigen
 Fassung  allein  auf  den  Artikeln  22  und  123  der  neu  gefassten
 Bankenrichtlinie  basiert  und  nicht  der  Umsetzung  der  ge-
 nannten  Regelungen  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanz-
 richtlinie dient.

 Zu Buchstabe e

 Dem  Vorschlag,  Absatz  9  Satz  1  Nr.  3  zu  streichen,  kann
 nicht  entsprochen  werden.  Wie  in  der  Gesetzesbegründung
 zu  §  1  Abs.  9  KWG-E  detailliert  ausgeführt  wird,  ist  in  die
 Ermächtigungsgrundlage  notwendigerweise  auch  eine  Er-
 mächtigung  für  den  Erlass  näherer  Regelungen  zur  Abgren-
 zung  der  Handelsbuch-  von  Nichthandelsbuchinstituten  auf-
 zunehmen.  Hiermit  soll  gewährleistet  werden,  dass  die
 momentan  in  der  Großkredit-  und  Millionenkreditverord-
 nung  (GroMiKV)  enthaltenen  Regelungsinhalte  zur  Bestim-
 mung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außerbilanzmäßi-
 gen  Geschäfte  sowie  zur  Bestimmung  des  Anteils  des
 Handelsbuchs  gegebenenfalls  in  die  zukünftig  zu  schaffende
 Handelsbuchverordnung  überführt  werden  können.  Diese
 zurzeit  in  der  GroMiKV  normierten  Regelungen  ergänzen
 die  Bestimmungen  des  §  2  Abs.  11  Satz  2  und  3  KWG-E
 (vgl.  Gesetzesbegründung  zu  §  1a  Abs.  9  und  §  22  KWG-E).

 Auch  dem  Antrag,  Absatz  9  Satz  1  Nr.  4  zu  streichen,  kann
 nicht  entsprochen  werden.  Entgegen  dem  Hinweis  in  der
 Stellungnahme  sind  die  Anforderungen  gemäß  §  1a  Abs.  9
 Satz  1  Nr.  4  nicht  bereits  in  den  Nummern  1  und  2  enthalten.
 Während  Nummer  1  die  Möglichkeit  eröffnet,  durch  Rechts-
 verordnung  weitere  Positionen  dem  Handelsbuch  zuzuordnen,
 besteht  über  Nummer  2  die  Möglichkeit,  durch  Rechtsverord-
 nung  Positionen  von  der  Zurechnung  zum  Handelsbuch  aus-
 zuschließen.  In  beiden  Fällen  kann  dies  durch  eine  bloße
 Auflistung  der  entsprechenden  Positionen  im  Rahmen  der  zu
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erlassenden  Rechtsverordnung  geschehen.  Demgegenüber
 räumt  Nummer  4  die  Möglichkeit  ein,  durch  Rechtsverord-
 nung  nähere  Bestimmungen  zu  den  Anforderungen  an  das
 Handelsbuch  und  die  darin  einbezogenen  Positionen  zu
 erlassen.  Nummer  4  ermächtigt  also  nicht  lediglich  dazu,
 weitere  Positionen  dem  Handelsbuch  zuzurechnen  oder
 Positionen  von  der  Zurechnung  zum  Handelsbuch  auszu-
 schließen,  sondern  erlaubt  vielmehr  –  im  Rahmen  der  euro-
 parechtlichen  Vorgaben  –  weitere  und  detailliertere  Anforde-
 rungen  an  das  Handelsbuch  und  die  darin  einbezogenen
 Positionen  zu  formulieren.  Folglich  handelt  es  sich  bei
 Nummer  4  um  ein  wichtiges  Element  zur  Stärkung  der  qua-
 litativen Bankenaufsicht.

 5.  Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d  (§  2  Abs.  11  Satz  2
 KWG)

 Die  Bundesregierung  hat  die  erbetene  Prüfung  vorgenom-
 men,  hält  jedoch  an  der  Regelung  fest.  Die  Neufassung  des
 §  2  Abs.  11  Satz  2  KWG-E  setzt  eine  bereits  seit  1993  in
 Artikel  18  Abs.  3  der  Kapitaladäquanzrichtlinie  93/6/EWG
 enthaltene  Regelung  um  und  behebt  damit  einen  nationalen
 Umsetzungsmangel.  In  der  Vorschrift  wird  die  Möglichkeit
 eingeräumt,  Finanzinstrumente  entweder  mit  ihrem  Markt-
 preis  oder  ihrem  Nennwert  und  Derivate  entweder  mit  dem
 Nominalwert  oder  dem  Marktpreis  der  ihnen  zugrunde  lie-
 genden  Instrumente  für  die  Berechnung  der  Gesamtsumme
 der  bilanz-  und  außerbilanzmäßigen  Geschäfte  in  Ansatz  zu
 bringen.

 Es  handelt  sich  dabei  um  ein  Mitgliedstaatenwahlrecht,  bei
 dem  jeder  Mitgliedstaat  festzulegen  hat,  mit  welchem  Wert
 er  Finanzinstrumente  und  Derivate  für  die  Berechnung  der
 Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außerbilanzmäßigen  Ge-
 schäfte  ansetzen  will;  eine  Auswahlmöglichkeit  der  Institute
 ist  nicht  vorgesehen.  Mit  der  jetzigen  Festlegung  auf  Markt-
 preise  wird  insbesondere  die  Unsicherheit  vieler  Institute
 darüber,  welcher  Wert  bei  Finanzinstrumenten  und  Deriva-
 ten  für  die  Berechnung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und
 außerbilanzmäßigen Geschäfte heranzuziehen sei, beseitigt.

 Die  bisherige  Fassung  des  §  2  Abs.  11  Satz  2  KWG  war  auch
 unter  Risikogesichtspunkten  bankaufsichtsrechtlich  nicht
 mehr  akzeptabel,  da  die  Institute  danach  bei  Finanzinstru-
 menten  und  Derivaten  den  jeweils  geringeren  Wert  für  die
 Berechnung  der  Gesamtsumme  der  bilanz-  und  außerbilanz-
 mäßigen  Geschäfte  in  Ansatz  bringen  konnten,  wenn  nicht
 nur  ein  Nennwert  sondern  auch  ein  Marktpreis  für  diese
 Instrumente  und  Derivate  existierte.  Aufgrund  auf  diese  Art
 verminderter  Handelsbuchvolumina  konnte  eine  Einstufung
 als  Nichthandelsbuchinstitut  erreicht  werden.  Der  nunmehr
 stärker  risikoorientierte  Ansatz  bei  der  Beaufsichtigung  der
 Institute  gebietet  es,  diese  Möglichkeit  einer  fälschlichen
 Darstellung  des  tatsächlichen  Handelsbuchvolumens  auszu-
 räumen.

 6.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b  (§  10  Abs.  1  Satz  4,  6
 Nr.  1a  –  neu  –,  2
 KWG)

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  hält  auch  nach  erneuter  Prüfung  daran
 fest,  dass  die  Gleichstellung  von  Betriebs-  und  Geschäfts-
 geheimnissen  mit  personenbezogenen  Daten  hier  geboten
 ist.

 Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse  genießen  ebenfalls
 Grundrechtsschutz:  Eingriffe  in  Betriebs-  und  Geschäfts-
 geheimnisse  können  die  durch  Artikel  12  Abs.  1  GG  gewähr-
 leistete  Freiheit  der  Berufsausübung  oder  –  wenn  sie  bereits
 zu  einem  Vermögenswert  geworden  sind  –  das  durch  Ar-
 tikel  14  Abs.  1  GG  geschützte  Eigentum  betreffen.  Im
 Zusammenhang  mit  dem  Einsatz  von  Ratingsystemen  sind
 Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse  ebenso  schutzwürdig
 wie  personenbezogene  Daten.  Mit  der  Gleichstellung  wird
 erreicht,  dass  einerseits  auch  für  die  Verwendung  von  Be-
 triebs-  und  Geschäftsgeheimnissen  zum  Betrieb  von  Rating-
 systemen  eine  gesetzliche  Rechtsgrundlage  geschaffen  wird
 und  andererseits  für  solche  Geheimnisse  dieselben  Schutz-
 vorschriften gelten wie für personenbezogene Daten.

 Systematische  Bedenken  gegen  den  Standort  dieser  Rege-
 lung  im  Rahmen  der  bereichsspezifischen  datenschutzrecht-
 lichen  Ermächtigungsgrundlage  bestehen  nicht,  weil  die
 Gleichstellung  von  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnissen
 mit  personenbezogenen  Daten  gerade  nur  für  den  hier  gere-
 gelten  Bereich  erfolgen  soll.  Vergleichbare  bereichsspezifi-
 sche  Gleichstellungen  finden  sich  auch  etwa  in  §  35  Abs.  4
 SGB  I,  §  17a  GenTG,  §  42  Abs.  2a  Satz  2  AMG,  §  7  Abs.  1
 BörsG,  §  58  Abs.  4  EnWG,  §  50c  GWB,  §  8  Abs.  1  WpHG
 und §  22 Abs.  1 WpPG.

 Zu Buchstabe b

 Obwohl  der  Gesetzentwurf  gerade  nicht  zwischen  personen-
 bezogenen  Daten  von  Privat-  und  Geschäftskunden  unter-
 scheidet,  sondern  vielmehr  die  Erhebung  und  Verwendung
 dieser  Daten  unterschiedslos  für  beide  Kundengruppen
 regelt,  greift  die  Bundesregierung  die  Anregung  des  Bundes-
 rates im Interesse der Klarstellung wie folgt auf:

 In  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  b  wird  §  10  Abs.  1  Satz  6  Nr.  1
 wie folgt gefasst:

 „1.  Einkommens-,  Vermögens-  und  Beschäftigungsverhält-
 nisse  sowie  die  sonstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,
 insbesondere  Art,  Umfang  und  Wirtschaftlichkeit  der
 Geschäftstätigkeit des Betroffenen,“.

 Diese  Ergänzung  bringt  hinreichend  deutlich  zum  Ausdruck,
 dass  auch  die  personenbezogenen  Daten  von  Geschäftskun-
 den  mit  spezifischem  Bezug  zu  der  Geschäftstätigkeit  des
 Kunden  zu  den  relevanten  Datenkategorien  gehören.  Einer
 weitergehenden  Regelung,  wie  vom  Bundesrat  vorgeschla-
 gen,  bedarf  es  aus  Sicht  der  Bundesregierung  danach  nicht
 mehr.

 7.  Zu  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  h  Doppelbuchstabe  bb
 (§  10 Abs. 2a Satz 2 Nr. 1 KWG)

 Die  Bundesregierung  hat  die  erbetene  Prüfung  vorgenom-
 men,  kommt  jedoch  zu  dem  Ergebnis,  dass  durch  die  Schaf-
 fung  eines  Korrekturpostens  nur  ein  überflüssiges  Mehr  an
 Bürokratie  herbeigeführt  würde.  Dem  Vorschlag  wird  daher
 nicht zugestimmt.

 Der  geregelte  Tatbestand  ist  durch  Anhang  VII  Teil  B  Nr.  12
 i.  V.  m.  Nr.  15  der  neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie
 vorgegeben.  Die  in  der  Antragsbegründung  angeführten  Ver-
 luste  entstehen  dadurch,  dass  bei  starken  Kursverlusten  in
 weniger  liquiden  Positionen  der  Zeitwert  erheblich  unter  den
 Buchwert  sinkt  und  folglich  aufsichtsrechtlich  zeitnah  korri-
 giert  werden  muss.  Eine  Regelung  im  Einzelfall  per  (gebüh-
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renpflichtigem)  Korrekturposten  würde  einen  für  Institute
 und  Aufsicht  erheblichen  Melde-  und  Verwaltungsaufwand
 verursachen.  Denn  die  Aufsicht  müsste  zunächst  zeitnahe
 Kenntnis  von  den  Bewertungsverlusten  erlangen,  um  dann
 über  die  Höhe  des  Korrekturpostens  entscheiden  zu  können.
 Daher  würde  die  Frage,  wann  ein  Verlust  so  erheblich  ist,
 dass  er  einen  Abzug  bzw.  die  Festsetzung  eines  Korrektur-
 postens  rechtfertigt,  nicht  vereinfacht,  sondern  nur  zusätz-
 lich bürokratisiert.

 Im  Rahmen  der  Risikosteuerung  wurde  hier  bewusst  auf  den
 –  gesetzestechnisch  durchaus  üblichen  –  unbestimmten
 Rechtsbegriff  der  „erheblichen“  Verluste  zurückgegriffen,
 denn  jedes  Institut  soll  aufgrund  seiner  jeweiligen  Gegeben-
 heiten  mittels  der  Risikosteuerung  selbst  festlegen,  wann
 Verluste  konkret  „erheblich“  sind.  Dies  steht  im  Einklang
 mit  dem  generellen  aufsichtlichen  Ansatz,  den  Instituten  ein
 größeres  Maß  an  Selbstverantwortung  (und  damit  auch
 Flexibilität)  einzuräumen.  Davon  unberührt  bleibt  jedoch  die
 Überprüfbarkeit  dieses  unbestimmten,  aber  bestimmbaren
 Rechtsbegriffs.

 8.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe j  (§  10  Abs.  2c  Satz  6
 KWG)

 Die  Bundesregierung  hat  die  erbetene  Prüfung  vorgenom-
 men,  stimmt  dem  Vorschlag  jedoch  nicht  zu.  Zu  der  Frage
 der  Verwendung  des  unbestimmten  Rechtsbegriffs  „erheb-
 lich“  sowie  zu  der  Frage,  die  Abzugspflicht  durch  das  Fest-
 setzen  eines  Korrekturpostens  zu  ersetzen,  gilt  das  bereits  zu
 Nummer 7 Gesagte.

 Im  Übrigen  ist  die  Aussage,  bei  der  Ermittlung  des  Nettoge-
 winns  könnten  etwaige  Verluste  gegengerechnet  werden,
 grundsätzlich  zutreffend.  Da  dieser  jedoch  regelmäßig  von
 deutschen  Instituten  wegen  eines  zu  großen  Aufwands  nicht
 ermittelt  wird,  derartige  Wertverluste  gleichwohl  auftreten
 können  und  eine  ordnungsgemäße  Umsetzung  der  Richtlini-
 enanforderungen  sichergestellt  werden  muss,  wurde  die  An-
 wendung  auf  die  Größe  „Drittrangmittel“  insgesamt  er-
 streckt.

 9.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe q  (§  10  Abs.  4c  Satz  4
 KWG)

 Dem Antrag kann nicht entsprochen werden.

 Die  Argumentation  des  Bundesrates  geht  von  einem  nicht
 zutreffenden  Verständnis  der  Regelung  aus.  So  trifft  es  nicht
 zu,  dass  jeder  Negativsaldo  zu  einem  Abzug  vom  Kernkapi-
 tal  führt.  Die  Regelung  findet  nur  dann  Anwendung,  wenn
 ein  Institut  von  der  Möglichkeit  Gebrauch  macht,  sich  nach
 Maßgabe  des  Kreditwesengesetzes  die  in  seinem  Wert-
 papierbestand  bestehenden  nicht  realisierten  Reserven  als
 Ergänzungskapital zuzurechnen.

 Darüber  hinaus  geht  es  nicht  um  den  Verlust  des  Buchwerts,
 sondern  um  das  rapide  Absinken  des  im  Hinblick  auf  die  Er-
 mittlung  der  nicht  realisierten  Reserven  maßgeblichen  Kurs-
 wertes.  Dieser  Wert  ergab  sich  bislang  durch  den  Kurswert
 am  Bilanzstichtag  oder  den  Durchschnittskurs  der  Kurswerte
 an  den  letzten  drei  Bilanzstichtagen.  Unterjährige  Schwan-
 kungen  des  Kurswertes  hatten  bei  diesem  Verfahren  keine
 Auswirkungen  auf  die  dem  Ergänzungskapital  zurechenba-
 ren  nicht  realisierten  Reserven;  durch  einen  Anstieg  oder  ein

 Sinken  des  Kurswertes  erforderliche  Korrekturen  wurden
 erst im Jahresabschluss vorgenommen.

 Mit  der  Neuregelung  wird  die  Ermittlung  des  maßgeblichen
 Kurswertes  auf  das  Stichtagsprinzip  umgestellt  und  damit
 zeitnäher  dynamisiert.  Die  Institute  können  hierdurch  unmit-
 telbar  von  unterjährigen  Anstiegen  des  Kurswertes  profitie-
 ren.  Gleichzeitig  wirken  sich  –  und  das  ist  die  konsequente
 Kehrseite  dieser  insbesondere  von  Institutsseite  gewünsch-
 ten  Änderung  –  sinkende  Kurse  künftig  ebenfalls  unmittel-
 bar aus.

 Sinkt  der  Kurswert  in  einem  solchen  Fall  unter  die  im  Buch-
 wert  abgebildeten  Anschaffungskosten,  entsteht  der  in
 Absatz  4c  angesprochene  negative  Saldo,  der  vom  Kern-
 kapital  abzuziehen  ist,  um  so  bis  zur  Anpassung  des  Buch-
 wertes  im  nächsten  Jahresabschluss  eine  realistische  Ab-
 bildung  des  haftenden  Eigenkapitals  zu  gewährleisten.
 Verzichtet  ein  Institut  auf  die  weitere  Zurechnung  von  nicht
 realisierten Reserven, entfällt auch die Abzugspflicht.

 Der  Vorschlag,  den  Abzug  durch  die  Möglichkeit  der  Fest-
 setzung  eines  Korrekturpostens  zu  ersetzen,  ist  aus  den
 bereits  zu  den  Nummern  7  und  8  genannten  Gründen  abzu-
 lehnen.  Die  Festsetzung  eines  Korrekturpostens  ist  ein  ge-
 bührenpflichtiger  Verwaltungsakt.  Die  Aufsicht  müsste  sich
 vor  Festsetzung  einen  genauen  Einblick  in  die  Entwicklung
 der  vom  Institut  gehaltenen  und  in  die  Neubewertungsreser-
 ven  einbezogenen  Wertpapiere  verschaffen,  was  nur  mittels
 laufender  Meldungen  durch  die  Institute  oder  Ad-hoc-Abfra-
 gen  in  „Verdachtsfällen“  möglich  wäre.  Insgesamt  würde
 hierdurch  ein  erheblicher  Verwaltungsaufwand  entstehen.
 Gleichzeitig  widerspräche  eine  solche  Regelung  dem  An-
 satz,  den  Instituten  generell  ein  höheres  Maß  an  Selbstver-
 antwortung  zuzubilligen  und  ihnen  mehr  Ermessensspiel-
 räume einzuräumen.

 10.  Zu  Artikel  1  Nr.  12  Buchstabe  s  (§  10  Abs.  6  KWG)

 Die  Bundesregierung  hat  die  erbetene  Prüfung  vorgenom-
 men,  stimmt  dem  Vorschlag  jedoch  nicht  zu.  Die  Neurege-
 lung  ist  nach  den  Vorgaben  der  neu  gefassten  Kapital-
 adäquanzrichtlinie  (Nummer  3  des  Anhangs  VII  Teil  CA)
 geboten.  Bislang  kannte  das  Kreditwesengesetz  eine  Aus-
 nahme  von  der  Abzugspflicht  nach  §  10  Abs.  6  Satz  1  nur  für
 Eigenkapitalbestandteile,  die  zur  Sanierung  und  Rettung  des
 anderen  Unternehmens  gehalten  werden.  Darüber  hinaus
 wurde  in  ständiger  Verwaltungspraxis  von  einer  Abzugs-
 pflicht  für  Anteile  im  Handelsbuch  abgesehen  (Rundschrei-
 ben 14/99 der Bankenaufsicht vom 4.  November 1999).

 Der  neu  eingefügte  §  10  Abs.  6  Satz  3  erweitert  zum  einen
 die  gesetzliche  Ausnahmevorschrift  für  Unternehmen,  die
 als  „Market  Maker“  den  Handel  in  Finanzinstrumenten,  die
 Eigenmittelbestandteile  darstellen,  betreiben,  dies  der  BaFin
 und  der  Deutschen  Bundesbank  angezeigt  haben  und  die  die
 Risiken  aus  dem  Handel  mit  diesen  Instrumenten  durch  an-
 gemessene  Systeme  und  Kontrollen  ausreichend  steuern,  um
 zu  verhindern,  dass  das  Institut  durch  seine  Stellung  als
 „Market  Maker“  langfristig  Positionen  in  den  betroffenen
 Finanzinstrumenten  aufbaut.  Aufgrund  der  engeren  europa-
 rechtlichen  Vorgaben,  die  grundsätzlich  allein  auf  den  objek-
 tiven  Anteilsbesitz  abstellen,  ist  zum  anderen  aber  die  bis-
 herige  Verwaltungspraxis,  die  auch  subjektive  Aspekte
 berücksichtigt,  indem  sie  einen  generellen  Nichtabzug  von
 im  Handelsbuch  gehalten  Anteilen  vorsieht,  einzuschränken.
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11.  Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe t  (§  10  Abs.  6a  Nr.  4
 KWG)

 Die  Bundesregierung  hat  die  erbetene  Prüfung  vorgenommen,
 stimmt  dem  Vorschlag  jedoch  nicht  zu.  Anhang  II  Abs.  2  der
 neu  gefassten  Kapitaladäquanzrichtlinie  93/6/EWG  sieht  die
 erste  vertragliche  Leistung  als  die  Leistung  des  Kreditinsti-
 tuts  an,  während  die  zweite  vertragliche  Leistung  die  des
 Vertragspartners  ist.  Der  Wert  der  eigenen  erbrachten  Leis-
 tung  sowie  ein  positiver  Forderungsbetrag  sind  vom  Eigen-
 kapital  abzuziehen,  wenn  die  zweite  Leistung,  also  die  Ge-
 genleistung,  am  fünften  Tag  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht
 erbracht  worden  ist.  Wenn  also  z.  B.  die  eigene  (erste)  Leis-
 tung  am  1.  April  erbracht  wurde  und  die  zweite  Leistung  am
 20.  April  zu  erbringen  ist,  ist  der  Wert  der  eigenen  Leistung
 erst  ab  dem  25.  April  vom  Eigenkapital  abzuziehen,  sofern
 die  Gegenleistung  zu  diesem  Zeitpunkt  nicht  erbracht  wurde.
 Die  vorgesehene  Regelung  im  Kreditwesengesetz  entspricht
 der Mindestvorgabe der Richtlinie.

 12.  Zu Artikel 1 Nr. 13 und 21 Buchstabe a
 (§ 10a Abs. 5 und § 13b Abs. 2 KWG)

 Zu Buchstabe a

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Die  Regelung
 des  §  10a  Abs.  5  KWG-E  ist  materiell  nicht  neu.  Sie  bedeutet
 auch  keine  Ausweitung  des  Konsolidierungskreises,  sondern
 gibt  die  aktuell  geltende  Rechtslage  wieder.  Die  Vorschrift
 dient  allein  der  Klarstellung  und  soll  regelmäßig  auftretende
 Unsicherheiten  zur  Frage  der  Einordnung  freiwillig  konsoli-
 dierter  Unternehmen  als  gruppenangehörige  bzw.  nachge-
 ordnete  Unternehmen  im  Sinne  des  §  10a  KWG  beseitigen.
 Die  Regelung  zielt  insbesondere  auf  die  Fälle  ab,  in  denen
 Unternehmen,  an  denen  (nicht  qualifizierte)  Minderheits-
 beteiligungen  gehalten  werden,  nach  §  10  Abs.  6  Satz  3
 KWG-E  freiwillig  in  die  Konsolidierung  einbezogen  wer-
 den,  um  den  nach  §  10  Abs.  6  Satz  1  sonst  vorzunehmenden
 Abzug vom haftenden Eigenkapital zu vermeiden.

 Sowohl  die  Kapitalabzüge  nach  §  10  Abs.  6  KWG-E  als  auch
 die  Konsolidierungsvorschriften  nach  §  10a  KWG  sollen
 vermeiden,  dass  haftendes  Eigenkapital  mehrfach  belegt
 oder  Kreditpyramiden  aufgebaut  werden.  Da  bei  Minder-
 heitsbeteiligungen  eine  Konsolidierung  meist  an  der  nicht
 ausreichenden  Informationslage  des  die  Beteiligung  halten-
 den  Instituts  scheitert,  schreibt  §  10  Abs.  6  KWG-E  in  diesen
 Fällen  grundsätzlich  den  Abzug  der  Beteiligung  vom  haften-
 den Eigenkapital vor.

 Gleichzeitig  räumt  §  10  Abs.  6  Satz  3  KWG-E  den  Instituten,
 die  trotz  Minderheitsbeteiligung  über  die  für  eine  Konsoli-
 dierung  erforderlichen  Informationen  verfügen,  die  Mög-
 lichkeit  ein,  den  Kapitalabzug  durch  eine  freiwillige  Einbe-
 ziehung  des  Beteiligungsunternehmens  in  die  Konsolidie-
 rung  nach  den  §§  10a,  13b  Abs.  3  Satz  1  und  nach  §  12
 Abs.  2 Satz 1 und 2 KWG zu vermeiden.

 Die  Verweise  auf  die  genannten  Vorschriften  belegen,  dass
 im  Falle  der  freiwilligen  Konsolidierung  alle  Beziehungen
 der  Gruppe  zu  und  alle  Beiträge  aus  dem  Beteiligungsunter-
 nehmen  erfasst  werden  sollen.  Der  Unterschied  zwischen
 freiwilliger  und  pflichtgemäßer  Konsolidierung  besteht  nach
 dem  Kreditwesengesetz  mithin  nur  in  Bezug  auf  das  die
 Konsolidierung  auslösende  Ereignis,  nicht  aber  in  Bezug  auf
 das  Verfahren.  Das  Kreditwesengesetz  sieht  keine  Sonder-

 regeln  oder  Ausnahmen  für  den  Fall  der  freiwilligen  Konso-
 lidierung  vor.  Dies  ist  sozusagen  der  „Preis“  für  die  damit
 verbundene  Privilegierung,  vom  Kapitalabzug  befreit  zu
 werden.  Dies  ist  folgerichtig,  da  es  sich  insoweit  um  eine  Pri-
 vilegierung  handelt,  die  nur  dann  in  Anspruch  genommen
 werden  kann,  wenn  sichergestellt  ist,  dass  die  mit  dem  Kapi-
 talabzug verfolgten Ziele anderweitig erreicht werden.

 Hieraus  folgt  auch  unmittelbar,  dass  eine  freiwillige  Konso-
 lidierung  nur  in  den  Fällen  in  Betracht  kommt,  in  denen  dem
 Institut  oder  dem  ihm  übergeordneten  Unternehmen  die  für
 die  (freiwillige)  Konsolidierung  nach  den  aufgezählten  Vor-
 schriften  erforderlichen  Informationen  zugänglich  sind.  Ist
 dies  der  Fall,  besteht  andererseits  kein  Grund,  das  Beteili-
 gungsunternehmen  unter  Berufung  auf  nicht  oder  nur  schwer
 zugängliche  Informationen  aus  dem  zusammengefassten
 Monatsausweis nach § 25 Abs. 2 KWG auszunehmen.

 Wie  hoch  der  bankaufsichtsrechtliche  Mehrwert  aus  der  frei-
 willigen  Einbeziehung  des  Beteiligungsunternehmens  in  den
 zusammengefassten  Monatsausweis  zu  veranschlagen  ist,
 lässt  sich  nicht  pauschal  beantworten  und  hängt  stark  von  der
 jeweiligen  Struktur  der  betreffenden  Gruppe  ab.  Der  Um-
 stand,  dass  im  Einzelfall  die  für  Konsolidierungszwecke  er-
 forderlichen  Informationen  zugänglich  sind,  kann  als  Indiz
 für  eine  enge  Verbindung  mit  dem  Beteiligungsunternehmen
 gewertet  werden,  die  sich  durchaus  auch  in  bankaufsichtlich
 relevanter  Art  und  Weise  auf  die  Vermögenslage  der  gesam-
 ten  Gruppe  auswirken  kann.  Dies  stellt  einen  bankaufsicht-
 lichen Erkenntnisgewinn dar.

 Zu Buchstabe b

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Wie  bereits  zu
 Buchstabe  a  dargelegt,  führt  §  10a  Abs.  5  KWG-E,  anders
 als  im  Antrag  nebst  Begründung  dargestellt,  nicht  zu  einer
 Erweiterung  des  Konsolidierungskreises,  sondern  beschreibt
 nur  das  bereits  geltende  Recht.  Das  Kreditwesengesetz
 unterscheidet  zwischen  pflichtgemäßer  und  freiwilliger
 Konsolidierung  nur  im  Hinblick  auf  das  die  Konsolidierung
 auslösende  Ereignis.  Wird  ein  Unternehmen  einmal  pflicht-
 gemäß  oder  freiwillig  in  die  Zusammenfassung  nach  §  10a
 KWG  einbezogen,  handelt  es  sich  um  ein  gruppenangehöri-
 ges  Unternehmen,  auf  das  alle  Konsolidierungsvorschriften
 des  Kreditwesengesetz  Anwendung  finden.  Dies  ist  folge-
 richtig  und  angemessen,  da  eine  freiwillige  Konsolidierung
 aufgrund  des  mit  ihr  verbundenen  Aufwandes  nur  in  den
 Fällen  durchgeführt  wird,  in  denen  das  Institut  hierdurch
 eine  Privilegierung  (wie  z.  B.  die  Befreiung  von  der  Abzugs-
 pflicht nach §  10 Abs.  6 Satz 1 KWG) erwirken kann.

 Da  §  10a  Abs.  5  KWG-E  keine  materielle  Änderung  des  gel-
 tenden  Rechts  bewirkt,  führt  die  Regelung  auch  nicht  zu  der
 beanstandeten  Änderung/Erweiterung  der  Meldepflichten
 nach den §§  14 und 25 Abs.  2 KWG.

 Die  freiwillige  Konsolidierung  löst  auch  keine  Unterkonso-
 lidierungspflicht  aus.  Nach  §  10  Abs.  6  Satz  3  KWG-E  kann
 ein  Institut  von  dem  Kapitalabzug  absehen,  wenn  es  selbst
 oder  das  ihm  übergeordnete  Unternehmen  das  Beteiligungs-
 unternehmen  pflichtgemäß  oder  freiwillig  konsolidiert.  Ein
 abzugspflichtiges  Institut  wird  die  freiwillige  Konsolidie-
 rung  regelmäßig  nur  dann  selbst  vornehmen,  wenn  es  selbst
 übergeordnetes  Unternehmen  der  Gruppe  ist  und  daher
 ohnehin  zur  Durchführung  der  Konsolidierung  nach  §  10a



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 81 – Drucksache 16/1335
KWG  verpflichtet  ist.  Handelt  es  sich  dagegen  um  ein  nach-
 geordnetes  gruppenangehöriges  Unternehmen,  wird  es  die
 freiwillige  Konsolidierung  regelmäßig  nicht  selbst  durch-
 führen,  sondern  dies  seinem  übergeordneten  Unternehmen
 überlassen.  Im  Ergebnis  kommt  es  daher  nur  dann  zu  einer
 Unterkonsolidierung,  wenn  sich  das  nachgeordnete  Unter-
 nehmen für diese Option entscheidet.

 13.  Zu Artikel 1 Nr. 23  (§ 14 KWG)

 Die  Prüfbitte  geht  ins  Leere.  Die  vorgeschlagene  Ausnahme-
 vorschrift  für  Beteiligungen,  die  nach  §  10a  Abs.  9  KWG
 (bzw.  §  10a  Abs.  13  KWG-E)  vom  haftenden  Eigenkapital
 abgezogen  werden,  wurde  bereits  in  §  20  Abs.  6  Nr.  4
 KWG-E umgesetzt.

 14.  Zu Artikel 1 Nr. 24  (§ 15 KWG)

 Die  Bundesregierung  wird  den  Vorschlag  des  Bundsrates
 prüfen. Dabei gilt es jedoch, Folgendes zu berücksichtigen:

 §  15  KWG  geht  nicht  auf  die  Umsetzung  einer  Richtlinien-
 vorschrift  zurück.  Einen  international  abgestimmten  Min-
 deststandard  definieren  die  Baseler  Grundsätze  für  eine
 wirksame  Bankenaufsicht.  Kennzeichnend  für  die  Norm  ist
 vor  allem  ihre  Warnfunktion  für  die  Institute  und  ihre  Organe
 bei  der  Vergabe  von  Krediten  an  dem  Institut  nahe  stehende
 Personen  bzw.  an  verbundene  Unternehmen.  Die  ausdrück-
 lichen  Beschlussfassungs-  und  Zustimmungserfordernisse
 sollen  den  in  derartigen  Fällen  potentiell  vorhandenen  Inte-
 ressenkonflikten  entgegenwirken  und  der  Gefahr  einer
 „Selbstbedienung“  vorbeugen.  Sie  sollen  zu  einer  konse-
 quenten  Umsetzung  eines  Leitgedankens  der  „Corporate
 Governance“ beitragen.

 15.  Zu Artikel 1 Nr. 25  (§ 18 KWG)

 Die  vom  Bundesrat  gewünschte  Änderung  ist  nicht  erforder-
 lich.  §  18  KWG  enthält  die  allgemeine  Anforderung  nach
 Offenlegung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Kredit-
 nehmer,  sobald  der  Kredit  einen  bestimmten  Schwellenwert
 überschreitet.  Die  Regelung  überlässt  es  dabei  den  Institu-
 ten, wie sie dieser Verpflichtung nachkommen.

 Es  besteht  keine  Veranlassung,  allein  aufgrund  der  Nutzung
 eines  Ratingverfahrens  eine  Ausnahme  von  der  Anforderung
 des  §  18  KWG  einzuräumen.  §  18  KWG  erlegt  Instituten,  die
 ein  Ratingverfahren  nutzen,  auch  keine  zusätzliche  Offen-
 legungspflicht  auf.  Die  Frage  der  Nutzung  eines  Ratingver-
 fahrens  spielt  vielmehr  eine  Rolle  bei  der  Frage,  ob  im  Ein-
 zelfall  die  Anforderungen  des  §  18  KWG  erfüllt  sind.  Dies
 wird  regelmäßig  der  Fall  sein,  wenn  ein  Institut  ein  von  der
 Aufsicht  abgenommenes  Ratingverfahren  einsetzt  (IRBA-
 Institute).  Bei  anderen  Ratingverfahren  wäre  im  Einzelfall  zu
 prüfen,  ob  die  hierdurch  gewonnenen  Erkenntnisse  ausrei-
 chen,  dem  Institut  die  in  §  18  KWG  geforderte  Einsicht  in  die
 wirtschaftlichen Verhältnisse zu verschaffen.

 16.  Zu Artikel 1 Nr. 27  (§  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  3,  Satz  3;
 Abs. 6 KWG)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Unter  den  Be-
 griff  der  „Pensions-  oder  Leihgeschäfte“  in  §  20  Abs.  2
 Satz  1  Nr.  3  KWG-E  fallen  auch  „vergleichbare  Geschäfte“,

 ohne  dass  es  einer  ausdrücklichen  Regelung  bedarf.  Die  Be-
 zeichnung  „Pensions-  oder  Leihgeschäfte“  hat  sich  in  der
 Praxis insgesamt bewährt.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Dem  Begehren  zu  §  20  Abs.  2  Satz  3  KWG-E  ist  bereits
 Rechnung  getragen  worden,  indem  die  Vorschrift  das  Wort
 „soweit“  enthält.  Das  Wort  „soweit“  bedeutet  rechtstech-
 nisch  „in  dem  Maße,  wie“.  Die  Vorschrift  trägt  damit  dem
 „Partial Use“ Rechnung.

 Zu Buchstabe b

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Informationen
 über  die  Verschuldung  an  diese  Adressen  vermitteln  der
 Bankenaufsicht  durchaus  Erkenntnisgewinn.  Anderenfalls
 wäre  die  Auslandskreditvergabe  deutscher  Kreditinstitute
 nicht  mehr  im  Detail  nachvollziehbar.  Darüber  hinaus  dürf-
 ten  auch  die  Institute  selbst  ein  gleich  gelagertes  Interesse  an
 der  Benachrichtigung  über  die  Verschuldung  dieser  Adres-
 sen  haben.  Dies  scheinen  auch  andere  Kreditregister  in  der
 EU  so  zu  sehen,  denn  auch  in  allen  anderen  am  grenzüber-
 schreitenden  Datenaustausch  beteiligten  Kreditregister  wer-
 den  Verschuldungsdaten  über  ausländische  öffentliche
 Haushalte erhoben und benachrichtigt.

 17.  Zu Artikel 1 Nr. 28  (§ 20a KWG)

 Dem  Antrag  kann  aufgrund  entgegenstehender  Vorgaben  aus
 der  neu  gefassten  Bankenrichtlinie  (Anhang  VI  Teil  1  §  65)
 nicht entsprochen werden.

 Pfandbriefe  im  Sinne  des  §  1  Abs.  3  des  Pfandbriefgesetzes
 gelten  generell  als  gedeckte  Schuldverschreibungen  für
 Zwecke  des  §  20a  KWG-E.  Dazu  zählen  auch  Pfandbriefe,
 die  durch  Forderungen  gedeckt  sind,  für  welche  die  fortgel-
 tende  Deckungspflicht  nach  §  49  des  Pfandbriefgesetzes  gilt.
 Für  eine  noch  weitere  Privilegierung  von  Schuldverschrei-
 bungen  öffentlich-rechtlicher  Kreditinstitute,  die  noch  unter
 die  befristete  Fortgeltung  der  Gewährträgerhaftung  fallen,
 und  somit  für  eine  Erweiterung  des  §  20a  Abs.  1  Satz  1  Nr.  3
 KWG-E fehlt die EU-rechtliche Grundlage.

 18.  Zu Artikel 1 Nr. 29  (§ 22 Satz 1 Nr. 7 KWG)

 Die  Bundesregierung  wird  die  Forderung  nach  Streichung
 von  §  22  Satz  1  Nr.  7  KWG-E  im  Lichte  der  Praktiken  in  den
 anderen  EU-Mitgliedstaaten  und  unter  Berücksichtigung  der
 derzeitigen  Diskussionen  im  Ausschuss  der  europäischen
 Bankenaufseher prüfen.

 19.  Zu Artikel 1 Nr. 33  (§ 25a KWG)

 Dem  Antrag,  das  in  den  Artikeln  22,  123  und  124  der  neu
 gefassten  Bankenrichtlinie  2000/12/EG  niedergelegte  Prin-
 zip  der  doppelten  Proportionalität  ausdrücklich  in  §  25a
 Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  KWG-E  zu  verankern,  steht  aus  Sicht  der
 Bundesregierung Folgendes entgegen:

 Das  Prinzip  der  doppelten  Proportionalität  kommt  im  Gesetz
 hinreichend  zum  Ausdruck,  da  die  Institute  nach  §  25a
 Abs.  1  Satz  3  Nr.  1  KWG-E  dazu  verpflichtet  werden,  ein
 „angemessenes“  Risikomanagement  einzurichten.  Darüber
 hinaus  wird  dieses  Prinzip  auch  in  den  bankaufsichtsrecht-
 lichen  Mindestanforderungen  an  das  Risikomanagement
 (MaRisk) der BaFin explizit hervorgehoben.
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Ebenso  wenig  ist  eine  Einengung  des  Strategiebegriffs  in
 §  25a  Abs.  1  Satz  3  Nr.  3  KWG-E  erforderlich.  Dass  es  in  der
 neu  gefassten  Bankenrichtlinie  um  einen  weiten  Strategie-
 begriff  geht,  wird  allein  schon  durch  die  Verwendung  der
 Mehrzahl  („strategies“)  in  den  Artikeln  123,  124  Nr.  1  und  3,
 Artikel  136  Nr.  1b  sowie  Anhang  V  Nr.  2  zu  Artikel  22  deut-
 lich.  Im  Rahmen  der  Entwicklung  der  MaRisk  wurde  der  im
 Gesetz  niedergelegte  Strategiebegriff  intensiv  diskutiert.
 Zwischen  allen  Beteiligten  bestand  Konsens,  dass  jedes  Ins-
 titut  eine  Risikostrategie  und  eine  hierzu  konsistente  Ge-
 schäftsstrategie  festzulegen  hat,  wobei  der  Inhalt  der  Ge-
 schäftsstrategie  nicht  Gegenstand  von  Prüfungshandlungen
 durch  externe  oder  interne  Prüfer  sein  soll.  Dieses  Ergebnis
 ist  in  das  Modul  AT  4.2  der  MaRisk  („Strategien“)  überführt
 worden  und  dementsprechend  auch  im  §  25a  Abs.  1  Satz  3
 Nr.  1  KWG-E  sowie  der  Begründung  zum  Gesetzentwurf  be-
 rücksichtigt  worden.  Dementsprechend  ist  §  25a  Abs.  1  Satz
 3 Nr.  1 KWG-E ausgestaltet worden.

 20.  Zu  Artikel  1  Nr.  33  Buchstabe  c  (§  25a  Abs.  2  KWG)

 Dem  Antrag  soll  nicht  entsprochen  werden.  Die  Bankenauf-
 sicht  muss  vor  dem  Hintergrund,  dass  eine  Auslagerung
 operationelle  Risiken  mit  sich  bringt,  aktuell  über  die  beab-
 sichtigten,  bestehenden  und  beendeten  Auslagerungsverhält-
 nisse  unterrichtet  sein.  Die  jetzt  vorgesehene  Ergänzung  um
 Beendigungsanzeigen  füllt  eine  bestehende  aufsichtliche
 Lücke.  Gerade  eine  vollständige  Beendigung  der  Auslage-
 rung  ist  von  aufsichtsrechtlichem  Interesse,  da  sich  je  nach
 Auslagerungsgegenstand  die  Frage  anschließen  kann,  ob  das
 Institut  in  der  Lage  ist,  den  Bereich  mit  seiner  vorhandenen
 Organisation  und  Personalausstattung  in  einer  nach  §  25a
 Abs.  1  KWG  erforderlichen  Weise  wieder  selbst  zu  adminis-
 trieren.  Im  Übrigen  ist  nicht  abzusehen,  dass  die  Melde-
 pflicht  zu  einem  erheblichen  weiteren  Verwaltungsaufwand
 für  die  Institute  führt.  Die  Auslagerung  eines  Geschäfts-
 bereichs  ist  kein  alltäglicher  Vorgang  und  regelmäßig  auf
 einige  Dauer  angelegt.  Die  Anzahl  der  abzugebenden  Anzei-
 gen dürfte sich insoweit in einem engen Rahmen halten.

 21.  Zu  Artikel  1  Nr.  33  Buchstabe  d  (§  25a  Abs.  3  KWG)

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Die  Befugnis
 der  Bankenaufsicht  nach  §  25a  Abs.  3  KWG-E  geht  weniger
 weit  als  in  dem  Antrag  des  Bundesrates  zum  Ausdruck  ge-
 bracht wird.

 Die  Befugnisse  der  Aufsicht  enden  dort,  wo  die  Privatauto-
 nomie  der  Institute  beginnt.  Die  Aufsicht  kann  weder  von
 sich  aus  Verträge  kündigen,  noch  dem  Institut  einen  be-
 stimmten  Vertragspartner  aufzwingen.  Bestehen  im  Bereich
 der  ausgelagerten  Tätigkeiten  aber  erkennbare  Mängel  und

 ist  ersichtlich,  dass  das  Institut  selbst  keine  Abhilfe  schafft,
 muss  die  Aufsicht  die  Möglichkeit  haben,  durch  eine  gezielte
 Anordnung  darauf  hinzuwirken,  dass  diese  Mängel  durch
 Vertragsanpassungen,  durch  eine  Übertragung  der  Tätigkeit
 auf  einen  (vom  Institut  auszusuchenden)  geeigneten  Dienst-
 leister  oder  durch  Rückverlagerung  in  den  Betrieb  des  Insti-
 tuts  bereinigt  werden,  bevor  gravierende  Probleme  entste-
 hen.  Im  Regelfall  wird  die  Aufsicht  hierbei  dem  Institut  die
 Möglichkeit  einräumen,  den  aus  seiner  Sicht  geeigneten
 Weg zur Behebung des Mangels zu wählen.

 Die  Anordnung  muss  als  Verwaltungsakt  inhaltlich  hinrei-
 chend  bestimmt,  vom  Institut  umsetzbar  und  geeignet  sowie
 erforderlich  sein,  den  erkannten  Mangel  zu  beseitigen.  Da-
 rüber  hinaus  ist  sie  zu  begründen.  Willkürliche  oder  ungeeig-
 nete  bzw.  nicht  erforderliche  Anordnungen  der  BaFin  sind
 demnach ausgeschlossen.

 22.  Zu Artikel 1 Nr. 35  (§ 26a KWG)

 Dem  Antrag  kann  nicht  entsprochen  werden.  Eine  Offen-
 legung  nach  den  Regelungen  des  Handelsgesetzbuchs  ge-
 nügt  der  Offenlegungspflicht  nach  Kapitel  5  und  Anhang  XII
 der neu gefassten Bankenrichtlinie nicht.

 Die  Richtlinie  sieht  zwar  keine  besonderen  Erleichterungen
 für  kleine  und  mittlere  Institute  vor,  gibt  jedoch  den  Schutz
 vertraulicher  Informationen  und  die  Anwendung  des
 Wesentlichkeitsprinzips  bei  der  Offenlegung  vor.  Beide
 Gesichtspunkte  sind  in  besonderem  Maße  für  kleine  und
 mittlere  Institute  von  Bedeutung.  Sie  sind  zur  Umsetzung  in
 nationales  Recht  vorgesehen  und  erlauben  eine  an  die  jewei-
 ligen  Belange  der  Institute  angepasste  Offenlegung.  Es  ist
 nicht  ersichtlich  und  auch  nicht  gefordert,  dass  die  Abwä-
 gung  dieser  Gesichtspunkte  einen  erheblichen  regelmäßigen
 Prüfungsaufwand erfordert.

 Der  Gesichtspunkt  der  Wesentlichkeit  gilt  als  Grundsatz
 ordnungsmäßiger  Buchführung  nicht  nur  in  der  IAS/IFRS-
 Systematik,  sondern  allgemein.  Insoweit  greift  die  Aussage
 in  der  Begründung  des  Antrags  in  Nummer  22  zu  §  26a
 KWG-E,  die  Definition  der  Wesentlichkeit  beruhe  auf  dem
 IAS-Rahmenkonzept,  zu  kurz.  Der  Gleichlauf  zwischen
 bankaufsichtsrechtlichen  Offenlegungspflichten  und  Rech-
 nungslegungsvorschriften  war  Maßstab  bei  der  Formulie-
 rung  der  Offenlegungspflichten  in  der  Richtlinie,  um  Kon-
 flikte  zwischen  beiden  Regelungssystemen,  die  eine
 doppelte  Offenlegung  gleicher  Sachverhalte  nach  unter-
 schiedlicher  Systematik  erfordern  würden,  zu  vermeiden.
 Hieraus  ist  allerdings  nicht  abzuleiten,  dass  die  Offenlegung
 nach  Handelsgesetzbuch  oder  IAS/IFRS  für  aufsichtsrecht-
 liche Zwecke ausreichend ist.
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